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Die Meiersche Brücke

Eine schillernde Lektion für die Kinder in der jüngsten Vergangenheit
ebenso wie in der täglichen Gegenwart, Gleichberechtigung, Demokratie
und soziale Regeln zu verinnerlichen unter Zuhilfenahme eines
einstudierten Straßen- oder auch Kindergartenspiels, ist zumeist der
dazugehörige Liedtext. In einem das rituelle Spiel begleitenden Lied
zum Beispiel heißt es:

Die Meiersche Brücke, die Meiersche Brücke,

die ist so schnell zerbrochen.

Wer hat sie zerbrochen, wer hat sie zerbrochen?

Der Wolf mit seinen Knochen!

Diese überlieferte und angelernte Art, mit Gut und Böse, Falsch und
Richtig, Zielgestützt oder Zielverworfen einen gültigen und schlüssig
angepaßten Umgang zu pflegen, kann fürwahr als Blüte der
Erziehungskunst angesehen werden. Die Wirkung des Textes, die Kleinen
und die Kleinsten selbst auf der Straße bei ihrem
entwicklungsorientierten Buhlen um allgemeine Anerkennung und
besonderen Erfolg abzuholen, dürfte essentiell doch nur als
Erziehungsmittel gelten.

Zahllose derartiger antiquierter oder moderner Mittel und Wege, die
Aufmerksamkeit unserer Jüngsten in den Kitas, Kindergärten sowie in
allen übrigen Verwahr- und Begleitveranstaltungen zu binden und zu
fesseln, können nur der unausgesprochene Zweck eines solchen
Instruments sein. Sie zwingen endlich auch die kleinen Menschenseelen
in ein lohn- und strafverheißendes Kesseltreiben mit optimaler
Erfüllungsaussicht und stützen sich gerne auf die Uraussage 'Brot und
Spiele für das Volk' als Zügel und Zaumwerkzeug herrschaftlicher
Interessen und gesellschaftlicher Regeln. Hergeleitet von
bewegungsintensiv und variabel bzw. vielfältig beschreibt es dann
einen endlich doch induzierten, also geregelten Verlauf individuell
beteiligter Tanz- und Entfaltungsfreiheiten. Nur das Spiel kann den
Begriff der Übung zweckmäßig füllen und erweist sich mithin als die
Jokerkarte verschleierter Einflüsse und Fremdbestimmung.

Ihre Schattenblick-Redaktion


5. April 2019
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ATOM/210: Strahlende Wege - heiße Luft ... (Robin Wood)


Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen"

Pressemitteilung vom 5. April 2019

Irreführende Meldung über das angebliche Aus für Atomtransporte durch
Hamburg



Hamburg - Das Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen"
kritisiert irreführende Meldungen über das angebliche Aus für
Atomtransporte durch Hamburg. "Hafenunternehmen verzichten auf
Atomumschlag" war am 2. April 2019 in Reaktion auf eine Pressemitteilung
der Hamburger Wirtschaftsbehörde in mehreren Medien zu lesen.
Tatsächlich ist jedoch kaum ein Rückgang von Atomtransporten durch den
Hamburger Hafen zu erwarten. Denn der größte Teil der Atomtransporte,
die über den Hamburger Hafen laufen, fällt gar nicht unter die
Vereinbarung zum freiwilligen Verzicht. Das Bündnis "Atomtransporte
durch Hamburg stoppen" fordert - statt freiwilliger
Selbstverpflichtungen einzelner Unternehmen - die Entwidmung des
Hamburger Hafens für sämtliche Atomtransporte und die sofortige
Stilllegung aller Atomanlagen.

Zwei Unternehmen, Hapag Lloyd und die HHLA (Hamburger Hafen und Logistik
AG), hatten bereits vergangenes Jahr ihren Verzicht auf den Umschlag von
Kernbrennstoffen in Hamburg erklärt. Doch die Umsetzung lässt auf sich
warten. So führte die HHLA den jüngsten Brennelemente-Transport am 30.
März 2019 durch - ein Jahr nach der Verzichtserklärung!

Neu ist, dass nun auch Eurogate auf diese Transporte verzichten will.
Dies ist ein Schritt in die richtige Richtung, weil der Hafenbetreiber
zuvor tatsächlich Kernbrennstoff umgeschlagen hat. Unklar ist aber auch
hier, wann der Verzicht umgesetzt wird. Zumal Eurogate ab dem 18. März
2017 Atomtransporte der russischen Reedereien NSC und ASPOL übernommen
hatte, die zuvor am Burchardkai der HHLA umgeschlagen wurden.

Zudem ist fraglich, ob die Verzichtserklärung von Eurogate ein Ergebnis
der Politik des Hamburger Senats ist. Schließlich hat beispielsweise die
Reederei ACL nach Erkenntnissen des Bündnisses seit dem 1. Februar 2015
ohne Gespräche mit dem Senat auf Kernbrennstoff-Transporte verzichtet;
seit dem 15. Juli 2017 auch auf alle Atomtransporte - möglicherweise
aufgrund des Brandes des ACL-Atomfrachters Atlantic Cartier 2013 im
Hafen und der zahlreichen Protestaktionen von Atomkraftgegner*innen.

2018 kamen immer noch 19 Schiffe mit atomaren Kernbrennstoffen nach
Hamburg (4-mal zur HHLA, 15-mal zu Eurogate). Für die sonstigen
radioaktiven Stoffe kamen 86-mal die Schiffe in den Hamburger Hafen
(57-mal HHLA, 29-mal u.a. Süd-West Terminal und Eurogate). Als die ACL
noch im Geschäft mit Kernbrennstoffen war, gab es 2014 49
Schiffsankünfte. Darüber hinaus gehen weitere Atomtransporte über das
Hamburger Stadtgebiet, die den Hafen nicht betreffen.

Die Verzichtserklärung, für die der Hamburger Senat und die Grünen sich
selbst feiern, ist in vieler Hinsicht somit heiße Luft.

Warum die Hamburger Wirtschaftsbehörde auch den Betreiber des
Süd-West-Terminal C. Steinweg in ihrer Mitteilung erwähnt, erschließt
sich nicht. Das Unternehmen hat nie Kernbrennstoffe umgeschlagen. Es
schlägt Uranerzkonzentrat - auch Yellow Cake genannt - aus Namibia um.
Das ist der Rohstoff, der weltweit zur Herstellung von Brennelementen -
oder auch Atombomben - benötigt wird.

Uranerzkonzentrat fällt genauso wenig wie das für die
Urananreicherungsanlage Gronau bestimmte, giftige und extrem gefährliche
Uranhexafluorid (UF6) unter die im Atomgesetz definierten
Kernbrennstoffe und ist somit kein Gegenstand der Verzichtserklärung.
Transporte von Uranhexafluorid und Uranerzkonzentrate machen aber mit
ca. 80 Prozent die überwiegende Anzahl von Atomtransporten durch den
Hafen von Hamburg aus.

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, weshalb der Hamburger
Senat nicht mit den Reedereien OOCL und MACS ins Gespräch gekommen ist.
Beide Reedereien führen Atomtransporte über Hamburg durch. OOCL wie auch
Hapag-Lloyd schlagen bei HHLA um, MACS am Süd-West-Terminal von C.
Steinweg. Der Umschlag wird voraussichtlich weitergehen, und darüber
will man beim Hamburger Senat offensichtlich nicht mit den
Hafenunternehmen sprechen.

Das Bündnis "Atomtransporte durch Hamburg stoppen" wird weiter mit
Öffentlichkeitsarbeit und Aktionen gegen sämtliche Atomtransporte
kämpfen, die der weltweiten Versorgung von Atomanlagen dienen. Für die
sofortige Stilllegung aller Atomanlagen - weltweit!


Weitere Informationen:

Website des Bündnisses:

http://www.atomtransporte-hamburg-stoppen.de/

ROBIN WOOD ist gemeinsam mit engagierten Einzelpersonen und Initiativen
aktiv in der Kampagne "Atomtransporte durch Hamburg stoppen".

Auswertungen zu den Atomtransporten durch Hamburg:

https://sand.blackblogs.org/dokumente/auswertungen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. April 2019

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2019 
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WALD/386: Hambacher Forst - ein Appell ... (Michael Zobel)


60 Monate Waldspaziergang - kein Ende abzusehen 

Appell zur Rettung von Dörfern und Wald

von Michael Zobel, 10. April 2019



Guten Tag zusammen,

60 Monate Waldspaziergang am Hambacher Wald, Wald statt Kohle, Sonntag, 14.
April, 11.30 Uhr Treffpunkt, diesmal in Morschenich, 12.00 Uhr geht es
los... Begrüßung der TeilnehmerInnen durch Eva Töller, Michael Zobel und
Todde Kemmerich, dann übernimmt Eva...

Zeitgleich gibt es einen Dorf- und Naturspaziergang in Keyenberg, dort
führe ich im Auftrag von WDR5 unter dem Motto Was die Bagger noch holen
wollen. (Anmeldung bei WDR5)

Seit 60 Monaten führen wir Menschen durch den Wald und die Dörfer, weit
mehr als 50000 TeilnehmerInnen waren bisher dabei. Und wir haben
vermeintlich viel erreicht. Zwei Jahre hintereinander gab es keine
Rodungssaison, der wunderbare Wald steht immer noch. Die Kohlekommission
hat seinen Erhalt für "wünschenswert" erklärt, die Landesregierung NRW
möchte die Empfehlung eins zu eins umsetzen. Und RWE prüft den Erhalt des
Waldes ebenfalls... so zumindest wird es der Öffentlichkeit vermittelt.

Doch im der Realität sieht es komplett anders aus. Die Bagger kommen immer
näher, inzwischen beträgt die Entfernung Schaufelrad/Waldrand an einer
Stelle deutlich unter 200 Meter. Legt es RWE wirklich darauf an, den Wald
in den Tagebau rutschen zu lassen? Nimmt die Politik das reglos hin,
schauen die Gerichte diesem Treiben weiter zu? Manheim wird weiter täglich
ausradiert, in wenigen Wochen soll die Kirche fallen, in Morschenich werden
die Gärten verwüstet, die ersten Häuser sind unbewohnbar gemacht worden.
Niemals werden die Kohlebagger diese beiden Orte erreichen, wenn die
Empfehlungen der Kommission umgesetzt werden. Trotzdem werden tagtäglich
weitere unumkehrbare Tatsachen geschaffen. Den verbliebenen Bewohnern der
Dörfer am Tagebau Hambach und am Tagebau Garzweiler wird das Leben zur
Hölle gemacht. Und das, wo doch das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung vorgerechnet hat, dass Wald und Dörfer bleiben können,
ohne die Energieversorgung des Landes ernsthaft zu gefährden.

Wer gedacht hatte, wir hätten unsere Ziele erreicht, hat sich dramatisch
getäuscht. Entschieden ist gar nichts. Die Bagger baggern weiter, das
Grundwasser wird weiter abgepumpt, Menschen werden weiter vertrieben,
Agrar- und Kulturland wird unwiederbringlich vernichtet.

Und wir werden weiter belogen, erst gestern wurde offiziell von der
Landesregierung bestätigt, dass die Räumung der Baumhäuser im Hambacher
Wald im Auftrag von RWE durchgeführt wurde. NRWE? Niemals so offensichtlich
wie jetzt. 60000 Euro hat die Landesregierung an externe Gutachter gezahlt,
um Vorwände für den größten und teuersten Polizeieinsatz in der Geschichte
NRW's zu finden. Weitere Stichworte, die Böschungslüge, Polizeieinsätze
unter dem Vorwand einer nicht existierenden "Verkehrssicherungspflicht",
unter Polizeischutz gefällte Bäume, massiver Ausbau von waldfremden Pisten
im potentiellen FFH-Gebiet...

Das Alles nehme ich erneut zum Anlass für einen eindringlichen Appell an
RWE, an die Politik, an die Gewerkschaften und die Kirchen, ihrer
Verantwortung gerecht zu werden, Dörfer und Wald zu retten und für eine
dauerhafte Befriedung der Region zu sorgen.

Es geht um Glaubwürdigkeit, es geht um die Ernsthaftigkeit der
Energiewende, es geht um die Bewahrung der Schöpfung.

Im Anhang mein Appell, er geht an führende Vertreter von RWE einschließlich
Herrn Schmitz. Dazu an den Bundespräsidenten Frank Walter Steinmeier, die
Bundeskanzlerin Angela Merkel, an die Bischöfe Woelki und Dieser, an den
Präses der evangelischen Kirche im Rheinland Rekowski und den Vizepräses
Pistorius, an die Vorsitzenden der Gewerkschaften IGBCE und ver.di Michael
Vassiliadis und Frank Bsierske, an den Ministerpräsidenten von NRW Armin
Laschet, an Christian Lindner und an den Aachener Polizeipräsidenten Dirk
Weinspach. Zusätzlich per Mail an alle aktuellen Bundestagsabgeordneten, an
die Landtagsabgeordneten in Düsseldorf.

Weiterhin versende ich meinen Appell an die bundesweite Presse und an
Menschen, die sich seit Jahren mit dem Thema in unterschiedlichster Weise
beschäftigen.

Ich bin dankbar

• wenn Sie als Pressevertreter diesen Appell aufgreifen, zum Thema
machen, die Bilder der Zerstörung in die Welt bringen, bei RWE, der Politik
und den anderen Entscheidungsträgern nachfragen.

• wenn Sie als Politiker den Appell lesen und schnellstens in Handeln
umsetzen.

• wenn der Appell über möglichst viele Verteiler bei möglichst vielen
Menschen ankommt.

• wenn Sie an einem der kommenden Spaziergänge im Hambacher Wald und
in den Dörfern teilnehmen, Sie sind herzlich eingeladen, die nächsten
Termine sind der 14. April, 12. Mai, 16. Juni, 14. Juli...

Danke für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit zur Verfügung,

mit hoffnungsvollen Grüßen,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

 * 

Appell im April 2019 - Versöhnen statt spalten - Wald und alle Dörfer
können bleiben

April 2019, es ist viel in Bewegung, wir stehen vor großen Veränderungen.
Der Klimawandel wird immer drastischer, der UN-Generalsekretär ruft um
Hilfe. Steigender Meeresspiegel, Dürren, Überschwemmungen, Tornado in der
Eifel. Die "Jahrhundertereignisse" im Monatstakt. Und was machen wir?
Weiter wie gehabt? Aussitzen hilft nicht mehr. Vielleicht sind es am Ende
unsere Kinder, die Schüler und Studenten, die für eine drastische Wende
sorgen. Indem sie weltweit auf die Straßen gehen und für ihr Überleben und
ihre Zukunft kämpfen. Unterstützt von Eltern, Lehrern, Wissenschaftlern,
Künstlern. Unüberhörbar, unübersehbar. Es geht um nicht weniger als um das
Überleben auf diesem Planeten. Viele Akteure sind jetzt gefragt, wir haben
keine Zeit mehr. Die Erkenntnisse liegen auf dem Tisch, jetzt muss
gehandelt werden, bei uns und anderswo.

Regierung und Politik

Frau Merkel, Herr Altmeyer, Frau Schulze, Herr Laschet, setzen Sie
mindestens die Empfehlungen der Kohlekommission sofort um. Oder zeigen Sie
der Welt, dass Sie die Zeichen der Zeit erkannt haben und gehen Sie noch
über die Empfehlungen der Kommission hinaus. Greifen Sie die Sorgen vor
allem der jungen Menschen auf, diese Bewegung ist nicht aufzuhalten. Herr
Laschet, mit einem Rodungs-Moratorium bis 2020 ist niemandem gedient.
Helfen Sie mit, einen dauerhaften Rodungsstopp durchzusetzen, setzen Sie
genau dieses Zeichen, viele Menschen werden Ihnen dankbar sein.

Kirchen

Es geht um die Bewahrung der Schöpfung. Nicht nur als Lippenbekenntnis.
Auch durch Taten. Entwidmen Sie keine Kirchen in den Tagebaudörfern mehr.
Verkaufen Sie keine weiteren Gotteshäuser an RWE. Retten Sie die Kirchen in
Manheim, Morschenich, Keyenberg, Kuckum und den anderen Dörfern an den
Tagebauen. Stellen Sie sich an die Seite der Menschen, die in ihrer
angestammten Heimat bleiben wollen.

Gewerkschaften

Angst ist ein denkbar schlechter Ratgeber. Der Strukturwandel ist in vollem
Gange, jetzt wird er zusätzlich angeschoben mit großen Summen. Sagen Sie
Ihren Mitgliedern, dass die kommenden Veränderungen eine ganz große Chance
für die Braunkohlereviere sind. Schon jetzt äußern die Arbeitsagenturen,
dass der Bedarf an Arbeitskräften im Revier in den kommenden Jahren kaum
gedeckt werden kann. Für mich gehört zu den Aufgaben von Gewerkschaften,
für zukunftsfähige und nachhaltige Beschäftigung zu arbeiten. Nehmen Sie
den Beschäftigten die Sorge vor den längst überfälligen Veränderungen...

Fridays for Future

Ich setze auf die jungen Menschen. Sie nehmen das Handeln jetzt selbst in
die Hände, hunderttausendfach jeden Freitag, bei uns, weltweit. Die
"Profis" hatten genug Zeit, jetzt läuft die Zeit davon. Und je größer die
Restriktions-Drohungen und die Schmähungen werden, umso klarer wird, dass
die jungen Leute auf dem richtigen Weg sind. Ich freue mich, für meine
Kinder und meine Enkel. Zusammen mit vielen Eltern, Lehrern,
Wissenschaftlern, Künstlern. Und wir bleiben dabei, in den kommenden Wochen
und Monaten. Auch am 21. Juni in Aachen, mit 50000 oder mehr Menschen aus
ganz Europa, unsere Stadt wird dann das Zentrum der ständig wachsenden
Bewegung sein. Danke, Fridays for Future!

RWE

Ich appelliere an den Konzern. Hören Sie sofort auf, tagtäglich
unumkehrbare Tatsachen zu schaffen. Hören Sie auf, den Hambacher Wald zu
zerstören. Stoppen Sie die Bagger auf der oberen Sohle. Hören Sie auf mit
der Zerstörung der Dörfer, niemals wird ein Braunkohlebagger Manheim oder
Morschenich erreichen. Stoppen Sie die Vertreibung der Menschen aus den
Dörfern. Machen Sie möglich, dass Menschen in ihrer Heimat bleiben. Helfen
Sie mit, den Tagebaudörfern eine neue Zukunft zu geben. Hören Sie auf mit
Ihrer unsäglichen Propaganda. Mit der Böschungslüge am Hambacher Wald.
Zweimal haben Sie den Stillstand des Tagebaus Hambach beschworen. Vor
Gericht. Ohne Rodungen käme das Ende des Tagebaus. Unwahr. Das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung hat Ihnen präzise vorgerechnet, dass
Dörfer und Wald erhalten bleiben können, ohne die Tagebaue in den kommenden
Jahren stoppen zu müssen. Hören Sie auf, Öl ins Feuer zu gießen, helfen Sie
mit, eine ganze Region zu befrieden.

Waldbewohner und Waldschützer

Bekanntlich habe ich großen Respekt vor den Menschen im Wald, die seit
sieben Jahren den Wald unter großem persönlichem Einsatz vor der
endgültigen Vernichtung bewahrt haben. Ich verlange aber von jedem
Menschen, der sich für den Erhalt des Hambacher Waldes einsetzt, dass er
sehr genau überlegt, welche Handlungen dem gemeinsamen Ziel dienlich sind
und welche nicht. Es gibt auf beiden Seiten Menschen, die nicht an einer
friedlichen Lösung interessiert sind. Unüberlegte Handlungen werden gerne
benutzt, um von jeglicher inhaltlicher Diskussion abzulenken. Und genau das
brauchen wir nicht.

Polizei

Ich appelliere an den Innenminister, die unsägliche Eskalations-Rhetorik
einzustellen. Sie dient nicht dem Frieden. Ich appelliere an die Polizei
von NRW und darüber hinaus, sich nicht weiter für eine verfehlte Politik
missbrauchen zu lassen. Aktuell wird bekannt, dass der große
Räumungseinsatz im September 2018 eben doch von RWE beauftragt war, die
Landesregierung NRW hat externe Gutachter beauftragt, nach Vorwänden für
diesen sündhaft teuren und völlig sinnlosen Einsatz zu suchen. Ein Skandal.
Baumhäuser können geräumt werden. Wieder und wieder. Aber mit diesen
überflüssigen und teuren Einsätzen wird nicht ein einziges Problem gelöst.
Mit jedem Ihrer Einsätze wird ein weiteres Stück des Hambacher Waldes
massiv geschädigt. Es kann und darf nicht sein, dass die Polizei des Landes
sich so zum Erfüllungsgehilfen eines profitorientierten Konzerns macht.

Danke für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Für Rückfragen stehe ich natürlich jederzeit zur Verfügung,

mit hoffnungsvollen Grüßen,

Michael Zobel

Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 10. April 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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LIBYEN/014: Die nächste Runde im libyschen Krieg (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. April 2019

german-foreign-policy.com

Die nächste Runde im libyschen Krieg



BERLIN/TRIPOLIS - Mit der erneuten Eskalation des Bürgerkriegs in Libyen
stehen die dortigen Einflussbemühungen Berlins und der EU endgültig vor
einem Scherbenhaufen. Insbesondere die Bundesrepublik hatte sich schon vor
Jahren für die Einsetzung der "Einheitsregierung" stark gemacht, die nun
von Truppen des ostlibyschen Generals Khalifa Haftar aus der Hauptstadt
Tripolis verjagt zu werden droht. Allerdings waren Berlin und Brüssel nur
an einer Anlaufstelle für die Flüchtlingsabwehr interessiert; dies habe dem
offiziellen Ziel, "zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen", "direkt entgegen[gestanden]", urteilt ein Experte der
Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP). Vom Westen nicht nur im
Stich gelassen, sondern auch aktiv sabotiert, sei die Einheitsregierung
faktisch eine leichte Beute für Mafia-Milizen geworden. Paris hingegen, von
der Chancenlosigkeit der Einheitsregierung überzeugt, unterstützte bereits
früh die Truppen von General Haftar. Es handelt sich um Frankreichs zweiten
Versuch nach 2011, in Libyen stärkeren Einfluss zu erlangen.

"Weitgehend machtlos"

Beobachter hatten die Einsetzung der libyschen Einheitsregierung Anfang
2016 durch die westlichen Mächte von Anfang an mit scharfer Kritik
begleitet. Offiziell ging es darum, die verfeindeten Bürgerkriegsparteien
im Rahmen der Vereinten Nationen in Richtung auf eine Einigung hin zu
steuern. Tatsächlich aber, warnte bereits damals der Libyen-Experte der
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), Wolfram Lacher, wolle der Westen,
der die UN-Verhandlungen leitete, vor allem eines: "unbedingt endlich die
Bildung einer Einheitsregierung" durchsetzen, "die dann international
anerkannt" werde - dies selbst dann, wenn sie "weitgehend machtlos" sei.[1]
Der Vorwurf traf nicht zuletzt den deutschen UN-Sondergesandten für Libyen,
Martin Kobler, der - als einer "der fähigsten und erfahrensten deutschen
Diplomaten" geltend [2] - am 4. November 2015 in sein neues Amt eingesetzt
worden war und die Bildung der "Einheitsregierung" führend organisierte.
Der Westen war vor allem aus zwei Gründen an einer international
anerkannten Regierung interessiert: Sie sollte - das strebten vor allem die
Vereinigten Staaten an - den längst geplanten Krieg gegen die
IS-Stützpunkte in Libyen offiziell legitimieren, und sie sollte - darum war
es vor allem Deutschland und Italien zu tun - bei der Abwehr von
Flüchtlingen kooperieren.

Mafiöse Milizen

Libyens Einheitsregierung, die unter Koblers Leitung schließlich Anfang
2016 ihr Amt zumindest offiziell antrat, hat mangels einer eigenen realen
Machtbasis von Beginn an große Schwierigkeiten gehabt, sich in der
Hauptstadt Tripolis auch nur niederzulassen. Zunächst in ihrem
Handlungsradius auf ein paar Gebäude in der Marinebasis von Tripolis
beschränkt, gelang es ihr im Laufe der Zeit, sich durch enge Kooperation
mit den in der Hauptstadt dominierenden Milizen einigermaßen festzusetzen.
Wurde im westlichen Ausland gerne die Fiktion genährt, die Regierung
gewinne langsam, aber sicher die Kontrolle, so ist tatsächlich genau das
Gegenteil der Fall gewesen: Wie SWP-Experte Lacher vor einem Jahr
feststellte, war die Einheitsregierung "zu einer bloßen Fassade verkommen,
hinter der die bewaffneten Gruppen und der mit ihnen assoziierte Klüngel
das Sagen" hatten.[3] Faktisch herrscht in der Hauptstadt seither ein
Geflecht schwer bewaffneter mafiöser Netzwerke, "die in Politik, Wirtschaft
und Verwaltung operieren" - ein Zustand, der bereits Ende 2017 zu
Bestrebungen von der Macht ferngehaltener Kräfte führte, die
Einheitsregierung zu stürzen. Lacher warnte: "Westliche Regierungen und die
VN sind für die Lage in Tripolis mitverantwortlich." Die Zuspitzung der
Spannungen erfordere dringend eine "Richtungskorrektur".[4]

Eine Marionette der Europäer

Dazu ist es nicht gekommen. Nur an der Durchsetzung ihrer eigenen Ziele
interessiert, verwendeten die westlichen Mächte die Einheitsregierung
lediglich als Deckmantel - und trugen so de facto sogar noch dazu bei, sie
weiter zu destabilisieren. Die Vereinigten Staaten etwa nutzten bei ihrem
Krieg gegen libysche Basen des IS nicht die Milizen, die der
Einheitsregierung nahestanden, als Bodentruppen, sondern Milizen aus
Misrata - "unter der Fiktion, es handele sich um Truppen, die der Regierung
gegenüber loyal seien", berichtet die SWP.[5] Tatsächlich waren sie dies
allenfalls punktuell. Die EU gab ebenfalls vor, mit der Einheitsregierung
zu kooperieren, um praktisch aber "Arrangements mit lokalen Milizen zur
Verhinderung von Migration einzugehen und in libyschen Gewässern aktiv zu
werden". Auch die Unterstützung der sogenannten libyschen Küstenwache habe
faktisch örtliche Banden gestärkt, die zutiefst in "kriminelle[...]
Geschäfte verwickelt" seien, konstatiert die SWP. Die Einheitsregierung,
ohnehin weitgehend machtlos, leide aufgrund des ignoranten Vorgehens der EU
auch "unter dem Vorwurf ..., sie sei eine Marionette der Europäer"; das
habe ihr jede noch verbliebene Legitimation geraubt. Die SWP hielt im
vergangenen Juli fest: "Der mittlerweile alles dominierende Fokus der
europäischen Libyenpolitik auf die Eindämmung von Migration hat das einst
wichtigste Ziel, zur Wiederherstellung einer funktionierenden Regierung
beizutragen, nicht nur verdrängt, sondern steht ihm direkt entgegen."[6]

Der General und das Öl

Von den westlichen Mächten zwar ins Amt gebracht, von Beginn an aber auch
von ihnen unterminiert, sieht sich die Einheitsregierung nun dem Ansturm
der Libyan National Army (LNA) von General Khalifa Haftar gegenüber. Diese
hatte seit 2014 zunächst jihadistische Milizen im Osten des Landes
niedergeschlagen und im Jahr 2016 Libyens bedeutendste Ölverladehäfen unter
ihre Kontrolle gebracht.[7] Zu Jahresbeginn hat sie Teile Südlibyens
eingenommen, darunter das Ölfeld Sharara, das größte des Landes. Dort
fördern in einem Joint Venture mit der libyschen National Oil Corporation
(NOC) die Konzerne Total (Frankreich), OMV (Österreich), Repsol (Spanien)
und Equinor (Norwegen) Öl.[8] Weil Haftar und die LNA nicht nur Jihadisten,
sondern auch andere Kräfte des politischen Islam bekämpfen, darunter die
Muslimbruderschaft, werden sie schon lange von Ägypten sowie den
Vereinigten Arabischen Emiraten unterstützt. Französische Spezialkräfte
waren bereits Anfang 2016 an der Seite von Haftars Verbänden aktiv.[9]
Zuletzt hat der französische Außenminister die Einnahme von Teilen
Südlibyens durch Haftars LNA gelobt.[10] Auch Russland hat Haftar
Unterstützung zukommen lassen.

Kriegsziele

Mit der Unterstützung für Haftar hat Paris wohl schon früh die Konsequenzen
aus der absehbaren Chancenlosigkeit der von Berlin und Brüssel protegierten
- und gleichzeitig sabotierten - Einheitsregierung gezogen. Setzt Haftar
sich durch, kann Frankreich auf größeren Einfluss in Tripolis hoffen.
Dasselbe Ziel hatte die Regierung Sarkozy 2011 bewogen, Luftangriffe zum
Sturz von Muammar al Gaddafi vom Zaun zu brechen - um größeren politischen
Einfluss in Nordafrika und stärkeren Zugriff auf libysches Erdöl zu
erhalten, wie ein Untersuchungsbericht des britischen Parlaments unter
Berufung auf Gespräche mit französischen Geheimdienstlern konstatiert
(german-foreign-policy.com berichtete [11]). Mit diesem Krieg, an dem sich
auch deutsche Soldaten in NATO-Hauptquartieren beteiligten, haben die
westlichen Mächte Libyen in seine heutige fatale Situation gebombt: Ihrem
Militäreinsatz verdankt das Land letztlich den Bürgerkrieg.
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LESUNG/4277: Schneverdingen - Nachmittag am Kamin mit plattdeutscher Lesung, 28.04.2019


Veranstaltungsankündigung: 28.04.2019

Plattdeutsche Lesung im Walderlebnis Ehrhorn

Ehrhorner Nachmittag am Kamin



(Ehrhorn/Schneverdingen) Am Sonntag, den 28. April 2019 liest Günter
Sturm plattdeutsche Geschichten und Gedichte im Walderlebnis Ehrhorn.
Der leidenschaftliche Vorleser aus Munster stellt gemeinsam mit
weiteren Mitgliedern der "Munsteraner Plattsnacker" humorvolle und
nachdenkliche Geschichten, Gedichte, Sketsche und Lieder bekannter
plattdeutscher Autoren vor.

Alle Freunde des Plattdeutschen und die, die es werden wollen, sind
herzlich willkommen.


	Termin: 28. April 2019

	Uhrzeit: Kaffee und Kuchen ab 14:30 Uhr / Lesung: 15:00 bis 16:30 Uhr

	Ort: Walderlebnis Ehrhorn; Ehrhorn 1, 29640 Schneverdingen

	Kosten: 6,00 Euro inklusive Kaffee und Kuchen



Anmeldung erforderlich bis 25.04.19 unter 05198-987120

oder wpz.lueneburger-heide@nlf.niedersachsen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.03.2019

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1 | 29646 Bispingen

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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VORTRAG/8459: Hamburg - Vorlesung für Alle, die Universität macht die Stadt zum Campus, 9.4.-7.11.2019


Universität Hamburg

Vorlesung für Alle: Die Universität Hamburg macht die Stadt zum Campus



Am Dienstag, dem 9. April 2019, startet die Universität eines ihrer großen
Jubiläumsangebote für die Stadt: Die Vorlesung für Alle.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zahlreicher Fachrichtungen halten
rund 50 Vorträge an ungewöhnlichen Orten - zu Fragen, die uns alle
betreffen. Der Eintritt ist frei.

Die Vorträge finden unter anderem im Michel statt, in der Elbphilharmonie,
im Miniaturwunderland, in der Fischauktionshalle und in den Stadien von
HSV und FC St. Pauli. Ein besonderes Highlight unter den
Veranstaltungsorten ist die Jubiläumsbarkasse, die zweimal im Monat auf
der Elbe auf Wissensfahrt geht, insgesamt 13 Mal. Außerdem werden die
Forscherinnen und Forscher in den Hamburger Stadtteilzentren und in der
Handelskammer sprechen.

Wie kommt die Rechtsmedizin gewieften Mördern auf die Spur? Welche
Geldanlagen sind wirklich nachhaltig? Und wie kann Europa gestärkt aus der
Krise gehen? Fragen wie diese beantworten die Expertinnen und Experten der
Universität von April bis Oktober.

"Mit der Vorlesung für Alle wollen wir den Hamburgerinnen und Hamburgern
ein Geschenk zum 100-jährigen Jubiläum ihrer Universität machen", sagt
Präsident Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen. "Und wir möchten sie darauf
aufmerksam machen, dass die Universität Hamburg eine Universität für alle
ist - schließlich veranstaltet unsere Hochschule fast täglich öffentliche
Vorträge, Lesungen oder Konzerte."

"Forschung und Wissenschaft sind für unsere Gesellschaft sehr wichtig",
sagt Dr. Nina Lemmens von der Joachim Herz Stiftung, die ein
Kooperationspartner bei der Vorlesung für Alle ist. "Ihre Ergebnisse
helfen uns allen, sich ein eigenes Urteil bilden und mitreden zu können.
Deswegen unterstützen wir gerne dieses tolle Format".

Das Hamburger Traditionsunternehmen Barkassen-Meyer betreibt die
Jubiläumsbarkasse. Die Firma nahm 1919, im Jahr der Universitätsgründung,
ihren Betrieb auf. Ihr Inhaber Hubert Neubacher sagt: "Das Jahr 2019 steht
sowohl bei der Universität Hamburg als auch bei Barkassen-Meyer ganz im
Zeichen des 100-jährigen Bestehens. Das ist ein stolzes Jubiläum! Ohne
Forschung, Lehre und Bildung geht es nicht - auch nicht bei uns im Hafen.
Wir freuen uns daher sehr, alle interessierten Bürgerinnen und Bürger der
Stadt Hamburg zu den "Vorlesung für Alle"-Wissensfahrten auf unserer
Barkasse 'Gerda 2.0' willkommen zu heißen."

Die Vorlesung für alle startet am 9. April um 18.00 Uhr auf der
Jubiläumsbarkasse (Einlass: 17.30 Uhr). Prof. Dr. Markus Kotzur vom
Lehrstuhl für Europa- und Völkerrecht wird einen Vortrag halten zu dem
Thema "Europa hat die Wahl - wohin geht die Reise?" Dieser Termin ist
bereits ausgebucht.

Termine und Orte

Die Jubiläumsbarkasse legt immer an den Landungsbrücken ab - vom 9. April
an alle 14 Tage dienstags um 18 Uhr (Einlass 17.30 Uhr). Anmeldungen
unter:

http://uhh.de/vorlesung-fuer-alle-barkasse

Das gesamte Programm der Vorlesung für Alle und Informationen zu den
weiteren Veranstaltungsorten finden Sie unter:

https://www.jubilaeum.uni-hamburg.de/vorlesung-fuer-alle.html

Partner

Joachim Herz Stiftung:

https://www.joachim-herz-stiftung.de

Barkassen-Meyer:

https://www.barkassen-meyer.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8458: Saarbrücken - Öffentliche Ringvorlesung "Bio-Logisch!", 24.04.-10.07.2019


Universität des Saarlandes

Öffentliche Ringvorlesung "Bio-Logisch!" des Zentrums für Human- und
Molekularbiologie



Lebensvorgänge besser verstehen und Krankheiten mittels innovativer
Therapien behandeln - für diese Herausforderungen entwickeln Biologen und
Mediziner gemeinsam neue Ansätze. Über spannende Ergebnisse dieser
Forschungen berichten im Sommersemester die Dozentinnen und Dozenten des
Zentrums für Human- und Molekularbiologie der Universität des Saarlandes
im Rahmen einer Ringvorlesung. Die öffentlichen Vorträge finden jeweils
mittwochs um 18.30 Uhr im Filmhaus statt (Mainzer Straße 8, 66111
Saarbrücken). Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei.

Eine erste Vortragsreihe "Bio-Logisch!" hatte das Zentrum für Human- und
Molekularbiologie bereits im Jahr 2014 gemeinsam mit der Landeshauptstadt
Saarbrücken realisiert. Diese Zusammenarbeit wird in der aktuellen
Neuauflage der Ringvorlesung fortgesetzt. Sie umfasst elf Termine und
beginnt am 24. April um 18.30 Uhr mit dem Vortrag "Müllabfuhr in der
Zelle". Referentin ist die Professorin für Mikrobiologie Karin Römisch.

Die Vorträge der Ringvorlesung umfassen ein breites Spektrum der Human-
und Molekularbiologie: von neuen Wegen in der Alzheimer-Therapie über
Biotreibstoffe und grüne Gentechnik bis hin zu den Möglichkeiten und
Grenzen der personalisierten Medizin. Gleich zwei Vorträge widmen sich der
Rolle des Immunsystems bei der Entstehung und der Bekämpfung von
Krebserkrankungen und legen dar, wie diese Erkenntnisse als Grundlagen für
neue Therapiestrategien dienen könnten. Zudem wird erläutert, dass Hefen
nicht nur beim Brotbacken und Bierbrauen eine Rolle spielen, sondern auch
bei der Tumor-Therapie und in Impfstoffen eingesetzt werden können.
Besucher können außerdem erfahren, was es mit so genannten Zilien auf sich
hat - kleinsten Fortsätzen lebender Zellen, die neue Erkenntnissen über
menschliche Erkrankungen liefern können. Einblicke in die
"Strukturbiologie" gibt der Organisator der Ringvorlesung, Prof. Roy
Lancaster; er stellt Proteinstrukturen in unseren Zellen vor, die
entscheidend für Gesundheit oder Krankheit sein können. Ein weiterer
Vortrag präsentiert aktuelle Erkenntnisse zur Funktionsweise des
Gedächtnisses und zu den Prozessen des Erinnerns und Vergessens.

An der Universität des Saarlandes ist die Biologie auf den Schwerpunkt
Human- und Molekularbiologie fokussiert. Im Zentrum für Human- und
Molekularbiologie (ZHMB) sind die Fachkompetenzen zweier Fakultäten
zusammengefasst: der Naturwissenschaftlich-Technischen Fakultät in
Saarbrücken und der Medizinischen Fakultät in Homburg. Das ZHMB trägt
insbesondere die nationalen und - gemeinsam mit der Universität Straßburg
- die deutsch-französischen Studiengänge der Biologie mit Schwerpunkt
Human- und Molekularbiologie. Außerdem stellt das Zentrum die Basis dar
für biomedizinische Forschungsverbünde innerhalb des universitären
Schwerpunkts "NanoBioMed - Leben und Materie".

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/673: Bocholt - Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek, 11.-18. April 2019


Stadt Bocholt

Bücherflohmarkt in der Stadtbibliothek Bocholt

Ab Donnerstag, 11. April, 10 Uhr, heißt es wieder "Schnäppchenjäger
aufgepasst!"



Bocholt (PID). Ab Donnerstag, 11. April 2019, 10 Uhr beginnt wieder
die heiße Zeit für alle Schnäppchenjäger und Buchliebhaber. Im kleinen
Osterflohmarkt der Stadtbibliothek Bocholt können günstig
Kinderbücher, Romane und Sachbücher für die Urlaubs- und Ferienzeit
erworben werden.

"Die Bücher sind gegen eine kleine Geldspende zu erstehen, wobei jeder
Käufer die Höhe der Spende selber bestimmen kann", teilt Melanie
Tenhumberg von der Stadtbibliothek mit. So finden zerlesene
Buchschätze vielleicht ein neues Zuhause und Taschenbücher haben die
Chance, noch einmal auf Reisen zu gehen. Bis 12 Uhr am 18. April 2019
können die Bücher in der Vorhalle der Stadtbibliothek während der
üblichen Öffnungszeiten erworben werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. April 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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AFRIKA/743: Blockade sozialer Medien im Sudan - Doppelmoral in Europa


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. April 2019

Blockade sozialer Medien im Sudan:

Anhaltende Proteste - Doppelmoral in Europa



Die Behörden des Sudan blockieren gezielt soziale Medien, um
regierungskritische Proteste verhindern. Am Wochenende waren 28
Millionen Nutzer von Mobiltelefonen davon betroffen. Bei der
Niederschlagung der seit Monaten anhaltenden Demonstrationen kamen
bisher 66 Menschen ums Leben. Es kamen paramilitärische "Rapid
Support Forces (RSF)" zum Einsatz, die auch am Völkermord in Darfur
beteiligt waren. Die EU schweigt zu dieser Situation, wohl um ihre
Kooperation mit der sudanesischen Regierung bei der Abwehr von
Geflüchteten und Migranten zu sichern.

Die Behörden des Sudan blockieren soziale Medien, um
regierungskritische Demonstranten an weiteren Protesten zu hindern.
Am letzten Wochenende waren 28 Millionen Nutzer von Mobiltelefonen
und 13 Millionen Internetnutzer von der Sperrung der wichtigsten
Internet-Provider im Land betroffen. Mit gezielten Stromsperren
legten die Behörden zudem 45 Prozent aller
Kommunikationseinrichtungen lahm. "Mit der systematischen Blockade
von Twitter, Facebook und anderen sozialen Medien will Sudans
Diktator Omar Hassan al Bashir seinen Sturz verhindern. Deutlicher
kann der Präsident nicht zeigen, wie wenig er zu Reformen bereit
ist", kritisierte Ulrich Delius, Direktor der Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV), am Dienstag in Göttingen. "Die
Demonstrationen werden durch die Sperrung dieser Medien aber nicht
nachlassen."

Die GfbV kritisiert nachdrücklich die schleppende Reaktion der
internationalen Staatengemeinschaft auf die seit dem 19. Dezember
2018 anhaltenden Proteste. Während die Massenproteste in Venezuela
offen von EU-Regierungen und den USA unterstützt würden, ignorierte
der Westen die Proteste junger Menschen, hunderttausender Frauen,
Christen und liberaler Sufis im Sudan weitgehend. "Die Doppelmoral
der Europäischen Union und der USA ist schwer erträglich. Denn auch
Sudanesen haben nach 30 Jahren Diktatur einen Anspruch auf Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit", so Delius. Bei den Protesten wurden allein
am letzten Wochenende sechs Menschen getötet und 2.496 Personen
festgenommen. Damit kamen bei der Niederschlagung der Demonstrationen
insgesamt 66 Menschen ums Leben. Die EU dürfe zu dieser Situation
nicht schweigen, nur um ihre Kooperation mit der sudanesischen
Regierung bei der Abwehr von Migranten zu sichern.

Bei der Niederschlagung der Proteste würden auch paramilitärische
"Rapid Support Forces (RSF)" eingesetzt, die dem Nationalen
Geheimdienst unterstehen. Ein Großteil der RSF-Kämpfer sei an den
Völkermordverbrechen in Darfur (2003-2018) beteiligt gewesen. Mit
Wissen der EU patrouillierten diese Milizen entlang der
Staatsgrenzen, um Menschen an der Flucht nach Europa zu hindern. Die
Proteste beschränken sich indes nicht nur auf die Hauptstadt Khartum:
Auch in der Bürgerkriegsgebieten Darfurs, der Nuba-Berge und des
Blauen Nil gingen die Menschen auf die Straße.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/326: Deklaration zum Venezuela-Konflikt (Raina Zimmering)


Deklaration zum Venezuela-Konflikt

Für die Einhaltung des Völkerrechts und gegen Desinformation durch die
deutsche Regierung und deutsche Medien!

verfasst von Raina Zimmering, April 2019



Wir sind Bürger*innen aus der Bundesrepublik Deutschland und aus Europa;
Lateinamerikaner*innen, die in Europa leben und Europäer*innen, die in
Lateinamerika oder anderen Ländern leben. Die deutsche Politik im
Venezuela-Konflikt und die Desinformation vieler deutscher Medien besorgt
uns sehr und veranlasst uns, folgende Deklaration zu unterstützen:

Nach der Regierungsübernahme durch Hugo Chavez in dem erdölreichsten Land
der Welt hatten sich die Lebensverhältnisse der venezolanischen
Bevölkerung, insbesondere der unteren Schichten, spürbar verbessert. Dies
änderte sich in den letzen Jahren auf dramatische Weise. Wichtige Ursachen
für die Verschlechterung der Situation sind das Sinken des Ölpreises, eine
zerstörerische Sanktionspolitik der USA und weiterer westlichen Staaten,
ein Wirtschaftskrieg durch westliche Länder und durch das Großkapital und
ein "Krieg niederer Intensität" der USA mit dem Ziel des "Regimechange".
Auf diese Subversionsstrategien konnte das auf Renten basierte und auf
Verteilung orientierte Gesellschaftssystem Venezuelas keine adäquaten
Gegenstrategien etablieren und agiert zunehmend mit Notverordnungen und
politischen Sondermaßnahmen, um die langfristig konstruierte Krise im Land
zu bewältigen. Durch die von den USA initiierte Selbsternennung des
Parlamentspräsidenten Juan Guaidó im Januar 2019 zum Präsidenten der
Republik kam es endgültig zu einer Spaltung des Landes und einer extremen
Zuspitzung der politischen und wirtschaftlichen Krise.

Nachdem die Maßnahmen des "Regimechange" und völkerrechtswidrige äußere
Aktionen nach der Selbsternennung Guaidós, wie die Androhungen einer
militärischen Intervention durch die USA, die diplomatische Anerkennung von
Juan Guaidó als legitimen Präsidenten durch eine Reihe von westlichen
Staaten, die Forderungen der USA und europäischer Staaten nach sofortiger
Ausrufung von Präsidentenwahlen in Venezuela, Ultimaten gegen das
venezolanische Militär durch Präsident Donald Trump, die illegale und
völkerrechtwidrige "humanitäre Hilfe", die mit politischen Zielen verwoben
wurde, und Einschüchterung der Bevölkerung durch Gewaltakte der Opposition
(Straßenschlachten und der Ermordung von Passanten) nicht gelungen sind,
drohen die USA und ihre rechten Verbündeten in Lateinamerika die völlige
Lahmlegung des Landes an, um den "Regimechange" nun doch noch zu erzwingen.
Die über allem stehende Argumentation der westlichen Staaten, dem "Leiden"
des venezolanischen Volkes ein Ende zu bereiten, verkehrt sich nunmehr in
ihr Gegenteil und offenbart das wahre Gesicht der Anti-Maduro-Koalition.
Das Leid der venezolanischen Bevölkerung wird gegenwärtig durch die
verschärften Subversions- und Sanktionsstrategien auf das äußerste
zugespitzt. Nahrungsmittel- und Medikamentenmangel, Stromausfälle und
Wassermangel prägen das Alltagsleben der Venezolaner, auch wenn sie durch
Sonderhilfsaktionen der Maduro-Regierung und Hilfsmaßnahmen der UNO,
Russlands, anderer Regierungen und Solidaritätsaktionen aus der ganzen Welt
abgemildert werden.

Um die Lebenssituation des venezolanischen Volkes zu erleichtern, um eine
adäquate Lösung des Konfliktes im Sinne des Völkerrechtes, insbesondere des
Selbstbestimmungsrechtes des venezolanischen Volkes zu erreichen und das
Recht der deutschen Öffentlichkeit auf wahrheitsgemäße und umfassende
Information zu realisieren, fordern wir die deutsche Regierung und die
Mehrzahl der deutschen Medien auf,

1. über die wahren Ursachen des Konfliktes in Venezuela aufzuklären, wozu
nicht nur die System bedingten Defizite in Venezuela, sondern der
Interessenkonflikt um die Verfügungsgewalt über die riesigen Ölreserven und
die unterschiedlichen Auffassungen über das einzuschlagende
Gesellschaftsmodell gehören.

2. über die realen Mehrheitsverhältnisse im venezolanischen Volk
aufzuklären und eine einseitige Berichterstattung zu verhindern. So werden
nur Informationen verbreitet, die die Guaidó- Anhänger zeigen, aber nicht
die Unterstützung der venezolanischen Bevölkerung für die Maduro-Regierung,
die auf eine nach wie vor große Anhängerschaft verweisen kann. Der von der
deutschen Regierung und deutschen Medien verwendete Passus
"venezolanisches Volk" bezieht sich lediglich auf die Anhängerschaft von
Guaidó, ist unterkomplex und schließt den anderen Teil der Bevölkerung aus.

3. sich den Untersuchungsergebnissen des "wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages" und bekannter Völkerrechtsexperten über das vermutete
völkerrechtswidrige Verhalten bei der Anerkennung des selbst ernannten
Übergangspräsidenten, Juan Guaidó, durch die deutsche Regierung öffentlich
zu stellen.

4. über die problematische Biographie des selbst ernannten Präsidenten Juan
Guaidó, seiner Zugehörigkeit zu dem gewalttätigsten Teil der Opposition und
seiner Jahrzehnte langen Vorbereitung als "Regimechange-Kader" durch die
USA, wie sie von US-amerikanischen Analysten offen gelegt wurden,
aufzuklären.

5. sich der Frage zu stellen, wieso die deutsche Regierung gegenüber der 
US-Regierung von Donald Trump und rechter bis rechtsextremer
lateinamerikanischer Regierungen wie z.B. der von Jair Bolsonaro in
Brasilien, in der Venezuela-Frage als Verbündete auftreten.

6. sich dem Widerspruch zu stellen, dass einerseits durch Außenminister
Heiko Maas behauptet wird, eine "friedliche Lösung" in Venezuela
anzustreben und andrerseits die Sanktionen gegen Venezuela zu vertiefen und
eine einseitige Haltung in dem Konflikt zu vertreten.

7. die Verbreitung von nicht belegten Informationen über Venezuela oder das
Verschweigen von Tatsachen zu verhindern. (Beispiel: "humanitäre Hilfe"
durch die USA und deren Verbindung mit politischen Zielen)

8. über humanitäre Hilfen der UNO, Russlands und andere Staaten nach
Venezuela auf legaler völkerrechtlicher Grundlage zu informieren.

9. sich eindeutig von einer eventuellen militärischen Intervention der USA
in Venezuela zu distanzieren.

10. sich nicht bedingungslos der "Regimechange-Strategie" der USA mit der
Gefahr eines militärischen Ausgangs mit verheerenden Folgen für das
venezolanische Volk anzuschließen, sondern sich im Sinne des sogen.
Montevideo-Prozesses, der durch Mexiko und Uruguay initiiert wurde, als
Vermittler zwischen den venezolanischen Konfliktparteien und zum Nutzen des
gesamten venezolanischen Volkes zu betätigen.

Der Weg aus der tiefen Krise, die die venezolanische Gesellschaft
durchlebt, muss auf einer friedlichen, völkerrechtskonformen und
verfassungsmäßigen Grundlage vor sich gehen und dem Wohl des gesamten
venezolanischen Volkes dienen.


Die Liste der Erstunterzeichner ist zu finden unter:

https://www.ngfp.de/wp-content/uploads/2019/04/Deklaration-zu-Venezuela-RZ1.pdf

 * 

Quelle:

© 2019 by Raina Zimmering
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BERICHT/124: Frauenstreik - Frontverwandtschaften ... (SB)


Wir kurdischen Frauen haben aus unseren Erfahrungen vor allem eines gelernt -
wir streiken jeden Tag, wir verweigern unsere Beteiligung am patriarchalen
System. Dabei bleiben wir aber nicht stehen. Wir kämpfen jeden Tag dafür, unser
eigenes System, unsere Alternative aufzubauen. Wir organisieren uns als Frauen
und lernen uns jeden Tag aufs Neue kennen. Wir organisieren unsere Vielfalt. Wir
organisieren unsere Hoffnungen, unsere Wünsche, unsere Träume. Wir organisieren
uns in Räten und beschließen gemeinsam, was wir umsetzen wollen. Wir haben
unsere eigenen Institutionen aufgebaut. Wir haben unsere eigenen Fernsehsender,
unsere eigene Presse, unsere eigene Gerechtigkeitskommission, unsere eigene
Selbstverteidigung aufgebaut. Wir verstehen den Streik im Sinne von Autonomie,
Streik im Sinne von Selbstwerdung, Streik im Sinne von Vertrauen in unsere
eigene Kraft, Streik im Sinne von Aufbau der Alternative, und diese wollen wir
gemeinsam mit euch aufbauen.


Aus der Rede des Frauenrates Rojbin Hamburg auf der Abschlußkundgebung zum Frauenstreik am 8. März in Hamburg



Obgleich einer der beeindruckendsten Beiträge dieses bewegten Tages, schienen
einige junge Aktivistinnen vom kämpferischen Tonfall der Rede, die auf der
Abschlußkundgebung der Demonstration zum Frauenstreik in Hamburg an der
Binnenalster gehalten wurde, etwas überfordert zu sein. Hier meldete sich ein
Feminismus zu Wort, dessen Akteurinnen mit ganz anderen Problemen und
Herausforderungen konfrontiert sind als dem, was eine weiße Frau in der
Bundesrepublik zu erleiden hat. Nicht, daß das nicht schlimm genug wäre, doch
kurdische Frauen kämpfen gleich an mehreren Fronten um nichts geringeres als
ihre Freiheit und Existenz.

Sie entstammen meist den sehr konservativen Verhältnissen einer Gesellschaft des
Mittleren Ostens, in der der Mann häufig noch auf ganz archaische Weise als
Patriarch über die Familie herrscht. Sein Wort ist Gesetz, und wer dagegen
aufbegehrt, riskiert, aus der sozialen Gemeinschaft ausgeschlossen zu werden.
Indem die kurdische Frauenbewegung konsequent gegen die in den
Moralvorstellungen mehrheitlich islamischer Gesellschaften verankerte Herrschaft
des Mannes über Frau und Kind, Politik und Gesellschaft antritt, vollzieht sie
innerhalb weniger Jahrzehnte eine Entwicklung, die in den
Metropolengesellschaften der kapitalistischen Moderne seit über 100 Jahren in
Gang und längst nicht abgeschlossen ist.

Zugleich kämpfen Kurdinnen für ein Leben, in dem sie nicht als Staatsbürgerinnen
zweiten Ranges den Gebrauch der eigenen Sprache und anderer kultureller wie
politischer Freiheiten erstreiten müssen. Daß sie dies im Rahmen einer
Freiheitsbewegung tun, deren Initiator und Vorsitzender seit fast 20 Jahren vom
türkischen Staat auf der Gefängnisinsel Imrali festgehalten und isoliert wird,
kann als übergreifendes Symbol für die Repression verstanden werden, denen
Menschen kurdischer Herkunft in fast allen Ländern, in denen sie leben, auf die
eine oder andere Weise ausgesetzt sind. Obwohl die 1978 in der Türkei von jungen
kurdischen SozialistInnen um Abdullah Öcalan gegründete PKK längst keine
marxistisch-leninistische Kaderpartei mehr ist und immer wieder versucht hat,
Frieden mit den kemalistischen Regierungen in Ankara zu schließen, wird sie bis
heute auch in der Bundesrepublik als terroristische Organisation kriminalisiert.




[image: Stellwand mit Fotos und Texten zu Frauenprojekten in Rojava auf dem Rathausmarkt - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Informationen zu den Errungenschaften der kurdischen Frauenbewegung

Foto: © 2019 by Schattenblick



Davon unbeirrt beruft sich die kurdische Frauenbewegung auf Öcalan als
denjenigen, der sie zu ihrem Kampf ermutigt und ihm Flügel verliehen hat. Die
Bezugnahme auf einen als Mann identifizierten Vordenker und Politiker irritiert
westliche Feministinnen nur, wenn sie die Biologie absolut setzen und ihr den
Universalismus des Kampfes um Freiheit und Autonomie nachordnen. Als aus einer
nationalen Befreiungsbewegung antikolonialistischer Art, die ihre Zukunft
inzwischen im demokratischen Konföderalismus einer nicht mehr national und
staatlich gebundenen Organisation der Gesellschaft sieht, hervorgegangene
Bewegung sind die kurdischen Frauen einer revolutionären Tradition verpflichtet,
die die Überwindung des Patriarchats als Zukunftsaufgabe aller fortschrittlichen
und freiheitlichen Kräfte versteht. Daß die organisatorische Unterscheidung in
Männer und Frauen nach wie vor relevant ist, entspricht dem Verlaufscharakter
dieses Kampfes und der Notwendigkeit, Schutzräume für Frauen zu schaffen, in
denen sie ihre Entwicklung "autonom und losgelöst von männlichem Einfluss, sei
es in Form von Männern, patriarchalen Gedanken oder Gefühlen organisieren"
können, heißt es in einem Reader der Studentinnen der autonomen
Frauenorganisierung des Verbands der Studierenden aus Kurdistan, JXK.
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Protest gegen Anschlag auf kurdische Aktivistinnen vier Tage nach ihrer Ermordung 

Foto: © 2013 by Schattenblick



In dieser Auseinandersetzung geht es mithin nicht um die bloße Gleichstellung und
Integration von Frauen in eine patriarchalisch organisierte Gesellschaft, wie
etwa beim Gender Mainstreaming in den gesellschaftlichen Institutionen der
Bundesrepublik oder bei der Gleichstellungspolitik der Bundeswehr, die dadurch
nicht aufhört, sich an imperialistischen Kriegen zu beteiligen. Der Schritt, der
mit der Wandlung der kurdischen Freiheitsbewegung vom Ziel der Durchsetzung
eines Nationalstaates Kurdistan zu einer Befreiungsbewegung nicht nur kurdischer
Frauen in einem demokratisch-ökologischen Gesellschaftsmodell unternommen wurde
[1], stellt die jahrtausendealten Traditionen patriarchaler Herrschaft in allen
Bereichen kapitalistischer Gesellschaftsordnung, akademischer Wissensproduktion
und ökonomischer Ausbeutung von Mensch und Natur in Frage.

Da diese Entwicklung in der militärischen Auseinandersetzung mit dem türkischen
Staat begann und sich im Krieg mit dem IS in Rojava und Nordsyrien fortsetzte,
stellte sich die Frage, welche Rolle Frauen in diesen Kriegen einnehmen sollten.
Mit dem Aufbau einer Frauenarmee Mitte der 1990er Jahre [2] und der
Frauenverteidigungskräfte YPJ im nordsyrischen Rojava stellen die Kurdinnen auch
auf ganz praktischer Ebene die Herrschaft des Patriarchates in Frage. Vor die
Wahl gestellt, sich weiterhin von einem Haustyrannen unterdrücken, von
Vergewaltigern schänden oder Staatsagenten foltern zu lassen, handelt es sich
dabei um einen emanzipatorischen Akt besonderer Art. So ist die YPJ integraler
Bestandteil der Frauenselbtsorganisation im nordsyrischen Rojava als auch ein
wichtiger Faktor bei der Bekämpfung der Kämpfer des IS und der Verteidigung der
Region gegen weitere Übergriffe der türkischen Streitkräfte.

Was in diesem von Großmachtinteressen bedrohten wie regionalen Akteuren
umkämpften Teil des Nahen und Mittleren Ostens an praktischer Frauenbefreiung
stattfindet, ist angesichts der aktiven Überwindung althergebrachter, durch
patriarchale Dominanz gesicherter Herrschaftsverhältnisse von großer Tragweite
für all diejenigen, die auf vergleichbare Weise unterdrückt werden. Eine
aufschlußreiche Schilderung der Entwicklung der kurdischen
Frauenbefreiungsbewegung ist die 2016 erstmals im öffentlich-rechtlichen
Fernsehen ausgestrahlte arte-Koproduktion "Der Freiheitskampf der Kurdinnen" [3].
Regisseurin Mylène Sauloy erinnert insbesondere an die am 4. Januar 2013 in
einem mutmaßlich staatsterroristischen Anschlag zusammen mit Fidan Dogan und und
Leyla Saylemez ermordete Mitbegründerin der PKK und Vorkämpferin der kurdischen
Frauenbewegung, Sakine Cansiz.




[image: Transparent zur Ermordung von Fidan Dogan, Sakine Kansiz und Leyla Söylemez auf LL-Demo am 13. Januar 2013 in Berlin - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Gegen das Attentat in staatlichem Auftrag ... 

Foto: © 2013 by Schattenblick
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... Frauensolidarität

Foto: © 2013 by Schattenblick



In dem Redebeitrag des Rojbin Frauenrates Hamburg erfuhren die Aktivistinnen des
Frauenstreikes am 8. März [4] gleich zu Beginn, daß kurdische Frauen alle Gründe der
Welt haben, diese Welt zu bestreiken und zu verändern. "Unsere Dörfer wurden
niedergebrannt, unsere Familienmitglieder entführt und ermordet. Wir wurden
aufgrund unserer Identität als Kurdinnen und aufgrund unserer politischen Arbeit
verfolgt. Viele von uns wollten ihre Heimat nicht verlassen, sondern wurden dazu
gezwungen, unter anderem aufgrund der Interessen des deutschen Staates." Damit
nicht genug, für die in die Bundesrepublik Geflüchteten, die die zweitgrößte
Migrantinnengruppe des Landes stellen, setzt sich die Ausgrenzung fort, unter
anderem weil sie genötigt werden, die Sprache der Unterdrücker zu sprechen, weil
die Ämter nur Übersetzungen ins Türkische anbieten.

Als migrantische Frauen bereits mit Rassismus und Sexismus konfrontiert werden
kurdische Aktivistinnen auch noch vom deutschen Staat, der eng mit dem Regime
Erdogans kooperiert, mit politischer Verfolgung überzogen. Die Drohung mit
Abschiebung ist ein probates Mittel, um ihre politischen Aktivitäten zu
unterdrücken. Ihre Symbole, Parolen und Demonstrationen werden ohnehin
kriminalisiert und verboten. Die umfassende Zerstörung kurdischer Dörfer und
Städte durch das Erdogan-Regime wurde in Politik und Medien mit dem angeblich
terroristischen Charakter der kurdischen Freiheitsbewegung rechtfertigt. In
einer kurzen Phase, in der die YPJ-Kämpferinnen Kobane verteidigten, waren ihr
Bild allgegenwärtig. Inzwischen sind sie wieder aus der Öffentlichkeit
verschwunden, und die Tatsache, daß die Befreiung der IS-Hochburg Raqqa von
einer Frau angeführt wurde, findet ebensowenig Erwähnung, als ein deutscher
Außenminister es für notwendig hält, den Tod zahlreicher kurdischer
KämpferInnen im Kampf gegen den IS zu würdigen.

Um so größer ist die Ignoranz gegenüber den Fortschritten des gesellschaftlichen
Wandels in Rojava und Nordsyrien. Davon wollen die JournalistInnen der
bürgerlichen Presse nichts wissen, könnte sich doch herausstellen, daß dort
unter weit schwierigeren Bedingungen entscheidende Schritte zum Aufbau einer
gerechten und ökologischen Gesellschaft getan werden als in einer
Bundesrepublik, in der eigentlich alle materiellen und politischen Voraussetzungen
dafür gegeben wären. Wer sich dennoch, wie die feministische Filmemacherin Uli
Bez, für die Sache der Kurdinnen einsetzt, kann schon wegen vermeintlichen
Kleinigkeiten vor Gericht landen. Weil sie ein Facebook-Posting teilte, auf dem
eine Fahne der YPJ zu sehen war, wurde sie in München wegen Verstoßes des
Vereinsgesetzes angeklagt. Ihr jetzt erfolgter Freispruch wurde von der
Staatsanwaltschaft mit der Ankündigung quittiert, in Berufung zu gehen [5]. 

Dieses eine Beispiel für Dutzende von Verfahren wegen Verstoßes gegen ein
regelrechtes Bilderverbot, mit dem die kurdische Befreiungsbewegung unsichtbar
gemacht wird, wendet die Kumpanei der Bundesregierung mit dem Erdogan-Regime
gegen alle BürgerInnen der Bundesrepublik, die sich solidarisch mit einem Kampf
zeigen, bei dem es um weit mehr als geostrategische Interessen geht. So sparte
auch die Rednerin des Frauenrates nicht mit Kritik an der Kollaboration der
Bundesregierung mit der AKP-Regierung, die Hunderte von Frauenorganisationen
verboten und die weiblichen Kobürgermeisterinnen türkischer Städte allesamt
durch männliche Statthalter ersetzt hat.

Seit dem 8. November 2018 befindet sich die kurdische Parlamentsabgeordnete
Leyla Güven im Hungerstreik. Sie verlangt die Aufhebung der Isolationshaft von
Abdullah Öcalan und die Aufnahme von Friedensgesprächen seitens der Türkei.
Dabei wird sie durch inzwischen 7000 politische Gefangene in türkischen
Gefängnissen und solidarischen AktivistInnen in anderen Ländern unterstützt. Mit
dem Aufruf zur Solidarität mit allen politischen Gefangenen und dem
solidarischen Streik und Kampf der Frauen für ein Leben in Freiheit und Würde
endete die von viel Zustimmung und Beifall begleitete Rede, mit der auch der
lange Tag des Frauenstreikes am 8. März in Hamburg allmählich ausklang.
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"Jin Jiyan Azadi! Frauen Leben Freiheit!"

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://www.nadir.org/nadir/initiativ/isku/hintergrund/frauen/pja/0050.htm

[2] https://www.frsh.de/fileadmin/schlepper/schl_83/s83_42_45.pdf

[3] https://www.youtube.com/watch?v=XuNoecGUjWE

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0119.html

[5] https://www.jungewelt.de/artikel/352535.freispruch-f%C3%BCr-feministin.html


Weitere Beiträge zur kurdischen Frauenbewegung im Schattenblick:

BERICHT/103: Kongreß Kurdischer Aufbruch - Die kurdische Revolution ist eine Frauenrevolution (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0103.html

INTERVIEW/107: Kongreß Kurdischer Aufbruch - Ann-Kristin Kowarsch zur kurdischen Frauenbewegung (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0107.html

INTERVIEW/261: Kurdischer Aufbruch - vom Vorbild lernen ... Gönül Kaya im Gespräch (SB) 

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0261.html

INTERVIEW/377: Gegenwartskapitalismus - mit Kopf und Herz zurückerobern ... Haskar Kirmizigül im Gespräch (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0377.html

INTERVIEW/378: Gegenwartskapitalismus - Diskurs, fortgesetzt und kritisch ... Halime Kurt im Gespräch (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prin0378.html

BERICHT/282: Gegenwartskapitalismus - frühes Wissen ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0282.html


9. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT





INTERVIEW/187: Frauenstreik - das fortgesetzte unterdrückte Ringen ...    Leyla Kaya im Gespräch (SB)


Interview am 8. März 2019 in Hamburg



Leyla Kaya ist im Rojbin Frauenrat Hamburg aktiv. Am Rande der Kundgebungen zum
Internationalen Frauenkampftag am 8. März auf dem Hamburger Rathausmarkt
beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen zur Situation im nordsyrischen
Rojava, wo die gesellschaftlichen Fortschritte der Frauen besonders
beeindruckende Ergebnisse hervorgebracht haben. 
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Newroz 2018 in Hannover kurz nach der Besetzung Afrins durch die Türkei [2]

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Der Kanton Afrin ist seit Januar 2018 von türkischen Truppen
besetzt. Wie es es um die dortigen Frauenprojekte und die Lage der Frauen unter
dem Besatzungsregime bestellt?

Leyla Kaya: Das türkische Militär hat Afrin erobert und hält das Gebiet zusammen
mit den dort herrschenden radikal-islamistischen Gruppen besetzt. Mit der
türkischen Eroberung wurden alle Errungenschaften, die wir erkämpft hatten,
zunichte gemacht. Dennoch geht der Widerstand weiter, das schließt den
Widerstand der dort lebenden Frauen mit ein. Und es wird mit aller Macht
versucht, in Afrin wieder Einfluß zu gewinnen, um erneut demokratische
Strukturen aufzubauen, auch Frauenrechtstrukturen wieder zu installieren. Bisher
mit wenig Erfolg. Alle vorherigen Errungenschaften wie die, daß die Frauen dort
frei ihre Meinungen, auch politische Meinungen äußern konnten, sind außer Kraft.
Es werden sogar Frauen gewaltsam dazu genötigt, sich wieder zu verschleiern.
Einige wehren sich natürlich dagegen, aber trotz allem ist die Situation leider
so, daß die Frauen dort unter großen Beeinträchtigungen leben müssen. Aber der
Widerstand geht weiter.

SB: Wie ist die Entwicklung im Dorf der Frauen in Kobane?

Leyla Kaya: Der Aufbau des freien Frauendorfes ist fast abgeschlossen. Es gibt
natürlich einzelne Dinge, an denen noch gearbeitet werden muß. Aber das
Frauendorf steht und funktioniert, wie die Arbeit des dort organisierten
Frauenrates, der aus Frauen vieler Nationen zusammengesetzt ist. Araberinnen,
Syrerinnen, Kurdinnen, auch Christinnen befinden sich in diesem Rat.

SB: Kann man sagen, daß die kurdische Frauenbewegung auf die anderen
Bevölkerungsgruppen Einfluß hat, daß auch diese Frauen entdecken, daß sie mehr
Möglichkeiten haben?

Leyla Kaya: Auf jeden Fall. Deswegen hat die Militäroffensive vor allem in Afrin
stattgefunden. Der gewaltsame Druck von Erdogan und den Radikalislamisten zielt
darauf ab, die Frauenerrungenschaften zu beseitigen, insbesondere damit sich die
in anderen Regionen lebenden arabischen, christlichen oder jesidischen Frauen
kein Beispiel daran nehmen können. Bevor Shingal befreit worden ist, gab es
keine jesidische Frauenbewegung, die sich in aller Stärke organisieren konnte.
Erst danach wurden jesidische Frauenorganisationen gegründet, wie zum Beispiel
die die aus jesidischen Frauen bestehende Armee. Sie ist entstanden, weil die
kurdische Frauenbewegung als Vorbild diente und ein Beispiel dafür ist, daß man
für seine Rechte auch kämpfen muß. Sogar viele arabische Frauen haben sich dem
Kampf der jesidischen Frauenbewegung angeschlossen. Und deswegen wird auch auf
sie außerordentlicher Druck ausgeübt.

SB: Wie ist es um die Unterstützung der kurdischen
Frauenbewegung in Deutschland insbesondere auch durch die hiesige Frauenbewegung
bestellt?

Leyla Kaya: Bei der Befreiung von Kobane gab es sehr viel Solidarität seitens
der deutschen Bevölkerung, beziehungsweise von der deutschen Linken und von
Frauenorganisationen. Ich würde mir natürlich wünschen, daß dieser Rückhalt noch
stärker wird, deswegen müssen wir mehr auf die Straße gehen, mehr Aufmerksamkeit
erhalten. So wie heute hier am 8. März. Wir haben uns in diesem Bündnis
engagiert und unsere Forderungen mit einfließen lassen. Alle Frauen haben das
sehr positiv aufgenommen, und das bedeutet uns viel! Es muß auch Solidarität
unter Frauen entstehen, weil wir Frauen auch ein wenig anders denken als, ich
sage mal, die Männer mit ihren herrschaftlichen Vorstellungen. Die Männer
trennen die Gesellschaft, die Frauen müssen sie wieder zusammenführen. Vor allem
deswegen müssen die Frauen sich miteinander organisieren. Nicht nur wegen der
kurdischen Frage, sondern als Frauen, die Widerstand gegen das System leisten,
das auch hier in Deutschland sehr ausbeuterisch ist. Man denkt immer,
Deutschland sei so demokratisch und gewähre alle Rechte, aber so ist es leider
nicht.

SB: Vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:


[1] BERICHT/119: Frauenstreik - der gleiche Kampf ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0119.html

[2] BERICHT/313: Newroz Hannover - Verteidigung Afrins ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0313.html
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8604: Und morgen, den 10. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.04.2019 bis zum 11.04.2019 +++
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Morgens Sonnenschein,

später Wolkenfelder,

Jean vom Fichtenhain

sucht die Samengelder.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/120: Wohnen für alle / Housing for all - Unterschriftensammlung startet (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 3.1.2018

Europäische Bürgerinitiative gegründet

Wohnen für alle / Housing for all - Unterschriftensammlung startet

Fünf Forderungen an die EU



Europa und Deutschland befinden sich zunehmend in einer Wohnungskrise. Die
Wohnkostenbelastung steigt. Rund 53 Millionen Europäerinnen und Europäer
zahlen mehr als 40 Prozent ihres Einkommens für das Wohnen. Eine neu
gegründete Europäische Bürgerinitiative fordert von den EU-Gesetzgebern
bessere rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen für mehr bezahlbares
und soziales Wohnen.

Auf der heutigen Pressekonferenz in Berlin stellten Karin Zauner-Lohmeyer,
Sprecherin der Europäischen Bürgerinitiative "Housing for all", Stefan
Körzell, Mitglied des Geschäftsführenden Bundesvorstandes des DGB, Reiner
Wild, Vorstandsmitglied des Deutschen Mieterbundes (DMB), und Lukas
Siebenkotten, Bundesdirektor des Deutschen Mieterbundes, Ziele und
Forderungen der Europäischen Bürgerinitiative vor:


	Keine Beschränkung der Zielgruppen des geförderten Wohnungsbaus. Der Zugang zu leistbarem, sozialem Wohnen darf nicht durch die EU beschränkt werden.

	Öffentliche Investitionen von Gebietskörperschaften für leistbares, bezahlbares Wohnen müssen von den Maastricht-Kriterien ausgenommen werden.

	Gemeinnützige Wohnbauträger müssen Finanzmittel von der Europäischen Investitionsbank zu verbesserten Konditionen erhalten.

	Kurzzeitvermietungen von Wohnraum über digitale Plattformen dürfen bezahlbaren Wohnraum nicht reduzieren, sind gerecht auf europäischer Ebene zu regeln.

	Um den Wohnbedarf in den europäischen Regionen darstellen zu können, müssen entsprechende Daten europaweit standardisiert erhoben werden.



Ziel der Europäischen Bürgerinitiative ist es, innerhalb eines Jahres eine
Million Unterschriften von Unterstützern in ganz Europa zu sammeln, damit
die gemeinsamen Forderungen sowohl von der EU-Kommission als auch vom
Europäischen Parlament angehört und behandelt werden. In Deutschland müssen
mindestens 72.000 Unterschriften gesammelt werden. Bis zum 18. März 2020
können Unterstützer auf www.housingforall.eu unterschreiben oder ab Ende
April 2019 auf Unterschriftenlisten, die beim DGB, DMB und den örtlichen
Mietervereinen ausliegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2019

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin

Telefon: 030.24 060-211, Telefax:030.24 060-324

E-Mail presse.bvv@dgb.de

Internet: http://www.dgb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/426: Basel - 10 Jahre Basler Ausgrabungen in Francavilla Marittima, 12.04.-09.06.2019


Universität Basel

Kulturen im Kontakt - Ausstellung präsentiert 10 Jahre Basler
Ausgrabungen in Francavilla Marittima



Mehr als 30 antike Gräber haben Archäologinnen und Archäologen sowie
Studierende der Universität Basel im Rahmen einer Lehrgrabung in
Süditalien freigelegt. Die Gräber stammen aus einer Zeit, als die ersten
Griechen und Orientalen vor rund 3000 Jahren in der Region ankamen, und
dokumentieren den Kulturaustausch mit der lokalen Bevölkerung. Die
Ergebnisse und Methoden des Forschungsprojekts präsentiert nun eine
Ausstellung in der Universitätsbibliothek Basel, die am 12. April 2019
eröffnet wird.

Bereits in der Antike war der Süden Italiens eine Drehscheibe für
Migration. Die eisenzeitliche Siedlung (ca. 800 - 700 v. Chr.) von
Francavilla Marittima spielte dabei eine Schlüsselrolle als Kontaktort
zwischen Einheimischen und Händlern und Kolonisten aus Griechenland und
dem Vorderen Orient.

Seit 2009 erforscht das Basler Projekt die Begräbnisstätte dieses Ortes
und hat bislang 33 Gräber von Frauen, Männern und Kindern freigelegt.
Grabbeigaben wie Gefässe, Statuetten, Schmuck und Waffen bieten eine Fülle
von Informationen zur Lebensweise der lokalen Elite und ihrer Reaktion auf
die Ankunft der Migranten.

Produktiver Kulturaustausch

«Wir haben anfangs starke Gegensätze vermutet zwischen den Einheimischen
und den Kolonisten», so der Archäologe Prof. Martin Guggisberg, der die
Ausgrabung leitet. «Nach 10 Jahren Forschung sehen wir die Beziehung in
neuem Licht: Nicht Konfrontation und Gegnerschaft bestimmten das Bild,
sondern dynamische Prozesse kultureller Transformation, die ab ca. 700 v.
Chr. zur schrittweisen Etablierung einer neuen, griechischen Ordnung
führten.»

Hinweise für das Ineinandergreifen von Althergebrachten und Neuem
entdeckte das Forschungsteam unter anderem im Grab eines lokalen
Machthabers. Unter seinen Beigaben fanden sich allerlei Gefässe und
Schalen, die nach Griechenland weisen und die Übernahme neuer Trink- und
Kulturpraktiken belegen. Hingegen unterstreicht seine Körperbestattung in
Embryoposition ein Festhalten an der einheimischen Tradition.

Eisenschwerter im Gipsmantel geborgen

Von besonderer Bedeutung ist auch der Fund von drei eisernen Schwertern.
Sie gehören zu den ältesten Belegen dieser neuen «Waffengattung» in
Italien und dokumentieren das Eindringen neuer Kampftechniken aus dem
Osten. Da die Schwerter sehr schlecht erhalten waren, hat das
Forschungsteam zunächst einen Gipsmantel und dann digitale
Analyseverfahren genutzt, um sie zeichnerisch und im 3D-Druck zu
rekonstruieren.

Von der Ausgrabung zur Ausstellung

Rund 70 Studierende haben im Laufe der Jahre an der Lehrgrabung in
Francavilla Marittima mitgewirkt und dabei den Umgang mit Pickel, Kelle
und Pinsel sowie den Gebrauch modernster Vermessungstechnologie und
digitaler Dokumentationsmethoden erlernt. Die Ausstellung «Kulturen im
Kontakt» haben die Studierenden unter Anleitung des Basler
Ausstellungsbüros Atelier Degen+Meili erarbeitet. Entstanden ist ein
Parcours, der einerseits die Kulturkontakte sichtbar macht und
andererseits die Arbeitsmethoden des Projekts vorstellt.

Prof. Dr. Martin Guggisberg vom Fachbereich Archäologie der Universität
Basel führt am 12. April 2019 um 17.30 Uhr in die Ausstellung ein.
Weiterhin sprechen Prof. Dr. Thomas Grob, Vizerektor der Universität
Basel, Dr. Pietro Maria Paolucci, Italienischer Konsul in Basel, sowie Dr.
Franco Bettarini, Bürgermeister von Francavilla Marittima.


Weitere Informationen unter:

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Kulturen-in-Kontakt10-Jahre-Basler-Ausgrabungen-in-Francavilla-Marittima--Kalabrien.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KURSE/487: Braunschweig - Schmiedekurs für Mädchen vom 15.-17. April 2019


Stadt Braunschweig

Schmiedekurs für Mädchen im Jugendzentrum Heidberg



Braunschweig. In den Osterferien haben Mädchen ab zwölf Jahren von
Montag, 15. April, bis Mittwoch, 17. April, jeweils von 11 bis 16 Uhr
die Gelegenheit, an einem Schmiedekurs im Jugendzentrum Heidberg,
Gerastraße 18, teilzunehmen. Die Teilnahme- Kosten betragen 15 Euro
pro Tag, inklusive Mittagessen. Die Anmeldung für einen oder mehrere
Tage kann unter www.unser-ferienprogramm.de/braunschweig erfolgen.

Die Teilnehmerinnen können erleben, wie eine Esse angeheizt und Eisen
im Feuer zum Glühen gebracht wird und dabei so mit dem Hammer die
Muskeln spielen lassen. Zwei professionelle Schmiede zeigen, wie aus
einfachem Eisen wunderbare Schmuckstücke entstehen können. Im Kurs
können Mädchen ihr handwerkliches Geschick und künstlerisches Talent
ausprobieren. Der Kurs wird durch den Mädchenarbeitskreis Braunschweig
organisiert und unterstützt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. April 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1411: Hamburg - "Wenn ich groß bin", 28.4. + 30.4. + 2.5.2019


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Wenn ich groß bin (ab 8 J.)

Ein generationenübergreifendes Recherche-Projekt für Träumer und
Traumverwirklicher, Theater Fata Morgana

Von und mit: Karl-Heinz Ahlers, Hartmut Fiegen, Angelina Häntsch

Regie: Thomas Esser

Bühne und Kostüm: Marcel Weinand

Hamburg-Premiere: Sonntag, 28. April 2019 / 16 Uhr im FUNDUS
THEATER

Weitere Vorstellungen: Dienstag, 30. April 2019 / 10 Uhr + auf Anfrage
Donnerstag 2. Mai 2019 / 10 Uhr



Wir alle haben Träume - jeder Mensch, egal wie alt er ist und woher er
kommt. Kindheitsträume hat auch jeder, oder hatte sie mal, als er noch
Kind war. An die Erforschung dieser Kindheitsträume macht sich das
Theater Fata Morgana in seinem seltsamen Labor, das auch ein Archiv
ist, eine Sammelstätte für verloren gegangene und wiedergefundene
Träume von Kindern und Erwachsenen. Die drei Schauspieler*innen haben
Kinder aus aller Welt danach befragt, wie sie sich ihr Leben
vorstellen, wenn sie groß sind - und Erwachsene danach, welche
Zukunftsträume sie hatten, als sie noch Kinder waren und was daraus
geworden ist.*

Das Theater Fata Morgana lässt seine außergewöhnliche Traumsammlung
vor den Augen der Zuschauer*innen lebendig werden. "Wenn ich groß bin"
ist eine humorvolle, einfühlsame und nachdenklich stimmende
Performance für Menschen ab 8 Jahren und eine Anleitung zum
Träume-Verwirklichen.

* Das Theater Fata Morgana bedankt sich bei allen, die mit der
Beantwortung der Fragen in Interviews und Fragebögen zur Entstehung
des Projektes beigetragen haben.

Gefördert durch die Hamburgische Kulturstiftung, Behörde für Kultur
und Medien der Freien und Hansestadt Hamburg, Stadt Hildesheim und das
Ministerium für Wissenschaft und Kultur Hannover

Mehr Info: 

https://www.fata-morgana-productions.de/theater-fata-morgana/wenn-ich-gro%C3%9F-bin-8/

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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GLEICHHEIT/6850: Netanjahu verspricht Annektierung des Westjordanlands im Falle eines Wahlsiegs


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Netanjahu verspricht Annektierung des Westjordanlands im Falle eines
Wahlsiegs

Von Jean Shaoul

9. April 2019



Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat angekündigt, er
werde im Falle eines Siegs in der am heutigen Dienstag stattfindenden
Parlamentswahl die Souveränität Israels über das Westjordanland ausweiten,
das 1967 im Sechstagekrieg von Israel besetzt wurde.

Mit dieser Entscheidung hat er sich faktisch über die gesamte
internationale Nachkriegsordnung hinweggesetzt und angedeutet, dass weitere
Eroberungskriege und Gebietserweiterungen geplant sind. Derartige
Annektierungen sind laut den Genfer Konventionen illegal. Diese Abkommen
wurden nach dem Zweiten Weltkrieg beschlossen und sollten verhindern, dass
künftig ein Land ähnliche Schritte unternehmen kann wie Hitlerdeutschland,
das mit seinen Annektierungen die Bedingungen für den Ausbruch des Zweiten
Weltkriegs 1939 geschaffen hatte.

Netanjahus Ankündigung wird ihm die Unterstützung seiner Anhänger aus den
faschistischen Siedlerschichten und religiösen Nationalisten sichern und
das kapitalistische System in Israel noch weiter in Richtung Apartheid,
Faschismus und Militärdiktatur treiben. Sie ist der Auftakt für verschärfte
militärische Aggressionen Israels im besetzten Westjordanland, im
Gazastreifen und im ganzen Nahen Osten.

Am Samstag erklärte Netanjahu in einem Interview mit Kanal 12, er werde
"keine Gemeinde evakuieren". Ebenso wenig werde er Jerusalem aufteilen -
womit er auf den Anspruch der Palästinenser auf Ost-Jerusalem anspielte,
das die Hauptstadt eines künftigen palästinensischen Staates werden soll.
Er erklärte: "Ich werde Jerusalem nicht aufteilen, ich werde keine Gemeinde
evakuieren und ich werde sicherstellen, dass wir das Gebiet westlich des
Jordan kontrollieren."

Er fügte hinzu: "Ein palästinensischer Staat wird unsere Existenz
gefährden, und ich habe in den letzten acht Jahren immensem Druck
standgehalten. Kein anderer Ministerpräsident hat so großem Druck
standgehalten. Wir müssen die Kontrolle über unser Schicksal haben."

Netanjahu machte deutlich, dass er die Entscheidung von US-Präsident Donald
Trump, Israels illegale Annektierung der 1967 besetzten Golanhöhen
anzuerkennen, als grünes Licht begreift, die von Likud seit Langem gehegten
Expansionspläne zur Schaffung eines Staates Großisrael zu forcieren. Er
erklärte: "Werden wir weitergehen zur nächsten Stufe? Ja. Ich werde die
Souveränität ausweiten, aber ich unterscheide nicht zwischen den
Siedlungsblocks und den isolierten Siedlungen. Jede Siedlung gehört zu
Israel, und ich werde sie nicht in palästinensische Souveränität
übergeben."

Über seine Pläne zur Räumung der Beduinensiedlung bei Khan al-Ahmar, die
internationale Empörung ausgelöst hatte, erklärte Netanjahu: "Es wird
passieren. [...] Ich habe es versprochen, und es wird so schnell wie
möglich passieren."

Mit seiner Ankündigung wollte Netanjahu seine Position bei der Neuwahl
stärken, die er vor dem normalen Termin angesetzt hatte, um politische
Unterstützung zu gewinnen und sich Straffreiheit angesichts zahlreicher
Korruptionsvorwürfe zu sichern. Angesichts des unerwartet starken
Widerstands von einer Gruppe von Generälen, die in der so genannten
Blau-Weiß-Koalition des ehemaligen Stabschefs Benny Gantz organisiert sind,
setzt er auf Trumps Unterstützung, um an seine rechte Gefolgschaft zu
appellieren.

Er hat offen faschistische Kräfte aus dem Umfeld der verbotenen Kach-Partei
des verstorbenen Meir Kahane in sein Wahlbündnis aufgenommen. Diese Partei
gilt in den USA, Kanada, der Europäischen Union, Japan und sogar Israel
selbst als Terrororganisation. Sollte Netanjahu die Wahl gewinnen, würden
diese Elemente in die Regierung kommen.

Trumps offene Einmischung in die israelischen Wahlen steht im Zusammenhang
mit Washingtons umfassenderem Ziel, nach den Debakeln im Irak, Libyen und
Syrien seine Militärintervention im Nahen Osten auszuweiten und den
wachsenden Einfluss des Irans zurückzudrängen.

Aufgrund von Netanjahus zunehmend stärkerer Partnerschaft mit dem Haus Saud
und den Ölmonarchen am Golf haben diese seinem jüngsten Angriff auf die
Palästinenser ihr stillschweigendes Einverständnis gegeben, auch wenn sie
ihn pro forma verurteilt haben.

Doch abgesehen von kurzfristigen politischen Kalkulationen resultiert
Netanjahus Ankündigung auch aus den exklusivistischen Konzeptionen des
Zionismus von rassischer, religiöser und sprachlicher Hegemonie. Diese
sollen die Schaffung eines jüdischen Staates durch gewaltsame Vertreibung
der einheimischen arabischen Bevölkerung rechtfertigen, die die
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung bildete. Das Grauen des Holocausts
diente dabei als Begründung für die Unterdrückung eines anderen Volks.

Die politischen Vorläufer von Netanjahus Partei Likud, Wladimir Jabotinskys
Revisionisten, die bis in die 1970er eine Minderheitstendenz blieben, haben
diese Position am klarsten geäußert. Ihr Ziel war die Errichtung eines
jüdischen Staates im gesamten Territorium des biblischen Palästina,
einschließlich Transjordaniens. Da die Juden in Palästina eine Minderheit
waren, würde die Errichtung eines solchen Staats die Vertreibung der
arabischen Bevölkerung erfordern, um den jüdischen Charakter zu
garantieren.

1923 erklärte Jabotinsky in einem Artikel mit dem Titel "Die eiserne
Mauer", das zionistische Projekt ließe sich nur gegen den Willen der
einheimischen Bevölkerung durchsetzen. Er hielt eine eiserne Mauer für
notwendig, um die Juden vor der einheimischen Bevölkerung zu schützen:
"Eine freiwillige Aussöhnung mit den Arabern steht heute und in der nahen
Zukunft außer Frage." Da eine zionistische Besiedlung Palästinas ohne
Besatzung unmöglich sei, "steht und fällt alles mit der Frage der
Streitkräfte".

Millionen von Menschen auf der ganzen Welt, die über das Unglück entsetzt
waren, das den Juden widerfahren war, hatten Verständnis für die Errichtung
eines jüdischen Staats. Doch die Großmächte, ausgenommen Großbritannien,
aber einschließlich der Sowjetunion, unterstützten die Errichtung eines
jüdischen Staats, um Großbritanniens Stellung im Nahen Osten zu schwächen.
Deshalb stimmten die UN im Jahr 1947 für die Teilung Palästinas und
feierten den neuen Staat als fortschrittliche Einrichtung, die sich dem
Aufbau einer demokratischen und egalitären Gesellschaft für das am
grausamsten unterdrückte Volk Europas widmet.

Gleich nach der Ausrufung des Staates Israel im Jahr 1948 brach ein Krieg
zwischen Arabern und Juden aus, bei dem Israel mehr Land besetzen konnte,
als es der Teilungsplan von 1947 vorsah. Dabei wurden 750.000 Palästinenser
aus ihrer Heimat vertrieben. Die israelische Regierung der Arbeitspartei
wollte die Zugeständnisse nicht machen, die die Supermächte in Bezug auf
Grenzen und Flüchtlinge forderten. Deshalb handelte sie nach dem Krieg
keinen Frieden aus, sondern begann eine Politik des "Strebens nach Frieden"
- was jedoch nicht zu schnell vonstatten gehen sollte. Diese diente als
Vorbild für künftige Regierungen. Je mehr sich Israel an die Lage gewöhnte,
in der es weder Krieg noch Frieden gab, desto lauter wurden die Stimmen,
die eine Beibehaltung des Status quo forderten.

Nach dem Sechstagekrieg von 1967, in dem Israel Ost-Jerusalem und das
Westjordanland von Jordanien, den Gazastreifen und die Sinai-Halbinsel von
Ägypten und die Golanhöhen von Syrien eroberte, handelte die Regierung der
Arbeitspartei schnell, um Ost-Jerusalem zu annektieren und Siedlungen in
den besetzten Gebieten zu bauen. Heute leben hier 700.000 israelische
Juden, viele von ihnen sind nationalistische und religiöse Extremisten und
schwer bewaffnet. Damit hatte die Arbeitspartei faktisch die Politik der
Revisionisten übernommen.

Der Krieg und die Siedlerbewegung begünstigte das Anwachsen ungemein
reaktionärer politischer und sozialer Kräfte innerhalb von Israel. Menachem
Begins Partei Likud forderte, die Territorien wieder unter die Souveränität
Israels zu stellen, da es sich dabei um die biblischen Länder Samaria und
Judäa handle, die Gott dem jüdischen Volk versprochen habe.

1993 unterzeichnete die Regierung der Arbeitspartei das illusorische Osloer
Friedensabkommen mit der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO),
das von den USA ausgehandelt wurde. Vorgeblich sollte das Abkommen die
Gründung eines palästinensischen Zwergstaates vorbereiten. In Wirklichkeit
sollte jedoch verhindert werden, dass sich die 1987 ausgebrochene Intifada
zu einem revolutionären Aufstand der palästinensischen Massen in den
besetzten Gebieten entwickelt. Zudem sollte damit die Aufgabe, die Massen
zu unterdrücken, an die palästinensische Bourgeoisie übergeben werden.

Der Oslo-Friedensprozess schuf nicht die Grundlagen für Frieden und einen
palästinensischen Staat, sondern für eine Ausweitung der Siedlungen und
Landenteignungen, mit denen die Zugangsstraßen zu diesen Enklaven
kontrolliert und ihre Verbindung zu Israel selbst gestärkt wurden. Die
Palästinenserbehörde hatte die Aufgabe, die kleinen Stücke Land und meist
verarmten Städte zu überwachen, die von israelischen Truppen umstellt und
abgeschnitten waren.

In Übereinstimmung mit der Politik, die sie seit Langem vertrat, lehnte die
Likud entschieden alle territorialen Zugeständnisse an die Palästinenser
ab, die der Friedensprozess vorsah. Ihre Parteiführung unternahm nichts,
als ihre Unterstützer Ministerpräsident Jitzhak Rabin als Verräter
bezeichneten und seiner Ermordung durch einen rechten Fanatiker im Jahr
1995 den Boden bereiteten. Da keine der Parteien des politischen
Mainstreams zu grundlegenden Zugeständnissen bereit war, galt der
betrügerische Friedensprozess als so gut wie tot.

Netanjahu hat jetzt klar und deutlich gemacht, was lange Zeit
stillschweigend angenommen wurde: die Eingliederung des Westjordanlandes in
ein Großisrael. Dies wird nur durch die Errichtung einer Militärherrschaft
langfristig und nachhaltig durchsetzbar sein. Zu diesem Zweck hat die
Regierung eine Reihe von Maßnahmen verabschiedet, darunter das offen
rassistische Nationalstaatsgesetz, das die Vorrangstellung der Juden zur
juristischen Grundlage des Staates erklärt. Sie hat, auf der Grundlage der
brutalen Unterdrückung des gesamten palästinensischen Volks, das politische
und juristische System in Übereinstimmung mit Jabotinskys Garnisonsstaat
gebracht.

Die so genannte "Mitte-Links"-Opposition bei der Wahl, angeführt von Gantz,
hat sich nicht zu Netanjahus Ankündigung geäußert, das Westjordanland
annektieren zu wollen. Stattdessen setzte sie auf verbale Verschleierung
und Forderungen nach einer "Regionalkonferenz" oder "sicherer Trennung",
womit sie dem Ganzen faktisch zustimmt.

All das verdeutlicht den historischen Bankrott und den Gipfelpunkt des
gesamten reaktionären zionistischen Projekts und aller nationalistischen
Programme.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten
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KAZ/295: Neuausrichtung des deutschen Monopolkapitals gegenüber der VR China - und die Haltung deutscher Gewerkschaften


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 366, März 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Das "Grundsatzpapier China" des BDI

Neuausrichtung des deutschen Monopolkapitals gegenüber der VR China
- und die Haltung deutscher Gewerkschaften



In den Ausgaben der KAZ Nrn. 362, 364 und 365 haben wir uns mit
Klassen und Klassenwidersprüchen im sozialistischen China befasst. In
diesem Kontext wollen wir in dieser Nummer auf die Neuausrichtung des
deutschen Monopolkapitals in der Politik gegenüber der VR China
eingehen, wie er im Grundsatzpapier des Bundesverbands der Deutschen
Industrie (BDI), des Dachverbands der Monopole, zum Ausdruck kommt.
Dabei geht es um die Interessen der Konzerne, die in China
produzieren, um die chinesischen Unternehmen in der BRD und insgesamt
um das Ringen des deutschen Imperialismus um die Neuaufteilung von
Absatzmärkten, Rohstoffquellen und Kapitalanlagesphären im
neuausgerufenen "Systemwettbewerb" mit der VR China. Wie stellen sich
deutsche Gewerkschaften, insbesondere die IG Metall, zu dieser
Orientierung. Gehen sie ins Schlepptau des Monopolkapitals und
verteidigen mit ihm "deutsche Interessen" oder stellen sie sich ihren
internationalistischen Aufgaben?

Wie der Internationalismus der deutschen Arbeiterbewegung
desorientiert und fehlgeleitet wurde, versuchen wir in dem Artikel
"Solidarität mit Solidarnosc?" zu zeigen. Die damals in den 1980er
Jahren von deutschen Gewerkschaftsführern mitgetragene Stützung des
konterrevolutionären katholischen Arbeitervereins in Polen hatte
verheerende Auswirkungen auf die ganze Entwicklung des Sozialismus in
Europa. Das sollte uns Warnung sein, auf Arbeitskämpfe in der VR China
genauer zu schauen und nicht den häufig vom Klassenfeind gesteuerten
Informationen über Auseinandersetzungen in China auf den Leim zu
gehen.


Wie sollten sich DGB - Gewerkschaften verhalten gegenüber der VR
China, der chinesischen Gewerkschaft und wie bei Übernahmen von dt.
Firmen durch chinesische Unternehmen und den folgenden unvermeidlichen
Konflikten?

Bürgerliche "Leitmedien" und neuerdings der Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) leisten hierzu ihren massierten
Manipulationsbeitrag:

"Der Spiegel" 35/2016 blökt: "Das Projekt Welteroberung" - und meint
so das Seidenstraßen-Projekt in Misskredit bringen zu können. Das war
damals als Beitrag gemeint für die propagandistische Vorbereitung auf
den China-Besuch des damaligen Wirtschaftsministers Sigmar Gabriel. Er
wird als Vorkämpfer deutscher Wirtschaftsinteressen und seines
"sozialdemokratischen Kernklientels" dargestellt. "Die deutschen
Hochofenarbeiter", weiß der Spiegel ganz genau, "zittern um
ihre Arbeitsplätze, weil Billigstahl aus der Volksrepublik die
europäischen Märkte überflutet. Die Facharbeiter bei Daimler und VW
fürchten sich vor der nächsten Offensive der chinesischen
Autoindustrie." (s. Spiegel 45/2016 - Überschrift: "Das Ende des
Lächelns")

Am 7.4.2017 versucht die Wirtschaftswoche (wiwo) unter der
Überschrift: "Angelockt. Ausgequetscht. Abgedrängt." das
erbarmungswürdige Dasein der deutschen Monopole in der VR China zu
charakterisieren, immerhin Konzerne, die über Jahrzehnte chinesische
Arbeiter ausgequetscht und die Profite in den Sack der
Dividendenschinder geschaufelt haben.

Die wiwo vom 7.7.2017 titelt: "Mission Welteroberung" (die
Suggerierung von "Welteroberung" scheint ein besonderes beliebtes
Leitmotiv der deutschen "Leidpresse" - wie man in Franken zu sagen
pflegt - zu sein) und unterschiebt dabei der VR China die gleichen
Motive, die der Imperialismus, der deutsche mit zwei angezettelten
Weltkriegen vorne dran, seit mehr als 100 Jahren verfolgt. Man soll
den Eindruck gewinnen, dass Deutschland kurz vor der Verwandlung in
eine chinesische Kolonie steht.

Am 23.3.2018 das Titelbild im gleichen "Qualitätsmedium": "Feindliche
Übernahme" und diesmal mit Untertitel: "Ausspioniert, aufgekauft,
ausgebremst." Im Innenteil dann: "Die Unterwerfung". Man höre und
staune: "Ein Vierteljahrhundert hat die Bundesrepublik in China auf
Wandel durch Handel gesetzt. Nun wird klar: Die Wette ist verloren.
Stattdessen setzt China nun in Europa seine Interessen durch,
spioniert, kauft Firmen auf - und drangsaliert im eigenen Land die
deutschen Unternehmen."

Und schließlich soll das deutsche Publikum unter dem Titel "Die
Anti-China-Allianz" auf die von dem gegenwärtigen Repräsentanten des
USA-Imperialismus Donald T. betriebene Isolierung und Einkreisung der
VR China eingestimmt werden.

In solch unverantwortlicher Weise wetzen diese geistigen
Killerkommandos die Messer und legen die Axt an die Wurzeln der
eigenen Existenz. Immerhin hat die Volksrepublik China in den letzten
Jahrzehnten erheblich dazu beigetragen als verlässlicher
Geschäftspartner das Überleben z.B. deutscher Autohersteller (die mit
zu den treuesten Förderern der wiwo durch das Schalten von
Großanzeigen zählen) zu retten - trotz des kriminellen Dieselbetrugs,
trotz des systematisch gebremsten Umstellens auf neue Antriebssysteme
und Kraftstoffe, trotz einer Steuerpolitik, die den Autofahrer zum
Lastesel der Nation macht, trotz solcher deutscher Verkehrsminister
wie Ramsauer, Dobrindt und Scheuer usw., usf.

Gegenüber der Hetze für das Publikum, dem die Medienmeute offenbar
klare Feindbilder im nationalistischen Outfit vermitteln will, klingt
die Stellungnahme des Monopolverbands BDI (Bundesverband der Deutschen
Industrie) geradezu nüchtern gemäßigt. Während die Medien ihre Aufgabe
darin haben, vor allem die Werktätigen davon abzulenken, dass der
Hauptfeind im eigenen Land steht, dass er deutsches Finanzkapital und
deutscher Imperialismus heißt, müssen die Monopole und ihr Dachverband
sich mit dem Widerspruch auseinandersetzen, dass man um China und
chinesische Unternehmen nicht herumkommt, wenn man gute Geschäfte
machen will, dabei aber nicht mehr uneingeschränkt die Oberhand hat.
Und genau hier kommt der BDI zu erschütternden Erkenntnissen.[1]

"Das chinesische 'Wirtschaftswunder' der vergangenen Jahrzehnte
nahm seinen Anfang im Dezember 1978 mit Deng Xiaopings wegweisenden
Gedanken zu einer strategischen Umorientierung und Öffnung der
chinesischen Wirtschaft. Chinas Reform- und Öffnungspolitik
katapultierte das bis dahin verschlossene Land in nur 40 Jahren in die
Spitzengruppe der Weltwirtschaft. Betrug der Anteil Chinas am globalen
BIP im Jahr 1980 gerade mal zwei Prozent, so liegt er heute bei
deutlich über 18 Prozent. Chinas Anteil am Welthandel betrug Ende der
70er Jahre nur etwas über ein Prozent, heute liegt er bei 19 Prozent.
Rund 600 Millionen Chinesen konnten aus der Armut befreit werden.

Lange sah es so aus, als würde sich China durch die Integration in
die Weltwirtschaft bei der Ausgestaltung seines Wirtschaftssystems
allmählich auf die liberalen, offenen Marktwirtschaften westlichen
Musters zubewegen. Diese Konvergenzthese ist nicht mehr haltbar. China
entwickelt sich strukturell kaum mehr in Richtung Marktwirtschaft und
Liberalismus, sondern ist im Begriff, sein eigenes politisches,
wirtschaftliches und gesellschaftliches Modell zu verwirklichen.
Gleichzeitig prägt China als aufstrebende Wirtschaftsmacht andere
Märkte und auch die internationale Wirtschaftsordnung. Das chinesische
Modell einer Wirtschaft mit stark lenkendem staatlichen Einfluss tritt
damit in einen systemischen Wettbewerb zu liberalen
Marktwirtschaften." (Hervorhebung Corell)

Unglaublich also, dass diese Chinesen es wagen, ihr eigenes
sozialistisches "Modell" zu verwirklichen. Und das tritt auch noch in
Gegensatz zum staatsmonopolistischen Kapitalismus bei uns, im
bekannten Fälscherjargon "liberale Marktwirtschaft" genannt.

"Nach über vier Jahrzehnten Wirtschaftsreformen und Öffnung stellt
Chinas Wirtschaftssystem heute eine Mischform dar, die
staatswirtschaftliche und marktwirtschaftliche Elemente vereint. Auch
wenn zwischen Unternehmen in China, insbesondere im Konsumgüterbereich
und bei einfachen Dienstleistungen, ein harter Wettbewerb herrscht,
ist der Wirtschaftsprozess insgesamt durch vielfältige
Eingriffsmöglichkeiten staatlicher Stellen ins Marktgeschehen geprägt.
Der Staat übt nach wie vor eine starke direkte und indirekte Rolle bei
der Allokation von Ressourcen[2] aus."

Während manche chinesische und viele deutsche Genossen daran zweifeln,
ob der chinesische Staat noch genug Einfluss in der Wirtschaft hat,
bescheinigt der BDI eben diesem Staat seine prägende Rolle.

"Die folgenden Aspekte des chinesischen Systems sind im Hinblick
auf den neuen Systemwettbewerb von zentraler Bedeutung:

- Die führende Rolle der Partei im Staat und die Zentralisierung
von Entscheidungsstrukturen: Der 19. Parteitag der Kommunistischen
Partei Chinas im Oktober 2017 stellte eine Zäsur dar. Er hat die
Position von Präsident Xi Jinping als seit Jahrzehnten mächtigster
chinesischer Staatslenker gefestigt. Mit den 'Xi Jinping Gedanken'
hielten seine Visionen für China Eingang in die Satzung der Partei. Im
März 2018 folgte die Entscheidung auf dem Nationalen Volkskongress,
die Begrenzung der Amtszeit des Präsidenten von zweimal fünf Jahren
aufzuheben. Seit Amtsübernahme hat Xi Jinping zentrale, unter Deng
Xiaoping etablierte politische Prinzipien der Reformära, wie 'Trennung
von Staat und Partei' und 'kollektive Führung', infrage gestellt. Das
'neue China' unter Präsident Xi ist gekennzeichnet durch die führende
und nicht disponible Rolle der Partei in Staat, Wirtschaft und
Gesellschaft."

Offenbar übersieht der BDI, dass Xi Jinping die "Vier Grundprinzipien"
von Deng Xiaoping im Auge hat und in diesem Sinn für Kontinuität in
der Parteilinie steht.

Im Kern gesteht der BDI als Sprecher des deutschen Monopolkapitals
ein, dass der Versuch, China mit den alten Rezepten der damals "Neuen
Ostpolitik" - "Wandel durch Annäherung" oder "Die Burg von Innen
sturmreif machen" - das Genick zu brechen, erstmal gescheitert ist.
Was gegenüber der DDR, Polen und schließlich der Sowjetunion - in
ihrem Sinn - so erfolgreich funktioniert hatte, hat bei den
chinesischen Kommunisten nicht verfangen.

Jetzt steht also wieder "Systemwettbewerb" an. Dabei gehen sie noch
nicht aus der Deckung, ob das nun Ein- und Unterordnung unter die
abenteuerliche Droh- und Gewaltpolitik des USA-Imperialismus bedeutet.
Denn es steht viel auf dem Spiel. Ein Wegschießen von China als Markt
und Kapitalanlagesphäre hätte katastrophale Folgen für die deutsche
Wirtschaft, die jetzt schon im stramm gezurrten Korsett von drohender
Krise, USA Handelskrieg mit EU, Brexit, Russland und Iran-Sanktionen
schwitzt.

Und oh weh: "Der direkte Einfluss des Staates bzw. der Partei in
Unternehmensentscheidungen wird durch eine politische Aufwertung von
Parteizellen ausgebaut. Diese greifen nicht nur in
Entscheidungsprozesse von Staatsunternehmen, sondern auch
Joint-Ventures und Privatunternehmen ein." ... Und: "Der zunehmende
Kontrollanspruch der Partei über Gesellschaft und Wirtschaft verengt
den Handlungsspielraum und schränkt damit die langfristigen
Zukunftsaussichten für ausländische Unternehmen in China ein. Beispiel
hierfür ist das 2017 in Kraft getretene Cybersicherheitsgesetz mit
seinen Vorgaben zur Offenlegung sensibler Daten, zur lokalen
Datenspeicherung und zur Einschränkung des grenzüberschreitenden
Datenverkehrs."

Da klagen die Richtigen! Die Herrschaften, für die die Bespitzelung in
Betrieb und Gesellschaft eine Selbstverständlichkeit war nach dem
Prinzip: Wem die Produktionsmittel gehören, dem gehören die
Informationen und ihre Kontrolle. Die Herrschaften, die mit SAP,
Microsoft, Apple, Google, Facebook, Amazon, mit NSA und BND den
Cyberrüssel in jeden Datentopf tunken, die das Internet und GPS
beherrschen, jammern geräuschvoll, dass ihnen in China langsam die
"Freiheit" abhandenkommt, überall ihr Opium vertickern und schnüffeln
zu können!

Welche Elegie: Dass man der Volksrepublik nicht mehr mit Glasperlen
und Ramsch im Kolonialherrenstil kommen kann.

Und dann noch der Angriff auf das "Social-Credit-System":

"Die umfassende Kontrolle und aktive Steuerung von Gesellschaft
und Wirtschaft mithilfe moderner Technologien: Die chinesische
Führung arbeitet intensiv daran, die Effizienz von Wirtschaftsplanung
und gesellschaftlicher Kontrolle durch Künstliche Intelligenz (KI) und
Big-Data-Verfahren weiter zu erhöhen. Ein Beispiel hierfür ist das
Social Credit System, welches es der chinesischen Regierung
ermöglichen soll, die Einhaltung sowohl von Gesetzen und Vorschriften
als auch von nicht offen gelegten Kriterien durch Einzelpersonen und
Unternehmen zu überwachen. Die jeweilige Punktzahl im System kann sich
direkt auf Geschäftsaussichten der Unternehmen in China auswirken.
Schlechte Bewertungen können z.B. zu geringeren Chancen bei der
Vergabe öffentlicher Projekte, zur Einstufung in ein höheres
Steuerniveau und zu eingeschränkten Investitionsmöglichkeiten führen.
Dabei kann auch das Verhalten von Unternehmen und Individuen auf
Märkten außerhalb Chinas in die Bewertung mit einfließen. Durch die
Einbindung der chinesischen IT-Unternehmen verfügt die Regierung über
umfassende Datenmengen."

Wir wissen nicht, ob das chinesische Social Credit System für den
künftigen Sozialismus in Deutschland geeignet ist, aber da packen die
BDI-Glashausbewohner ganz dicke Steine aus. Ausgerechnet im Land der
"Förderer und Forderer", wo jeder "Hartzer", jeder Migrant bewertet
und sanktioniert wird, wo der Aufstieg nach Klassenbewertung (das zum
Thema "nicht offen gelegter Kritierien"), nicht nach Leistung geht, wo
die größten Tunichtgute als Oligarchen das Land beherrschen und nur
hochkommen lassen, wer ihnen in den Kram passt, d.h. nach Oben dienert
und nach unten tritt, ausgerechnet das imperialistische
Größerdeutschland meint die Welt schulmeistern zu dürfen ... Was ihnen
aber besonders weh tut ist, dass jetzt nach Standard & Poor's, Moody's
und anderen auch aus China ein Rating-System droht, das sich nicht nur
profitorientiert am Börsengeschehen orientiert, sondern vielleicht
auch soziale Gesichtspunkte berücksichtigen könnte.

Aber immerhin: "Die deutsche Wirtschaft ist insgesamt mit dem
Ausland durch Handel und Kapitalaustausch stark verflochten. Die
Verankerung im EU-Binnenmarkt und im Weltmarkt ist für den Erfolg der
deutschen Industrie unerlässlich. Dies gilt auch unter der Prämisse
eines neuen Systemwettbewerbs. Als dynamisch wachsender Markt bleibt
China einer der wichtigsten wirtschaftlichen Partner. An einer
konfliktorientierten wirtschaftlichen, politischen und technologischen
Einhegung (sic!) Chinas oder einer Entkoppelung von China hat die
deutsche Industrie kein Interesse. Systemische Differenzen und
Divergenzen bedeuten nicht zwangsläufig Konflikt, sondern erfordern
ein verlässliches und belastbares Schnittstellenmanagement.
Kooperation ist notwendig - trotz Konkurrenz. China ist eine Stütze
der Weltwirtschaft. China, Deutschland und die EU haben ein
gemeinsames Interesse an Zukunftsgestaltung."

Offenbar rät der Dachverband der Monopole dazu, sich gegenwärtig zu
mäßigen und (noch) nicht auf offene Konfrontation zu setzen. Denn das
Engagement ist beträchtlich:

"Der Bestand deutscher Direktinvestitionen in China betrug 2016
rund 76 Mrd. Euro, das entspricht 6,8 Prozent der gesamten deutschen
Auslandsinvestitionen. Dabei waren circa 5200 deutsche Unternehmen mit
insgesamt über einer Million Mitarbeitern in China tätig." Und die
Schlussfolgerung: "Aufgrund der stark integrierten
Wertschöpfungsnetze und der derzeitigen Position der deutschen
Industrie auf dem chinesischen Markt sowie den bestehenden Potenzialen
im Chinageschäft wäre eine wirtschaftliche Entflechtung von China mit
enormen Kosten verbunden. Die deutsche Industrie lehnt sie ab und
sieht mit Sorge, dass sie in den USA zunehmend thematisiert wird."

Aber trauen will man den Chinesen nicht: "Trotz der starken
Anziehungskraft des chinesischen Marktes wird es für Unternehmen
jedoch immer wichtiger, mögliche Risiken eines Engagements in China im
Auge zu behalten und gegebenenfalls durch eine weitere
Diversifizierung von Wertschöpfungsnetzen, Produktionsstandorten und
Absatzmärkten auszubalancieren."

Aber um auch die antikommunistischen Geiferer bei der Stange zu
halten, warnt der BDI: "In der Diskussion um die richtigen
Lösungsansätze und Instrumente zum Umgang mit China zeigt sich, dass
der Grat zwischen Anpassung mit Beibehaltung der liberalen, sozialen
und offenen marktwirtschaftlichen Ordnung und einer
protektionistischen Abschottung eigener Märkte und Eingriffen in die
liberale Wirtschaftsordnung schmal ist. Maßnahmen der aktuellen
US-Administration deuten darauf hin, dass der Schutz vor chinesischen
Wettbewerbsverzerrungen schnell in Protektionismus abgleiten kann.
Hier steht die Glaubwürdigkeit deutscher und der EU-Politik auf dem
Spiel. Deutschland und die EU müssen bei den Reaktionen gegenüber
China das richtige Maß treffen. Das gilt für die Offenheit unserer
Volkswirtschaft, das gilt aber auch für die Frage, wieviel
Industriepolitik Deutschland und die EU brauchen."

So schön kann man die gärenden Konflikte innerhalb des Monopolkapitals
vertuschend umschreiben.

Und darauf läuft die BDI-Analyse hinaus: "Gemessen am BIP ist die
EU der global größte Binnenmarkt. Diese wirtschaftliche Stärke sollte
die EU insbesondere gegenüber China und den USA stärker in politisches
Selbstbewusstsein übertragen. Nur ein starkes und in seinem Handeln
geeintes Europa kann seine Interessen und Werte gegenüber der
aufstrebenden Weltmacht China behaupten. Die Herausforderungen im
Inneren (z.B. Brexit) wie im Äußeren (z.B. transatlantische
Beziehungen, völkerrechtliche Verstöße Russlands in Europa) machen die
Bedeutung einer stabilen und umfassenden Einheit der EU für die
zukünftige Entwicklung des Kontinents nur noch deutlicher."

Und auch: "Auch mit den USA sollte trotz derzeitiger
handels-politischer Differenzen weiterhin eine Abstimmung in
China-bezogenen Fragen angestrebt werden. Die USA bleiben geopolitisch
der wichtigste Partner für die EU. Partnerschaft bedeutet aber auch,
eigene Interessen kenntlich zu machen und diesen Interessen
schädlichen Strategien, wie containment oder de-coupling[3],
entgegenzutreten. Insgesamt sehen sich die Unternehmen aller
G7-Partner in China mit den gleichen Handels- und
Investitionshemmnissen konfrontiert."

Im Klartext: Die Konzentrierung auf ein "starkes" und "geeintes"
Europa bedeutet nichts anderes als die deutsche Dominanz in Europa
stärken und die Verbindung mit China nutzen, um sich gegenüber den USA
zu behaupten.[4]

Und die Gewerkschaften

Wie haben sich deutsche Gewerkschaften - wir stützen uns vor allem auf
Aussagen aus der IG Metall, der bedeutendsten Massenorganisation der
deutschen Arbeiterklasse - gegenüber der VR China, dem Engagement
deutscher Unternehmen in China und chinesischer Unternehmen in der BRD
positioniert?[5] Was erwarten Kommunisten von den deutschen
Gewerkschaften in diesem Kontext?

Im Juli 2017 hieß es bei der IG Metall noch: "Wenn Chinesen
deutsche Firmen übernehmen, machen die betroffenen Arbeitnehmer bisher
meist gute Erfahrungen damit. Aber Politiker und auch die IG Metall
sorgen sich, dass auf Dauer wichtiges Know-how abwandert."

Als Beispiel wurde die Fa. KraussMaffei[6] angeführt.

"Wir sind aus der Hölle ins Paradies gekommen", wird eine
Kollegin zitiert. Und weiter: "In der 'Hölle' schmoren sahen sie
und ihre Kollegen sich bis 2016. In den Jahren davor wurde das
Maschinenbauunternehmen (KM) nacheinander von drei verschiedenen
westlichen Finanzinvestoren gekauft (Verkäufer war Siemens -
Corell). Sie sparten, bauten Personal ab und investierten kaum, ihr
Ziel war schnelle Rendite. Das änderte sich 2016 ... Jetzt flossen
Gelder: in Anlagen und Personal. Die Belegschaft musste sich keine
Sorgen mehr um ihre Arbeitsplätze machen und sah die Zukunft wieder
optimistisch."

Letzte Meldung vom Januar 2019: "Wir sind von den Wachstumschancen,
die sich durch den Zugang zum chinesischen Kapitalmarkt ergeben,
überzeugt. Die Einbringung ist eine positive Weiterentwicklung für
KraussMaffei und bietet Chancen, weiterhin Arbeitsplätze auch in
Deutschland zu sichern und aufzubauen", sagt Susanne Meyer,
stellvertretende Vorsitzende des Betriebsrats von KraussMaffei. Auch
die IG Metall steht der Entwicklung positiv gegenüber. "ChemChina
bleibt ein verlässlicher Partner für KraussMaffei und hält wie
versprochen an seinen Plänen für KraussMaffei fest. Wir sind von den
Chancen der Einbringung an der Börse Shanghai überzeugt", sagt
Horst Lischka, als Unternehmensbeauftragter der IG Metall zuständig
für München und Mitglied des Präsidiums des Aufsichtsrats von
KraussMaffei.

KraussMaffei ist seit April 2016 mehrheitlich im Besitz des führenden
chinesischen Chemiekonzerns ChemChina.

Weiter betont man bei der IG Metall, dass auch in den anderen
deutschen Unternehmen, die 2015, 2016 von chinesischen Unternehmen
übernommen wurden (wie Kuka, Kickert, Putzmeister, Pfaff u.a.) die
Beschäftigten mit ihren neuen "Arbeitgebern aus Fernost" gute
Erfahrungen machten: "Die Chinesen achten die Mitbestimmungsrechte
weitgehend, halten Tarifverträge ein und bekennen sich zu den
deutschen Standorten."

Doch seit 2017 mit zunehmender Hetze gegen China von Seiten der
Leitmedien des deutschen Monopolkapitals wechselt auch die IGM-Führung
die Tonart. Ein "Experte vom Ressort Globalisierungspolitik beim IG
Metall-Vorstand" wie Christian Weiss macht sich Sorgen, "... dass
wichtige Zukunftstechnologien, Know-how oder ganze
Wertschöpfungsketten langfristig nicht in Europa gehalten werden
können." "Die chinesische Regierung verfolgt eine ganz bestimmte
Strategie", sagt Kollege Weiss. "Sie verfährt nach dem
Masterplan: Made in China 2025".

Mit der deutschen und europäischen Wirtschaft ist man sich einig, dass
China wichtige Zukunftsmärkte bietet und es "krisengebeutelten
europäischen Ländern gut tut, wenn chinesisches Kapital in ihre
Volkswirtschaften fließt."

Aber, sagt Wolfgang Lemb, Vorstandsmitglied der IG Metall und schwenkt
damit auf die Linie des BDI ein "Wir brauchen dringend eine
gemeinsame europäische Industriepolitik, die auf Nachhaltigkeit setzt
und strategisch angelegt ist. Nur so erhalten wir die
Technologieführerschaft und Wettbewerbsfähigkeit auf globalen
Zukunftsmärkten.

Dafür fordern wir einen industriepolitischen Dialog auf
europäischer Ebene, an dem neben Wirtschaft und Politik auch die
Gewerkschaften beteiligt sind ... Eine solche Strategie könnte z.B. im
'Bündnis Zukunft der Industrie' entwickelt werden."

Und so ganz auf Unterordnung unter das Kapital (gewöhnlich
"Sozialpartnerschaft" genannt) bedacht, meint Lemb vom Vorstand der IG
Metall, außerdem, "dass die IG Metall chinesische Investitionen in
deutsche Unternehmen heute (2018) wesentlich kritischer als vor zwei
oder drei Jahren sehe. Die Gewerkschaft stelle mittlerweile fest, dass
die Zusammenarbeit mit chinesischen Investoren und Eignern in den
Betrieben schwieriger werde - etwa in Sachen Tarifbindung und
Akzeptanz der Mitbestimmung".

Was Kommunisten von deutschen Gewerkschaften im Verhältnis zu
China und zu chinesischen Gewerkschaften erwarten

Das deutsche Monopolkapital versucht die deutschen Gewerkschaften zu
manipulieren und in ihr Fahrwasser zu ziehen:

- Solange dessen Hauptlinie in China Subversion mit dem Ziel
"Regimewechsel" war, hatte man den Gewerkschaften die Aufgabe
zugedacht, dort Sozialpartnerschaft samt deutschem Arbeitsrecht,
inklusive den schönen deutschen Arbeitsbedingungen (bei Privateigentum
an den Produktionsmitteln in einem Land von "Freiheit und Democracy")
zu propagieren.

- Zur Unterstützung von Arbeitskämpfen in China, soweit nicht deutsche
Konzerne betroffen sind, ließ man Trotzkisten und Anarchosyndikalisten
am langen Zügel agieren. Jetzt heißt es: Chinesische Unternehmen in
der BRD sind willkommen - im Zeichen neoliberaler Weltoffenheit und
"Globalisierung".

- Nachdem als Hauptlinie vom BDI der "Systemwettbewerb" ausgerufen
wurde und die Konfrontation schärfer wird, sollen die deutschen
Gewerkschaften in den chinesischen Unternehmen den Feind erkennen,
nicht weil sie auch kapitalistisch wirtschaften, sondern weil sie aus
China kommen.

Wir erwarten dagegen von unseren Gewerkschaften:

- dass sie bei Unternehmen in Deutschland mit chinesischer Beteiligung
die Kollegen dort ebenso vertreten wie bei Unternehmen, die
überwiegend deutsche Eigentümer haben und Gegenwehr organisieren, wenn
Arbeitsbedingungen, Löhne etc. verschlechtert werden sollen,

- dass sie gegen jeden Nationalismus und Rassismus bei betrieblichen
Konflikten Stellung beziehen: statt "die Chinesen" sind schuld! -
Kampf dem Kapital - woher es auch kommen mag,

- dass sie bei Übernahmen deutscher Unternehmen durch chinesische
begrüßen, dass Unternehmen aus einem sozialistischem Land wie China in
Deutschland aktiv werden - als Ausdruck der gewachsenen Kraft des
Sozialismus und der Beseitigung von Armut in China,

- dass sie Arbeiter ohne Ansehen ihrer Nationalität vertreten und als
Internationalisten auch mit der chinesischen Arbeiterklasse verbunden
sind,

Deutsche Gewerkschaften haben ein Interesse daran, dass sich deutsche
Unternehmen in China (wie auch in anderen Ländern) an die Gesetze,
z.B. das Arbeitsgesetz halten.

Sie haben kein Interesse an der Durchsetzung von Gesetzen,
Vereinbarungen etc., die in Deutschland gelten, in China oder in
anderen Ländern aber in der Form nicht.

Um ein Ausspielen deutscher und chinesischer Arbeiter gegeneinander in
einem Konzern zu verhindern, müssen auf lange Sicht angelegte Kontakte
mit den chinesischen Gewerkschaftsvertretungen und den Parteikomitees
hergestellt werden und ggf. konkrete Kampfaktionen abgestimmt werden.
Weltbetriebsräte, die auf deutsche "Sozialpartnerschaft" gepolt sind,
sind hierzu kein geeignetes Mittel.

Anzustreben ist die Zusammenarbeit mit dem Gesamtchinesischen
Gewerkschaftsbund (ACFTU) und dem Weltgewerkschaftsbund (WGB) - gegen
die Abgrenzungsbeschlüsse durch den sozialdemokratisch dominierten
Internationalen Gewerkschaftsbund (IGB).

AG "Chinas Kampf um den Sozialismus": 

R. Corell, Dien Bien Phu, Karlchen, Lobo, O'Nest, Rosa

 *

 KASTEN

"Im Kapitalismus in seinem imperialistischen Stadium sind die
 Gewerkschaften Organisationen der Arbeiterklasse, um deren Führung und
 Ausrichtung der Kampf geführt wird. Die von der Monopolbourgeoisie
 herübergezogenen, bestochenen Arbeiteraristokraten wollen aus den
 Gewerkschaften ein Anhängsel des Kapitals machen zur Befriedung und
 Lähmung der Arbeiter und ein Reservoir für den Krieg. Die
 klassenbewussten Kräfte wollen die Gewerkschaften zu einer
 Kampforganisation der Arbeiterklasse machen, die nicht nur Widerstand
 gegen die Übergriffe des Kapitals leistet, sondern zur Überwindung des
 Kapitalismus beiträgt.



Im Sozialismus, im System der Diktatur des Proletariats, geht der
 Kampf um die Gewerkschaften unter neuen Vorzeichen weiter. Jetzt übt
 die Avantgarde des Proletariats die Macht aus. Die Bourgeoisie aber
 ist noch vorhanden, nicht nur die ausländische Bourgeoisie in den
 imperialistischen Ländern, sondern auch die inländische mit ihren
 Beziehungen zu ihren ins Exil gegangenen "KlassengenossInnen" und
 selbstverständlich zu ihren "Freunden", Geschäftspartnern etc. Diese
 Bourgeoisie aber muss daran gehindert werden, sich wieder als Klasse
 für sich zu formieren, den Kampf um die Wiederherstellung ihrer
 Herrschaft zu führen und die Konterrevolution vorzubereiten.



In diesem Kampfabschnitt geht es darum, die Gewerkschaften zur
 starken Stütze der Diktatur des Proletariats zu machen und mit ihrer
 Hilfe die Unterstützung der breiten Massen der Arbeiterklasse zu
 gewinnen und zu bewahren. Das bedeutet Zurückdrängen alter und neuer
 sozialdemokratischer Einflüsse." 
(aus KAZ 365)



 * 

KASTEN



Aufgaben der chinesischen Gewerkschaften:



- sie haben im Gesamtinteresse der Arbeiterklasse die "demokratische
 Diktatur des Volkes", die durch die Avantgarde der Arbeiterklasse, die
 Kommunistische Partei, ausgeübt wird, zu unterstützen, zu festigen und
 zu verteidigen;



- sie haben den Staat zu unterstützen, mit dessen Hilfe die Diktatur
 nach Innen und Außen ausgeübt wird. Dessen aktuelle Aufgaben stehen
 aber im Widerspruch zum langfristigen Interesse der Partei, den Staat
 selbst abzuschaffen bzw. die Voraussetzungen für sein "Einschlafen" zu
 schaffen; außerdem im Widerspruch zur Aufgabe der Partei als der
 organisierten Form der Kritik bestehender Verhältnisse, die wiederum
 durch den Staat selbst geprägt werden. Weiterhin steht der Gesamtstaat
 im Widerspruch zu vielfältigen Interessen von Individuen, einzelnen
 Unternehmen und Belegschaften, einzelnen Kommunen und Provinzen;



- sie haben die Interessen von Belegschaften und einzelnen KollegInnen
 zu vertreten, die aus legitimen Gründen in Widerspruch zu den
 allgemeinen Interessen der Arbeiterklasse geraten.




Anmerkungen

[1] BDI, GRUNDSATZPAPIER CHINA: Partner und systemischer Wettbewerber
- Wie gehen wir mit Chinas staatlich gelenkter Volkswirtschaft um? s.


bdi.eu/publikation/news/china-partner-und-systemischer-wettbewerber/

[2] Allokation von Ressourcen meint Zuweisung von Mitteln wie
Arbeitskräfte, Material, Maschinen, Geld und Kredit ...

[3] Eindämmung und Entflechtung

[4] Zum Größenwahn und zur Selbstüberschätzung hier noch ein
Schmankerl der feinsten Sorte aus dem BDI-Papier, also direkt von der
Vertretung der deutschen Monopolwirtschaft, die verantwortlich
zeichnet für die schmählichen Projekte von Flughafen Berlin, Stuttgart
21, Kaputtsparen des Eisenbahnverkehrs, der Dauerblamage mit den
Energietrassen und Übertragungsnetzen und des Dauernotstands im
Gesundheits- und Pflegewesen: 

"Deutsche Unternehmen haben zum beispiellos schnellen Ausbau einer
leistungsfähigen Infrastruktur beigetragen (Schnellzugnetz, Flughäfen,
Energieerzeugung und -ertragung, Mobilfunknetz,
Gesundheitswirtschaft). Vielfach sind deutsche Unternehmen
"Wunschpartner" für die technologische Aufwertung der chinesischen
Industrie. Sie unterstützen China bei der Modernisierung der Industrie
in Richtung Digitalisierung/Industrie 4.0." Der Kommunistischen
Partei Chinas sei Dank, dass diese Großmäuler nicht die Leitung beim
Ausbau der chinesischen Infrastruktur in die Hand bekommen haben.

[5] Hierzu nur ein grober Ausschnitt

[6] KraussMaffei (KM) wurde als Maschinen- und Anlagenbauer 2016 durch
das chinesische Staatsunternehmen Chem China übernommen. Frühere
Eigentümer u.a. Flick, Mannesmann, Siemens. Nicht zu verwechseln mit
Krauss-Maffei Wegmann (KMW), das 1999 aus der Rüstungssparte von
Krauss-Maffei (z.B. Panzerbau) und dem Rüstungsunternehmen Wegmann
gebildet wurde.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2365: Zwischen Glasbruch und Militarisierung


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Zwischen Glasbruch und Militarisierung

Die Auseinandersetzungen um die Bewegung der Gelbwesten in Frankreich
eskalieren

von Bernard Schmid



"Wenn man körperlich gebrechlich ist, wenn man leicht zu Boden
stürzen kann, dann begibt man sich nicht in Situationen wie diese, an
Orte, wo es verboten ist" kommentierte Emmanuel Macron Anfang der
letzten Märzwoche die schweren Verletzungen der 73jährigen
Demonstrantin Geneviève Legay. Er wünsche ihr "Genesung, aber auch
größere Weisheit". Ihr Anwalt konterte: "Man schüttet nicht Kritik
über jemanden auf seine oder ihrem Krankenhausbett aus."


Die Sprecherin von ATTAC in Nizza erlitt einen
Schädelbasisbruch, als sie am 23. März während einer Demonstration zu
Boden gestürzt war; ihre Überlebenschancen galten zunächst als
kritisch. Die Polizei bestreitet, sie berührt zu haben, eine
Untersuchung dazu läuft. Die Innenstadt von Nizza war an diesem Tag
für Proteste wie die der "Gelben Westen" weitläufig gesperrt worden.
Am Flughafen der Stadt traf einige Stunden später der chinesische
Staatspräsident Xi ein, bevor er mit Macron zu Abend speiste und am
folgenden Tag nach Paris weiterreiste.

Nicht nur in Nizza zog die französische Staatsmacht an jenem
Wochenende repressive Saiten auf. In Paris gab es mehrere Dutzend
Festnahmen, darunter die eines Mannes, der zuvor gegenüber einem
Kneipenwirt in der Vorstadt Massy-Palaiseau geprahlt hatte, er werde
einen größeren Schwarzpulverknaller für diesen Tag vorbereiten - in
seiner Wohnung wurden 500 Gramm des Explosivstoffs gefunden, er soll
jedoch nicht unmittelbar einsatztauglich gewesen sein. Vorläufig
festgenommen wurden jedoch auch zwei Personen, die lediglich auf ihrem
T-Shirt die Forderung nach einem "RIC" - einem Bürgerbegehren für eine
Volksabstimmung (référendum d'initiative citoyenne) - spazieren
führten. Diese Forderung wird inzwischen von Teilen der "Gelbwesten"
als eine Art Patentrezept gegen alle möglichen gesellschaftlichen Übel
gehandelt. Dafür setzte es eine Geldbuße von 135 Euro, das ist seit
den jüngsten Gesetzesänderungen die neue Pauschalstrafe für illegales
Demonstrieren, vormals waren es 38 Euro.


Militarisierung des Konflikts

Erhebliches Aufsehen und eine mehrtägige innenpolitische Polemik rief
eine Ankündigung der Regierung hervor, eine Einheit der französischen
Armee werde im Rahmen der Demonstrationen zum Objektschutz eingesetzt.
Die Opération Sentinelle (Operation Wachposten) war 2015 nach
den jihadistischen Attentaten gebildet worden und besteht aus
insgesamt rund 10.000 Soldaten. Verteidigungsministerin Florence Parly
erklärte zwar beschwichtigend, die Soldaten würden nicht direkt gegen
Demonstranten Stellung beziehen, doch der amtierende Militärkommandant
für das Gebiet der Hauptstadt, General Bruno Leray, erklärte zugleich
öffentlich, die betreffenden Militärs könnten im Bedarfsfall von ihren
Schusswaffen Gebrauch machen.

Dem gingen am Wochenende vom 16./17. März beim "Akt XVIII", also dem
achtzehnten Protestsamstag in Folge, Sachschäden in Höhe von 30
Millionen Euro voraus - der Gesamtschaden der durch die
"Gelbwesten"-Proteste hervorgerufen wurde, beläuft sich laut
Regierungsangaben inzwischen auf 200 Millionen Euro. Dass dabei das
Pariser Millionärsrestaurant Le Fouquet's demoliert wurde - es wird
erst in mehreren Monaten wieder öffnen - hätte bei vielen
Beobachterinnen und Beobachtern in Frankreich wohl eher Schmunzeln
hervorgerufen. Problematisch war allerdings, dass ein Gebäude in Brand
geriet, weil eine im Erdgeschoss liegende Bank angezündet worden war,
das Feuer aber auf andere Stockwerke übergriff. Elf Personen wurden
leicht verletzt, eine Mutter und ihr Baby wurden in mehr oder weniger
knapper Not aus dem Gebäude evakuiert.


Allianzen

Zu beobachten ist, dass in der heterogenen Protestbewegung der
kleinbürgerlich-radikale Wutbürgerflügel und ein Spektrum von
Autonomen und Insurrektionalisten faktisch miteinander kooperieren.
Letztere glauben, die Revolution sei angebrochen, weil eine größere
Zahl von Umstehenden sie - passiv oder gar mit Sympathiebekundungen
- Glasbruch anrichten lässt. Die zornigen Mittelständler nehmen dies
billigend in Kauf und betrachten es als mehr oder minder notwendige
Verhandlungstaktik, da sie aufrichtige Empörung und Unverständnis
darüber empfinden, dass die Regierung nicht mit ihnen verhandeln will.
Wenn radikale Gewerkschafter ihre Opposition mit einer Analyse der
Kräfteverhältnissen zwischen den Klassen kombinieren wollen, empfinden
die Wutbürger es als puren Ausdruck von Bosheit und schlechtem Willen,
wenn man ihre Forderungen nicht oder nicht weitgehend erfüllt. Darüber
können sie in rasenden Zorn geraten. Autonome und Insurrektionalisten
ihrerseits sind nicht für ihr Gespür für Kräfteverhältnisse bekannt.

In einem Gespräch mit der liberalen Pariser Abendzeitung Le
Monde vom Wochenende des 23./24. März jubilierten etwa zwei ihrer
Vertreter darüber, man habe es am Wochenende zuvor geschafft, den
Pariser Polizeipräfekten aus dem Amt zu jagen. Dieser wurde kurz nach
dem "Akt 18" vom Innenminister Christophe Castaner seines Postens
enthoben und durch den bisherigen Präfekten von Bordeaux, Didier
Lallement, ersetzt. Nur besteht kein Anlass, darüber zu jubeln. Der
bisherige Amtsinhaber, Michel Delpuech, hatte als Skeptiker gegenüber
dem Einsatz des Hartgummigeschossgewehrs LBD 40 gegolten, das das
Innenministerium angeordnet hatte und das verantwortlich ist für rund
200 Schwerverletzte in den letzten vier Monaten. Die Regierung hat ihm
vorgeworfen, just diese Gummigeschossgewehre am 16. März
zurückgehalten und nur ein kleineres Kaliber zugelassen zu haben. Sein
Nachfolger Lallement hingegen gilt in Kreisen der Polizei und
namentlich seiner bisherigen Untergebenen aus Bordeaux, von denen die
Tageszeitung Libération viele in ihrer Ausgabe vom 23. März
zitiert hat, als Psychopath und absolut skrupellos.

Einen dritten Pol in dem heterogenen Spektrum des Protests bilden die
eher linken und gewerkschaftsnahen (und wesentlich weniger
glasbruchaffinen) Kräfte. Nach wie vor bringt der "Gelbwesten"-Protest
Woche für Woche noch rund 50.000 Menschen in Frankreich auf die
Straße. Der linke Gewerkschaftsflügel unterstützt die Protestbewegung
vor allem in westfranzösischen Städten wie Rennes, Nantes und
Toulouse. In der letzteren Stadt rief etwa die CGT am 23. März
öffentlich dazu auf, ein über den Rathausplatz verhängtes, allgemeines
Demonstrationsverbot zu durchbrechen. Landesweit mobilisierten die
CGT, Solidaires und weitere Gewerkschaften am 19. März erneut, wie
zuletzt am 5. Februar, rund 300.000 Menschen zu Demonstrationszügen,
unter die sich auch "Gelbwesten" mischten.

Allerdings geht diese relative Demonstration der Stärke auf den
Straßen bislang kaum mit relevanten Streikbewegungen einher - mit
Ausnahme des Bildungswesens: hier gab es am 19. März, wegen der
Ankündigung von "Reformen" in diesem Bereich, Arbeitsniederlegungen.
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VORWÄRTS/1452: USA verstärkt Aggression gegen Kuba


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 09/10 vom 21. März 2019

USA verstärkt Aggression gegen Kuba

von Siro Torresan



Die Regierung von US-Präsident Donald Trump verschärft die Blockade
gegen Kuba, indem sie Titel III des sogenannten Helms-Burton-Gesetzes
teilweise ab dem 19. März in Kraft gesetzt hat. Die kubanische
Regierung behält sich das Recht vor, angemessen auf diese neue
Aggression zu reagieren.


Das Weisse Haus ermöglicht ab dem 19. März den eigenen
Staatsbürger*innen, vor US-Gerichten gegen etwa 200 kubanische
Unternehmen Klage einzureichen, die jetzt das Eigentum auf der Insel
kontrollieren, das vor Jahrzehnten von der revolutionären Regierung
verstaatlicht wurde. Mitte April, so US-Aussenminister Mike Pompeo,
werde das Thema erneut aufgegriffen und möglicherweise geändert.
Gemeint ist damit wohl eine weitere Verschärfung. In seiner Mitteilung
über Twitter heisst es weiter: "Wir müssen Kuba zur Rechenschaft
ziehen". Alle US-Kläger*innen sollten die Vermögenswerte
zurückfordern, die von der kubanischen Regierung beschlagnahmt wurden.
"Geschäfte mit Kuba zu machen ist den Handel mit beschlagnahmtem
Eigentum nicht wert", so Pompeo.


Absurde Vorwürfe der Yenkis

Die wiederholte Aggression der USA kommt nicht überraschend. Bereits
am 16. Januar 2019 gab das Aussenministerium der Vereinigten Staaten
die Entscheidung bekannt, die Anwendung von Teil III des
Helms-Burton-Gesetzes für nur 45 Tage auszusetzen. Neu daran ist, dass
das Gesetz für nur 45 Tage ausser Kraft gesetzt wurde. Bisher hatten
alle US-Präsidenten seit 1996, einschliesslich Trump in den Jahren
2017 und 2018, die Anwendung von Teil III immer wieder für jeweils
sechs Monate ausgesetzt. In seiner Erklärung vom 17. Januar nennt das
Aussenministerium der Republik Kuba den Grund dieser neuen
US-Strategie: Die USA kündigte an, eine "sorgfältige Überprüfung
durchzuführen, (...) unter Berücksichtigung der nationalen Interessen
der Vereinigten Staaten und der Bemühungen um einen beschleunigten
Übergang zur Demokratie in Kuba, und Elemente einzubeziehen wie die
brutale Unterdrückung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch das
Regime und seine unentschuldbare Unterstützung für die zunehmend
autoritären und korrupten Regime Venezuelas und Nicaraguas".

Wie absurd die Vorwürfe der US-Regierung gegenüber Kuba in Sachen
Menschenrechte und Grundfreiheiten sind, zeigt ein aktuelles Beispiel:
Am 24. Februar fand in Kuba ein Referendum über eine neue Verfassung
statt, die am 2. Dezember 2018 von der Nationalversammlung als Entwurf
angenommen worden war. Rund 9,3 Millionen Kubaner*innen über 16 Jahre
waren wahlberechtigt. Laut Abstimmungsergebnis nahmen 84,4 Prozent der
Berechtigten an der Abstimmung teil. Davon stimmten 86,85 Ja, sprich
für die neue Verfassung, 9 Prozent (706.400 Stimmen) sagten Nein, 2,54
Prozent legten einen leeren Stimmzettel ein, während 1,68 Prozent
ungültig waren. Doch viel wichtiger war der vorangegangene,
monatelange Prozess: Von der Erarbeitung eines neuen
Verfassungstextes, seiner Diskussion in der Nationalversammlung, bis
zur Information der Bevölkerung und der Erörterung in 133.681
Versammlungen im Wohnbezirk, am Arbeitsplatz, in den Schulen,
Universitäten und mit den Bauer*innen. Insgesamt beteiligten sich 8,9
Millionen Bürger*innen einschliesslich im Ausland lebende
Kubaner*innen. Es wurden 1,7 Millionen Veränderungsvorschläge gemacht,
die zu einer umfassenden Überarbeitung des Vorschlags führten, der nun
durch eine Volksabstimmung mit überwältigender Mehrheit angenommen
wurde.


Ziel: Regierungssturz In Havanna

Doch zurück zum Helms-Burton-Gesetz, das 1996 in Kraft trat. Es wurde
eingeführt, um die 1962 offiziell auferlegte Wirtschafts-,
Handels- und Finanzblockade gesetzlich festzuhalten und zu
verschärfen. Dies mit der Absicht, die kubanische Regierung zu stürzen
und dem Land ein Regime im Sinne der Regierung der Vereinigten Staaten
aufzuerlegen. Das Gesetz besteht aus vier Teilen und wird seit seiner
Verkündung angewendet. Zu den zentralen Zielen des
Helms-Burton-Gesetzes gehört es, Kubas wirtschaftliche, kommerzielle
und finanzielle Beziehungen zu Drittländern zu behindern sowie seine
Fähigkeit und Möglichkeit zu beeinträchtigen, Direktinvestitionen von
ausländischem Kapital für seine Entwicklung anzuziehen.

Diesem Zweck sind die Teile III und IV des Gesetzes ausdrücklich
gewidmet. Teil III legt die Ermächtigung für US-amerikanische
Staatsbürger*innen fest, vor den Gerichten der Vereinigten Staaten
Ansprüche gegen alle Ausländer*innen geltend zu machen, die mit
US-Eigentum "handeln", das in Kuba verstaatlicht wurde. Das Gesetz
beruht auf zwei elementaren Lügen: erstens der Vorstellung, dass die
Verstaatlichungen, die kurz nach dem Sieg der Revolution durchgeführt
wurden, unrechtmässig oder unangemessen gewesen seien. Und zweitens,
dass Kuba eine Bedrohung für die nationale Sicherheit der USA
darstelle, was völlig absurd ist. Was die Verstaatlichungen betrifft,
ist folgendes von Bedeutung: Sie wurden unter gesetzlichem Schutz
durchgeführt, unter strikter Einhaltung der Verfassung und unter
Befolgung des Völkerrechts. Alle Verstaatlichungen sahen Prozesse
einer gerechten und angemessenen Entschädigung vor, welche die
Regierung der Vereinigten Staaten nicht in Betracht ziehen wollte.
Kuba hat mit anderen Ländern wie Spanien, der Schweiz, Kanada, dem
Vereinigten Königreich, Deutschland und Frankreich, die heute in Kuba
investieren, globale Entschädigungsvereinbarungen getroffen und
eingehalten.


Den Reichtum entreissen

Was geschieht konkret mit dem Inkrafttreten von Teil III des
Helms-Burtons-Gesetzes? In einer Erklärung vom 4. März schreibt das
kubanische Aussenministerium: "Als Folge davon würden die Kubaner
gezwungen sein, den Beschwerdeführern aus den USA das Haus, in dem sie
wohnen, das Gebiet, auf dem ihre Gemeinde erbaut wurde, den Boden, auf
dem sie Landwirtschaft betreiben, die Schule, die ihre Kinder
besuchen, das Krankenhaus oder die Poliklinik, in der sie medizinisch
behandelt werden, den Betrieb, in dem sie arbeiten, oder den Ort, in
dem sie ein privates Geschäft betreiben, zurückzugeben oder sie dafür
auszuzahlen und zusätzlich noch für die subventionierten
Dienstleistungen bei Elektrizität, Wasser und Kommunikation, die der
Bevölkerung zugutekommen." Kurz: Den Kubaner*innen soll der Reichtum
des Landes, die Infrastruktur, das Ackerland, die Industrien, die
Mineralien, das Energiepotenzial und die Grundlagen für die
Entwicklung von Wissenschaft und Technik sowie Dienstleistungen für
die Bevölkerung entrissen werden. "Das ist ein Anspruch, der nur in
den Köpfen jener nachvollziehbar ist, die Kuba als einen
Kolonialbesitz betrachten. Wie das Helms-Burton-Gesetz verfügt, könne
die Wirtschaftsblockade nur aufgehoben werden, wenn all diese Ziele
erfüllt worden seien", hält das Aussenministerium Kubas fest.


Von fast allen verurteilt

Seit mehr als zwanzig Jahren hat das Helms-Burton-Gesetz die
interventionistischen Bemühungen der antikubanischen Sektoren in den
Vereinigten Staaten gelenkt, die kubanische Nation anzugreifen und
ihre Souveränität zu untergraben. Im Sinne seiner Anwendung wurden
Hunderte Millionen Dollar genehmigt, um einen Umsturz in Kuba zu
erreichen. Es wurden unzählige Massnahmen ergriffen, um einen
Regimewechsel zu provozieren. "Seine wirtschaftlichen Auswirkungen
haben zu hohen Kosten für die Entwicklungsbemühungen des Landes und
für das Wohl der Bevölkerung geführt, mit humanitären Auswirkungen,
die dank der in Kuba vorherrschenden sozialen Gerechtigkeit nicht
grösser geworden sind", informiert das Aussenministerium weiter.

Es verstösst gegen die Normen und Grundsätze des Völkerrechts sowie
gegen die Regeln der internationalen Handels- und
Wirtschaftsbeziehungen. Das Gesetz stellt eine Einmischung in die
inneren Angelegenheiten eines souveränen Landes dar, was das
Völkerrecht verbietet. Es ist ausserdem, wegen der darin enthaltenen
Absicht die US-Rechtsprechung ausserhalb ihres Staatsgebietes
anzuwenden, ein Affront gegen die Souveränität der übrigen Länder der
Welt.

Es wurde von der internationalen Gemeinschaft fast einstimmig in den
Vereinten Nationen abgelehnt. Gleiches geschah in spezialisierten
internationalen Organisationen und in regionalen Organisationen wie
der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten
sowie der Afrikanischen Union. Mehrere Länder haben nationale Gesetze,
um sich den Auswirkungen dieses Gesetzes entgegenzustellen.


Entschlossener, bewusster und kraftvoller

Fakt ist weiter, dass wegen der Angst, die das Gesetz bei den
Unternehmern weltweit auslöst, dieses die Investitionen bremst oder
verzögert. Der wirtschaftliche Schaden für die sozialistische Insel
ist dabei enorm: Bereits am 2. November 1999 bestätigte der
Volksgerichtshof von Havanna den Anspruch gegen die Regierung der
Vereinigten Staaten wegen menschlichen Schadens und sanktionierte sie
zu einer Wiedergutmachung und Entschädigung des kubanischen Volks in
der Höhe von 181,1 Milliarden US-Dollar. Am 5. Mai 2000 wurden dann
die USA auch wegen wirtschaftlicher Schäden, die Kuba zugefügt wurden,
zu einer Entschädigung von 121 Milliarden US-Dollar verurteilt. Trotz
den massiven Nachteilen, die Kuba wegen dem Helms-Burton-Gesetz
erleiden muss, bleibt das sozialistische Land gegenüber den USA in
Sachen Entschädigungen offen: "Das Aussenministerium hat Kubas
Bereitschaft bekräftigt, eine Lösung für die Ansprüche und die
gegenseitigen Forderungen und Entschädigungen zu finden", ist in der
Erklärung vom 4. März zu lesen. Und es hält weiter fest: "Für unser
Volk bedeutet es, sich erneut in entschlossener, bewusster und
kraftvoller Weise dem Versuch des US-Imperialismus entgegenzustellen,
das Schicksal der kubanischen Nation seiner Herrschaft und
Vormundschaft zu unterwerfen."

Das Aussenministerium bekräftigt die Postulate des Gesetzes der
Bestätigung der Würde und Souveränität Kubas (Gesetz Nr. 80) und
betont, dass das Helms-Burton Gesetz widerrechtlich, unanwendbar und
ohne juristischen Wert oder juristische Wirkung ist, unabhängig von
seiner Staatsbürgerschaft oder Nationalität. Die Erklärung des
Aussenministeriums endet mit den Worten: "Die kubanische Regierung
behält sich das Recht vor, angemessen auf diese neue Aggression zu
reagieren."
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FILM/1641: BR - Zwei Spielfilme von und ein Doku-Porträt über Bernd Eichinger, 10.+12.4.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 25. Februar 2019

BR Fernsehen

Zum 70. Geburtstag von Bernd Eichinger

Mittwoch, 10. April 2019, 22.45 Uhr und 0.30 Uhr

Freitag, 12. April 2019, 22.45 Uhr



Der deutsche Erfolgsproduzent, Regisseur und Drehbuchautor Bernd
Eichinger hätte am 11. April 2019 seinen 70. Geburtstag gefeiert. Das
BR Fernsehen zeigt zu seinen Ehren die Spielfilme "3096 Tage" und "Das
Mädchen Rosemarie" sowie das Doku-Porträt "Der Bernd".

Bernd Eichinger gilt als einer der bedeutendsten deutschen
Filmschaffenden, der nicht nur das heimische Publikum in Massen ins
Kino lockte, sondern auch mit internationalen Filmen Erfolg hatte. Zu
seinen wichtigsten Produktionen zählen "Christiane F. - Wir Kinder vom
Bahnhof Zoo", "Die unendliche Geschichte", "Der Name der Rose", "Der
Untergang", "Das Parfum - Die Geschichte eines Mörders" und "Der
Baader Meinhof Komplex". Bernd Eichinger verstarb am 24. Januar 2011
in Los Angeles im Alter von 61 Jahren an einem Herzinfarkt. Der Träger
des Bundesverdienstkreuzes wurde Zeit seines Lebens für sein Schaffen
mehrfach preisgekrönt. Posthum wurde er mit dem eigens zu seinen Ehren
eingeführten Preis der Goldenen Kamera für den besten Produzenten
geehrt.


Mittwoch, 10. April 2019, 22.45 Uhr

"Der Bernd"

Doku, D 2012

Regie: Carlos Gerstenhauer

"Der Bernd" ist eine Hommage an den Regisseur, Produzenten und
Drehbuchautoren Bernd Eichinger. Regisseur Carlos Gerstenhauer
zeichnet, gemeinsam mit Eichingers Freunden, Weggefährten und Frauen
ein sensibles Porträt des bedeutendsten deutschen Filmemachers auf
seinem Schaffens-Weg: von seinem Debüt an der Münchner Filmhochschule
HFF, bis hin zu den international gefeierten Film-Erfolgen.


Mittwoch, 10. April 2019, 0.30 Uhr

"3096 Tage"

Spielfilm, D 2013

Regie: Sherry Hormann

Darsteller: Antonia Campbell-Hughes, Amelia Pidgeon, Thure Lindhardt,
Trine Dyrholm

BR Mediathek: Nach Ausstrahlung bis Mittwoch, 17. April 2019

Bernd Eichinger war maßgeblich als Autor am Drehbuch der
BR-Koproduktion "3096 Tage" beteiligt. Die zehnjährige Natascha
Kampusch wird von dem arbeitslosen Wiener Fernmeldetechniker Wolfgang
Priklopil gepackt und in einen Lieferwagen gezerrt. Er hat diese Tat
lange geplant und in seinem Haus ein unterirdisches Verlies gebaut, in
das er das verzweifelte Mädchen sperrt. 3096 Tage bleibt Natascha in
Gefangenschaft, dann gelingt ihr die Flucht.


Freitag, 12. April 2019, 22.45 Uhr
"Das Mädchen Rosemarie" 
Spielfilm, D 1996
Regie: Bernd Eichinger
Darsteller: Nina Hoss, Heiner Lauterbach, Mathieu Carrière, Horst
Krause, Hannelore Elsner, Katja Flint, Heinrich Schafmeister, Til
Schweiger

Bernd Eichingers Neuverfilmung von "Das Mädchen Rosemarie" mit Nina
Hoss und Heiner Lauterbach: Der hübschen Animierdame Rosemarie (Nina
Hoss) ist kein Preis zu hoch, um endlich zur feinen Gesellschaft zu
gehören. Zwischen Intrigen und Leidenschaft, umgeben von Lebemännern
und den Mächtigen in höchsten Ämtern und Kreisen, übersieht die
Edelprostituierte, dass sie nur benutzt wird. Die hübsche Rosemarie
wird die Geliebte eines wohlhabenden Geschäftsmannes. Als sie dann
einen französischen Industriespion kennenlernt, macht dieser sie mit
weiteren Unternehmern bekannt und gelangt so an wichtige Interna.
Plötzlich gerät Rosemarie in Lebensgefahr.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25. Februar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1225: Deutschlandfunk Kultur - Das Phänomen der Realfakes im Netz, 11.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Verliebt in ein Phantom

Das Phänomen der Realfakes im Netz

Von Nora Gohlke

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 11. April 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Heike lernt Matthias in einem Datingportal kennen. Die beiden senden
sich täglich Nachrichten, chatten manchmal ganze Nächte. Drei Jahre
schreiben sich Heike und Matthias. Getroffen haben die beiden sich
nie, nicht mal telefoniert. Sein Leben ist zu kompliziert, sagt
Matthias. Doch Heike zweifelt an den Gründen. Irgendwann zweifelt sie
sogar an seiner Identität. Sie stößt auf eine Website und liest zum
ersten Mal von Realfakes, von Menschen, die vorgeben jemand anders zu
sein. Realfakes sind erfundene Identitäten in sozialen Netzwerken,
Online-Foren oder Datingportalen. Sie verwenden fiktive Namen, stehlen
Fotos, geben manchmal ein anderes Alter oder Geschlecht an. Mit großem
Aufwand und viel Organisationstalent denken sie sich Lebensläufe aus,
fälschen ganze Familien und Freundeskreise. Wie schaffen sie es,
Gefühle bei jemandem zu wecken, den sie nie getroffen haben? Warum
spielen die Betroffenen so lange mit?

 * 
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MUSIK/2862: Deutschlandfunk - Das Musik-Gespräch über Francis Poulencs Cellosonate, 10.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Die Cellistin Maria Kliegel und der Pianist Oliver Triendl stellen
Francis Poulencs Cellosonate vor

Spielweisen

Mittwoch, 10. April 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Der französische Komponist Francis Poulenc (1899-1963) stand der
radikalen Musikavantgarde skeptisch gegenüber. Wie viele seiner
französischen Kollegen wollte er die Melodie und die Klangerzählung
nicht verlieren und dennoch modern sein, sich vom Schönheitskult des
Impressionismus lösen und neue Wege suchen. Musikantisches Vergnügen,
rhythmischer Spaß, die vermeintliche Sorglosigkeit von Jahrmarkt,
Salon und Caféhaus sind wichtige Zutaten in Poulencs Werk geworden,
auch in seiner Sonate für Violoncello und Klavier aus dem Jahr 1948,
die er 1953 nochmals überarbeitete. Wie sie im Einzelnen komponiert
ist, wie sich die Atmosphären ständig verändern, darüber geben die
beiden Musiker Maria Kliegel und Oliver Triendl im Gespräch und mit
vielen musikalischen Beispielen versehen, Auskunft.

 * 
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TALK/1644: Deutschlandfunk - Natur gegen Klimawandel, 11.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Natur gegen Klimawandel

Grüne Fassaden und Dächer in der Stadt

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 11. April 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Viele deutsche Städte bereiten sich wegen der Klimaerwärmung
einerseits auf mehr Starkregen, andererseits auf bedeutsame
Hitzewellen vor. Entsiegelte Innenhöfe, Vorgärten, Bäume am
Straßenrand, grüne Fassaden und Dächer fangen Regen auf, wirken
kühlend, mildern die Sommerhitze und begünstigen ein gutes Mikroklima.
Welche Bepflanzung macht Sinn in der Stadt? Was ist für welches
Gebäude geeignet? Wo können Hauseigentümer eventuell Förderung für
Fassaden- oder Dachgrün erhalten? Wie die Stadt grüner wird mit
Vorteilen für Bürger und Klima, diskutiert Günter Hetzke mit
Expertinnen und Experten. Hörerfragen sind wie immer willkommen.

 * 
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STANDPUNKT/036: Kinderarmut? Kein Thema für die Tagesschau (Volker Bräutigam, Friedhelm Klinkhammer)


Dr. Gniffkes Macht um acht

Kinderarmut? Kein Thema für die Tagesschau

Über die krasse "Gerechtigkeitslücke" in unserem Sozialsystem wahren ARD-aktuell & Co. eisern Stillschweigen

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 7. April 2019



Mitten unter uns leben 4 Millionen Kinder an oder unter der
Armutsgrenze. Falls wir überhaupt davon erfahren, geschieht es nur
beiläufig. Unsere Leit- und Qualitätsmedien interessiert das Thema
einfach nicht. Marktführer ARD-aktuell informiert uns zwar fast
täglich über die Börse, vermeidet aber krampfhaft, regelmäßige Blicke
auf die Schattenseiten unserer Gesellschaft zu werfen. Die Problematik
"Arbeitslosigkeit, Armut, soziales Elend und krasser Reichtum" bleibt
außen vor. Wir existieren in einem antisozialen Unrechtsstaat. Es soll
aber keiner so verstehen.

"Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer
Rechtsstaat" (1), deklariert das Grundgesetz, legt dafür aber keine
Kriterien fest, keine Normen, keine Regeln; das bleibt dem Gesetzgeber
überlassen. Der zugehörige Hebel für die Parlamentarier steht
ebenfalls im Grundgesetz: "Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen." (2). Aber aufgemerkt:
"soll", nicht "muss".

Kein Hebel also, nur ein Hebelchen. Unsere Gesellschaft sieht auch
ganz danach aus: Schon mehr als 100 Multi-Milliardäre in Deutschland,
und ihr immenses Vermögen wächst und wächst. (3) Weil aber das eine
nicht ohne das andere sein kann: Kinderarmut und Altersarmut nehmen
ebenfalls zu, werden immer schlimmer und immer umfangreicher. Bertolt
Brechts "Wär ich nicht arm, wärst du nicht reich" beschreibt eine
erweisliche Zwangsläufigkeit. (4)

Die Volksvertreter könnten dem zerstörerischen und die Demokratie
gefährdenden Trend zwar zumindest die Spitze nehmen. Sie lassen es
aber hübsch bleiben; zu groß ist ihre Furcht, sich am Versuch die
Finger zu verbrennen.

Die Tagesschau beschweigt den Skandal selbstverständlich, denn es
gehört zu ihren "vornehmsten Aufgaben ... Illusion zu erzeugen und
aufrechtzuerhalten." (5)

Zentrale Quelle der Kinderarmut sind die Arbeitslosigkeit und die
unsäglichen Nebenwirkungen des sich ausdehnenden Niedriglohnsektors.
Mindestens einmal im Monat hätte die Tagesschau Anlass und
Gelegenheit, umfassend über die Gesamtproblematik zu informieren:
immer dann, wenn die Bundesagentur für Arbeit ihre geschönten
Statistiken herausgibt. Dr. Gniffkes ARD-aktuell lässt die Chancen
ungenutzt und verweigert damit sauberen Journalismus. (6) Sie beharrt
auf ihrer miesen Meinungsmache. Der jüngste Fall:

"Die Zahl der Arbeitslosen ist auf den niedrigsten März-Stand
 seit der Wiedervereinigung gesunken. Nach Angaben der Bundesagentur
 für Arbeit waren 2.301.000 Menschen erwerbslos gemeldet, 72.000
 weniger als im Februar und 157.000 weniger als vor einem Jahr. Die
 Arbeitslosenquote sank auf 5,1 Prozent." (7) 



Auch wenn man lediglich die 3,2 Millionen Menschen hinzurechnete, die
als sogenannte "Unterbeschäftigte" weniger als 15 Stunden Arbeit pro
Woche haben (8), läge die Gesamtzahl dieser Armen doch schon bei
5,5 Millionen, die Quote beliefe sich auf fast 12 Prozent. Und es wäre
dann immer noch keine Rede von jenen Unglücklichen, die in die
Statistiken nicht mehr aufgenommen werden, weil sie aus
unterschiedlichsten Gründen (Krankheit, Behinderung, Obdachlosigkeit
etc.) angeblich "dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen".

ARD-aktuell übernimmt die Zahlenangaben der Nürnberger Arbeitsagentur
blind. Die journalistischen Schlafwagenfahrer schweben in der
Selbstidentifikation mit dem "Amtlichen". Sie wachen nicht einmal dann
auf, wenn der Bundesrechnungshof der Arbeitsagentur nachweist, dass
ihr Berechnungsmodus Fehler hat und "mehr als 100 000 offiziell
Arbeitslose nicht in der Statistik auftauchen." (9) Nach dem Motto
"was ich nicht weiß, macht mich nicht heiß" ignorieren sie auch diesen
Skandal und verzichten tunlichst auf Berichterstattung darüber.

Arbeitslose, verarmte Erwachsene müssen ihre Kinder in Armut
aufwachsen lassen. Welches Leid sich hinter dieser banalen
Feststellung verbirgt, ist nicht zu ermessen. Wie Kinderarmut konkret
aussieht, war vor vier Jahren ansatzweise beim kommerziellen Sender
n-tv nachzulesen, bezogen auf damals "nur" 2 Millionen Betroffene:

"Wie eine Studie offenbart, ist der Alltag von über zwei
 Millionen Kindern stark von Verzicht geprägt - zur chronischen
 Geldnot kommt noch ein dickes Bündel an Problemen obendrauf. Kein
 Geld für den Schulausflug, keine neue Winterjacke, keine
 Urlaubsreise mit den Eltern: Jedes fünfte Kind ist in Deutschland von
 Armut bedroht. Das sind 2,1 Millionen Kinder unter 15 Jahren."
 (10) 



Dass es für viele Kinder oft nicht mal zu einer warmen Mahlzeit am Tag
reicht, blieb unerwähnt. Heute, vier Jahre später, sind schon über
4 Millionen Kinder armutsgefährdet. Für sie interessiert sich jedoch
außerhalb ihrer Familien kaum jemand wirklich. Nur ganz selten einmal
erfahren wir aus den Leit- und Konzernmedien, dass bei uns - in einem
der reichsten Länder der Welt - Kinderarmut eines der größten sozialen
Probleme darstellt. Sie hat trotz steigender Beschäftigtenzahlen und
leicht gesunkener Arbeitslosigkeit fortwährend zugenommen. Die
Armutsgefährdungsquote stieg von 18,2 Prozent im Jahr 2010 auf 20,4
Prozent im Jahr 2017. (6). Noch stärker nahm im gleichen Zeitraum die
Quote für Alleinerziehenden-Familien zu: von 38,6 Prozent auf 42,8
Prozent. Und in Familien mit drei und mehr Kindern stieg sie von 23,3
Prozent auf 29,1 Prozent. (11)

Jeder gesetzgeberische Schritt, der den sozial Abgehängten wieder
Anschluss verschaffen könnte, würde entweder die Staatsschulden
erhöhen oder die Wohlhabenden belasten. Solche Eingriffe erlaubt der
Geldadel seiner politischen Funktionselite einfach nicht. Versucht die
Regierung es wenigstens ab und zu trotzdem? Nicht die Spur, schreibt
der Publizist Paul Schreyer nach Auswertung einer Studie der
Universität Osnabrück, in Auftrag gegeben vom gänzlich unverdächtigen
Bundesarbeitsministerium für Arbeit. "Der Reichtum regiert." (12)

Die große Koalition unter Führung der Kanzlerin Merkel interessiert
das Thema Armut folglich allenfalls am Rande, die Präsentatoren der
herrschenden Meinung, beispielsweise ARD-aktuell-Chefredakteur Dr. Kay
Gniffke, (SPD), ersichtlich gar nicht. Der untere Rand der
Gesellschaft ist für sie weitgehend tabu. Medien-Mogule und
Politfunktionäre erwarten, dass er aus dem öffentlichen Blickfeld
gehalten wird. Armut darf kein Medienthema sein, damit es kein Thema
der Politik zu werden braucht. Es würde dann ja Handlungszwänge
auslösen.

Deshalb wird die im Grundgesetz angesprochene soziale Verantwortung
der Reichen und Mächtigen weitgehend geleugnet. Drängt sich das Thema
unabweislich auf, wird aggressiv und mitleidlos eine
"Selbstverantwortung" der Abgehängten behauptet. Es wird ihnen die
Schuld zugewiesen für ihre Armut und für das Elend, in dem sie leben
müssen. Die Tagesschau ist behilflich beim Verstrahlen von Phrasen wie
"Uns allen geht es doch gut." Sie organisiert damit das
gesellschaftliche Desinteresse an der Problematik. Kurzer Blick auf
die Erfolgsstatistik des Chefredakteurs Dr. Kay Gniffke:

In den 20 Uhr-Hauptausgaben der Tagesschau finden sich seit April
vorigen Jahres bis heute gerade einmal zwei (!) Meldungen zum Thema
Kinderarmut. Die einzige Neuigkeit dabei: Arme Kinder sollen monatlich
15 Euro mehr und einmal ein unentgeltliches Mittagessen bekommen. Das
konnte Arbeitsminister Hubertus Heil, SPD, dem Millionenpublikum der
Tagesschau höchstselbst huldvoll verkünden, als Substanz des
"Starke-Familien-Gesetzes". (13) Dauer der Propagandashow: 2 Minuten,
11 Sekunden.

Für ein Tröpfchen auf den heißen Stein durfte Heil seinen
Scheinheiligenschein polieren: "Das ist keine Gnadenleistung des
Staates, das ist soziales Bürgerrecht". Dass zu den herausragenden
Eigenschaften der modernen Sozialdemokratie vollkommene Schamlosigkeit
und Unaufrichtigkeit ihrer Führungsfiguren gehören, hatte
Parteivorsitzende Andrea Nahles zuvor schon demonstriert:

"Denn wir wollen, dass alle Kinder, die in Hartz IV leben,
 bessere Startchancen bekommen", 



hatte sie mit Hinweis auf das 15 Euro-Projekt geprahlt und es als
soziale Großtat gefeiert. (14)

Eine Farce. Das Gesetz sei eine bürokratische Missgeburt, es mache
nicht einmal klar, wer von den Bedürftigen eigentlich
anspruchsberechtigt sei, meint der Kinderschutzbund. Schon früher
hatte dessen Präsident Heinz Hilgers darauf hingewiesen, dass
mindestens 4,4 Millionen Kinder in Deutschland von Armut bedroht seien
- rund 1,4 Millionen mehr als offiziell angenommen. (15) Die hohe
Dunkelziffer ergebe sich daraus, dass viele Eltern von den
bürokratischen Melde- und Antragsprozeduren überfordert seien und
deshalb lieber auf ihre Ansprüche verzichteten. Oft auch aus Scham
darüber, um Hilfe bitten zu müssen. Hilgers: "Diese Zahlen könnte die
Bundesregierung klar nennen, aber das will sie offenbar nicht."

Vorgaukeln von Hilfen, die nicht wirken, weil die Bedürftigen vor zu
hohen Hürden stehen: Das hält die Kosten für den Staat niedrig, und
die SPD hält sich trotzdem was drauf zugute. Trickserei pur, nicht
einmal die CDU könnte das übertreffen. Daneben sehen AfD-Politiker
fast wie seriöse Volksvertreter aus, wenn sie ihre Schnapsidee
propagieren, die Mehrwertsteuer auf Kinderartikel zu reduzieren.

Am 21. März 2019 ließ Gniffke in der Tagesschau die zweite Meldung
über Kinderarmut innert eines Jahres senden: 45 Sekunden Dauer, nur
aus dem Studio, ohne Film. Berichtet wurde über die Verabschiedung des
vordem angepriesenen "Starke Familien-Gesetzes". Ein paar dünne
Einzelheiten darüber, sonst aber nichts, obwohl die Problematik
Millionen unmittelbar berührt und noch viele mehr emotional bewegt.
75 Prozent der Gesamtbevölkerung sind laut Umfrage des Deutschen
Kinderhilfswerks der Ansicht, dass in der Bundesrepublik zu wenig
gegen Kinderarmut getan werde. (16)

Was interessiert das den Sozialdemokraten Gniffke und seine Redaktion
ARD-aktuell? Die machen ihren Stiefel: am Bedürfnis der Zuschauer
vorbei Programm gestalten. Deshalb erfuhren Millionen Zuschauer auch
nicht, dass schon der Entwurf des Gesetzes bei der Anhörung im
Familienausschuss des Deutschen Bundestages am 11. März 2019 von
externen Sachverständigen als vollkommen unzureichend kritisiert
worden war. (17)

Die Qualitätsjournalisten schwiegen sich zudem über das geringe
finanzielle Volumen dieser vorgeblichen Familienstärkung aus: nur 450
Millionen Euro zur Erhöhung des Kinderzuschlags, beschränkt auf 1,2
Millionen "Berechtigte" unter den insgesamt 4,4 Millionen Kindern im
Armutsschlagschatten unserer Gesellschaft. Was kommt dabei heraus?
Gerade mal 1 Euro täglich mehr pro Kind. Würde die Gesamtsumme auf
alle armutsgefährdeten Kinder verteilt, wären es lediglich 33 Cent.
Gniffkes Parteichefin Nahles hat alles Unmögliche dazu bereits gesagt:

"Familien sind das Herz unserer Gesellschaft. Mit dem
 'Starke-Familien-Gesetz' entlasten wir Eltern mit geringem
 Einkommen spürbar. Und wir verbessern die Chancen in Kita und
 Schule, damit es jedes Kind packt." (18) 



Unter Freunden gäbe es dafür eine satte Portion Maulschellen. Von der
SPD wird es mit Partei- und Fraktionsvorsitz honoriert.

Reiner Zufall: Am Tage der Verabschiedung des
"Starke Familien-Gesetzes" befasste sich der Bundestag auch mit dem
Afghanistan-Einsatz für 1300 Bundeswehrsoldaten. (19) Da wurde
glasklar, welche finanziellen Akzente die Regierung und unsere
sogenannte Volksvertretung setzen. Im Protokoll ist nachzulesen:

"Die einsatzbedingten Zusatzausgaben für die Beteiligung
 bewaffneter deutscher Streitkräfte an der Mission 'Resolute Support'
 werden für den Zeitraum vom 1. April 2019 bis zum 31. März 2020
 voraussichtlich insgesamt rund 360,9 Mio. Euro betragen".
 (20) 



360 Millionen Euro zusätzlich für unsere 1300 Leute unter Waffen im
Auslandseinsatz. 450 Millionen Euro zusätzlich für unsere 4,4
Millionen armutsbedrohten Kinder zuhause. Dieses absurde
Missverhältnis würdigt der Chef-Qualitätsjournalist Dr. Kay Gniffke,
SPD, nicht eines Blickes. Noblesse oblige: Als SWR-Intendant in spe
hat er Aussicht auf ein Monatsgehalt von mindestens 30 000 Euro. Das
gesellschaftliche Sein bestimmt das Bewusstsein. Und die ARD hat's eh
reichlich. Die Rundfunkbeiträge fließen ja mit Staatsgarantie.

Keine Sorge, wir kommen immer wieder auf unser Thema
"Nachrichtendefizit bezüglich Kindermut" zurück. Das Ende 2018
beschlossene Familienentlastungsgesetz begünstigt trotz seines
wohltönenden Namens nur die Bessergestellten. Die Anhebung des
Kindergeldes und des Steuerfreibetrags pro Kind steigern das
Familieneinkommen progressiv; das obere Limit für den Zugewinn liegt
bei 273 Euro pro Jahr. Hartz IV-Bezieher müssen sich dagegen die
Verbesserungen komplett auf ihr Hunger-Einkommen anrechnen lassen, es
wird sofort alles wieder abgezogen, was den Regelsatz übersteigt. (21)
Die ärmsten Familien haben nicht einen Cent Nutzen vom
Familien-Entlastungs-Gesetz.

Da wir aber nun schon mal bei den sytemtypischen Schweinereien sind,
soll ein Blick auf ihre Historie klären, wie weit es die
Umverteilungsorgie getrieben hat:

1960, in der "alten" Bundesrepublik, bestanden die Staatseinnahmen zu
35 Prozent aus Gewinnsteuern auf Kapital. Die Massensteuern der
arbeitenden Menschen hatten mit 38 Prozent einen nur geringfügig
größeren Anteil an den Staatseinnahmen. Die Steuerquote am
Brutto-Inlandsprodukt war demnach halbwegs gerecht aufgeteilt.
Zwischen Kapital und Arbeit bestand noch eine Art steuerliche
Gleichbehandlung. Heute trägt das Gros der Bevölkerung mit seinen
Massensteuern 71 Prozent zum gesamten Steueraufkommen bei. Der
Steueranteil der Kapitalseite liegt hingegen unter 20 Prozent. (22)

Obwohl solche Entwicklungen von der Mehrheit der Bevölkerung abgelehnt
werden und besonders die Vernachlässigung von Kindern ausgeprägte
emotionale Reaktionen hervorruft, bleibt organisierter
gesellschaftlicher Protest gegen die "Gerechtigkeitslücke" aus. Warum?
Der Kieler Kognitionsforscher Prof. Rainer Mausfeld verweist auf ein
"Demokratiemanagement". In jahrelanger Übung sei den Eliten eine
erfolgreiche Massenbeeinflussung zur Durchsetzung ihrer Interessen
gelungen. Die Verletzung moralischer Normen werde gleichsam
unsichtbar, wenn die Fakten zwar bekannt, jedoch in einen Kontext
eingebettet seien, der verhindere, dass sie in der Bevölkerung starkes
Unbehagen oder Empörung auslösen. (23)

Empörung über die Benachteiligung von Kindern wird bei uns vermittels
einer manipulativen, verschleiernden, unvollständigen,
sprachgeregelten und jedenfalls äußerst spärlichen Berichterstattung
der Massenmedien absorbiert. Wortschöpfungen wie "Starke
Familien-Gesetz" stammen aus dem Arsenal von Berufslügnern. Die
Behauptung, die Politik fördere "Gerechtes Verhalten gegenüber
Kindern" ebenfalls. Die Kumpanei zwischen Politikern und Journalisten
wirkt.

Die Tagesschau vertieft den Effekt dadurch, dass sie den Blick
ersatzweise auf das Kinderelend im Ausland lenkt und es damit für die
Propagandazwecke unserer Regierung instrumentalisiert. Beispiele:
Kriegsopfer in Syrien (24), verhungernde Kinder im Jemen und in
Afrika, Kindesmissbrauch in Australien, unmenschliche Behandlung der
Flüchtlingskinder an der Grenze der USA zu Mexiko ...

Doch doch, dahinter stecken Absicht und System: Über das
bemitleidenswerte Schicksal der Kinder außerhalb Deutschlands
berichtete ARD-aktuell in den zurückliegenden zwölf Monaten sechsmal
häufiger als über das Kinderelend bei uns zuhause. Propagandistischer
Effekt, weil der Mensch eben durch Vergleichen lernt: "Uns geht es
immer noch besser als den Ärmsten im Ausland!" Schon wirkt er, der
Empathieblocker. Wollten wir nicht gerade noch einen Brandbrief an die
Politversager in Berlin schreiben? Aber jetzt, wir sehen ja, dass es
uns doch noch "vergleichsweise" gut geht ...

So wird Dampfdruck abgelassen, und die dringend gebotene Debatte, die
Proteste und notwendige politische Prozesse unterbleiben. Dafür ist
dem waschechten Sozialdemokraten und Chefredakteur Dr. Kay Gniffke der
Dank des Vaterlandes gewiss - oder zumindest der seiner regierenden
Parteigenossen und ihrer koalitionären Kumpane. Die Schnarchsäcke in
den Rundfunkräten, die Gewerkschafter, Kirchenvertreter,
Repräsentanten der Frauenverbände und der pseudolinken Parteien,
erzeugen eine passende Geräuschkulisse.
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(14) https://www.n-tv.de/ticker/SPD-will-mit-Grundsicherung-Kinder-aus-Armut-holen-article20805955.html

(15) https://www.dksb.de/de/artikel/detail/kinderarmut-deutlich-hoeher- als-gedacht-44-millionen-kinder-sind-nach-berechnungen-des-dksb-betroff-l/

(16) https://www.evangelisch.de/inhalte/148511/02-02-2018/deutschland-tut-zu-wenig-gegen-kinderarmut

(17) http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/086/1908616.pdf

(18) https://www.das-parlament.de/2019/13_14/innenpolitik/631142-631142

(19) https://www.bundestag.de/tagesordnung?week=12&year=2019

(20) http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/077/1907726.pdf

(21) https://www.dksb.de/de/artikel/detail/familienentlastungsgesetz-hilft-nicht-gegen-kinderarmut/

(22) https://www.heise.de/tp/features/Die-Volksparteien-haben-das-Volk-belogen-und-betrogen-4339797.html?seite=all

(23) Rainer Mausfeld, in: "Warum Schweigen die Lämmer?", S. 24. Westend Verlag, Frankfurt am Main 2018, ISBN 9783864892257

(24) https://publikumskonferenz.de/blog/2017/06/13/ard-humanitaet-der-bub-omra/


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 - 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Journalist. 1975 - 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der ARD-Tagesschau, nach 1991 in der
NDR-Hauptabteilung Kultur. Danach Lehr- und Forschungsauftrag an der
Fu-Jen-Uni Taipeh.

Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung. Wir schreiben nicht für
Honorar, sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam
Peter Scholl-Latour). Die Texte werden auf der Seite
https://publikumskonferenz.de/blog dokumentiert.

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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DER FILM/436: Berlin - »Übernehmen wir?! Vom Ende der Fabriken und dem Beginn von etwas Neuem«, 25.4.-15.5.19


Filmreihe

Übernehmen wir?!

Vom Ende der Fabriken und dem Beginn von etwas Neuem

25. April - 15. Mai | Lichtblick-Kino - Berlin




Demnächst kommen zwei neue Filme in die Kinos, die sich mit den
Kämpfen gegen Fabrikschließungen auseinandersetzen - Stéphane Brizés
in Cannes gefeiertes Drama »Streik« und der Dokumentarfilm »Luft zum
Atmen« von Johanna Schellhagen. Wir nehmen dies zum Anlass einen
tieferen Blick auf den Untergang der Fabriken in den westlichen
Industrieländern zu werfen, auf die Umbrüche, die Widerstände, aber
auch die Chancen, die hiermit verbunden sind.

Zu sehen sein werden Filme wie »Merci Patron !«, der in Frankreich
hohe Wellen schlug, »A Fábrica de Nada« - »die Wiedergeburt des
politischen Films« (Georg Seeßlen) - oder auch Robert Guédiguains »Der
Schnee am Kilimandscharo«. Daneben aber auch kleinere Produktionen,
die oftmals einen Blick auf erfolgreich von der Belegschaft
übernommene Fabriken werfen, wie »Occupy, Resist, Produce« oder
dorthin schauen, wohin die Fabriken verlagert werden - mit »Der Kampf
der Jasic-Arbeiter und ihrer Unterstützerinnen« etwa nach China.

Eine Übersicht über Filme und Termine finden Sie hier:

http://www.lichtblick-kino.org/filmreihe/2019/19_04_Uebernehmen_wir

Mit Unterstützung von:

Cinema Klassenkampf, labournet.tv, union coop // föderation, FAU,
Stiftung Menschenwürde und Arbeitswelt, aktion arbeitsunrecht, express
- Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit,
Wochenzeitung Jungle World

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

Mail: presse@lichtblick-kino.org

Web: https://www.lichtblick-kino.org
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KURSUS/1891: Herten - "Social Media für Verein und Beruf" am 15.4.2019


Stadt Herten

Social Media für Verein und Beruf



Braucht unser Betrieb wirklich Instagram? Was bringt es, wenn wir für
unseren Verein eine Facebook-Seite einrichten? Ziel dieses Seminars
ist, dass die Teilnehmenden die Bandbreite der sozialen Netzwerke
kennenlernen, um einschätzen zu können, ob die jeweiligen Systeme für
ihren Bereich eine Bereicherung darstellen oder lediglich eine
verzichtbare Mehrbelastung sind. Zudem wird erläutert, wie
(rechtssicherere) Inhalte erstellt werden und wie man mit
Nutzerkommentaren umgeht. Das Seminar leitet Jens Artschwager, der als
Polizeipressesprecher für den Auftritt der Polizei in den sozialen
Netzwerken zuständig ist.

1873

Jens Artschwager

Montag, 15. April 2019, 18.30 - 21 Uhr

(3 UStd)

VHS-Haus (Pavillon)

10 Euro (erm. 7 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. April 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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DERMATOLOGIE/742: Hautalterung - Autolog konditioniertes Serum zeigt in klinischen Studien signifikante Ergebnisse (idw)


Stiftung Molekulare Medizin - 05.04.2019

Hautalterung: Autolog konditioniertes Serum zeigt in klinischen Studien signifikante Ergebnisse



Zur Anwendung von Autolog konditioniertem Serum (Autologous Conditioned
Serum, ACS) bei Hautalterung wurden beim 17. Aesthetic and Anti-Aging
Medicine World Congress (AWMC) in Monaco die klinischen Daten von drei
Studien der Universitäten Hamburg und Aachen vorgestellt. Die beiden
humanen Studien (Prof. Dr. Martina Kerscher, Universität Hamburg) zeigten,
dass durch die Behandlung mit ACS die Elastizität, Festigkeit und
Feuchtigkeit der Gesichtshaut signifikant verbessert wurden und die
Zeichen der Hautermüdung deutlich reduziert wurden. Eine In-Vitro-Studie
an einem humanen 3D-Hautmodell zeigte einen deutlichen morphologischen und
molekularen Effekt von ACS auf die Hautzellen.

Aktuelle positive Studienergebnisse zur Anwendung von Autolog
konditioniertem Serum (Autologous Conditioned Serum, ACS) bei Hautalterung
wurden beim internationalen 17. Aesthetic and Anti-Aging Medicine World
Congress (AWMC) in Monaco vorgestellt. Prof. Dr. med. Martina Kerscher,
Universität Hamburg, und Prof. Dr. med. Jens Malte Baron, Uniklinik RWTH
Aachen, präsentierten einem Fachpublikum die Ergebnisse der
OrthoSkin-Studien-1 und -2 sowie einer In-Vitro-Studie an einem humanen
3-D-Hautmodell. "Ärztliche Interventionen zur Erhaltung der äußeren
Schönheit und Jugendlichkeit werden in unserer heutigen Gesellschaft
zunehmend nachgefragt. Zurückzuführen ist die Akzeptanz kosmetischer
Interventionen auf die zunehmende Distanz zwischen dem tatsächlichen Alter
und einem jünger gelebten Lebensgefühl", sagte Kerscher am Freitag in
Monaco. Der ästhetischen Dermatologie komme daher eine hohe Bedeutung zu.
Von besonderem Interesse sei derzeit nicht zuletzt wegen der optimalen
Verträglichkeit der Einsatz von körpereigenen Substanzen.

Die Haut ist das größte Organ des Menschen und zeigt im Laufe des Lebens
Spuren der Alterung. Neben dem individuellen genetischen Programm spielen
beim Alterungsprozess UV-Strahlung, Umweltgifte, oxidativer Stress und
Lebensstil eine Rolle. Die Stiftung Molekulare Medizin (Düsseldorf)
unterstützt die Erforschung von Alterungsprozessen und ihren Faktoren.
"Auch bei der Hautalterung scheinen entzündliche Prozesse eine Rolle zu
spielen, die zum Abbau von Kollagenfasern beitragen und die
Hautregeneration hemmen", sagte Prof. Dr. Peter Wehling, Vorstand der
Stiftung Molekulare Medizin, am Freitag in Düsseldorf. Der Einsatz von
Autolog konditioniertem Serum in der ästhetischen Dermatologie hat nach
Meinung von Wissenschaftlern aufgrund seiner hohen Konzentration an
Wachstumsfaktoren und Zytokinantagonisten das Potential, der Hautalterung
entgegenzuwirken.

An der ersten kontrollierten prospektiven klinischen Studie mit ACS
OrthoSkin1 hatten 21 Patientinnen im Alter von 35-55 Jahren teilgenommen,
die eine verminderte Elastizität der Gesichtshaut aufwiesen. Sie wurden
insgesamt viermal mit einem manuellen Mikroneedling Verfahren mit ACS
behandelt. Die Behandlung fand an Tag null, nach zwei, vier und zwölf
Wochen statt. Die Erhebung der Studienergebnisse bezog sich vor allem auf
die Veränderung der Hautelastizität und wurde nach zwölf und 24 Wochen mit
einem so genannten Cutometer gemessen. Bei dem Cutometer handelt es sich
um ein in der Dermatologie übliches biophysikalisches Messverfahren zur
objektiven Evaluierung der Elastizität der Haut. Das Studienergebnis: Die
Hautelastizität und damit auch die Hautfestigkeit verbesserte sich
signifikant nach drei und sechs Monaten. Die Patientenzufriedenheit wurde
mit dem Global Aesthetic Improvement Scale (GAIS) erhoben und erreichte
73,8 Prozent.

In der OrthoSkin2-Studie wurde das Studiendesign um die Kombination von
ACS mit Hyaluronsäure sowie die Untersuchung der beiden Applikationsformen
manuelle Injektion und automatisches Mikroneedling bei 42 Patientinnen im
Alter von 35-65 Jahren untersucht. Die Hautelastizität wurde erneut mit
dem Cutometer objektiv gemessen. Zusätzlich wurde die Feuchtigkeit der
Haut mit dem Corneometer erhoben. Prof. Kerscher und ihr Team konnten auch
in der Orthoskin2-Studie zeigen, dass durch die Behandlung mit ACS die
Elastizität, Festigkeit und Feuchtigkeit der Gesichtshaut signifikant
verbessert wurden und die Zeichen der Hautermüdung deutlich reduziert
waren. Im Ergebnis zeigte sich in der Hautelastizität kein signifikanter
Unterschied in der Anwendung von ACS mit Hyaluronsäure im Vergleich zur
alleinigen Anwendung von ACS. Die Patientenzufriedenheit nach GAIS
erreichte auch hier über 70 Prozent. "Autolog konditioniertes Serum hat
das Potential, die erste zellfreie biologische Hauttherapie zu werden.
Zudem ist es hervorragend verträglich, da es aus dem eigenen Blut des
Patienten ohne weitere Zusatzstoffe gewonnen wird", erklärte Prof.
Kerscher.

Die Ergebnisse einer In-Vitro-Studie zur morphologischen und molekularen
Wirkung von ACS auf die Haut präsentierte Jens Malte Baron, Professor an
der Klinik für Dermatologie und Allergologie der Uniklinik RWTH Aachen. Er
und sein Team injizierten in ein standardisiertes humanes 3D-Hautmodell
entweder ACS oder ein Zellkulturmedium. Im Hautmodell konnte gezeigt
werden, dass sowohl die Zellteilung als auch die Zellerneuerung in den mit
ACS behandelten Modellen erhöht waren. Der Marker für Zellteilung Ki67 war
14 Tage nach Injektion in der ACS-Gruppe im Vergleich zur Kontrollgruppe
erhöht. Außerdem waren in der Mikroarray- und RT-PCR-Analyse Gene für
Zellwachstum und Gewebereparatur sowie die Synthese von Hyaluronsäure und
die Vermittlung der Wundheilung hochreguliert.

Autolog konditioniertes Serum (Autologous Conditioned Serum, ACS) ist ein
Verfahren, bei dem aus dem Blut des Patienten durch Zentrifugieren ein
zellfreies Serum gewonnen wird. ACS ist weder ein Thrombozytenkonzentrat
noch eine Stammzelltechnologie. Da ACS-Serum keine Zusatzstoffe enthält
ist es zu 100 Prozent körpereigen und verträglich. Weitere klinische
Studien sind bereist initiiert, um die zugrundeliegenden Wirkmechanismen
weiter zu untersuchen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2057

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Molekulare Medizin - 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/1000: Erkrankungsmechanismus chronischer Nervenschädigungen aufgeklärt (idw)


Universität Leipzig - 05.04.2019

Erkrankungsmechanismus chronischer Nervenschädigungen aufgeklärt



Chronische Schädigungen des peripheren Nervensystems gehören zu den
häufigen neurologischen Erkrankungen und werden durch Gendefekte,
Entzündungen, Stoffwechselstörungen oder Medikamente verursacht. Erkrankte
Menschen entwickeln eine langsam fortschreitende Neuropathie, die zu
Gangschwierigkeiten bis hin zur Rollstuhlgebundenheit führen kann.
Wissenschaftlern des Instituts für Anatomie der Universität Leipzig und
der Abteilung für Neuropathologie des Universitätsklinikums Leipzig ist es
nun gelungen, einen allgemeinen Erkrankungsmechanismus nachzuweisen, der
womöglich einen universellen therapeutischen Ansatzpunkt für ein breites
Spektrum chronischer Nervenschädigungen bietet.

Unser Körper ist von Millionen Nervenfasern durchzogen, die Strom leiten
wie Kabel. So können beispielsweise Muskeln angesteuert oder
Sinneseindrücke weitergeleitet werden. Wie Kabel sind die Nervenfasern
elektrisch isoliert: Durch spezialisierte Zellen, den Schwann-Zellen, die
sie mit einer fettreichen Scheide, dem Myelin, ummanteln. Dadurch können
Signale besonders schnell weitergeleitet werden. Bei Menschen, die an der
häufigsten vererblichen Neuropathie, der CMT1A Erkrankung, leiden, ist die
Interaktion zwischen Nervenfasern und Schwann-Zellen gestört. Nerven
betroffener Patienten weisen im Querschnitt viele Fasern mit zahlreichen
fehlerhaft angelagerten Schwann-Zellen auf. Dieses als
"Zwiebelschalenformation" bezeichnete Phänomen ist schon seit über 100
Jahren bekannt und dient Ärzten seither als wichtiges Diagnosekriterium.
Ihre Entstehung ist aber komplett unverstanden.

Erkrankte Zellen dauerhaft im Reparatur-Modus

Die Leipziger Forscher konnten nun herausfinden, dass
Zwiebelschalenformationen Ausdruck eines aus dem Ruder gelaufenen
Reparaturversuchs sind. "Das periphere Nervensystem hat die Fähigkeit,
sich nach einer akuten Nervenschädigung, wie zum Beispiel einer Quetschung
oder Schnittverletzung, selbst zu reparieren. Dabei ordnen sich die
Schwann-Zellen hintereinander der Reihe nach an und bilden so ein langes
Band, entlang dessen die Nervenfasern erneut auswachsen. Während dieser
Zeit produzieren Schwann-Zellen den Wachstumsfaktor Neuregulin-1, ein
zeitlich begrenztes Signal, das die Reparatur verletzter Nerven
unterstützt", erklärt Dr. Ruth Stassart von der Abteilung für
Neuropathologie am Universitätsklinikum Leipzig, Seniorautorin der Studie.
"In der CMT1A Erkrankung kommt es hingegen zu einer dauerhaften Produktion
des Neuregulin-1 Signals in erkrankten Schwann-Zellen. Dies führt dazu,
dass die Schwann-Zellen zahlreiche Reparaturbänder bilden, die jedoch in
dieser Menge überhaupt nicht benötigt werden. So entstehen schlussendlich
die zahlreichen Zwiebelschalenformationen, die wir in Nervenbiopsien von
Patienten nachweisen können", so die Wissenschaftlerin weiter.

Mögliche Therapie: Signalwirkung des Wachstumsfaktors unterdrücken

In genetisch veränderten Nagetiermodellen konnten die Wissenschaftler nun
nachweisen, dass die dauerhafte Neuregulin-1 Produktion in CMT1A
Schwann-Zellen nicht nur für die Zwiebelschalenformationen verantwortlich ist,
sondern darüber hinaus auch den Krankheitsverlauf maßgeblich negativ
beeinflusst. "Die genetische Unterdrückung der Neuregulin-1 Produktion bei
erkrankten Mäusen bewirkte eine drastische Verbesserung des
Krankheitsverlaufs. Durch die anhaltende Stimulation der Schwann-Zellen
mit Neuregulin-1 verbleiben diese dauerhaft im Reparaturmodus und eben
nicht im Funktionsmodus. Für das periphere Nervensystem ist das sehr
schädlich.", erklärt Dr. Robert Fledrich vom Institut für Anatomie der
Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig, Co-Leiter der Studie. Da
die Forscher auch in anderen Neuropathieformen eine chronische
Neuregulin-1 Produktion messen konnten, vermuten sie, einem universellen
Schädigungsmechanismus auf die Schliche gekommen zu sein. Die
Wissenschaftler arbeiten nun daran die neuen Erkenntnisse therapeutisch
nutzbar zu machen. "Es gibt eine Reihe bereits klinisch zugelassener
Präparate mit denen sich die Neuregulin-1 Signalwirkung lindern lässt, und
wir erproben gerade einige davon", erläutert Dagmar Akkermann aus der
Abteilung für Neuropathologie am Universitätsklinikum Leipzig, neben
Fledrich Erstautorin der Studie.


Originalpublikation:

"Nature Communications":

"NRG1 type I dependent autoparacrine stimulation of Schwann cells in onion
bulbs of peripheral neuropathies"

DOI: 10.1038/s41467-019-09385-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig - 05.04.2019
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DROGEN/378: Alkoholbedingte Hirnschäden schreiten während Abstinenz weiter fort (idw)


Zentralinstitut für Seelische Gesundheit - 05.04.2019

Alkoholbedingte Hirnschäden schreiten während Abstinenz weiter fort



Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung des Zentralinstituts
für Seelische Gesundheit (ZI) in Mannheim hat herausgefunden, dass
Hirnschäden durch Alkohol nach einem Entzug noch für mindestens sechs
Wochen fortschreiten. Diese Ergebnisse unterstreichen die Notwendigkeit
langfristiger Abstinenzperioden. Die Forscher warnen auch, dass durch
übermäßigen Alkoholkonsum verursachte Strukturdefizite im Gehirn weit
früher auftreten können, als gegenwärtig angenommen.

Wer nach schwerem und langanhaltendem Alkoholkonsum eine Entzugskur
beginnt, leidet noch eine ganze Weile unter den Folgeerscheinungen seiner
Krankheit. Wie ein Forscherteam des Zentralinstituts für Seelische
Gesundheit (ZI) in Mannheim und des Instituto de Neurociencias de Alicante
(Spanien) nachweisen konnte, schreiten alkoholbedingte Schädigungen im
Gehirn noch für mindestens sechs Wochen fort, auch wenn der Betroffene in
der Zwischenzeit völlig abstinent war. Bisher war man davon ausgegangen,
dass sich alkoholbedingte Schäden schnell zurückbilden, wenn man mit dem
Trinken aufhört. Von den Schädigungen betroffen ist vor allem die weiße
Substanz des Gehirns. Sie spielt eine wichtige Rolle für Lernen und
Gedächtnisbildung und besteht überwiegend aus Nervenfasern, die
verschiedene Bereiche des Gehirns verbinden.

Deutliche mikrostrukturelle Schädigungen nachgewiesen

In der nun veröffentlichten Studie, die an der Klinik für Abhängiges
Verhalten und Suchtmedizin am ZI durchgeführt wurde, untersuchten die
Forscher bei mehr als 90 Patienten die Veränderung im Nervengewebe nach
dem Alkoholentzug. Dazu benutzten sie eine spezielle Methode der
Magnetresonanztomographie (MRT), durch die Diffusionsvorgänge von
Wassermolekülen im Gehirn dargestellt werden können. Damit können die
Forscher Veränderungen in der Mikrostruktur der weißen Substanz des
Gehirns erkennen (Diffusion Tensor Imaging, DTI). Bei den Patienten
konnten auf diese Weise ausgedehnte mikrostrukturelle Schädigungen
nachgewiesen werden. Überraschenderweise stellten die Forscher fest, dass
die Schädigungen selbst über einen Zeitraum von mindestens sechs Wochen
nach der Entgiftung noch fortschreiten. Die Forscher glauben, dass dies
durch eine alkoholbedingte Entzündungsreaktion im Gehirn verursacht werden
könnte. Diese Reaktion könnte auch für die hohe Rückfallrate von
Patienten, insbesondere während der frühen Phase der Abstinenz, eine Rolle
spielen.

Alkohol als Ursache der Hirnveränderungen identifiziert

Um Alkohol als den ursächlichen Faktor der beobachteten Hirnveränderungen
feststellen zu können, untersuchten die Forscher mit der gleichen Methodik
eine Gruppe von Ratten. "Die Tiere zeigten im MRT genau die gleichen
Hirnveränderungen wie die Patienten. Dies erlaubt es, den
Ursachenzusammenhang klar festzustellen, was allein durch klinische
Beobachtungen am Patienten nicht möglich gewesen wäre", sagt Prof. Dr.
Wolfgang Sommer, stellvertretender wissenschaftlicher Direktor des
Instituts für Psychopharmakologie und Oberarzt an der Klinik für
Abhängiges Verhalten und Suchtmedizin am ZI. Andere Einflussfaktoren wie
Rauchen, Ernährung, Schweregrad des Entzugs oder weitere Erkrankungen und
geistige Einschränkungen konnten die Forscher so ausschließen.

Dauerhafte Schäden treten viel früher auf als bislang bekannt

"Die im Vergleich zu Menschen kurze und eher gemäßigte Trinkperiode der
Tiere deutet darauf hin, dass permanente Gehirndefizite nach übermäßigem
Alkoholkonsum viel früher auftreten können, als derzeit angenommen", warnt
Sommer. Da sich solche frühen Anzeichen von Gehirnschädigungen durch
übermäßigen Alkoholkonsum mit Hilfe von Standard-MRT-Aufnahmen nicht
erkennen lassen, arbeitet das mit Hilfe des EU-Programms Horizon 2020
geförderte Forscherteam nun an der Entwicklung einer MRT-basierten
Screening-Methode zum Nachweis der Schädigung. Die Ergebnisse der Studie
verdeutlichen zudem, wie wichtig langfristige Abstinenzperioden sind, um
bleibende Schäden zu verhindern.


Originalpublikation:

"Microstructural White Matter Alterations in Men With Alcohol Use Disorder
and Rats With Excessive Alcohol Consumption During Early Abstinence", JAMA
Psychiatry. 2019

doi:10.1001/jamapsychiatry.2019.0318

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution826
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ETHIK/1288: Nach BGH-Urteil - Intensivmediziner fordern gewissenhafte Ermittlung des Patientenwillens (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 04.04.2019

Nach BGH-Urteil: Intensivmediziner fordern gewissenhafte Ermittlung des Patientenwillens



Nach dem Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH) zu lebensverlängernden
Maßnahmen ist die Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und
Notfallmedizin (DIVI) besorgt, dass das Urteil missverstanden werden
könne. "Wir betonen ausdrücklich, dass eine Behandlung gegen den
Patientenwillen bereits heute unzulässig und strafbar ist", sagt
DIVI-Präsident Professor Uwe Janssens, Chefarzt der Klinik für Innere Medizin
und Internistische Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler
sowie Sprecher der DIVI-Sektion Ethik.

"Mit der BGH-Entscheidung wird aber unmissverständlich festgelegt, dass
das Überleben eines Menschen als solches keinen Schadensfall darstellen
kann, und dass Ärzte deshalb nicht schadenersatzpflichtig sind für eine
Behandlung mit dem Ziel der Lebenserhaltung." Die DIVI fordert eine
strenge Indikationsstellung und eine gewissenhafte Ermittlung und
Beachtung des Patientenwillens.

Die DIVI versteht die Entscheidung des BGH, dass das menschliche Leben im
Lichte von Effizienz und Ökonomie der Gesundheitsfürsorge besonders
schutzwürdig ist. Es war nicht die Intention des BGH, eine
Lebensverlängerung um jeden Preis zu erlauben oder gar den behandelnden
Ärzten vorzuschreiben. Im Gegenteil: Ärztinnen und Ärzte legen in jedem
Behandlungsfall ein Therapieziel fest. Sie definieren die zum Erreichen
dieses Therapieziels erforderlichen Behandlungsmaßnahmen und stellen für
diese Maßnahmen eine Indikation. Die indizierten Therapien werden dem
Patienten oder seinem Stellvertreter vorgeschlagen, damit der
Patientenwille für den aktuellen Behandlungsfall ermittelt werden kann.
Die Ermittlung des Patientenwillens stützt sich auf die verbindlichen
Aussagen einer Patientenverfügung, bezieht aber darüber hinaus auch andere
Behandlungswünsche oder den mutmaßlichen Patientenwillen mit ein.

Sterben zulassen: Lebensverlängerung nicht gegen Patientenwillen möglich

Wenn der Patient einer Behandlung nicht zustimmen würde, muss auch der
Betreuer die Behandlung ablehnen, sogar dann, wenn sie lebensverlängernd
wäre. Es erfolgt eine Sterbebegleitung mit den dafür erforderlichen
palliativmedizinischen und-pflegerischen Maßnahmen. In dem vor dem BGH
verhandelten Fall wurden dem Hausarzt offenbar keine Hinweise gegeben,
dass der Patient die lebenserhaltende Behandlung abgelehnt hätte. Geklagt
hat der Sohn eines schwer demenzkranken Patienten, der 82-jährig verstarb.
Nach Ansicht des Sohnes wurde der Vater zuletzt ohne medizinische
Indikation durch künstliche Ernährung am Leben gehalten. Der BGH hat in
seinem Grundsatzurteil mögliche Schadenersatz- und Schmerzensgeldansprüche
abgelehnt.

BHG: Ärzten steht kein Urteil über Lebensqualität oder Lebenswert des kranken Menschen zu

Die DIVI setzt sich seit vielen Jahren dafür ein, dass in Fällen, in denen
die Sinnhaftigkeit einer weiteren Lebenserhaltung zumindest fraglich ist,
von einer "zweifelhaften" oder "grenzwertigen" Indikation gesprochen wird.
Damit wird einerseits ausgedrückt, dass dem Arzt kein Urteil über die
Lebensqualität oder gar den Lebenswert des kranken Menschen zusteht. Dies
hat der BGH bekräftigt. Andererseits soll in diesen Fällen, bei denen
bereits im Behandlungsteam die Frage der Sinnhaftigkeit umstritten ist,
ein besonders umfangreiches und offenes Gespräch mit dem Stellvertreter
des Patienten und seinen Angehörigen erfolgen. So kann für den
eingetretenen Gesundheitsschaden der Patientenwille ermittelt werden. Das
gilt nicht nur bei der Einleitung einer Therapiemaßnahme, sondern auch bei
deren Fortführung - etwa im Fall einer Sondenernährung mittels sogenannter
perkutaner endoskopischer Gastrostomie (PEG). Ob diese ehrlichen Gespräche
und eine Unterstützung des Betreuers bei der Ermittlung des mutmaßlichen
Patientenwillens in dem vorliegenden Streitfall erfolgt sind, lässt der
BGH bewusst offen.

Weiterleben mit Demenz oder im Koma: Patientenwillen besonders gründlich ermitteln

Es ist aus Sicht der DIVI wünschenswert, wenn der Patientenwille immer
besonders gründlich ermittelt wird. Besonders dann, wenn nur noch eine
Verlängerung des Lebens mit beispielsweise schwerster Demenz oder im Koma
erreicht werden kann. Wer in diesem Zustand eine lebenserhaltende Therapie
wünscht, ist durch das Grundgesetz davor geschützt, dass Ärzte diese
Behandlung aufgrund eines eigenen Werturteils unterlassen. Menschen, die
in diesem Zustand nicht leben möchten, dürfen in Deutschland durch eine
Therapiebegrenzung sterben.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-nach-bgh-urteil-intensivmediziner-fordern-strenge-indikation-und-gewissenhafte-ermittlung-des-patientenwillens

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71506

Nach BGH-Urteil: Intensivmediziner fordern strenge Indikation und gewissenhafte Ermittlung des Patientenwillens

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 04.04.2019
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E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





MELDUNG/1009: Die erste vollständige Kartographie der Lateralisation von Gehirnfunktionen (idw)


Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 05.04.2019

Die erste vollständige Kartographie der Lateralisation von Gehirnfunktionen

Einige Prozesse werden bevorzugt von der rechten oder der linken
Gehirnhälfte durchgeführt. Aber für welche Funktion ist welche Hemisphäre
zuständig?



Einem französisch-italienischen Forschungsteam unter der Leitung eines
CNRS-Forschers vom Institut für Erkrankungen des Gehirns und des
Rückenmarks (AP-HP/CNRS/Inserm/Sorbonne Universität) ist es nun gelungen,
diese Frage durch die erste vollständige Kartierung der Lateralisation von
Hirnfunktionen zu beantworten. Die Ergebnisse wurden am 29. März 2019 in
der Zeitschrift Nature Communications veröffentlicht. Sie zeigen erstmals,
dass Entscheidungen, wie die Wahrnehmung, Handlungen und Emotionen,
stärker von der rechten Hemisphäre gesteuert werden. Im Gegensatz dazu
erfolgt die symbolische Kommunikation verstärkt in der linken Hemisphäre.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.cnrs.fr/en

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution688

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 05.04.2019
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INTERNATIONAL/045: Die Hälfte aller Menschen ohne Gesundheitsversorgung (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 5. April 2019

Die Hälfte aller Menschen ohne Gesundheitsversorgung

DSW: "Familienplanung muss zentraler Bestandteil sein"



Hannover - Anlässlich des Weltgesundheitstages macht die Deutsche
Stiftung Weltbevölkerung (DSW) darauf aufmerksam, dass das Ziel einer
universellen Gesundheitsversorgung, wie es in den Nachhaltigen
Entwicklungszielen festgehalten wurde, noch lange nicht erreicht ist.
Laut einer Studie von Weltbank und Weltgesundheitsorganisation (WHO)
hat rund die Hälfte aller Menschen auf der Erde nur mangelhaften oder
keinen Zugang zu einer angemessenen Gesundheitsversorgung.

Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern, Altersgruppen und Wohnorten
zeigen sich besonders im Bereich der sexuellen und reproduktiven
Gesundheit. So sind die Folgen von Schwangerschaft und Geburt die
häufigste Todesursache für Mädchen zwischen 15 und 19 Jahren -
insbesondere in Ländern mit geringem Einkommen, wo 99 Prozent der
jährlich über 300.000 Fälle von Müttersterblichkeit auftreten. Gerade
Mädchen und junge Frauen bekommen oft nicht die Versorgung, die sie
benötigen, um eine ungewollte Schwangerschaft zu verhüten oder eine
Geburt gesund zu überstehen - selbst, wenn die notwendigen Dienste
grundsätzlich vorhanden sind.

Reproduktive Rechte nicht vernachlässigen

"Zugang zu Methoden der Familienplanung und eine professionelle
Begleitung von Schwangerschaften sind ein wichtiger Baustein
universeller Gesundheitsversorgung", betont Renate Bähr,
Geschäftsführerin der DSW. "Ob auf UN-Ebene oder in einer kenianischen
Gesundheitsstation: Reproduktiven Rechte sind ein zentraler Aspekt
eines bedürfnisorientierten Gesundheitssystems. Es ist schockierend,
dass sie zu oft vernachlässigt werden."

Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene bringen wir uns in
politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter ein.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 5. April 2019

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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DEMENZ/431: Erklärfilm zur Initiative Demenz Partner veröffentlicht (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 5. April 2019

Erklärfilm zur Initiative Demenz Partner veröffentlicht



Berlin, 5. April 2019. Demenz Partner - die Initiative für ein besseres
Verständnis von Demenz der Deutschen Alzheimer Gesellschaft e.V. -
stellt ihre bundesweite Aufklärungsarbeit zum Thema Demenz mit einem
animierten Kurzfilm vor.

Menschen mit Demenz begegnet man nicht nur in der Familie, sondern
vielfach im Alltag, in der Nachbarschaft oder am Arbeitsplatz. Ziel der
Initiative Demenz Partner ist es, über die Erkrankung zu informieren und
die Gesellschaft für die Bedürfnisse von Betroffenen zu sensibilisieren.
In kostenlosen Demenz Partner-Kursen erfahren Interessierte mehr über die
Erkrankung und lernen, wie man Menschen mit Demenz mit Respekt und
Verständnis begegnet.

Die Kurse werden bundesweit angeboten und richten sich an Einzelpersonen,
aber auch an Institutionen, Mitarbeitende von Polizei, Rettungsdienst und
Feuerwehr, im Einzelhandel oder im Öffentlichen Personennahverkehr
Tätige. Getragen werden diese Schulungen von vielen aktiven Veranstaltern
vor Ort. Mittlerweile sind fast 45.000 Menschen offizielle Demenz Partner.

Saskia Weiß, Koordinatorin der Initiative, freut sich auf viele weitere
Demenz Partner: "Jeder kann Demenz Partner werden - egal ob jung oder
alt, berufstätig oder im Ruhestand, ob man einen Mensch mit Demenz
persönlich kennt oder nicht." Mit dem Erklärfilm erhalten
Interessierte einen ersten Eindruck von der Initiative. Ebenso kann der
Film die Veranstalter vor Ort in ihrer Arbeit unterstützen und den Zugang
zu Unternehmen oder öffentlichen Einrichtungen erleichtern.

Hier geht es zum Film auf Youtube (Link:

https://www.youtube.com/watch?v=_C_rOj7WPXc )

Weitere Informationen zur Initiative Demenz Partner sowie zu den
Kursangeboten vor Ort finden Sie hier: 

www.demenz-partner.de
(Link: https://www.demenz-partner.de/)

 * 

Hintergrund:

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom
Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz 

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und
ihre Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung
und ist ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus
Forschung und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130
Alzheimer-Gesellschaften unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort.
Gegenüber der Politik vertritt sie die Interessen der Betroffenen und
ihrer Angehörigen.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 5. April 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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THERAPIE/258: Forschungsteam mahnt bei Schmerztherapie zur Vorsicht (idw)


Philipps-Universität Marburg - 05.04.2019

Forschungsteam mahnt bei Schmerztherapie zur Vorsicht



Die Medikamente Pregabalin und Gabapentin werden zunehmend bei allgemeinen
chronischen Schmerzen eingesetzt, obwohl ihre Wirksamkeit bei dieser
Anwendung zweifelhaft ist. Das schließen Medizinerinnen und Mediziner aus
der Analyse von Verschreibungsdaten der Krankenversicherungen. Das Team
veröffentlichte seine Ergebnisse in der Fachzeitschrift "BMJ Open".

Ursprünglich entwickelt für die Behandlung von Epilepsie, setzt man die
Arzneistoffe Pregabalin und Gabapentin mittlerweile auch gegen sogenannte
neuropathische Schmerzen ein - das sind Schmerzen, die auf Nervenleiden
beruhen, zum Beispiel Nervenschmerzen durch eine Diabeteserkrankung oder
eine Herpesinfektion. "Den offensichtlich eher schwachen therapeutischen
Wirkungen und dem vergleichsweise kleinen Anwendungsgebiet stehen jedoch
stetig steigende Verschreibungszahlen in den vergangenen Jahren
gegenüber", erklärt die Medizinerin Dr. Annika Viniol von der
Philipps-Universität, eine der Leitautorinnen des aktuellen Aufsatzes. Im Jahr 2015
belegte das Pregabalin-Medikament "Lyrica" der Firma Pfizer Platz 26 auf
der Liste der umsatzstärksten patentgeschützten Arzneimittel und
verursachte Nettokosten von 170 Millionen Euro für die gesetzliche
Krankenversicherung.

Viniol sowie ihre Kolleginnen und Kollegen untersuchten, wie Pregabalin
und Gabapentin typischerweise angewendet werden, insbesondere bei
Schmerzen. Hierfür nutzten die Autorinnen und Autoren anonymisierte
Krankenversicherungsdaten von vier Millionen Versicherten, die dem
Institut für angewandte Gesundheitsforschung Berlin zur Verfügung stehen.
"Diese Daten enthalten Informationen über Medikamente, die Ärztinnen und
Ärzte verordnet haben und die von Apotheken abgegeben werden", erläutert
die Marburger Medizinprofessorin Dr. Annette Becker, eine weitere
Leitautorin der Studie.

Die Ergebnisse des Forschungsteams zeigen zwei widersprüchliche Trends:
Einerseits stiegen im Untersuchungszeitraum von 2009-2015 die Anzahl der
Verschreibungen Jahr für Jahr an; andererseits weisen die Daten nur bei
etwa 25 Prozent der Betroffenen, die erstmals Pregabalin oder Gabapentin
erhielten, auf eine typische neuropathische Schmerzstörung hin. Drei
Viertel der Patientinnen und Patienten litten hingegen an chronischen
Schmerzen, aber ohne eine neuropathische Schmerzkomponente. In 61 Prozent
aller Fälle kam es zum Abbruch der Behandlung.

"Offenbar werden die Medikamente häufig bei allgemeinen chronischen
Schmerzen verschrieben, unabhängig davon, ob eine neuropathische Diagnose
vorliegt", fasst Viniol zusammen. Die hohe Abbruchrate lasse vermuten,
dass die Verabreichung keinen therapeutischen Nutzen bringe oder dass
unerwünschte Nebenwirkungen aufträten.

"Wenn bereits mehrere Therapien wirkungslos waren, so greift man zu
Pregabalin oder Gabapentin - in der Hoffnung, dass Nervenschmerz bei den
Beschwerden eine Rolle spielt", vermutet die Medizinerin. Das Fazit des
Forschungsteams: "Ärzte und Patienten sollten bei der Verschreibung von
Pregabalin und Gabapentin Vorsicht walten lassen." Viniol empfiehlt, auf
konservative Maßnahmen zurückgreifen.

Neben der Abteilung für Allgemeinmedizin, Präventive und Rehabilitative
Medizin der Philipps-Universität und dem Institut für angewandte
Gesundheitsforschung Berlin GmbH beteiligte sich auch die Universität von
Calgary in Kanada an der Studie.

Originalveröffentlichung: 

Annika Viniol & al.: Prescribing practice of
pregabalin/gabapentin in pain therapy: an evaluation of German claim data,
BMJ Open 2019

DOI: http://dx.doi.org/10.1136/bmjopen-2018-021535

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg - 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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ARTIKEL/535: Interview - Die Familie im Blick ... Netzwerk für Kinder psychisch kranker Eltern (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefenpsychologie (DGPT) e.V. - 05.04.2019

Die Familie im Blick: Netzwerk für Kinder psychisch kranker Eltern



Etwa drei Millionen Kinder haben eine Mutter oder einen Vater mit einer
psychischen Erkrankung. Rund zwei Drittel dieser Kinder sind gefährdet,
selber eine psychische Störung zu entwickeln. Das Problem: Sie werden von
der Erwachsenenpsychiatrie meist übersehen. Der Innovationsausschuss beim
Gemeinsamen Bundesausschuss hat nun 6,8 Mio. Euro bewilligt, um bundesweit
die psychodynamische Versorgung dieser Kinder und Jugendlichen zu
etablieren. Das Projekt ist international einzigartig. Ein Interview mit
der Projektleiterin Prof. Dr. Silke Wiegand-Grefe, Klinik für Kinder- und
Jugendpsychiatrie, -psychotherapie und -psychosomatik im
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE).


Frau Prof. Wiegand-Grefe, Sie erhalten eine stattliche Fördersumme vom
Innovationsausschuss beim Gemeinsamen Bundesausschuss für Ihr Projekt
CHIMPS-NET (Children of mentally ill parents). Was macht es so einzigartig?

Wir wollen ein bundesweites Netzwerk aufbauen, um auch die Kinder
psychisch erkrankter Eltern zu unterstützen. Davon sind in Deutschland
etwa drei Millionen Kinder betroffen. Sie haben ein sieben- bis achtfach
erhöhtes Risiko, selber psychisch zu erkranken. Obwohl das seit rund
fünfzehn Jahren bekannt ist, werden die Kinder in der
Erwachsenenpsychiatrie oftmals übersehen. Wir haben eine psychodynamische
Intervention entwickelt, die die ganze Familie im Blick hat.


Kurz zur Erklärung: Was sind psychodynamische Therapien?

Psychodynamische Verfahren umfassen zum einen die Tiefenpsychologisch
fundierte Psychotherapie und zum anderen die Psychoanalytische
Psychotherapie, einschließlich die Psychoanalyse im engeren Sinne. Beide
Richtungen basieren auf der ursprünglichen und weiterentwickelten Idee von
Sigmund Freud, dass aktuelle psychische Probleme in der Lebensgeschichte
entstanden und sich verfestigt haben.


Warum sind diese Verfahren besonders wertvoll für Kinder psychisch erkrankter Eltern?

Psychodynamische Therapien haben die Lebensgeschichte und frühkindlichen
Beziehungserfahrungen im Fokus. Wenn eine Mutter zum Beispiel unter
Depressionen leidet und nicht einfühlsam auf ihr Kind eingehen kann, lernt
dieses Kind, dass es allein ist und sich selber helfen muss. Dieses Muster
nimmt es auch in andere Beziehungen mit. Wir nehmen diese
Beziehungsproblematik wahr und bearbeiten sie gemeinsam mit dem Kind und
seinen Eltern. Wir lösen die frühkindlichen Erfahrungen auf, indem wir zum
Beispiel Verständnis für die Hintergründe entwickeln und bei Bedarf auch
konkrete weitergehende Hilfen bahnen. Wir konnten in mehreren Studien am
UKE zeigen, dass psychodynamische Interventionen sehr wirksam sind und
Kinder längerfristig vor möglichen psychischen Folgen schützen kann.


Wie sieht die Situation von Kindern psychisch erkrankter Eltern aus?

Die Kinder leben in einem Alltag, in dem sich die Eltern nicht immer
adäquat um sie kümmern können. Depressionen, Suchterkrankungen oder
Psychosen etwa schränken die Eltern phasenweise sehr ein. Sie haben dann
mit sich selbst genug zu tun. Oftmals werden diese Kinder dann zu den
Eltern ihrer Eltern und jüngeren Geschwister. Dieses Phänomen nennt man
Parentifizierung. Dazu kommt, dass sie vielfach allein auf weiter Flur
stehen, weil sie sich schämen, Nachbarn oder Bekannten von ihrer Situation
zu erzählen.


Zu welchen psychischen Störungen kann die Notlage dieser Kinder führen?

In einem gewissen Maße kann die Situation der Kinder sogar ihre Fähigkeit
unterstützen, im späteren Leben Verantwortung zu übernehmen und Probleme
selbstständig anzugehen. Sie kann, wenn auch in geringem Ausmaß, damit
ihre Resilienz unterstützen. Sehr viel häufiger jedoch - und das betrifft
etwa zwei Drittel der betroffenen Kinder - führen dauerhafte Überforderung
und Stress der Kinder zu einem instabilen Selbstwertgefühl, Rückzug,
Ängsten, und eigenen Erkrankungen, zum Beispiel Depressionen bis hin zum
Suizid.


Wie arbeiten Sie mit den Kindern, um sie vor den gravierenden Folgen zu bewahren?

Wir sehen die ganze Familie. In zwei bis drei Elterngesprächen beleuchten
wir die Situation der Erwachsenen sowie ihre Paarbeziehung. Danach widmen
wir uns jedem Kind in einem eigenen Termin, bevor wir drei bis vier
Gespräche mit der ganzen Familie führen. In den insgesamt etwa acht bis
zehn Sitzungen, die sich über ein halbes Jahr erstrecken, ermitteln wir
auch, an welcher Stelle die Familie Unterstützung von außen benötigt. Im
Anschluss bieten wir im Rahmen von 14-tägigen Treffen von Kinder- und
Jugendgruppen weitere Hilfe an. Auch zu einem späteren Zeitpunkt kann sich
die Familie jederzeit wieder an uns wenden, was viele Familien auch gern
in Anspruch nehmen.


Das Projekt ist in 15 Bundesländern angelegt. Woraus wird das bundesweite Netzwerk, das Sie etablieren wollen, bestehen?

Das Projekt umschließt 30 Partner, darunter 18 Erwachsenen- und Kinder-
und Jugendpsychiatrische Kliniken, Evaluatoren und fünf große
Krankenkassen wie die TK, Barmer, DAK, Gesundheit KKH und BKK Mobil Oil,
mit denen wir die Finanzierung klären mit dem Ziel, diese auch später in
die Regelversorgung zu übernehmen. In dem Projekt sind auch systemische,
Gesprächs- und Verhaltenstherapeuten beteiligt, für die wir Schulungen in
psychodynamischer Arbeit anbieten. Mit diesem Vorhaben liegen wir
international ganz weit vorn.


Wie vielen Kindern können Sie schätzungsweise helfen?

In diesem zunächst auf drei Jahre angelegten Projekt können wir 1.000
Familien mit im Schnitt zwei bis drei Kindern ansprechen. Das heißt, wir
können 2.000 bis 3.000 Kindern mit unserer psychodynamischen Intervention
helfen. Mein großer Wunsch ist, dass unsere Arbeit Erfolg hat und wir
damit eine langfristige Regelfinanzierung unseres Konzeptes erreichen. So
ist unser langfristiger Plan.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2206

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefenpsychologie (DGPT) e.V. - 05.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1438: Sensoren zum Aufspüren von Krankheiten ohne großen Aufwand (idw)


Hochschule Kaiserslautern - 05.04.2019

Krankheiten ohne großen Aufwand aufspüren



Biomarker im Blut geben Hinweise auf zahlreiche körperliche Leiden. Prof.
Dr. Alexey Tarasov forscht im Fachbereich Informatik und
Mikrosystemtechnik der Hochschule Kaiserslautern an Sensoren, die einfach
und schnell Auskunft über Herzinfarkt und Co geben können.

Für Diabetes-Patienten ist es selbstverständlich: Sie messen ihren
Blutzucker aus einem winzigen Tropfen der Körperflüssigkeit. Was aber,
wenn sich noch andere Biomarker aus dem Blut bestimmen ließen - einfach
mit Hilfe eines tragbaren Messgerätes? Zu diesem Thema will Prof. Dr.
Alexey Tarasov am Campus Zweibrücken der Hochschule Kaiserslautern
forschen. Seit dem 1. März hat er eine Professur für biomedizinische
Messtechnik im Fachbereich Informatik und Mikrosystemtechnik angetreten
und er freut sich über die vielfältigen Möglichkeiten, die sich ihm in
Zweibrücken bieten. "Für eine Hochschule gibt es mit dem Reinraum und den
Laboren eine sehr gute Ausstattung hier", bemerkt er, "und ich habe noch
ein paar Ideen für die Weiterentwicklung."

Neue Materialien und Biosensorik sind seine Spezialgebiete. Begonnen hat
er seine Wissenschaftlerkarriere mit dem Diplom der Physik an der
Universität Düsseldorf. Dort beschäftigte er sich zunächst mit Laser- und
Plasmaphysik, doch sein Interesse entwickelte sich immer mehr in Richtung
Halbleiterphysik und Nanotechnologie. Deshalb untersuchte er während
seiner Diplomarbeit ultrakleine elektronische Strukturen in Halbleitern
wie zum Beispiel Galliumarsenid. Zur Promotion ging er danach an die
Universität Basel, um an einem anwendungsorientierten Thema zu arbeiten.
Im Rahmen eines Nano-Tera-Projekts stellte er siliziumbasierte Nanodrähte
her und testete ihren Einsatz als chemische und biologische Sensoren.

Nach einem kurzen Ausflug in die Wirtschaft als Produktmanager bei der
Firma Hamilton wurde ihm klar, dass er lieber weiter in der Forschung
tätig sein möchte. Ein zweijähriges Stipendium des Schweizer Nationalfonds
führte ihn ans Georgia Institute of Technology in Atlanta. In den USA
beschäftigte er sich mit neuen Materialien. Statt mit Silizium zu
arbeiten, erforschte er die Eigenschaften von anderen Halbleitern, wie zum
Beispiel Molybdändisulfid. Es hat besondere elektrische und optische
Eigenschaften, wenn man sich sehr dünne Schichten davon, nur wenige Atome
stark, anschaut. Allerdings ist es sehr schwer synthetisch zu erzeugen.
Den Forschern gelang die großflächige Herstellung und sie begannen, dünne
Schichten dieses Halbleiters zu winzigen elektronischen Bauelementen zu
verarbeiten. Für eine weitere Miniaturisierung, zum Beispiel in der
Computertechnologie, kann das eine interessante Alternative zu den
bestehenden Chips sein.

"Mir ist immer die Anwendung wichtig", erklärt Professor Alexey Tarasov,
"ich muss bei meiner Forschung ein klares Ziel vor Augen haben." Zurück in
Deutschland nahm er eine Stelle als Gruppenleiter im privaten
Forschungszentrum BioMed X in Heidelberg an. Im Projekt
Nanomaterial-basierte Biosensoren arbeiteten er und seine Kollegen an der Erforschung
von elektronischen Sensoren für medizinische Diagnose-Geräte. Mit
Feldeffekttransistoren, die elektrische Ladung messen können, untersuchte
er Blutserum und andere physiologische Proben. Genauer ging es um
bestimmte Proteine, die im Blut vorkommen, die zum Beispiel Aufschluss
über das Vorhandensein einer Schilddrüsen-Erkrankung geben können. Diese
Proteine entdeckt man durch Potenzialänderungen an der Oberfläche des
Sensors, die durch die Proteinladung verursacht werden Doch im Blut
befinden sich noch jede Menge anderer Stoffe, außer den zu bestimmenden
Proteinen. Sie können die elektrische Ladung auch beeinflussen. Um für die
Messung nah an die Proteine heranzukommen, benutzen die Forscher so
genannte "Fänger", in diesem Fall Fragmente von spezifischen Antikörpern.
Eine polymerbeschichtete Oberfläche des Sensors verstärkt das Signal
zusätzlich. "Wir benutzten TSH, das Schilddrüsenhormon, bei unseren
Versuchen. Das ist nicht einfach zu messen. Wenn man das TSH messen kann,
kann man viele andere Proteine bestimmen", erklärt Prof. Alexey Tarasov.
Ein Vorteil der Messmethode auf dem Chip besteht darin, dass man ohne
aufwändige Vorbehandlung das Blut des Patienten direkt analysieren kann.
Außerdem sind die Bauelemente klein und handlich. Eines Tages könnte die
Bestimmung zahlreicher Biomarker, beispielsweise von Krebserkrakungen oder
Herzinfarkt, so einfach sein wie die Messung des Blutzucker-Spiegels.

In Zweibrücken will Prof. Dr. Tarasov mit den bestehenden
Forschungsgruppen zusammenarbeiten. Doch zuerst müssen noch Projektanträge
geschrieben werden. Danach steht der biomedizinischen Forschung am
Zweibrücker Campus nichts mehr im Wege.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution212

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Kaiserslautern - 05.04.2019
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MELDUNG/212: BVMed-Jahresbericht 2018/19 erschienen (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 5. April 2019

"Wir stehen erst am Beginn einer medizintechnischen Revolution"

BVMed-Jahresbericht 2018/19 erschienen



Berlin | Digitalisierung und künstliche Intelligenz werden für große
Fortschritte in der medizinischen Versorgung der Menschen führen. "Wir
stehen erst am Beginn einer medizintechnischen Revolution", weist der
Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, in seinem neuen Jahresbericht
2018/19 hin. Der rasante technische Wandel ist Treiber des
medizintechnischen Fortschritts. "Diese dynamische Entwicklung können
wir aber nicht mit den herkömmlichen Bewertungs- und
Erstattungsstrukturen begleiten. Wir brauchen neue und mutige Wege.
Wir brauchen Fast-Track-Verfahren für digitale Medizin. Wir brauchen
eine eigene Bewertungsmethodik für innovative Medizintechnologien",
schreibt der BVMed-Vorstandsvorsitzende Dr. Meinrad Lugan im Vorwort
des neuen BVMed-Jahresberichts. Der neue BVMed-Jahresbericht ist unter

 www.bvmed.de/jahresbericht 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/jahresberichte) in
deutscher und englischer Sprache abrufbar.

Jeden Tag profitieren Millionen Menschen von modernen und sicheren
Medizintechnologien. "Mit neuer, digitaler Medizin ist die Hoffnung
verbunden, Krankheiten früher zu erkennen, besser behandeln zu können
und die Lebensqualität zu verbessern", so BVMed-Geschäftsführer Dr.
Marc-Pierre Möll. Außerdem kann die Digitalisierung Prozesse in der
Patientenversorgung optimieren und helfen, Kosten im System zu sparen.
Der nächste große Schritt in der Revolution der Gesundheitsversorgung
wird, wie in vielen anderen Bereichen, die Künstliche Intelligenz (KI)
sein. Um die Innovationskraft der MedTech-Branche zu erhalten, müssen
die Erstattungs- und Bewertungssysteme aber an die Dynamik der
Technologien angepasst werden, "damit die Patienten auch in Zukunft
ohne Verzögerungen am medizinischen Fortschritt teilhaben können".


Der BVMed-Jahresbericht beleuchtet auch die wichtigsten Branchen-Kennzahlen:


	Arbeitsplätze: 
 Die Medizinprodukte-Hersteller beschäftigen in Deutschland rund 140.000 Mitarbeiter in 1.300 Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten. Hinzu kommen mehr als 11.000 Kleinstunternehmen mit weiteren 60.000 Beschäftigten, so dass die MedTech-Branche in Deutschland über 200.000 Menschen beschäftigt.

	Mittelstand: 
 93 Prozent der MedTech-Industrieunternehmen beschäftigen weniger als 250 Mitarbeiter. Das verdeutlicht, wie mittelständisch die Branche in Deutschland geprägt ist.

	Umsatz und Export: 
 Der Gesamtumsatz der produzierenden Medizintechnikunternehmen (mit über 20 Beschäftigten) betrug in Deutschland nach Angaben des Statistischen Bundesamtes im Jahr 2017 knapp 30 Milliarden Euro. Der Exportanteil liegt bei rund 65 Prozent.

	Wachstumsmarkt: 
 Die überdurchschnittlich innovative MedTech-Branche wird aufgrund der demografischen Entwicklung, des medizintechnischen Fortschritts und der Dynamik in den Schwellen- und Entwicklungsländern ein Wachstumsmarkt bleiben. Experten gehen von einem jährlichen Wachstum von vier bis fünf Prozent aus.



Der BVMed-Jahresbericht 2018/19 enthält neben einem Marktüberblick
umfassende Informationen zu aktuellen gesundheitspolitischen Themen
der Branche. Zusätzlich werden Informationen zur inhaltlichen Arbeit
der über 60 BVMed-Arbeitsgremien gegeben.

Der 24-seitige Jahresbericht kann kostenlos beim BVMed angefordert
oder unter 

www.bvmed.de/jahresbericht 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/jahresberichte/bvmed-jahresbericht2019) heruntergeladen werden.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 23/19

https://www.bvmed.de/wir-stehen-erst-am-beginn-einer-medizintechnischen-revolution

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 23/19 vom 5. April 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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TAGUNG/1077: Internet - Pflege, Roboter, Ethik. Ethische Herausforderungen der Technisierung der Pflege, 26.06.19


Deutscher Ethikrat - 8. April 2019

Pflege - Roboter - Ethik. Ethische Herausforderungen der Technisierung der Pflege

Jahrestagung des Deutschen Ethikrates

Mittwoch, 26. Juni 2019, 10:00 bis 18:00 Uhr



KOSMOS Berlin

Karl-Marx-Allee 131A

10243 Berlin

(U5 Weberwiese oder Frankfurter Tor)

Online-Anmeldung unter 

https://www.ethikrat.org/jahrestagungen/pflege-roboter-ethik-ethische-herausforderungen-der-technisierung-der-pflege/#c2363 erforderlich.

Diskutieren Sie mit unter #Pflegerobotik.

Interessenten können die Veranstaltung per Livestream verfolgen unter

 www.ethikrat.org

Für Hörgeschädigte stehen während der Veranstaltung eine
Simultanmitschrift und für Hörgerät- oder CI-Träger bei Bedarf
Induktionsschleifen zur Verfügung.

Während der Veranstaltung werden Bild- und Tonaufnahmen angefertigt.
Mit Ihrer Teilnahme an der Tagung erklären Sie sich damit
einverstanden, dass der Veranstalter die Aufnahmen unwiderruflich,
zeitlich und räumlich uneingeschränkt in allen Publikationen und
Medien der Öffentlichkeitsarbeit verwenden kann, solange der Bezug zur
Tagung hergestellt ist.

Thema

Die Anzahl der Pflegebedürftigen in Deutschland steigt. Gleichzeitig
herrschen in der Pflegearbeit akute personelle und finanzielle
Engpässe. Angesichts des demografischen Wandels setzen Politik und
Forschung verstärkt auf Robotik-Projekte, die neue technische
Unterstützungsmöglichkeiten in der Pflege versprechen. Roboter sollen
zum einen Pflegekräfte entlasten, zum anderen aber auch die
Selbstbestimmung der Betroffenen verbessern. Doch der maschinelle,
hochautomatisierte Zugriff auf das Leben der Pflegebedürftigen und die
Interaktion von Mensch und Roboter stellen die Pflegearbeit vor neue
ethische, anthropologische und (arbeits)rechtliche Herausforderungen.
Auf seiner Jahrestagung 2019 thematisiert der Deutsche Ethikrat die
komplexen ethischen Fragen, die der Einsatz von Robotertechnologien in
der Pflege und insbesondere in der Altenpflege aufwirft. Zusammen mit
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen aus Informatik, Medizin,
Psychologie, Medizinethik, Rechtswissenschaft und Kulturanthropologie
soll darüber diskutiert werden, welche Potenziale und
Herausforderungen sich im Umgang mit neuen assistiven Systemen für die
verschiedenen Zielgruppen in der Altenpflege ergeben. Darüber hinaus
bietet die Tagung Gelegenheit, konkrete Beispiele aus der aktuellen
Roboterentwicklung kennenzulernen und einen Eindruck von den
vielfältigen Potenzialen in der Praxis zu erhalten. Ziel der Tagung
ist es, die Pflegerobotik der folgenden kritischen ethischen Reflexion
zu unterziehen:


	Wie sollte die verantwortungsvolle Entwicklung von Mensch-Maschine-Interaktionssystemen gestaltet werden?

	Welche Auswirkungen hat die KI-gestützte Robotik auf die Bedürfnisse der Betroffenen?

	Wie verändert die Robotik unsere gesellschaftlich und individuell geprägten Menschen- und Altersbilder?

	Welcher (arbeits)rechtlichen Rahmenbedingungen bedarf es, um Patienten und Patientinnen, Angehörige und Pflegekräfte zu schützen?



Programm

10:00

Begrüßung

Peter Dabrock, Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

10:15

Einführungsvorträge

Robotik und Künstliche Intelligenz: Der Mensch ist Mittelpunkt

Sami Haddadin, Technische Universität München

Psychologische und soziale Aspekte an der Schnittstelle von Mensch und
Maschine

Elisabeth André, Universität Augsburg

What comes first - the robot or the care?

Aimee van Wynsberghe, Technische Universität Delft

Diskussion

Moderation: Judith Simon, Mitglied des Deutschen Ethikrates

12:30

Mittagspause

Praxisparcours Robotik in der Altenpflege

ARiA, Universität Siegen und Fachhochschule Kiel

FORMAT, Universitätsklinikum Halle (Saale)

Geriatronik, Technische Universität München

I-CARE, Universität Bremen

OFFIS, Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

RoboLand, Hochschule Fulda

SeRoDi, Fraunhofer IPA

SMiLE, DLR Oberpfaffenhofen

Präsentation der Studie "Technik in der Pflege - Einstellungen von
professionell Pflegenden zu Chancen und Risiken neuer Technologien und
technischer Assistenzsysteme", Institut für medizinische Soziologie
und Rehabilitationswissenschaft der Charité - Universitätsmedizin
Berlin in Kooperation mit dem Zentrum für Qualität in der Pflege
(ZQP).

14:30

Parallele Foren

Forum I: 

Autonomie mit autonomen Systemen? Perspektiven von Pflegebedürftigen
und ihren Angehörigen

Regina Ammicht Quinn, Eberhard Karls Universität Tübingen

Heidrun Mollenkopf, BAGSO e. V.

Hans-Werner Wahl, Universität Heidelberg

Moderation: Adelheid Kuhlmey, Mitglied des Deutschen Ethikrates

Forum II: 

Robotik und neue Altersbilder: Anthropologische Perspektiven

Cordula Endter, Deutsches Zentrum für Altersfragen
Arne Manzeschke, Evangelische Hochschule Nürnberg

Mark Schweda, Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Moderation: Andreas Lob-Hüdepohl, Mitglied des Deutschen Ethikrates

Forum III: b

Robotik in der Pflege aus arbeits- und rechtswissenschaftlicher
Perspektive

Helma Bleses, Hochschule Fulda

Stephan Brandenburg, BGW

Gerhard Wagner, Humboldt-Universität zu Berlin

Moderation: Elisabeth Steinhagen-Thiessen, Mitglied des Deutschen
Ethikrates

16:00

Kaffeepause

16:30

Berichte aus den Foren

Andreas Lob-Hüdepohl, Adelheid Kuhlmey, Elisabeth Steinhagen-Thiessen,
Mitglieder des Deutschen Ethikrates

16:45

Podiumsdiskussion: Pflege - Roboter - Ethik: Die Zukunft verantwortlich gestalten

Regina Ammicht Quinn, Helma Bleses, Andreas Kruse, Mark Schweda

Moderation: Claudia Wiesemann, Stv. Vorsitzende des Deutschen
Ethikrates

17:55

Schlusswort

Peter Dabrock, Vorsitzender des Deutschen Ethikrates

Bitte beachten Sie, dass nur eine begrenzte Anzahl an Plätzen zur
Verfügung steht. Die Anmeldung wird geschlossen, sobald diese vergeben
sind.

 * 

Quelle:

Deutscher Ethikrat

Pressemitteilung 8. April 2019

Herausgeber: Geschäftsstelle des Deutschen Ethikrates

Referat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Sitz: Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften

Jägerstr. 22/23, 10117 Berlin
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Internet: www.ethikrat.org
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KLASSIK/10195: Raesfeld - Werke von Schumann, Liszt und Bach am 14.4.2019


Kreis Borken

Pianist spielt auf Schloss Raesfeld Werke von Schumann, Liszt und
Bach

Jun-Ho Gabriel Yeo gastiert in der Reihe "Best of NRW" im Rittersaal /
Beginn ist um 17 Uhr



Kreis Borken / Raesfeld. Klaviermusik erklingt beim nächsten Konzert
des Kulturkreises Schloss Raesfeld. Im Rittersaal von Schloss Raesfeld
spielt am Sonntag, 14. April, um 17 Uhr Pianist Jun-Ho Gabriel Yeo.
Auf dem Programm stehen unter anderem Werke von Schumann, Liszt und
Bach. Das Konzert findet im Rahmen der Reihe "Best of NRW" statt.

Jun-Ho Gabriel Yeo, geboren 1998, spielt seit seinem vierten
Lebensjahr Klavier. Nach Studien an der Hochschule für Musik Hannover
und an der Universität für Musik Wien erhält er derzeit Unterricht von
Professor Bernd Goetzke in Hannover. Zudem besucht er verschiedene
Meisterkurse. Schon früh gewann der Pianist erste Preise: So wurde er
beim Internationalen Grotrian-Steinweg Klavierwettbewerb von 2009 bis
2013 vier Mal ausgezeichnet, bei den Bundeswettbewerben "Jugend
musiziert" schnitt er 2011, 2012 und 2013 in unterschiedlichen
Kategorien mit der Höchtpunktzahl und zahlreichen Sonderpreisen ab. Er
gewann als einer der jüngsten Teilnehmer den GWK-Musikpreis 2015 und
war kurz danach bei den "VIII. Internationalen Musikpreis für die
Jugend" der Bestplatzierte. Jun-Ho Gabriel Yeo hat bereits in vielen
bedeutenden Konzertsälen gespielt, ist seit 2011 Stipendiat der
Deutschen Stiftung Musikleben, 2014 wurde er in das Förderprogramm der
Werner Richard - Dr. Carl Dörken Stiftung aufgenommen und erhält zudem
seit 2016 ein Stipendium der Cordes Stiftung.

Auf dem Programm im Rittersaal stehen die Sonate h-moll von Franz
Liszt, die Sonate Nr. 4 c-moll von Sergej Prokofieff und Robert
Schumanns fünf Klavierstücke "Gesänge der Frühe". Zudem werden zwei
Transkriptionen für Klavier von Werken Johann Sebastian Bachs zu hören
sein: "Nun komm' der Heiden Heiland" und "Herz und Mund und Tat und
Leben".

Der Eintritt kostet für Besucherinnen und Besucher, die nicht Mitglied
des Kulturkreises Schloss Raesfeld sind, 20 Euro, für Schülerinnen und
Schüler sowie Studentinnen und Studenten 12 Euro. Karten können in der
Geschäftsstelle des Kulturkreises Schloss Raesfeld unter Tel. 02564 -
98 99 110 oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bestellt
werden. Der Verkauf an der Abendkasse beginnt im Schloss Raesfeld ab
16 Uhr.

Die Konzertreihe "Best of NRW" ist ein Gemeinschaftsprojekt der 
Artur- und Liselotte-Dumcke-Stiftung, der Eibach Stiftung aus Finnentrop, der
Stiftung Mercator sowie der Werner Richard - Dr. Carl Dörken Stiftung
aus Herdecke, der Walzwerke Einsal GmbH und von WDR 3.

Weitere Informationen zum Kulturkreis und dessen Programm finden sich
im Internet unter www.kulturkreis-schloss-raesfeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

reis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KLASSIK/10194: Augsburg - Wir feiern Leopold! am 11.04.2019


Universität Augsburg

Wir feiern Leopold!

Claviermusik zur Zeit Leopold Mozarts "daheim" und als "Export": der
zweite von zwölf Abenden, zu denen das LMZ der Universität Augsburg und
das tim aus Anlass des 300. Geburtstags Leopold Mozarts bis in den
Dezember 2019 hinein einladen



Während dessen ganzen Jubiläumsjahres beschäftigen sich Lehrende und
Studierende des LMZ der Universität Augsburg mit Leopold Mozart und dessen
Wirken im Kontext seiner Zeit. Bei einer Veranstaltung mit dem Titel
"Augsburg - Paris: Claviermusik zur Zeit Leopold Mozarts 'daheim' und als
'Export'", die am 11. April 2019 im Staatlichen Textil- und Industriemuseum
Augsburg (tim) stattfindet, steht der internationale Austausch in der
Musik des 18. Jahrhunderts thematisch im Vordergrund. Gespielt werden
Werke von Komponistenkolleginnen und -kollegen Leopold Mozarts, die heute
größtenteils in Vergessenheit geraten sind.

Wer kennt die Claviermusik eines Johann Xaver Nauss (ca. 1690-1764), eines
Johann Gottfried Eckard (1735-1809) oder eines Jacques Duphly (1715-1789),
die in Augsburg, teils aber auch in europäischen Musikmetropolen wie Paris
gespielt und veröffentlicht wurde? Der Abend im tim wird eine Auswahl
dieser Musik präsentieren und dabei zugleich einen Ausblick auf die ersten
gedruckten Werke des kleinen Wolfgang Amadeus geben.

Im reizvollen Wechsel zwischen Cembalo und Hammerflügel bzw. Fortepiano
oder auch vierhändig gespielt, werden zunächst Werke - kleine wie größere
Gattungen - von Komponisten, die zwischen 1720 und 1770 in Augsburg
wirkten, zur Aufführung kommen. Die Vorstellung des Augsburger Komponisten
Johann Gottfried Eckard verweist thematisch dann bereits auf den zweiten
Teil des Abends - auf Komponisten wie Armand-Louis Couperin oder die
Deutsch-Pariser Johann Schobert und Leonzi Honauer: Zur Zeit der großen
Westeuropareise der Mozarts (1763-66) wurden sie in Paris für Leopold
Mozart und seine Wunderkinder Nannerl und Wolfgang spieltechnische und
kompositorische Vorbilder. Zusammen mit dem Klavierbauer Andreas Stein,
von dem Leopold Mozart ein Reiseklavier erwarb, war Johann Gottfried
Eckard selbst bereits 1758 nach Paris gegangen, um dort bis zu seinem
Lebensende zu bleiben.



Gestaltet wird der Abend "Augsburg - Paris: Claviermusik zur Zeit Leopold
Mozarts 'daheim' und als 'Export'" von der Klasse Prof. Christoph Hammer
und dem Masterstudiengang Musikvermittlung/Konzertpädagogik (Prof. Dr.
Johannes Hoyer).

Er beginnt am Donnerstag, dem 11. April 2019, um 18.00 Uhr im Staatlichen
Textil- und Industriemuseum Augsburg (tim), Provinostraße 46, 86153
Augsburg

Karten zu 10,- bzw. (ermäßigt) 8,- Euro gibt es im Vorverkauf an der
Museumskasse.


Zwölfmal "Wir feiern Mozart!" - immer in "Mozarts Modewelten"

"Augsburg - Paris" ist ein Abend in der zwölfteiligen Reihe "Wir feiern
Leopold!", die das Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg aus
Anlass der 300. Geburtstags seines Namenspatrons bis in den Dezember 2019
in Zusammenarbeit mit dem tim im Rahmen der dortigen Sonderausstellung
"Mozarts Modewelten" veranstaltet. Die vom tim in Zusammenarbeit mit dem
Bayerischen Nationalmuseum und der Stiftung Mozarteum Salzburg gezeigte
Ausstellung "Mozarts Modewelten" (siehe

http://www.timbayern.de/ausstellung/mozarts-modewelten/)

läuft bis zum 20. Dezember 2019.

Gesamtprogramm "Wir feiern Leopold!":

http://www.leopold-mozart-zentrum.de/jubileo

Weitere Informationen unter:

http://www.leopold-mozart-zentrum.de/jubileo

http://www.timbayern.de/ausstellung/mozarts-modewelten/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9031: Aus aller Welt - 09.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Intersimspräsident Bensalah soll Neuwahlen in Algerien organisieren

Die beiden Kammern des algerischen Parlaments haben Abdelkader
Bensalah mit großer Mehrheit zum Übergangspräsidenten ernannt. Der
77jährige Nationalratschef muß nun innerhalb von 90 Tagen Neuwahlen
in dem nordafrikanischen Land organisieren. Die Entscheidung für
Bensalah löste neue Proteste aus, gilt er doch als einer der engsten
Vertrauten von Ex-Präsident Abdelaziz Bouteflika. In der Hauptstadt
Algier und anderen Städten forderten Tausende Menschen einen
vollständigen Wechsel an der Staatsspitze sowie weitgehende
demokratische Reformen. Nach 30 Amtsjahren hatte Bouteflika in der
vergangenen Woche seinen Rücktritt verkündet. Bensalah ist seit mehr
als 16 Jahren Präsident der oberen Parlamentskammer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9031: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Drogen bei Hausdurchsuchung gefunden

In der Gemeinde Neuhof im osthessischen Landkreis Fulda hat die
Polizei im Rahmen einer Hausdurchsuchung insgesamt 180 Gramm
Haschisch, Marihuana und Amphetamin sowie rund 2.000 Euro Bargeld und
mehrere Hieb- und Stichwaffen sichergestellt. Bei den Waffen handelt
es sich nach Angaben eines Polizeisprechers um historische
Nachbildungen wie Äxte, Schwerter und Messer. Der Polizeiaktion waren
demnach umfangreiche Ermittlungen des Rauschgiftkommissariats wegen
Drogenhandels vorausgegangen. Die drei im Haus wohnenden
Beschuldigten wurden in Gewahrsam genommen und nach Abschluß der
Durchsuchungen wieder auf freien Fuß gesetzt.

9. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9028: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sprengstoffanschlag auf US-Militärkonvoi in Afghanistan

Bei der Explosion eines improvisierten Sprengsatzes in der Nähe des
US-Luftwaffenstützpunkts Bagram nördlich der afghanischen Hauptstadt
Kabul wurden drei US-Soldaten und ein Angestellter einer privaten
Sicherheitsfirma getötet und drei weitere US-Soldaten verletzt. Das
teilte das Hauptquartier der NATO-Mission "Resolute Support" mit. Die
Taliban übernahmen die Verantwortung für das Attentat. Die ehemalige
sowjetische Luftwaffenbasis in Bagram ist der wichtigste
Militärflughafen der US-Streitkräfte am Hindukusch.

9. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9030: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Woidke und Stark führen SPD in die Landtagswahl

Der SPD-Parteivorstand in Brandenburg hat sich entschieden:
Ministerpräsident Dietmar Woidke und Parlamentspräsidentin Britta
Stark sollen die Sozialdemokraten in die Landtagswahl am 1. September
führen. Auf die weiteren Plätzen setzte der Landesvorstand
Generalsekretär Erik Stohn, Innen-Staatssekretärin Katrin Lange und
Fraktionschef Mike Bischoff. Die endgültige Besetzung und Reihenfolge
legt ein Landesparteitag am 11. Mai fest. Die Brandenburger SPD liegt
nach den Umfragen bislang bei um die 22 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9029: Tragisches und Kurioses - 09.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Starkregen setzte Rio de Janeiro unter Wasser

Die brasilianische Millionenmetropole Rio de Janeiro wurde in der
vergangenen Nacht von heftigen Regenfällen getroffen. Laut
Wetterdienst fielen bis zu 227 Liter Regen pro Quadratmeter. Viele
Menschen wurden in Autos, Bussen und Gebäuden von dem Hochwasser
überrascht und mußten befreit werden. Mindestens drei Menschen
starben bei den Überschwemmungen.

9. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8114: Aus Forschung und Technik - 09.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehr Strom für Roboterarm Canadarm2

Die NASA-Astronautin Anne McClain und ihr kanadischer Kollege David
Saint-Jacques haben bei Montagearbeiten im freien Raum neue Batterien
an der Außenhülle der Internationalen Raumstation ISS angebracht, um
eine bessere und sichere Stromversorgung zu dem
Multifunktionsroboterarm Canadarm2 herzustellen. Trotz Problemen bei
der Kommunikation konnten die Raumfahrer den Außeneinsatz nach rund
sechseinhalb Stunden erfolgreich abschließen.

9. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8127: Aus aller Welt - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Führung löst Terrordebatte aus

US-Präsident Trump hat erklärt, daß die iranischen Revolutionsgarden
künftig von den USA als Terrororganisation eingestuft werden.
Daraufhin bedankte sich Israels Ministerpräsident Netanjahu über
Twitter bei Trump dafür, daß er einer wichtigen Bitte von ihm selbst
nachgekommen sei. Das sei im Interesse ihrer beider Länder und dem
anderer Länder in der Region.

Der Oberste Nationale Sicherheitsrat des Irans erklärte seinerseits
das US-Zentralkommando (Centcom) sowie alle angegliederten Kräfte im
Nahen Osten zu Terrorgruppen und die US-Regierung zum
Terrorunterstützer. Der iranische Präsident Ruhani warf den USA als
Anführer des internationalen Terrorismus vor, die dschihadistische
Miliz Islamischer Staat gegen die Länder im Nahen Osten zu benutzen.

9. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8086: Medizin und Gesundheitswesen - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Sicherheit für Gesundheitsdaten in Arztpraxen

Wer zum Arzt geht, der erwartet einen sorgsamen Umgang mit seinen
Daten. Davon kann aber leider oftmals keine Rede sein. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, zeigten die Ergebnisse einer Studie
zur IT-Sicherheit im Gesundheitssektor, die der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) in Auftrag gegeben hatte, zum
Teil elementare Sicherheitsversäumnisse wie die Verwendung schwacher
Paßwörter oder veralteter Software. Nach der Umfrage waren 81 Prozent
der teilnehmenden Ärzte der Meinung, ihre Computersysteme seien
umfassend geschützt. Rund 44 Prozent der Praxen bewertete das Risiko,
Opfer von Cyberkriminalität zu werden, zwar als hoch, aber nur 17
Prozent der Ärzte sahen dieses Risiko auch für ihre Praxis. Von den
untersuchten Arztpraxen waren nur 0,4 Prozent bei den verwendeten
Verschlüsselungsverfahren auf dem technischen Stand, den das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) empfiehlt.
90 Prozent der Ärzte verwendeten leicht zu erratende Paßwörter wie
"praxis" oder dem Namen des jeweiligen behandelnden Arztes. Einige
Praxen verzichteten sogar komplett auf einen Paßwortschutz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8115: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Neues Scheidungsrecht für England und Wales

In England und Wales soll noch im Sommer ein neues Scheidungsrecht in
Kraft treten. Das kündigte der britische Justizminister Gauke an.
Bislang müssen ein Ehepartner oder eine Ehepartnerin dem anderen die
Schuld an der Trennung in Form von Ehebruch, böswilligem Verlassen
oder unvernünftiges Verhalten nachweisen, wenn sie eine Scheidung
beantragen wollen. Stimmt die Gegenseite einer Trennung nicht zu,
erfolgt die Scheidung erst nach fünf Jahren. Künftig soll die als
Bedenkzeit geltende Frist sechs Monate betragen. Danach muß der
Antragsteller seinen Willen zur Scheidung erneut bestätigen. Zur
Einleitung des Scheidungsverfahrens soll die Erklärung genügen, daß
die Ehe unwiederbringlich zerbrochen ist. Ein Partner kann die
Scheidung nicht mehr ablehnen, wenn der andere sie wünscht. Das neue
Gesetz bietet auch die Option, daß beide Ehepartner gemeinsam die
Scheidung beantragen.

9. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8038: Sprache, Kunst und Medium - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Tiananmen-Gedenk-Museum in Hongkong verwüstet

In der chinesischen Metropole Hongkong ist das umstrittene Museum zum
Gedenken an das Pekinger Tiananmen-Platz-Massaker von 1989 kurz vor
seiner Eröffnung von Unbekannten verwüstet worden.

Das Museum war 2016 auf Druck der Behörden geschlossen worden, sollte
aber am 26. April von der Hongkonger Allianz zur Unterstützung
Patriotischer Demokratischer Bewegungen in China neu eröffnet werden.
Daran ist sobald nicht zu denken, da die Elektrik, Möbel und Teile der
Einrichtungen völlig zerstört wurden, wie Deutschlandfunk Kultur
berichtete.

Das Museum erinnerte als einzige Stätte in der Volksrepublik an die
wochenlangen Demonstrationen auf Pekings Platz des Himmlischen
Friedens, die seiner Zeit in eine Katastrophe führten. Statt den
Forderungen nach politischen Reformen und mehr Freiheiten
nachzukommen, fuhren am 2. Juni 1989 Panzer auf, und Soldaten schossen
in die Menge. Zahlen wurden nie veröffentlicht, aber es sollen mehrere
tausend Demonstranten ihr Leben verloren haben.

9. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8105: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Mindestens 14 Kinder bei Luftangriff in Sanaa getötet

In Sanaa, der Hauptstadt des südarabischen Bürgerkriegslandes Jemen,
hat es am Sonntag in der Nähe von zwei Schulen eine Explosion
gegeben. Das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (Unicef)
berichtet am Dienstag, es seien mindestens 14 Kinder ums Leben
gekommen. 16 weitere seien teils lebensgefährlich verletzt worden.
Die Stadt wird von den Huthi-Rebellen kontrolliert. Sie warfen den
von Saudi-Arabien angeführten Interventionsstreitkräften vor, einen
Luftangriff auf ein Wohnviertel durchgeführt zu haben. Der Allianz
zufolge hat diese einen Militärstützpunkt in einem Vorort von Sanaa
angreifen wollen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8119: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschland stellt Beobachter für Uno-Mission im Jemen

Die Bundesregierung wird am Mittwoch voraussichtlich beschließen, ein
deutsches Kontingent von maximal zehn unbewaffneten Soldaten und
Polizisten in das Bürgerkriegsland Jemen zu schicken. In der
Hafenstadt Hodeida sollen sie sich der Uno-Beobachtungsmission UNMHA
anschließen, wie das ARD-Hauptstadtstudio meldete. Die
Bundesregierung hofft, daß die für Hodeida geltende Waffenruhe zu
einer Entspannung der dramatischen humanitären Lage im Jemen führen
wird. Die Vereinten Nationen hatten Deutschland um die Stellung eines
militärischen "Leiters Auswertung" für die insgesamt 75köpfige
UNMHA-Mission gebeten, welche die Waffenruhe überwachen soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8088: Tragisches und Kurioses - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Elektrifizierung der Fußwege birgt Konfliktstoff

Die Zulassung von elektrisch unterstützten Tretrollern, sogenannten
E-Scootern, rückt näher. Vermutlich macht der Bundesrat am 17. Mai den
Weg für die kleinen Flitzer frei. Die dürfen dann von allen Personen
über 14 Jahre auch auf Gehwegen und in Fußgängerzonen benutzt werden.
Dabei können die Roller bis zu 20 km/h erreichen. Auf 12 km/h, also
etwa die doppelte Fußgängergeschwindigkeit gedrosselte Scooter, dürfen
schon von Zwölfjährigen benutzt werden.

Das bereitet vielen Fußgängern und Radfahrern, aber auch Eltern
Sorgen. Zwar gilt eindeutig, daß Fußgänger Vorrang haben und weder
behindert noch gefährdet werden dürfen, aber in der Praxis wird es
wohl ein wenig anders aussehen. Jedenfalls birgt das neue
Fortbewegungsgerät eine Menge Konfliktstoff.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8116: Arbeit, Soziales und Familie - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Europäische Bürgerinitiative für bezahlbares Wohnen gestartet

Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) "Housing for All" hat eine
Unterschriftensammlung in den EU-Mitgliedstaaten gestartet, um in
ganz Europa bessere rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen für
bezahlbares und soziales Wohnen schaffen zu können. Wenn binnen eines
Jahres in wenigstens sieben EU-Ländern insgesamt mehr als eine
Million Unterschriften bei jeweils festgelegter Mindestanzahl
zusammenkommen, müssen sich die EU-Kommission und das EU-Parlament
mit den Forderungen der Initiative befassen. Gegebenenfalls wird dann
die Kommission Vorschläge dazu vorlegen, wie z. B. sozialer
Wohnungsbau erleichtert werden kann, gemeinnützige Wohnbauträger
schneller Zugang zu EU-Finanzmitteln erhalten und öffentliche
Investitionen in Wohnraum von den Maastrichter Regeln zur nationalen
Staatsverschuldung befreit werden können. Die EBI geht auf sieben
Bürgerinnen und Bürger aus Deutschland, Kroatien, Österreich,
Portugal, Schweden, Spanien und Zypern zurück. "Housing for All" wird
in Deutschland auch vom Deutschen Gewerkschaftsbund, vom Deutschen
Mieterbund und vom Berliner Mieterverein unterstützt.

9. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8097: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Zoo mit künstlicher Befruchtung bei Panda

Bekanntlich gehören auch Pandas zu den vom Aussterben bedrohten
Tierarten. Um dem entgegenzuwirken, gibt es in verschiedenen Zoos
sogenannte Nachwuchs-Programme. Das ist aber nicht immer ganz
einfach. Denn Panda-Weibchen können nur einmal im Jahr in einem
Zeitraum von 24 bis 72 Stunden befruchtet werden. Im Berliner Zoo
wurde daher die Panda-Dame Meng Meng künstlich befruchtet. Ob die
Maßnahme erfolgreich war, kann laut dpa frühestens ab Juni durch eine
Ultraschall-Untersuchung geklärt werden. Im Erfolgsfall könnte es im
Juli/August Panda-Nachwuchs im Berliner Zoo geben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8104: Märkte und Finanzen - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Rücküberweisungen von Migranten dreimal so hoch wie Entwicklungshilfe

Nach Angaben der Weltbank haben Migranten aus Entwicklungs- und
Schwellenländern im vergangenen Jahr umgerechnet mehr als 470
Milliarden Euro in ihre Heimat überwiesen. Die Rücküberweisungen
lagen fast zehn Prozent über denen von 2017 und entsprachen dem
Dreifachen der offiziellen Entwicklungshilfe. Die meisten
Rücküberweisungen gingen nach Indien sowie China, Mexiko, die
Philippinen und Ägypten. Die Rücküberweisungen sind mit hohen
Verlusten belastet. Im ersten Quartal des laufenden Jahres kosteten
Auslandsüberweisungen durchschnittlich rund sieben Prozent des
Nennbetrages. Bereits 2015 hatten die Vereinten Nationen beschlossen,
diese Kosten auf drei Prozent zu senken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8120: Aus Forschung und Technik - 09.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Forscher wollen 1,5 Millionen Jahre altes Eis analysieren

Unzugängliche Bereiche auf der Erde können auch heute noch so manches
Geheimnis in sich tragen. Um einigen davon auf den Grund zu gehen,
wollen Forscher des Alfred-Wegener-Instituts (AWI) in Bremerhaven afp
zufolge in der Antarktis mindestens anderthalb Millionen Jahre altes
Eis anbohren. Die Forscher wollen in 2730 Meter Tiefe die darin
eingeschlossenen Luftbläschen untersuchen und Klimazusammenhänge
rekonstruieren. Die Tiefenbohrung soll am Südpol an einer Stelle
durchgeführt werden, die sich Little Dome C nennt. Wenn alles nach
Plan verläuft, sollen die Bohrungen 2021 beginnen und bis 2024
dauern. Erste Ergebnisse werden wohl 2025 vorliegen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/433: Verhaltensökologie - Charakterunterschiede machen Kohlmeisen flexibel (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 08.04.2019

Verhaltensökologie - Charakterunterschiede machen flexibel

Mutige Kohlmeisen brüten früher, wenn sie sich bedroht fühlen, ängstliche
dagegen warten mit der Nachzucht. Diese Charakterunterschiede helfen, für
die Population lebenswichtige Variationen zu erhalten, wie LMU-Biologen
zeigen.



Vögel reagieren auf Umweltveränderungen flexibel, um den optimalen
Zeitpunkt für die Aufzucht von Jungen zu nutzen. In warmen Jahren beginnen
sie früh mit Nestbau und Brut, in kalten später. Die natürliche Selektion
begünstigt die Fähigkeit von Tieren, ihr Verhalten derart anzupassen. Eine
wichtige Voraussetzung dafür ist, dass es innerhalb einer Population
Variationen gibt, eine sogenannte phänotypische Plastizität. Der
LMU-Biologe Niels Dingemanse hat mit seiner Doktorandin Robin Abbey-Lee nun
am Beispiel von Kohlmeisen gezeigt, dass dies durch Charakterunterschiede
aufrechterhalten wird. Über ihre Ergebnisse berichten die Wissenschaftler
im Fachmagazin Nature Communications.

Nicht nur die Temperatur, auch die Gefahr, die durch Greifvögel für den
Nachwuchs ausgeht, beeinflusst den optimalen Zeitpunkt der Brut. Der
europäische Sperber (Accipiter nisus) beispielsweise jagt bevorzugt
Sperlingsvögel wie die Kohlmeise (Parus major). Seine eigenen Küken zieht
er dann auf, wenn der Nachwuchs seiner Beute flügge wird, das
Nahrungsangebot also besonders groß ist. Kohlmeisenweibchen reagieren
darauf, indem sie ihren Brutzeitpunkt verschieben, um Zeiten mit dem
höchsten Jagddruck auszuweichen. Sobald sie Sperber rufen hören, erhöhen
Kohlmeisen ihre Wachsamkeit, singen etwa weniger. "In früheren Studien
haben wir allerdings entdeckt, dass nicht alle Vögel diese Reaktion in
gleichem Ausmaß zeigen", sagt Dingemanse. "Es gibt auch bei Kohlmeisen
unterschiedliche "Persönlichkeiten", einige sind explorativer, mutiger und
aggressiver."

In ihrer neuen Studie haben die Wissenschaftler untersucht, ob diese
Charakterunterschiede die Variation des Brutzeitpunkts beeinflussen. Dazu
haben sie während der Brutzeit - von April bis Juni -insgesamt zwölf von
Kohlmeisen besiedelte Areale mit Rufen von Vögeln beschallt: eine Hälfte
mit Sperberrufen, die andere mit den Rufen von harmlosen Amseln.

Dabei zeigte sich, dass die Anpassung des Brutzeitpunkts auch vom
Charakter der Kohlmeisen abhing. Mutige Vögel, die ihre Umgebung schnell
erkunden, brüten normalerweise spät. Als Reaktion auf die vermeintliche
Bedrohung durch Sperber begannen sie jedoch früher mit der Nachzucht.
Ängstlichere Vögel dagegen zeigten ein umgekehrtes Verhalten. Der
Fortpflanzungserfolg war dabei für beide gleich groß. Aus diesen
Ergebnissen schließen die Wissenschaftler, dass die Variation der
Persönlichkeit dazu beiträgt, die Flexibilität des Brutzeitpunkts in der
Gesamtpopulation aufrecht zu erhalten. "Dadurch bleiben die Populationen
auch gegenüber anthropogenen Veränderungen der Umwelt wie dem Klimawandel
widerstandsfähiger", sagt Dingemanse.
Nature Communications 2019


Originalpublikation:

Adaptive individual variation in phenological responses to perceived
predation levels

Robin N. Abbey-Lee & Niels J. Dingemanse

Nature Communications 2019

Doi: 10.1038/s41467-019-09138-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1628: Mit dem Weißen Hai auf Robbenjagd (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 08.04.2019

Mit dem Weißen Hai auf Robbenjagd

Wissenschaftler zeichnen das Verhalten der bedrohten Jäger mit
Unterwasserkameras und Bewegungssensoren auf



Der Weiße Hai ist eines der faszinierendsten Meerestiere der Erde. Viele
Filme und Bücher stellen ihn jedoch als unersättlichen Räuber dar - dabei
ist über sein Jagdverhalten kaum etwas bekannt. Ein internationales Team
aus Wissenschaftlern, an dem auch Forscher vom Max-Planck-Institut für
Ornithologie in Radolfzell beteiligt waren, hat Weiße Haie nun bei der
Robbenjagd vor der Küste Südafrikas beobachtet. Die mit Kameras und
Sensoren aufgezeichneten Bewegungsmuster zeigen, dass die Tiere entgegen
bisheriger Annahmen sich in Wälder aus Seetang wagen und dort Jagd auf
Robben machen. Das Wissen, wie Weiße Haie auf ihre Beute reagieren und
welche Rolle dabei ihre Umgebung spielt, soll künftig Unfälle mit Menschen
vermeiden helfen.




[image: Bild: © TK Chapple]

Weißer Hai mit einer an der Rückenflosse befestigten Kamera. Die
Forscher haben das Tier mit einem Köder angelockt (links oben).

Bild: © TK Chapple



Bisher haben Wissenschaftler die Jagd von Haien auf Beutetiere wie Robben
oder Seeotter meist von der Wasseroberfläche aus beobachtet - was sich
unter Wasser abspielte, blieb ihnen verborgen. Mithilfe neuer
Unterwasserkameras und GPS-Sender lassen sich nun aber detaillierte
Informationen über das Verhalten von Jäger und Beute sowie den Einfluss
des Lebensraums gewinnen.

Die Wissenschaftler aus Kalifornien und Radolfzell haben die Weißen Haie
im Meeresschutzgebiet rund um Dyer Island vor der Küste Südafrikas
erforscht. Damit sie die Haie mit den Kameras und Sendern ausstatten
konnten, haben sie die bis zu fünf Meter langen Tiere mit Ködern an ihr
Boot gelockt. Während die Haie sich über die Köder hermachen, brachten die
Forscher mit Stangen kleine Klemmkameras an der Rückenflosse an. Mit
diesen Kameras und den integrierten Bewegungssensoren können die
Wissenschaftler aufzeichnen, in welchen Lebensräumen die Haie unterwegs
sind und wo sie jagen. Nach drei Tagen lösen sich die Kameras von der
Rückenflosse und schwimmen an die Oberfläche, wo sie wieder eingesammelt
und ausgewertet werden können.

Jagd in Wäldern aus Seetang

In den Gewässern um Dyer Island gibt es viele Wälder aus Seetang. Die Haie
dort zeigen ein anderes Jagdverhalten als ihre Artgenossen in Gebieten
ohne Tangwälder: Sie jagen hier nicht nur wie sonst in der Dämmerung,
sondern auch bei Tageslicht. Außerdem erscheinen sie seltener an der
Wasseroberfläche.

Bislang haben die Forscher vermutetet, dass die Unterwasserwälder für die
Haie eine Barriere sind und Robben damit einen Zufluchtsort bieten. Die
Auswertung der Unterwasservideos korrigiert jedoch dieses Bild: Die Haie
vor Dyer Island schwimmen sehr wohl in die Tangwälder hinein und machen
dort Jagd auf Kap-Pelzrobben. "Es könnte sein, dass die Haie individuell
unterschiedliche Jagdstrategien besitzen. Vielleicht haben sie aber auch
lokal unterschiedliche Jagdtraditionen entwickelt. In diesem Fall wären
unsere Ergebnisse der erste Nachweis für lokale Traditionen bei Fischen",
erklärt Martin Wikelski, Direktor am Max-Planck-Institut für Ornithologie.
Die Wissenschaftler wollen die Haie nun über die gesamte Lebenszeit hinweg
verfolgen, um noch mehr über das Verhalten der Tiere zu lernen.

Beobachtung von Meerestieren mit Icarus

Die extra entwickelten kleinen Kameras und Sensoren sind Teil des
Icarus-Projekts unter der Leitung von Martin Wikelski. Mit Icarus wollen
Wissenschaftler Tiere rund um den Globus auf ihren Wanderungen verfolgen.
Mit diesen Daten können die Wissenschaftler beispielsweise die Verbreitung
von Krankheiten durch Tiere oder auch den Klimawandel untersuchen.
Mithilfe von Icarus können die Forscher auch Fische wie zum Beispiel die
Wanderung der Lachse aufzeichnen und die Kameras nach der Ablösung im Meer
ausfindig machen, um die aufgenommen Videos auszuwerten. "Der erfolgreiche
Einsatz dieser Kameras an den Haien zeigt, dass wir Icarus auch zur
Erforschung der Wanderungen von Meerestieren nutzen können", sagt
Wikelski.




[image: Bild: © TK Chapple]

Wissenschaftler befestigen eine Kamera an der Rückenflosse eines
Weißen Hais. Die Kameras mit eingebautem GPS-Sensor lösen sich nach
wenigen Tagen wieder.

Bild: © TK Chapple



Auch in den Ozeanen schwindet die Biodiversität. Obwohl nicht genau
bekannt ist, wie viele Weiße Haie es weltweit gibt, sind die Tiere als
gefährdet eingestuft. Die Bestände erholen sich nur langsam, da Tiere erst
Jahre nach der Geburt geschlechtsreif werden. Weiße Haie dürfen zwar nicht
kommerziell gefischt werden, das Töten einzelner Tiere zur Prävention vor
Angriffen ist dagegen in manchen Ländern erlaubt. "Zum Schutz der Haie ist
es deswegen wichtig, ihr Verhalten besser zu verstehen, um so die
ungewollte Begegnung von Hai und Mensch möglichst zu vermeiden", sagt
Wikelski.

Originalpublikation:

Jewell OJD*, Gleiss AC, Jorgensen SJ, Andrzejaczek S, Moxley JH, Beatty
SJ, Wikelski M, Block BA & Chapple TK

Cryptic habitat use of white sharks in kelp forest revealed by
Animal-borne video.

Biology Letters; 5 April, 2019

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=Qiv7ts_DxQU

- Accompany the white shark on a seal hunt
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1584: Mit Künstlicher Intelligenz Schwarmverhalten verstehen (idw)


Universität Konstanz - 08.04.2019

Mit Künstlicher Intelligenz Schwarmverhalten verstehen

Ein maschinelles Lernmodell kann Schwarmverhalten von Heuschrecken
reproduzieren - Kooperationsprojekt der Universitäten Konstanz und
Innsbruck



Seit einigen Jahren schon forschen Prof. Dr. Thomas Müller und Prof. Dr.
Hans Briegel an einem maschinellen Lernmodell, das sich wesentlich von
alternativen Lernmodellen der Künstlichen Intelligenz (KI) unterscheidet.
Der Konstanzer Philosoph und der Theoretische Physiker von der Universität
Innsbruck kombinieren darin Methoden einer philosophischen
Handlungstheorie und der Quantenoptik. Anwendungen des Lernmodells
"Projective Simulation" in der Grundlagenforschung waren bereits
erfolgreich. Nun konnten die beiden Wissenschaftler gemeinsam mit der
Innsbrucker Physikerin Dr. Katja Ried das KI-Modell auf eine Weise
anpassen, dass es auf eine realistische Weise auch auf biologische Systeme
anwendbar ist. In der aktuellen Ausgabe des Wissenschaftsjournals PLoS One
ist nachzulesen, wie mit dem Lernmodell ein bestimmtes Schwarmverhalten
von Heuschrecken modelliert und reproduziert werden kann.


Forderung nach "biologienäheren" Modellen

Das Fallbeispiel der interdisziplinären Kooperation beruht auf Daten des
Konstanzer Exzellenzclusters "Centre for the Advanced Study of Collective
Behaviour", dessen Forschung zu Schwarmverhalten international führend ist
und der seit Anfang 2019 im Rahmen der Exzellenzstrategie des Bundes und
der Länder gefördert wird. Gerade von Seiten der Biologie ist immer wieder
die Forderung zu hören, die Modelle zur Erklärung von kollektivem
Verhalten "biologienäher" zu bauen. Die aktuell gängigen, überwiegend
physikalisch motivierten Modelle nehmen für das Verhalten der Individuen
untereinander eine physikalische Kraft an. Entsprechend sehen sie in den
Individuen innerhalb eines Schwarmes keine Agenten, sondern Punkte, etwa
Magnetisierungseinheiten auf einem Gitter, die durch Wechselwirkung
miteinander verbunden sind. "Die Modelle funktionieren gut in der Physik
und haben dort eine gute empirische Grundlage. Sie entsprechen jedoch
nicht der Wechselwirkung zwischen biologischen Individuen", sagt Thomas
Müller.

KI-Regeln ermöglichen lernfähige Agenten

Das Lernmodell "Projective Simulation", das ursprünglich von Hans Briegel
entwickelt wurde, geht dagegen von Agenten aus, die keine vorprogrammierte
Reaktion auf ein Ereignis zeigen, sondern sich als lernfähig erweisen. Sie
sind als Individuen mit unterschiedlichen Verhaltensdispositionen codiert,
die mit ihrer Umgebung über Wahrnehmungen und Handlungen interagieren und
auf den sensorischen Input reagieren. Dazu sind sie mit KI-Regeln
ausgestattet, die ihnen erlauben, die Antworten aufgrund früherer
individueller Erfahrungen selbst zu modifizieren.

Dieser Lernprozess beruht einerseits auf Zufallsprozessen, wie sie in der
Quantenphysik genutzt und mit denen sämtliche Handlungsoptionen
durchgespielt werden. Auf der anderen Seite kommt das
handlungstheoretische Prinzip des bestärkenden Lernens (reinforcement
learning) zum Einsatz, das über Belohnungen funktioniert. "Wir belohnen,
wenn der Agent sich auf wohlgeformte Weise mit den anderen bewegt. Mit der
Zeit merkt der: Wenn ich bestimmte Dinge wahrnehme, ist es im Sinne der
Belohnung besser, auf eine bestimmte Weise zu reagieren. Wir geben damit
nicht vor, was in welcher Situation richtig ist, sondern wir sorgen dafür,
dass es sich durch die Interaktion der Agenten untereinander ergibt", sagt
Thomas Müller.

Lernmodell kann Schwarmverhalten reproduzieren

Thomas Müller, Hans Briegel, der aktuell mit einer dreijährigen
Gastprofessur am Konstanzer Fachbereich Philosophie forscht, und Katja
Ried haben dieses Lernmodell auf ein gut erforschtes Schwarmverhalten von
Heuschrecken übertragen. Danach hängt das Verhalten der Tiere in einem
engen Raum von ihrer Anzahl ab. Sind sie wenige, laufen sie durcheinander.
Werden sie mehr, laufen sie im Block. Sind es ganz viele, laufen sie im
Block immer in dieselbe Richtung. Für die Modellierung wurden noch keine
Rohdaten, sondern eine qualitative Beschreibung des Verhaltens der
Heuschrecken herangezogen. Den WissenschaftlerInnen ging es zunächst
darum, das Lernmodell zu testen. Tatsächlich konnten sie damit das
Verhalten der Heuschrecken qualitativ reproduzieren.

Für die Zukunft kann sich Thomas Müller allerdings vorstellen, auch mit
großen Datensätzen zu arbeiten, etwa mit Fischschwärmen und ihren
reichhaltigen Verhaltensmustern. Thomas Müller: "Wahrscheinlich wären
Fische ein guter, aber auch sehr komplizierter nächster Schritt, um unser
Lernmodell immer realistischer zu machen."

Faktenübersicht:


	Katja Ried, Thomas Müller, Hans J. Briegel: Modelling collective motion based on the principle of agency: General framework and the case of marching locusts. February 20, 2019. 
https://doi.org/10.1371/journal.pone.0212044

	Lernmodell "Projective Simulation" wurde erfolgreich an Schwarmverhalten von Heuschrecken getestet

	Interdisziplinäres Kooperationsprojekt von Prof. Dr. Hans Briegel und Katja Ried (beide Theoretische Physik) der Universität Innsbruck und Prof. Dr. Thomas Müller (Philosophie) von der Universität Konstanz

	Gefördert durch eine sogenannte "XXX"-Gastprofessur des Landes Baden-Württemberg von Hans Briegel mit drei Jahren Laufzeit.




Originalpublikation:

Katja Ried, Thomas Müller, Hans J. Briegel:

Modelling collective motion based on the principle of agency: General
framework and the case of marching locusts.

February 20, 2019.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3150: Anton Hofreiter zu Energiewende/Verkehr, Brexit und Menschenrechts-Gesetz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. April 2019

Fraktionsvorsitzender Anton Hofreiter zu den Themen Wohnen, Energiewende/Verkehr, Brexit und Menschenrechts-Gesetz:



Wohnen:

Das Verhalten von FDP und Union ist an Heuchelei und Bigotterie kaum
mehr zu überbieten. Um Braunkohletagebau zu ermöglichen, haben sie
Tausende von Familien aus ihren Häusern vertrieben. Um Autobahnen
durchzusetzen, haben sie Unmengen Bauern ihren Hof weggenommen. Wenn
es aber darum geht, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen und Menschen vor
Abzocke durch Miethaie zu schützen, setzen sie auf ideologische
Blockade.

Wir wollen Menschen vor Vertreibung und Mietwucher schützen. Es geht
darum, dafür zu sorgen, dass sich Menschen mit geringem Einkommen auch
langfristig in den Städten bezahlbaren Wohnraum leisten können. Und
dazu gehört es, alle Instrumente, auch das der Enteignung, ohne
Denkverbote zu prüfen.

Die Wohnungsfrage hat inzwischen insbesondere in unseren Städten eine
solche Sprengkraft angenommen, da kann man nicht mehr nur darauf
vertrauen, dass es der Markt schon richten wird. Es braucht hier
politischen Druck und den notwendigen Ordnungsrahmen. Es kann nicht
sein, dass Baugrund auf Ewigkeiten unbebaut liegengelassen wird und
nur den Interessen von Spekulanten dient. Deshalb ist für uns
vollkommen klar: Wir brauchen jedes Jahr 100.000 neue bezahlbare
Wohnungen, wir brauchen mehr Geld für den sozialen Wohnungsbau, wir
brauchen endlich eine funktionierende Mietpreisbremse, und wir müssen
dafür alle zur Verfügung stehenden Instrumente vorbehaltlos prüfen.

Energiewende/Verkehr:

Die Klimakrise radikalisiert sich gerade massiv. Und deswegen brauchen
wir mehr Anstrengungen für den Klimaschutz.

Ich erwarte vom Klimakabinett, dass es zügig konkrete Maßnahmen
umsetzt, damit Klimaschutz nicht nur in Worten vorkommt, sondern
endlich Klimaschutz auch wieder in Taten umgesetzt wird. Es ist
notwendig, dass der Kohleausstieg schnell erfolgt und der Ausbau der
erneuerbaren Energien vorankommt. Die Kanzlerin muss persönlich ihrem
Energieminister Druck machen. Denn Herr Altmaier ist bisher leider ein
Totalausfall, was das Voranbringen der Energiewende angeht.

Der andere Totalausfall der Bundesregierung ist der Verkehrsminister.
Andreas Scheuer hat sich bis jetzt nur peinlich geäußert, wenn es um
Stickoxidgrenzwerte ging, und hat bis jetzt nichts Relevantes
unternommen, um die Verkehrswende voranzubringen und Klimaschutz auch
im Verkehr durchzusetzen. Heut erhielt er vom nächsten Expertengremium
einen kräftigen Dämpfer. Seiner populistischen Kampagne gegen die
Grenzwerte für saubere Luft entzieht die Leopoldina den Boden.

Es braucht eine nachhaltige Verkehrswende für Klimaschutz und saubere
Luft. Es braucht klare Leitplanken für die Autoindustrie, um
einerseits Arbeitsplätze zu erhalten und andererseits dafür zu sorgen,
dass die Autoindustrie endlich zu einem schnellen Umstieg auf
E-Mobilität kommt. Wenn ich mir die hysterischen Reaktionen aus SPD
und Union anschaue, bezweifle ich, dass die Regierung den Ernst der
Lage erkannt hat. Wir fordern, dass es endlich ein funktionierendes
Ladesäulennetz gibt, dass ein Bonus-Malus-System eingeführt wird, dass
die Menschen sich auch in Deutschland Elektroautos leisten können und
dass es endlich ein Enddatum für den fossilen Verbrennungsmotor gibt.

Brexit:

Es ist absolut richtig, weiter daran zu arbeiten, dass ein harter
Brexit vermieden wird. Doch Frau Merkel muss Premierministerin May
sehr deutlich machen: Es kann nur eine Verlängerung geben, wenn es
einen belastbaren Plan von britischer Seite gibt. Es muss zudem
sichergestellt sein, dass die europäischen Wahlen vernünftig
durchgeführt werden und das Europäische Parlament auch nach der Wahl
ordentlich arbeiten kann. Solange diese Bedingungen erfüllt sind,
sollte man die Nerven behalten und alles dafür tun, dass es zu keinem
harten Brexit kommt.

Menschenrechts-Gesetz:

Die bisherigen freiwilligen Verpflichtungen reichen nicht aus, es
braucht dringend eine gesetzliche Verpflichtung zur Einhaltung
menschenrechtlicher Standards. Viele deutsche Firmen haben bereits
begonnen verbindliche Sorgfaltspflichten in ihren Lieferketten
umzusetzen aber nur mit Freiwilligkeit erreichen wir nicht die
Mehrheit der Unternehmen.

Es muss doch eine Selbstverständlichkeit sein, dass auch deutsche
Unternehmen mehr tun müssen, um Kinderarbeit und menschenunwürdige,
lebensgefährliche Arbeitsbedingungen in ihren weltweiten Lieferketten
nicht mehr zuzulassen. Jedes global produzierende Unternehmen schafft
es Kontrollen einzurichten, damit Smartphones oder Lebensmittel
eigenen Qualitätsstandards genügen. Es ist absolut unglaubwürdig, dass
das nicht auch zum Schutz gegen Ausbeutung von Arbeitern möglich sein
soll.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/814: Straffer Zeitplan - Konkrete Arbeitsaufträge


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. April 2019

Straffer Zeitplan - Konkrete Arbeitsaufträge



Am morgigen Mittwoch tagt erstmals das Klimakabinett. Dazu können Sie
die Klimaschutzbeauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anja
Weisgerber, mit folgenden Worten zitieren:

"In die Arbeit des Klimakabinetts setze ich große Hoffnungen. Die
beteiligten Minister werden mit Teamgeist an die Arbeit gehen, um
konkrete Maßnahmen zur Erreichung unserer Klimaziele auf den Weg zu
bringen. Es ist das richtige Signal, dass Bundeskanzlerin Angela
Merkel das Thema zur Chefsache macht, indem sie die Leitung des
Klimakabinetts persönlich übernimmt und nicht an andere delegiert.

Gut ist auch, dass sich das Klimakabinett einen straffen Zeitplan mit
konkreten Arbeitsaufträgen geben wird. Das bringt den richtigen Zug
in die Debatte. Die Politik hat aber auch die Verantwortung, die
möglichen Auswirkungen von Klimaschutzmaßnahmen auf Arbeitsplätze,
Energieversorgungssicherheit oder die Kostenentwicklung intensiv zu
prüfen. Wir dringen darauf, dass die Instrumente sozial verträglich
gestaltet werden. Für uns spielt die Kosten-Nutzen-Analyse eine große
Rolle, denn wir wollen mit jedem eingesetzten Euro möglichst viel CO2
einsparen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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VERKEHR/753: Fahrverbote sind der falsche Weg


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. April 2019

Fahrverbote sind der falsche Weg

Wissenschaftler der Leopoldina bestätigen Kurs von CDU und CSU



Die Nationale Akademie der Wissenschaften (Leopoldina) hat am
heutigen Dienstag ihre Stellungnahme zu Stickstoffoxid in der Luft
vorgestellt. Dazu erklärt die verkehrspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig:

"Die Wissenschaft bestätigt den Kurs, den die Politik der Union seit
langem eingeschlagen hat. Die Forscher der Leopoldina halten eine
Verschärfung des Stickoxid-Grenzwerts für nicht vordringlich. Darüber
hinaus bezeichnen sie kleinräumige und kurzfristige Fahrverbote als
gesundheitlich wenig sinnvolle Maßnahmen. Das von uns seit langem
kritisierte Fahrverbot in Hamburg, das ausschließlich zur Verlagerung
des Verkehrs auf Ausweichstraßen führt, sollte daher schleunigst
rückgängig gemacht werden. Die Untersuchung hält einen Mix aus kurz-
und mittelfristigen Maßnahmen für sinnvoll, um dem Problem der
Luftbelastung insgesamt zu begegnen. Diesen Weg werden wir mit
unserer Politik gehen. Wir werden weiter auf eine Nachrüstung bei
Bussen und Müllfahrzeugen setzen, die Digitalisierung des Verkehrs
voranbringen und den Flottenaustausch hin zu verbrauchsärmeren und
umweltfreundlicheren Fahrzeugen unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1856: Bundesregierung mitschuldig an Menschenrechtsverletzungen in Libyen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2019

Bundesregierung mitschuldig an Menschenrechtsverletzungen in Libyen



"Acht Jahre nachdem die NATO Libyen ins Chaos gebombt hat eskalieren
die gewaltsamen Milizenkonflikte erneut. Leidtragende sind die
Zivilbevölkerung und die über 670.000 Flüchtlinge, die sich in dem
Land aufhalten. Hinzu kommen jetzt tausende Menschen, die aus der
Hauptstadt Tripolis fliehen müssen. Zahlreiche Menschen in Haftlagern,
die von den kämpfenden Milizengruppen verwaltet werden, sind der
Gewaltspirale schutzlos ausgeliefert. Es gibt in Libyen kein
Asylsystem, und die Genfer Flüchtlingskonvention wurde nicht
ratifiziert. Das Land steht vor einer humanitären Katastrophe",
erklärt Michel Brandt, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Ausschuss
für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, mit Blick auf die derzeit
eskalierenden Kämpfe um die libysche Hauptstadt Tripolis. Brandt
weiter:

"Die Bundesregierung kann sich von einer Mitschuld an schwersten
Menschenrechtsverletzungen in Libyen nicht freisprechen. Es ist nicht
hinnehmbar, dass die Bundesregierung und die EU Milizengruppen
unterstützen, die auch die sogenannte libysche Küstenwache stellen.
Diese zwingen Flüchtlinge zurück nach Libyen, wo kriegsähnliche
Zustände herrschen. Menschen, die aus Libyen über das Mittelmeer
fliehen, müssen unverzüglich in einen sicheren europäischen Hafen
gebracht werden. Diese menschenrechtswidrigen Zustände dürfen keinen
Tag länger geduldet werden.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, jegliche Zusammenarbeit mit
libyschen Milizen einzustellen. Die libyschen Folterlager müssen
sofort geschlossen und Schutzbedürftige an einen sicheren Ort gebracht
werden. DIE LINKE fordert zudem die unverzügliche Einsetzung einer
EU-weiten zivilen Rettungsmission auf dem Mittelmeer."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2019
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AUSSEN/1855: Katja Kipping zur Forderung von Neuwahlen in Istanbul


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2019

Katja Kipping zur Forderung von Neuwahlen in Istanbul



Die türkische Regierungspartei AKP fordert eine Wiederholung der
Bürgermeisterwahl in Istanbul. Dazu erklärte Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Offenbar wird bei Erdogan so lange gewählt und gezählt, bis es passt.
Dass Erdogan jetzt in Istanbul gleich neu wählen lassen will, zeigt,
dass der Despot keine Niederlage akzeptieren will. Ich erwarte von der
Bundesregierung, dass sie endlich die Militärhilfe auf Eis legt und
sich stattdessen für die politischen Gefangenen und einen neuen
Friedensprozess in der Türkei einsetzt."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2019
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BILDUNG/909: Mehr Investitionen in frühkindliche Bildung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2019

Mehr Investitionen in frühkindliche Bildung



"Bildung ist ein unverzichtbarer Schlüssel für die Lebenschancen
unserer Kinder. Doch zu vielen Kindern bleibt das universell
garantierte Recht auf Bildungszugang noch verwehrt. Weltweit haben
mehr als 175 Millionen Kinder keinen Zugang zu frühkindlicher Bildung.
Ein Armutszeugnis. Der gleichberechtigte Zugang zu guter Bildung muss
für alle von Anfang an möglich sein", erklärt Birke Bull-Bischoff zur
Bestandsaufnahme des UN-Kinderhilfswerks Unicef zu Investitionen in
frühkindliche Bildung. Die bildungspolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE weiter:

"Es ist fatal, denn oftmals entscheidet dabei die soziale Herkunft
über den Bildungserfolg. Auch in Deutschland ist größerer Einsatz
erforderlich, um mehr Bildungsqualität, Chancengerechtigkeit und
Inklusion zu verwirklichen. Bund und Länder müssen sich deutlich
stärker finanziell beteiligen. Die Mittel für gute Kitas müssen über
das Jahr 2022 hinaus verstetigt werden. Notwendig ist eine Initiative
zur Ausbildung von mehreren zehntausend Erziehern.

Auch die Ausgaben für Entwicklungshilfe müssen erhöht werden. Die
Umsetzung der international vereinbarten UN-Ziele zu Bildungsqualität
und lebenslangem Lernen, Chancengerechtigkeit und Inklusion sollten
mit viel Engagement statt mit Halbherzigkeit in den Staaten bis 2030
verwirklicht werden. Zu wenige Ambitionen, diese Probleme zu lösen,
gehen auf Kosten der Kinder und damit der Zukunft der Gesellschaft.

Wir sollten alle Kraftanstrengungen unternehmen für inklusive,
chancengerechte und hochwertige Bildung - in Deutschland und in
anderen Ländern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2019
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SICHERHEIT/1943: In der Militärseelsorge wird die Gleichstellung von Muslimen hinausgezögert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2019

In der Militärseelsorge wird die Gleichstellung von Muslimen hinausgezögert



"Die Tatsache, dass in der Bundeswehr bislang nur Seelsorger der
christlichen Glaubensgemeinschaften tätig waren, stellt eine
Diskriminierung von jüdischen und muslimischen Soldatinnen und
Soldaten dar", erklärt Christine Buchholz, religionspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Buchholz weiter:

"Es ist überfällig, dass das Bundesverteidigungsministerium mit der
Einrichtung jüdischer und muslimischer Militärseelsorge in der
Bundeswehr diese Ungleichbehandlung aufheben will. Noch ist allerdings
unklar, ob Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen diesem
Anspruch gerecht wird. Obgleich die Vertreter muslimscher
Glaubensgemeinschaften seit zehn Jahren mit dem Ministerium im
Gespräch sind, verzögert die Ministerin mit einer formalen Begründung
die Gleichstellung der Muslime in der Bundeswehr. Der von der
Ministerin vorgelegte Vorschlag wird dem Anspruch einer
Gleichbehandlung gegenüber muslimischen Soldaten nicht gerecht.

Zugleich ist es erforderlich, die bestehende Institution der
Militärseelsorge in der jetzigen Form abzuschaffen und durch einen
Vertrag zwischen Staat und Religions- und
Weltanschauungsgemeinschaften zu ersetzen. Seelsorger werden derzeit
für den Zeitraum der Tätigkeit bei der Bundeswehr verbeamtet. Sie sind
mithin den Weisungen des Verteidigungsministeriums unterworfen. Das
Weisungsrecht durch den Staat gegenüber den Seelsorgern sowie die
Finanzierung der Militärseelsorge durch die Bundeswehr sind
abzuschaffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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SOZIALES/2611: Lebensleistung von Rentnern nicht anerkannt


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. April 2019

Lebensleistung von Rentnern nicht anerkannt



46 Prozent aller Rentner haben das Gefühl, dass ihre Lebensleistung
nicht ausreichend anerkannt wird. Dies geht aus einer Umfrage der
BILD-Zeitung hervor. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE, dazu:

"Es handelt sich hierbei nicht nur um ein Gefühl. Weit verbreitete
Altersarmut ist in Deutschland schlicht die harsche Realität.
Menschen, die ihr ganzes Leben gearbeitet haben, können von ihrer
Rente nicht mehr leben."

DIE LINKE fordert eine solidarische Mindestrente von 1050 Euro für
alle. Menschen mit niedrigem Einkommen sind stark von Altersarmut
bedroht und müssen über eine Mindestrente abgesichert werden - im
Osten genauso wie im Westen.

Bernd Riexinger weiter: "Die Rente muss den Lebensstandard absichern.
Deshalb fordern wir eine Festsetzung des Rentenniveaus auf 53 Prozent
und zwar bei fairen Löhnen. Der Mindestlohn muss umgehend auf 12 Euro
erhöht werden. Wenn die Große Koalition nicht endlich Löhne garantiert
von denen man leben kann, ist Armut im Alter für immer mehr Menschen
vorprogrammiert. Traurige Nachrichten wie die Verurteilung einer
Rentnerin, die für ein paar Euro Kosmetik stiehlt, weil ihre Rente
hinten und vorne nicht reicht, sind exemplarisch für eine
Rentenpolitik, die sich um die Lebensleistung der Menschen nicht
schert. Frauen im Westen erhalten im Schnitt nur 60 Prozent der
durchschnittlichen Rentenzahlung an Männer. Nach einem langen
Arbeitsleben leben Frauen häufig in versteckter Armut. Das ist ein
Skandal."

 * 

Quelle:
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UMWELT/673: Kohle vom Bund auch für das Saarland


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2019

Kohle vom Bund auch für das Saarland



"Es darf nicht sein, dass die Bundesregierung 40 Milliarden Euro an
die vom Kohleausstieg betroffenen Tagebauregionen am Rhein und der
Lausitz verteilt, während das Saarland beim Ende der
Steinkohleförderung mit einem warmen Händedruck abgespeist wurde",
erklärt der Saarbrücker Abgeordnete Thomas Lutze anlässlich des
Besuchs von saarländischen Kommunalpolitikern in Berlin. Lutze weiter:

"Unsere Bürgermeister und Landräte fordern völlig zu Recht eine
Gleichbehandlung mit den Braunkohlerevieren. Der Bericht der
Kohlekommission listet 572 Maßnahmen für die Tagebaugebiete auf, für
das Saarland jedoch nur ganze elf. Das ist empörend und verstößt gegen
das Gebot des Grundgesetzes, gleichwertige Lebensverhältnisse im
ganzen Land herzustellen.

Kaputte Straßen und Abwasserrohre als Folge von Grubensenkungen, die
Verseuchung des Grundwassers mit Giftstoffen und Schäden an Gebäuden
durch Untertageerschütterungen würden sogar eigentlich höhere Hilfen
als zur bloßen Umstrukturierung der Wirtschaft rechtfertigen. CDU und
SPD müssen sich fragen lassen, warum sie trotz des saarländischen
Personalüberhangs in Berlin nicht einmal das Minimum für ihre Heimat
rausholen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2019
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WIRTSCHAFT/2151: Monsanto-Übernahme kommt Bayer-Beschäftigte teuer zu stehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2019

Monsanto-Übernahme kommt Bayer-Beschäftigte teuer zu stehen



"Die verkorkste Monsanto-Übernahme kommt die Bayer-Standorte in
Deutschland jetzt teuer zu stehen. Es ist völlig inakzeptabel, dass
Bayer die teure Übernahmedurch einen massiven Stellenabbau
gegenfinanziert, obwohl die Bayer AG auch in den kommenden Jahren mit
satten Milliardenüberschüssen rechnet", erklärt Pascal Meiser,
Gewerkschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Nach
Medienberichten plant die Bayer AG, weltweit 12.000 Jobs zu
streichen - davon allein 4.500 Stellen in Deutschland. Meiser weiter:

"Die Führungsetage bei Bayer hat alle Warnungen vor der Übernahme von
Monsanto in den Wind geschlagen. Es war absehbar, dass auf den
Leverkusener Chemiekonzern nicht nur eine Klagewelle aus den USA
zurollen wird, sondern diese Megafusion auch gravierende Folgen für
die Beschäftigten haben wird.

Für die Zukunft gilt es, endlich daraus zu lernen. Strategische
Unternehmensentscheidungen dürfen nicht länger alleine an meist
kurzfristige Renditeerwartungen gekoppelt werden. Es wird dringend
Zeit, die wirtschaftliche Mitbestimmung der Arbeitnehmervertreter so
zu stärken, dass keine zentralen Unternehmensentscheidungen gegen ihr
Votum durchgesetzt werden können."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. April 2019
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WIRTSCHAFT/2150: Vergeltungszölle der USA sind wirtschaftspolitischer Amoklauf


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. April 2019

Vergeltungszölle der USA sind wirtschaftspolitischer Amoklauf



"Die neuerlichen Drohungen von Trumps Handelsbeauftragten Robert
Lighthizer schaden der Flugzeugindustrie auf beiden Seiten des
Atlantiks. Ausgerechnet Komponenten für die Luftfahrtindustrie auf die
Strafzollliste zu setzen, zeugt von völliger Unwissenheit darüber, wie
verzahnt die Industrien in Europa und den USA heute schon sind. Es
liegt in der Hand der US-Amerikaner selbst und ist in ihrem eigenen
Interesse, den wirtschaftspolitischen Amoklauf ihres Präsidenten zu
stoppen", kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des
Bundestagsausschusses für Wirtschaft und Energie und
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die Drohung
der USA, auf illegale Subventionen für den europäischen Flugzeugbauer
Airbus mit Strafzöllen zu reagieren. Ernst weiter:

"Insbesondere die Herausforderungen, vor denen die Luftfahrtindustrie
aufgrund des Klimawandels steht, könnten staatliche Einflussnahme
durchaus sinnvoll machen. Hier stehen große Umbrüche ins Haus - auf
beiden Seiten des Atlantiks."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8252: Heute im Bundestag Nr. 389 - 09.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 389

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. April 2019, Redaktionsschluss: 13.15 Uhr

1. SADC-Beratung durch die GIZ

2. Produktion strombasierter Kraftstoffe

3. Wetterereignisse als Folge von Gasreinigung

4. Naturschützer beim Wolfsmonitoring

5. Von Wölfen gerissene Tiere erfragt



1. SADC-Beratung durch die GIZ

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Details zur Unterstützung des Sekretariats der
Entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika (SADC) durch die
Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) führt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/8787) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8210) aus. Die GIZ hilft laut
Bundesregierung im Vorfeld von Vertragsstaatenkonferenzen zu
internationalen Konventionen dabei, "die unterschiedlichen nationalen
Positionen und Ansätze zu strukturieren und so die Entwicklung einer
qualitativ hochwertigen und abgestimmten Position" zu fördern. Damit
soll der internationale Diskussionsprozess erleichtert werden, heißt
es in der Antwort.

Die Bundesregierung betont, dass durch die Beratung "kein inhaltlicher
Einfluss auf die vorhandenen legitimen nationalen und regionalen
Interessen" genommen werde. Die Grünen hatte in der Anfrage darauf
verwiesen, dass die SADC-Staaten bei vergangenen
Vertragsstaatenkonferenzen zum Washingtoner Artenschutzübereinkommen
(CITES) etwa beim Thema Elfenbeinhandel Positionen vertreten hätten,
die konträr zu den Positionen von EU und Bundesregierung stünden.

 * 

2. Produktion strombasierter Kraftstoffe

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen aktuell keine Zahlen zu
"Produktionsmengen von in Deutschland hergestellten
Flüssigkraftstoffen aus kommerziellen Anlagen" vor. Dies geht aus
einer Antwort (19/8742) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8204) hervor. Der Antwort zufolge geht die
Produktion dieser Kraftstoffe bisher nicht "über das Maß von
Demonstrations- und Pilotanlagen hinaus, welche vorrangig Wasserstoff
und Methan erzeugen".

 * 

3. Wetterereignisse als Folge von Gasreinigung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "meteorologischen Auswirkungen von ultrafeinen
Partikel aus mit modernen Rauchgasreinigungsanlagenen ausgestatteten
Kohlekraftwerken in Deutschland" erfragt die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8973). In der Anfrage verweist die
Fraktion auf negative gesundheitliche Effekte des Ultrafeinstaubs
sowie die Vermutungen, nach denen Ultrafeinstaub zu "extremen,
wenigsten örtlich auftretenden Wetterereignissen" führen könne.

 * 

4. Naturschützer beim Wolfsmonitoring

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "Rolle von Naturschutzorganisationen beim
Wolfsmonitoring" erfragt die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/8869). Von der Bundesregierung wollen die Liberalen unter anderem
wissen, ob und welche Organisationen Zuwendungen für Aufgaben des
Wolfsmonitoring erhalten haben.

 * 

5. Von Wölfen gerissene Tiere erfragt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/8868) nach von Wölfen gerissenen Nutz- und Haustieren. Von
der Bundesregierung will die Fraktion Auskunft über die Zahlen für
2017 und 2018. Außerdem interessieren sich die Liberalen für die Zahl
der in Deutschland lebenden Wölfe.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8251: Heute im Bundestag Nr. 388 - 09.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 388

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. April 2019, Redaktionsschluss: 12.41 Uhr

1. Identitätsfeststellung bei Asylsuchenden

2. Grüne wollen Luft-Grenzwerte verschärfen

3. Politische Einflussnahme auf Grenzwerte

4. Sinn und Zweck eines Klimakabinetts

5. Zusammenarbeit mit Öko-Institut

6. Zusammenarbeit mit Naturschützern



1. Identitätsfeststellung bei Asylsuchenden

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Asylgesetzes (19/8857) vorgelegt, der auf eine
Erweiterung der erkennungsdienstlichen Maßnahmen zur Sicherung der
Identität von Asylsuchenden abzielt. Danach sollen die
Ausländerbehörden, die Polizeien der Länder und die Bundespolizei
nicht nur Fingerabdrücke, sondern auch Abdrücke der Handflächen
abnehmen dürfen. Darüber hinaus soll es nach dem Willen der Fraktion
künftig im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung erlaubt sein,
"Aufnahmen von Lichtbildern einschließlich Bildaufzeichnungen zu
machen und die Feststellung äußerer körperlicher Merkmale sowie
Messungen vorzunehmen". Ferner sollen der Vorlage zufolge künftig die
Beamten der Bundespolizei einen Ausländer, der bei ihnen um Asyl
nachgesucht hat, unverzüglich einer erkennungsdienstlichen Behandlung
unterziehen können.

Zur Begründung verweist die Fraktion darauf, dass laut Asylgesetz zur
Identitätssicherung eines Asylsuchenden allein Lichtbilder und die
Abdrücke aller zehn Finger aufgenommen werden dürften. Das sei jedoch
zur sicheren Identitätsfeststellung nicht ausreichend. Ferner sei die
Bundespolizei "mangels rechtlicher Grundlage im Asylgesetz" auf
Amtshilfe angewiesen, wenn ein Ausländer bei ihr um Asyl nachgesucht
hat, da dem Gesetz zufolge ausschließlich die Ausländerbehörde und die
Polizei den Betreffenden erkennungsdienstlich zu behandeln hätten.
Dies sei vom Personal- und Verwaltungsaufwand "unnötig umständlich,
zumal die Bundespolizei sowieso in dem Moment mit fachkundigen Beamten
vor Ort ist".

 * 

2. Grüne wollen Luft-Grenzwerte verschärfen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Mit schärferen Grenzwerten und ambitionierteren
Minderungszielen für Luftschadstoffe will die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen die Luftqualität in Deutschland verbessern. Von einer sauberen
Luft sei Deutschland noch weit entfernt, schreibt die Fraktion in
einem Antrag (19/8985) mit Verweis auf die in der
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung formulierten Ziele. Die
Weltgesundheitsorganisationen (WHO) stufe "Luftschadstoffe als
weltweit wichtigsten umweltbedingten Risikofaktor für die menschliche
Gesundheit ein", begründet die Fraktion ihre Vorschläge.

Konkret schlagen die Grünen in dem Antrag vor, den
Grenzwertempfehlungen der WHO eins zu eins zu folgen und die 39.
Bundesimmissionsschutzverordnung daran anzupassen. Demnach sollen
unter anderem die Jahresgrenzwerte für Feinstaub (PM10 und PM2,5) und
der Tagesgrenzwert für Schwefeldioxid deutlich verschärft werden. Für
Schwefeldioxid soll beispielsweise ein Tagesgrenzwert von 20
Mikrogramm/Kubikmeter statt aktuell 125 Mikrogramm/Kubikmeter gelten.
Weiterhin soll etwa die bisher 18 Mal im Jahr zulässige Überschreitung
des Stundenwertes für Stickstoffdioxid von 200 Mikrogramm/Kubikmeter
künftig unzulässig sein.

Die Grünen fordern zudem ambitioniertere Minderungsziele im Vergleich
zu den Vorgaben der europäischen NEC-Richtlinie. Deutschland soll sich
laut Antrag dabei an den Zielwerten aus dem Reduktionsszenario des
"Institute for Applied System Analysis" orientierten. Bis 2030 müssten
demnach beispielsweise Schwefeldioxid-Emissionen um 62 Prozent,
Stickoxid-Emissionen um 71 Prozent und Ammoniak-Emissionen um 47
Prozent sinken.

Reduktionsbedarf für Ammoniak sieht die Fraktion vor allem in der
Landwirtschaft. Vorgeschlagene Maßnahmen umfassen etwa eine
Verschärfung der Düngeverordnung und die Reduktion von Viehbeständen.
Im Verkehrsbereich sollen Stickoxid-, Feinstaub- und
Ultrafeinstaub-Emissionen etwa durch ein generelles Tempolimit auf
Autobahnen von 120 km/h, der Nachrüstung von Euro-5-Dieselfahrzeugen
auf Kosten der Hersteller sowie die Einführung einer blauen Plakette
für emissionsarme Fahrzeuge erreicht werden. Zudem sollen nach 2030
nur noch abgasfreie Fahrzeuge neu zugelassen werden. Weitere
Forderungen beziehen sich etwa auf den Umgang mit Kohlekraftwerken und
Kleinfeuerungsanlagen sowie auf die Stärkung des Vorsorgeprinzips in
der TA Luft.

 * 

3. Politische Einflussnahme auf Grenzwerte

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) "Politische Einflussnahme auf die wissenschaftliche
Bewertung und Messung von Luftschadstoffen" ist das Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8873). Die Liberalen fragen die
Bundesregierung unter anderem, ob Vorwürfe in Medienberichte über die
Einflussnahme von Seiten der EU auf die Weltgesundheitsorganisation
zur Festlegung eines Grenzwertes für Stickstoffdioxid "auf kaum
belastbaren wissenschaftlichen Grundlagen" zumindest teilweise
zutreffen.

 * 

4. Sinn und Zweck eines Klimakabinetts

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach dem Sinn und Zweck des von der Bundesregierung
jüngst angekündigten "Klimakabinetts" erkundigt sich die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8945). Von der
Bundesregierung wollen die Grünen unter anderem wissen, welche
Minister dem Kabinett angehören und warum. Zudem interessiert sich die
Fraktion für die Kompetenzen des Gremiums.

 * 

5. Zusammenarbeit mit Öko-Institut

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleine
Anfrage (19/8865) nach der Zusammenarbeit zwischen dem Öko-Institut
e.V. und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit. Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
Auskunft über an das Institut vergebene Aufträge sowie den Austausch
von Mitarbeitern zwischen Institut, Ministerium beziehungsweise
Behörden.

 * 

6. Zusammenarbeit mit Naturschützern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/8870) nach der "Zusammenarbeit zwischen der
Bundesregierung und Naturschutzorganisationen". Die Liberalen wollen
unter anderem wissen, ob und in welcher Höhe Bundesmittel seit 2014 an
bestimmte Organisationen geflossen sind.

 * 
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BUNDESTAG/8250: Heute im Bundestag Nr. 387 - 09.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 387

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. April 2019, Redaktionsschluss: 11.59 Uhr

1. INF-Nachfolgevertrag für Europa

2. Verhältnismäßigkeit im Katalonienkonflikt

3. Lösung des Westsahara-Konflikts

4. Derivatehandel nach Brexit nicht belastet

5. Treffen in London zu Bankenfusion

6. Umsatzsteuer beim Onlinehandel



1. INF-Nachfolgevertrag für Europa

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion drängt auf Verhandlungen zu einem
europäischen INF-Vertrag über ein Verbot nuklearer
Mittelstreckensysteme. Da mit den Ankündigungen der USA und Russlands,
den bisherigen INF-Vertrag enden zu lassen, dieser weder bewahrt
werden könne, noch eine ihm entsprechende weltweit wirksame
Vereinbarung kurz- oder mittelfristig in Sicht sei, liege es im
europäischen Interesse, zumindest zunächst für Europa eine
Folgevereinbarung abzuschließen, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/8991).

Die Bundesregierung wird aufgefordert "unverzüglich die Initiative zu
ergreifen für den Abschluss eines Abkommens Deutschlands mit den
übrigen europäischen Nationen zur Verbannung atomarer
Mittelstreckenraketen vom europäischen Kontinent". Außerdem solle die
Verteidigungsfähigkeit der europäischen Nato-Partner im
konventionellen Bereich wieder hergestellt werden, "wobei Deutschland
durch die Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft aller
Bundeswehrverbände ein Beispiel geben muss".

 * 

2. Verhältnismäßigkeit im Katalonienkonflikt

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke dringt darauf, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit im Katalonien-Konflikt zu wahren. In einem Antrag
(19/9055) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, sich
öffentlich dafür einzusetzen, dass im Prozess gegen die führenden
Vertreter der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung die
rechtsstaatlichen Standards und Grundrechte gewahrt sowie
internationale Prozessbeobachter zugelassen werden. Außerdem solle sie
sich für eine zwischen beiden Seiten einvernehmlich ausgehandelte und
völkerrechtskonforme Lösung der Katalonien-Frage einsetzen und jede
"Beteiligung an der politischen Verfolgung" von Vertretern der
katalanischen Unabhängigkeitsbewegung ausschließen. "Allen wegen
'Rebellion' oder 'Aufruhr' politisch Verfolgten, die dies wünschen"
solle in Deutschland Asyl angeboten werden.

 * 

3. Lösung des Westsahara-Konflikts

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht die
Bundesregierung stärker in der Pflicht, für eine Lösung des Konflikts
in der Westsahara einzutreten. In einem Antrag (19/8984) fordern die
Abgeordneten sie auf, für eine zeitnahe und konstruktive Umsetzung
eines freien und demokratischen und von den Vereinten Nationen
organisierten und überwachten Referendums einzusetzen und die
völkerrechtswidrige Verwaltung der Westsahara durch Marokko nicht de
facto durch die Verhandlung und Durchführung von Handelsabkommen mit
der Regierung Marokkos, die das Gebiet der Westsahara umfassen,
anzuerkennen. Es sei zu gewährleisten, "dass bei künftigen
Verhandlungen von Wirtschaftsabkommen mit Marokko die Gewässer und
Landesgebiete der Westsahara solange ausgenommen werden, bis ihr
völkerrechtlicher Status durch ein Referendum geklärt ist". Die
Bundesregierung solle sich zudem dafür einzusetzen, dass bestehende
Vereinbarungen und Abkommen mit Marokko entsprechend nachverhandelt
werden. Eine weitere Forderung zielt darauf, dass das MINURSO-Mandat
der Vereinten Nation erneut verlängert und um einen Auftrag zur
Beobachtung der Menschenrechtssituation ergänzt wird.

 * 

4. Derivatehandel nach Brexit nicht belastet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung erwartet keine größeren
Belastungen im Derivatehandel nach dem Austritt Großbritanniens aus
der Europäischen Union. Auch nach einem Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen Union ohne Austrittsabkommen würden
sich in größerem Umfang potenzielle Vertragspartner in der EU-27
finden, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (19/8571) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8114). Viele Finanzinstitute
mit Sitz in Großbritannien hätten sich rechtzeitig darum bemüht, für
den Fall eines ungeregelten Brexits für Geschäftseinheiten in der
Europäischen Union Erlaubnisse zu erhalten, um weiterhin
uneingeschränkt neue Geschäfte mit Vertragspartnern in der EU
abschließen zu können.

 * 

5. Treffen in London zu Bankenfusion

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um ein angebliches Treffen des
Bundesfinanzministeriums zur Fusion von Deutscher Bank und Commerzbank
in London geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8863).
Die Abgeordneten beziehen sich auf einen Pressebericht, in dem es
geheißen hätte, Finanzminister Olaf Scholz (SPD) und Staatssekretär
Jörg Kukies seien mit Vertretern der Finanzbranche im Februar 2019 in
London zusammengetroffen. Die Bundesregierung soll angeben, ob die
Treffen stattgefunden haben und wer an diesen Treffen teilgenommen
hat.

 * 

6. Umsatzsteuer beim Onlinehandel

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das Gesetz zur Vermeidung von
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet geht es in
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8813). Die Abgeordneten
fragen nach der Zahl der Plattformbetreiber und Händler und nach
Erkenntnissen der Bundesregierung über die bürokratischen Belastungen
der Unternehmen. Zudem werden Fragen nach der Abführung der
Umsatzsteuer gestellt.

 * 
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BUNDESTAG/8249: Heute im Bundestag Nr. 386 - 09.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 386

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 9. April 2019, Redaktionsschluss: 10.20 Uhr

1. Beobachtung der Muslimbruderschaft

2. Islamfeindliche Straftaten

3. Krankheitsbedingte Fehlzeiten

4. Asylanträge bei Bundespolizei im Saarland

5. Bundesregierung offen für Priorisierungen

6. Noch keine Position zu Rückversicherung



1. Beobachtung der Muslimbruderschaft

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Verfassungsschutzverbund werden die
Organisationen, die der "Muslimbruderschaft" (MB) zugerechnet werden,
laut Bundesregierung durch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV)
und alle Landesämter für Verfassungsschutz (LfV) beobachtet. Wie aus
der Antwort der Bundesregierung (19/8840) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8298) ferner hervorgeht, beobachtet der
Verfassungsschutzverbund die Organisationen, die der MB zuzuordnen
sind, seit 1970. Insgesamt sei von 1.040 Mitgliedern und Anhängern der
MB in Deutschland auszugehen. Weiter schreibt die Bundesregierung,
dass ihr keine als Gefährder eingestufte Personen bekannt seien, die
sich der MB zuordnen lassen.

 * 

2. Islamfeindliche Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über islamfeindliche Straftaten berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8854) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8409). Danach wurden dem Bundeskriminalamt im
vierten Quartal 2018 (Stand: 18. März 2019) insgesamt 150 Delikte mit
dem Unterthema "Islamfeindlich" gemeldet.

"Im vierten Quartal 2018 wurden insgesamt 14 Personen mit dem
Unterthema ,Islamfeindlich' als verletzt gemeldet", heißt es in der
Antwort weiter. Davon seien 13 Delikte dem Phänomenbereich der
politisch rechts motivierten Kriminalität zugeordnet und einer dem
Phänomenbereich "Politisch motivierte Kriminalität - Nicht
zuzuordnen".

Die genannten Zahl haben laut Bundesregierung "vorläufigen Charakter
und sind durch Nach-/Änderungsmeldungen Veränderungen unterworfen".

 * 

3. Krankheitsbedingte Fehlzeiten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Krankheitsbedingte Fehlzeiten bei
Geschäftsbereichsbehörden oberster Bundesbehörden sind ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/8851) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8399). Darin listet die Bundesregierung unter anderem
die drei Geschäftsbereichsbehörden mit den jeweils meisten
beziehungsweise wenigsten Abwesenheitstagen je Mitarbeiter in den
Jahren 2015 bis 2017 auf.

 * 

4. Asylanträge bei Bundespolizei im Saarland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Bei Dienststellen der Bundespolizei im Saarland
haben im Zeitraum von 2015 bis 2018 insgesamt 1.852 Menschen um Asyl
nachgesucht. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/8829)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8389) hervor.

 * 

5. Bundesregierung offen für Priorisierungen

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung steht laut eigenen Angaben einer
"grundsätzlichen Debatte über zukünftige Priorisierungen im
Bundeshaushalt" offen gegenüber. In einer Antwort (19/8743) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8240) schreibt die Bundesregierung
aber, dass ihr ein konkretes Projekt "Haushalt 2030" nicht bekannt
sei. Die FDP-Fraktion hatte in ihrer Anfrage auf ein Interview mit dem
Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, Ralph Brinkhaus, in
der "Welt am Sonntag" verwiesen. Brinkhaus hatte darin mit Bezug auf
ein "Haushaltskonzept 2030" gefordert, Aufgaben und Ausgaben des
Staates zu überprüfen.

 * 

6. Noch keine Position zu Rückversicherung

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat die Meinungsbildung zu einer
möglichen europäischen Arbeitslosenrückversicherung noch nicht
abgeschlossen. Daher könne noch keine Aussage darüber getroffen
werden, inwiefern sich die Umsetzung einer solchen Rückversicherung
auf den Bundeshaushalt auswirken würde. Dies geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/8836) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8290) hervor. Die Liberalen hatten darin auf einen entsprechenden
Vorschlag von Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) verwiesen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 386 - 9. April 2019 - 10.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8248: Heute im Bundestag Nr. 385 - 08.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 385

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 8. April 2019, Redaktionsschluss: 18.10 Uhr

1. Kontroverse um Sozialschutzempfehlung

2. Experten: IT-Sicherheit fehlt Strategie



1. Kontroverse um Sozialschutzempfehlung

Arbeit und Soziales/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die Empfehlung des Europäischen Rates für einen
besseren Zugang zum Sozialschutz für Arbeitnehmer und Selbständige und
der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf (19/8460), der
die Grundlage dafür schaffen soll, dass der deutsche Vertreter im Rat
dem Vorschlag zustimmen darf, werden von Experten unterschiedlich
bewertet. Das wurde während einer öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Arbeit und Soziales am Montag deutlich. Der
Ratsvorschlag soll vor allem dem Grundsatz 12 der Europäischen Säule
sozialer Rechte dienen, wonach alle Arbeitnehmer, unabhängig von der
Art und Dauer ihres Beschäftigungsverhältnisses, aber auch
Selbständige das Recht auf angemessenen Sozialschutz haben. Die
Ratsempfehlung sei rechtlich nicht bindend und begründe keine neue
sozialpolitische Kompetenz auf europäischer Ebene, schreibt die
Bundesregierung. Für Deutschland ergebe sich daraus keine
Handlungsverpflichtung.

Kritik an der Ratsempfehlung übten Arbeitgebervertreter. Aus Sicht der
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) besteht bei
einigen Vorschlägen der Empfehlung das Risiko, dass damit in nationale
Sozialsysteme eingegriffen werde, was gegen das Subsidiaritätsprinzip
verstoße, sagte die BDA-Vertreterin. Aus ihrer Sicht darf
beispielsweise eine geringfügige Beschäftigung keinen vollumfassenden
Krankenversicherungsanspruch auslösen, da dies die Gesamtheit der
Beitragszahler zu stark belasten und die Tragfähigkeit des Systems
bedrohen würde. Die Schaffung eines Überwachungsrahmens für die
Umsetzung der Empfehlung stehe zudem im Widerspruch mit dem nicht
rechtsverbindlichen Charakter der Empfehlung und sei daher strikt
abzulehnen.

Der Vertreter des Gesamtverbandes der Arbeitgeberverbände der Metall-
und Elektro-Industrie bewerte das ähnlich. In keiner Ratsempfehlung
der vergangenen zwei Jahre gebe es einen ähnlich eng getakteten
Umsetzungsplan wie im vorliegenden Fall, sagte er.

Der Einzelsachverständige Professor Gunnar Beck sagte, der Europäische
Gerichtshof (EuGH) habe schon mehrfach rechtlich eigentlich nicht
bindende Empfehlungen als "Soft Law" zur Urteilsbegründung
herangezogen. Die EU-Kommission handle nach dem Motto: Regt sich kein
Widerstand, ist der Weg frei für einen bindenden Gesetzentwurf. Daher
müsse man sich ganz kategorisch gegen die Empfehlung aussprechen,
sagte Beck.

Es dürfe kein Popanz aufgebaut werden, sagte hingegen Professor Ulrich
Becker vom Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik. Es
gehe nicht darum, dass Kompetenzen auf die EU übertragen würden.
Vielmehr gehe es darum, Vereinbarungen zu treffen, um gemeinsam in den
EU-Mitgliedstaaten sozialpolitische Maßnahmen zu ergreifen. Ein Thema
dabei sei die Absicherung der Selbstständigen. Nicht gedeckt durch die
Empfehlung sei die Vorstellung, jeden Arbeitnehmer zwingend in die
Sozialversicherung bringen zu müssen, befand Becker.

Die Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten blieben unberührt, hieß es
auch vom Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherungen (GKV).
Es gebe auch keinen Hinweis darauf, dass die EU eine weitergehende
Gesetzgebung vorbereitet, sagte der GKV-Vertreter, der die
Zielrichtung der Empfehlung begrüßte, weil sie "im Interesse der
Beitragszahler ist".

Keine Probleme mit der Regelung hat die Deutsche Rentenversicherung
Bund. Es spräche einiges dafür, nicht nur den Zugang zu
Alterssicherungssystemen zu ermöglichen, was in Deutschland ohnehin
der Fall sei. Begrüßenswert wäre es aus Sicht des Vertreters der
Rentenversicherung, dies obligatorisch zu machen, wie es der
Koalitionsvertrag von Union und SPD auch vorsehe.

Nach Auffassung der Interessengemeinschaft der selbständigen
Dienstleister in der Veranstaltungswirtschaft ist eine abgesenkte
Mindestbeitragsgrenze für Selbstständige in der GKV zu begrüßen. Noch
besser wäre es, wenn die Beiträge an das Einkommen der Selbständigen
angebunden würden. Mit Blick auf eine Arbeitslosenversicherung
plädierte der Verbandsvertreter im Falle der Selbstständigen für eine
Freiwilligkeit.

Dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) fehlt es bei der Empfehlung an
der ausreichenden Regelungstiefe, wie der DGB-Vertreter sagte. Eine
rechtlich viel konkretere Handhabe sei wünschenswert. Aus Sicht des
DGB hätte das in Form einer EU-Richtlinie erfolgen sollen. Nötig sei
es auf jeden Fall, europaweite Mindeststandards zu beschließen.

Die Einzelsachverständige Monika Queisser forderte,
Sozialversicherungsbeiträge so weit wie möglich über alle
Beschäftigungsformen hinweg zu harmonisieren. Es habe sich gezeigt,
dass freiwillige Systeme für atypisch Beschäftigte nicht gut
funktionieren, sagte sie.

Der Einzelsachverständige Professor Uwe Fachinger sagte, prinzipiell
wäre eine Fassung des Arbeitnehmer- und Erwerbstätigenbegriffs
wünschenswert, mit der die klassische Kategorisierung des
Erwerbsstatus überwunden werde, "ohne allerdings die etablierten
Statistiken obsolet werden zu lassen".

Die Einzelsachverständige Veronika Mirschel sprach sich für das
kollektive System der gesetzlichen Rentenversicherung als
Erwerbstätigenversicherung aus. Ziel müsse es sein, allen
Erwerbstätigen eine ungebrochene Versicherungsbiographie zu
ermöglichen. Bei der Einführung einer Altersvorsorgepflicht müssten
umfassende Übergangsregeln die finanzielle Überforderung bereits
Vorsorgender verhindern, sagte sie.

 * 

2. Experten: IT-Sicherheit fehlt Strategie

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/SUK) Experten vermissen eine klare Strategie Deutschlands
im Bereich der IT-Sicherheit. Das ist ein Fazit aus einer öffentlichen
Anhörung des Ausschusses für Inneres und Heimat am Montagnachmittag,
8. April 2019. Grundlage der Anhörung waren drei Oppositionsanträge.

Die FDP-Fraktion sprach sich in ihrem Antrag (19/7698) für einen
Maßnahmenkatalog zur Stärkung der IT-Sicherheit aus, während die
Linksfraktion (19/7705) das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnologie (BSI) aus der Zuständigkeit des
Bundesinnenministeriums lösen und in eine eigenständige Behörde
umwandeln will. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1328) fordert,
die Regierung solle schnell ein IT-Sicherheitsgesetz vorlegen.

In der Anhörung äußerten mehrere Experten, dass es ihrer Ansicht nach
an einer klaren Strategie in Sachen IT-Sicherheit derzeit fehle. So
sagte Sven Herpig von der Stiftung Neue Verantwortung, Deutschland sei
in Sachen IT-Sicherheit derzeit "strategieunfähig". Zudem gebe es
bisher keine belastbaren Daten zur Wirksamkeit von Maßnahmen der
Vergangenheit - gleichzeitig finde Gesetzgebung ohne die Einbeziehung
der Zivilgesellschaft statt.

Rainer Baumgart von der secunet Security networks AG sagte aus Sicht
der Wirtschaft, der Bereich der Sicherheitstechnik sei ein wachsener
Markt. Deutschland verfüge über eine leistungsfähige
Cybersicherheits-Industrie, die "nahezu Referenzmarkt" sei. Das Land
verfüge über eine hervorragende Sicherheitstechnik, die Angriffe unter
der Gewährleistung des Datenschutzes aufdecken können. Diese werde
aber noch nicht flächendeckend eingesetzt; hier brauche es
Unterstützung.

Klaus Landefeld vom Verband der Internetwirtschaft betonte,
insbesondere der Bereich der vernetzten Geräte, der Ende 2019 auf etwa
eine Milliarde Geräte ansteigen werde, sei eine Herausforderung. Es
sei eine Grundfrage, ob die Sicherheit des Systems insgesamt erhöht
werde oder wie sehr sie durch Zugriffsrechte des Staates oder der
Geheimdienste gefährdet sei. Eine "konsequente Erhöhung" der
IT-Sicherheit müsste seiner Ansicht nach "oberstes Ziel sein".

Klaus Rieger vom CCC Berlin sagte, die gesetzliche Ausrichtung müsse
"rein defensiv" sein, da sich der Staat sonst in einem Konflikt
befinde. Eigentlich müsse er sämtliche Sicherheitslücken schließen,
dem stünden aber Wünsche der Geheimdienste entgegen. Rieger sprach
sich für dynamische Zertifikate in der IT-Sicherheit aus; statische
hätten "versagt".

Arne Schönbohm, den Präsident des BSI, führte aus, dass täglich
390.000 Schadprogramme entstehen würden und die "Angriffsintensität"
deutlich zunehme. Das BSI sei die einzige Bundesbehörde mit dem
gesetzlichen Auftrag der Cyberabwehr und stelle seine Erkenntnisse
sämtlichen Ressorts zur Verfügung. Allein 2018 habe die Behörde 16
Millionen Warnmails an Netzbetreiber versendet; seine Erkenntnisse
würden überdies in die Zulassung von Produkten im Sicherheitsbereich
einfließen. Oberstes Ziel aller Beteiligten sei eine sichere
Infrastruktur.

Alexandra Sowa aus Bonn sagte in ihrem Statement, die vorliegenden
Anträge enthielten zwar viele gute Ideen für die IT-Sicherheit, die
die "Achillesferse des Informationszeitalters" sei. Dennoch würden
hier Dinge diskutiert, die längst besprochen worden seien. Der
Bundestag müsse eine grundsätzliche Entscheidung treffen, ob er
Techniken befördern wolle, die neue Lebens- und Arbeitsweisen möglich
machten und letztlich Demokratie und Freiheit stärken würden oder
Technik zur Überwachung.
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1. Mehr Schutz bei Crowdinvesting verlangt



1. Mehr Schutz bei Crowdinvesting verlangt

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Mehrere Sachverständige haben in einer öffentlichen
Anhörung des Finanzausschusses am Montag davor gewarnt, den
Anlegerschutz beim sogenannten Crowdinvesting zurückzufahren. So sei
aufgrund des Risikos nicht nachvollziehbar, warum die Schwelle für die
Prospektpflicht für kleine Projekte angehoben, die Obergrenze für die
Investition eines privaten Anlegers über ein Crowdinvesting-Portal pro
Emittent auf 10.000 Euro angehoben oder das Angebot auf GmbH-Anteile
ausgeweitet werden sollte, erklärte Dirk Ulbricht, Direktor des
Instituts für Finanzdienstleistungen (IFF) in der Anhörung.

Ulbricht erklärte, Crowdinvesting sei riskant, "konzentriert sich auf
die ohnehin überhitzte Immobilienbranche anstatt neue
Unternehmensideen zu finanzieren und beinhaltet in der Regel
erhebliche Nachteile für Verbraucher". In der Regel würden über
Crowdinvesting die Teile von Immobilienprojekten verkauft, die von
professionellen Anbietern aufgrund ihrer Risiken nicht übernommen
würden. Anleger sollten sich lieber an weniger riskante, langfristige
Alternativen wie breit gestreute ETFs halten, empfahl Ulbricht in
seiner Stellungnahme. Zahlen vom Bundesverband der Deutschen
Volksbanken und Raiffeisenbanken und vom Deutschen Sparkassen und
Giroverband bestätigten diese Angaben. Danach betrug der Anteil von
Immobilienfinanzierungen am gesamten Crowdinvesting zwischen 2011 und
2018 rund 60 Prozent (220 von 364 Millionen Euro). Man halte "nicht
zuletzt mit Blick auf den funktionierenden Markt für
Immobilienfinanzierungen in Deutschland eine fortgesetzte
Sonderbehandlung von Crowdinvesting für Immobilienprojekte nicht für
angemessen", so die Bankenverbände.

Grundlage der Anhörung war der von der Bundesregierung vorgelegte
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Ausführung der
EU-Prospektverordnung und zur Änderung von Finanzmarktgesetzen
(19/8005). Der Gesetzentwurf sieht Änderungen an den im vergangenen
Jahr beschlossenen Ausnahmen bei der Prospektpflicht für die
Herausgabe von Wertpapieren vor. Bisher entfiel die Prospektpflicht
für öffentliche Angebote von Wertpapieren bei einem Volumen bis acht
Millionen Euro, bei Banken bis fünf Millionen Euro. Dieser
Schwellenwert für die Ausnahme von der Prospektpflicht soll auf acht
Millionen Euro vereinheitlicht werden. Diese Anhebung wurde von der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) als sinnvoll
bezeichnet, da Kreditinstitute ohnehin intensiv beaufsichtigt würden.
An der Börse notierte Unternehmen hätten schon Prospekte
veröffentlicht und hätten überdies umfassende Informationspflichten.

Dagegen sah die deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz die
Anhebung des Schwellenwerts auf acht Millionen Euro kritisch. In
bestimmten Fällen bestehe keine Pflicht mehr zur Veröffentlichung
beziehungsweise Bereitstellung eines Informationsblattes. Die
Schutzvereinigung sprach sich für eine generelle Pflicht zur
Erstellung von Vermögensanlagen-Informationsblättern aus, da
andernfalls weniger oder gar keine Informationen im Zusammenhang mit
der Emission zur Verfügung stehen würden. Auch Rechtsanwalt Peter
Mattil warnte vor einer zu lockeren Handhabung der Prospektpflicht bei
Wertpapieren. In vielen EU-Staaten würde die Prospektpflicht bei fünf
Millionen Euro beginnen. In Deutschland hingegen seien sogar
Nichtdividendenwerte bis zu 75 Millionen Euro von einer
Prospektpflicht befreit. Als Nichtdividendenwerte bezeichnete Mattil
Genussscheine, Optionsscheine, Zertifikate und ähnlich hochriskante
Produkte. Diese sollten an nicht qualifizierte Anleger besser erst gar
nicht verkauft werden dürfen, es sei denn dass ein Prospekt erstellt
wird, empfahl der Anwalt.

Der Bundesverband Crowdfunding sprach sich dafür aus, die Möglichkeit
der prospektfreien Emission auf GmbH-Geschäftsanteilen auszuweiten und
die Schwelle der Prospektpflicht von Emissionen anzuheben. Dies würde
zu einer weiteren Verbesserung der Finanzierungsbedingungen von jungen
und mittelständischen Unternehmen führen. Die Ausweitung auf
GmbH-Anteile wurde jedoch von der Schutzvereinigung für
Wertpapierbesitz strikt abgelehnt. Außerdem wurde verlangt, den
Begriff Genussrechte nicht mehr zu verwenden. Fälle wie Prokon oder
auch German Pellets hätten gezeigt, dass der Begriff Genussrecht im
Vertrieb missbraucht und eine Sicherheit suggeriert werde, "die
schlichtweg nicht existiert".

Sowohl die Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz als auch Mattil
machten sich in ihren Stellungnahmen dafür stark, die sogenannte
Sprachregelung bei Finanzinvestitionen zu ändern. Danach kann ein
Emittent selbst entscheiden, ob ein Prospekt in deutscher Sprache
verfasst wird oder ob dies auch in einer anderen Sprache erfolgen
soll. Die Schutzvereinigung betonte, es sei ernsthaft zu hinterfragen,
ob es nicht gerade für Privatanleger und nicht qualifizierte Anleger
schlichtweg unmöglich ist, einen Prospekt in englischer Sprache im
Streitfall extra übersetzen zu lassen. Mattil bezeichnete es als "fast
schon zynisch", dass der Anleger im Fall eines Rechtsstreits den
Prospekt auf seine Kosten übersetzen lassen muss. Der Anwalt nannte
ein Beispiel: Wenn ein Anleger einen Verlust aus einem Zertifikat über
10.000 Euro erleide und vor Gericht gehen wolle, müsse er eine
Übersetzung des 220-seitigen Prospektes vorlegen, was nach Auskunft
eines großen Übersetzungsbüros nicht unter 15.000 Euro koste.
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1. Mehr Schutz bei Crowdinvesting verlangt



1. Mehr Schutz bei Crowdinvesting verlangt

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Mehrere Sachverständige haben in einer öffentlichen
Anhörung des Finanzausschusses am Montag davor gewarnt, den
Anlegerschutz beim sogenannten Crowdinvesting zurückzufahren. So sei
aufgrund des Risikos nicht nachvollziehbar, warum die Schwelle für die
Prospektpflicht für kleine Projekte angehoben, die Obergrenze für die
Investition eines privaten Anlegers über ein Crowdinvesting-Portal pro
Emittent auf 10.000 Euro angehoben oder das Angebot auf GmbH-Anteile
ausgeweitet werden sollte, erklärte Dirk Ulbricht, Direktor des
Instituts für Finanzdienstleistungen (IFF) in der Anhörung.

Ulbricht erklärte, Crowdinvesting sei riskant, "konzentriert sich auf
die ohnehin überhitzte Immobilienbranche anstatt neue
Unternehmensideen zu finanzieren und beinhaltet in der Regel
erhebliche Nachteile für Verbraucher". In der Regel würden über
Crowdinvesting die Teile von Immobilienprojekten verkauft, die von
professionellen Anbietern aufgrund ihrer Risiken nicht übernommen
würden. Anleger sollten sich lieber an weniger riskante, langfristige
Alternativen wie breit gestreute ETFs halten, empfahl Ulbricht in
seiner Stellungnahme. Zahlen vom Bundesverband der Deutschen
Volksbanken und Raiffeisenbanken und vom Deutschen Sparkassen und
Giroverband bestätigten diese Angaben. Danach betrug der Anteil von
Immobilienfinanzierungen am gesamten Crowdinvesting zwischen 2011 und
2018 rund 60 Prozent (220 von 364 Millionen Euro). Man halte "nicht
zuletzt mit Blick auf den funktionierenden Markt für
Immobilienfinanzierungen in Deutschland eine fortgesetzte
Sonderbehandlung von Crowdinvesting für Immobilienprojekte nicht für
angemessen", so die Bankenverbände.

Grundlage der Anhörung war der von der Bundesregierung vorgelegte
Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Ausführung der
EU-Prospektverordnung und zur Änderung von Finanzmarktgesetzen
(19/8005). Der Gesetzentwurf sieht Änderungen an den im vergangenen
Jahr beschlossenen Ausnahmen bei der Prospektpflicht für die
Herausgabe von Wertpapieren vor. Bisher entfiel die Prospektpflicht
für öffentliche Angebote von Wertpapieren bei einem Volumen bis acht
Millionen Euro, bei Banken bis fünf Millionen Euro. Dieser
Schwellenwert für die Ausnahme von der Prospektpflicht soll auf acht
Millionen Euro vereinheitlicht werden. Diese Anhebung wurde von der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) als sinnvoll
bezeichnet, da Kreditinstitute ohnehin intensiv beaufsichtigt würden.
An der Börse notierte Unternehmen hätten schon Prospekte
veröffentlicht und hätten überdies umfassende Informationspflichten.

Dagegen sah die deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz die
Anhebung des Schwellenwerts auf acht Millionen Euro kritisch. In
bestimmten Fällen bestehe keine Pflicht mehr zur Veröffentlichung
beziehungsweise Bereitstellung eines Informationsblattes. Die
Schutzvereinigung sprach sich für eine generelle Pflicht zur
Erstellung von Vermögensanlagen-Informationsblättern aus, da
andernfalls weniger oder gar keine Informationen im Zusammenhang mit
der Emission zur Verfügung stehen würden. Auch Rechtsanwalt Peter
Mattil warnte vor einer zu lockeren Handhabung der Prospektpflicht bei
Wertpapieren. In vielen EU-Staaten würde die Prospektpflicht bei fünf
Millionen Euro beginnen. In Deutschland hingegen seien sogar
Nichtdividendenwerte bis zu 75 Millionen Euro von einer
Prospektpflicht befreit. Als Nichtdividendenwerte bezeichnete Mattil
Genussscheine, Optionsscheine, Zertifikate und ähnlich hochriskante
Produkte. Diese sollten an nicht qualifizierte Anleger besser erst gar
nicht verkauft werden dürfen, es sei denn dass ein Prospekt erstellt
wird, empfahl der Anwalt.

Der Bundesverband Crowdfunding sprach sich dafür aus, die Möglichkeit
der prospektfreien Emission auf GmbH-Geschäftsanteilen auszuweiten und
die Schwelle der Prospektpflicht von Emissionen anzuheben. Dies würde
zu einer weiteren Verbesserung der Finanzierungsbedingungen von jungen
und mittelständischen Unternehmen führen. Die Ausweitung auf
GmbH-Anteile wurde jedoch von der Schutzvereinigung für
Wertpapierbesitz strikt abgelehnt. Außerdem wurde verlangt, den
Begriff Genussrechte nicht mehr zu verwenden. Fälle wie Prokon oder
auch German Pellets hätten gezeigt, dass der Begriff Genussrecht im
Vertrieb missbraucht und eine Sicherheit suggeriert werde, "die
schlichtweg nicht existiert".

Sowohl die Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz als auch Mattil
machten sich in ihren Stellungnahmen dafür stark, die sogenannte
Sprachregelung bei Finanzinvestitionen zu ändern. Danach kann ein
Emittent selbst entscheiden, ob ein Prospekt in deutscher Sprache
verfasst wird oder ob dies auch in einer anderen Sprache erfolgen
soll. Die Schutzvereinigung betonte, es sei ernsthaft zu hinterfragen,
ob es nicht gerade für Privatanleger und nicht qualifizierte Anleger
schlichtweg unmöglich ist, einen Prospekt in englischer Sprache im
Streitfall extra übersetzen zu lassen. Mattil bezeichnete es als "fast
schon zynisch", dass der Anleger im Fall eines Rechtsstreits den
Prospekt auf seine Kosten übersetzen lassen muss. Der Anwalt nannte
ein Beispiel: Wenn ein Anleger einen Verlust aus einem Zertifikat über
10.000 Euro erleide und vor Gericht gehen wolle, müsse er eine
Übersetzung des 220-seitigen Prospektes vorlegen, was nach Auskunft
eines großen Übersetzungsbüros nicht unter 15.000 Euro koste.
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1. Ausbildung von Flüchtlingen fördern



1. Ausbildung von Flüchtlingen fördern

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Eine Mehrheit von Sachverständigen begrüßt die
Initiative, die Förderlücke für Asylbewerber und Geduldete zu
schließen, die entsteht, wenn diese eine Ausbildung oder ein Studium
beginnen. Das wurde während einer Anhörung des Ausschusses für Arbeit
und Soziales am Montagnachmittag zu zwei Anträgen der Fraktionen von
FDP und Grünen (19/2691, 19/5070) deutlich. Die Experten betonten, es
solle eine bundesweit einheitliche Lösung gefunden werden, um einen
Flickenteppich an Regelungen zu verhindern.

Die Förderlücke entsteht, wenn Asylbewerber nach einem 15 monatigem
Aufenthalt in Deutschland vom Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) in
das System der Sozialhilfe wechseln (SGB XII). Denn dann greift auch
hier der im SGB XII geregelte Leistungsausschluss für Auszubildende.
Besteht nämlich im Falle eines Studiums oder einer Ausbildung kein
Zugang zu BAföG-Leistungen oder zur Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)
oder reichen letztere nicht aus, führt dies oft dazu, dass Flüchtlinge
ihre Ausbildung abbrechen oder gar nicht erst beginnen. Diesen Zustand
wollen Grüne und FDP beenden, inzwischen hat aber auch die
Bundesregierung einen Entwurf für eine Reform des AsylbLG erarbeitet,
der unter anderem diese Förderlücke schließen will, um die Integration
zu erleichtern.

In der Anhörung wurde zwar deutlich, dass es schwierig ist, konkrete
Zahlen zu den betroffenen Personen zu nennen, dies konnte, auf das
gesamte Bundesgebiet bezogen, keiner der geladenen Sachverständigen.
Dennoch hielt die Mehrheit aufgrund ihrer Praxiserfahrung und anhand
einzelner Datensätze das Problem für relevant genug, um es politisch
zu lösen.

Wido Geis-Thöne vom Institut der Deutschen Wirtschaft Köln betonte,
dass es Deutschland künftig demografiebedingt mit einem ernsten
Fachkräftemangel zu tun haben werde. Jene Flüchtlinge, die in
Deutschland bleiben dürfen, müssten deshalb dringend besser
unterstützt werden, um eine Ausbildung oder ein Studium zu
absolvieren, sagte er. Lösungen über Härtefallregelungen, wie sie in
einzelnen Bundesländern existierten, könnten immer nur kurzfristig
sein und führten zu einem Flickenteppich, darauf verwies Robert
Schweizog von der Industrie- und Handelskammer Nordrhein-Westfalen.
Ein Problem erkannte auch Oliver Zander vom Arbeitgeberverband
Gesamtmetall, stellte aber die Frage, ob die betroffenen Studenten
zwingend Zugang zu BAföG-Leistungen haben müssten oder ob nicht
Leistungen nach dem AsylbLG ausreichend wären. Er warnte vor einem
Spurwechsel-System, in dem die Systeme Flucht, Asyl und
Fachkräftemangel miteinander vermischt werden. Ruxandra Empen vom
Deutschen Gewerkschaftsbund bezeichnete den Zugang zu BAB oder BAföG
als eine Möglichkeit, um die Förderlücke zu schließen, jedoch sei eine
Aufstockung dann immer noch nötig, weil diese Leistungen nicht
existenzsichernd seien.
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HAMBURG/4724: Nicht Obdachlose bekämpfen, sondern Obdachlosigkeit (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. April 2019

Nicht Obdachlose bekämpfen, sondern Obdachlosigkeit!



Fast zwei Drittel der 2.000 Menschen, die in Hamburg auf der Straße
leben, sind nicht-deutscher Herkunft, überwiegend EU-Bürger_innen. Der
rot-grüne Senat begegnet ihnen vor allem mit Vertreibungsmaßnahmen und
systematischen Freizügigkeitsüberprüfungen. In einem Antrag (Drs.
21/16679) zur morgigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft fordert
DIE LINKE unter anderem, stattdessen inklusionsfördernde
Beratungsangebote und unterstützende Strukturen in den Ämtern sowie
Sprach- und Qualifizierungsangebote für Unionsbürger_innen zu
schaffen.

"Der mit Abstand wichtigste Grund für diese Menschen, zum Beispiel aus
Polen, Rumänien oder Bulgarien nach Hamburg zu ziehen, ist die
Arbeitssuche, viele haben sogar bereits ein konkretes Jobangebot",
erläutert Cansu Özdemir, die sozialpolitische Sprecherin der Fraktion.
"Viele EU-Zuwanderer_innen leben aber bereits seit ihrer Ankunft in
Hamburg ununterbrochen auf der Straße. Das ist wirklich
besorgniserregend. Menschen, denen es nicht gelingt Fuß zu fassen,
sollten nicht sich selbst überlassen werden. Um Obdachlosigkeit und
Verelendung vorzubeugen, brauchen sie frühzeitig
Unterstützungsangebote und Zugang zu bedarfsgerechten Hilfen. Nur so
kann Integration und der Zugang zu regulärer,
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung gelingen."

Der Hamburger Senat setzt jedoch statt auf Integration auf
systematische Überprüfungen, Räumung von Platten und Abschiebungen.
"Diese Vertreibungspolitik führt dazu, dass viele Obdachlose auch für
die Straßensozialarbeit nicht mehr erreichbar sind", kritisiert
Özdemir. "So bekämpft der Senat nur die Obdachlosen, aber nicht die
Obdachlosigkeit."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4723: Fahrradstadt Hamburg? Reine Schutzbehauptung! (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. April 2019

"Fahrradstadt Hamburg? Reine Schutzbehauptung!"



Der ADFC hat heute die Hamburger Ergebnisse des bundesweiten
"Fahrradklima-Test 2018" vorgestellt. Demnach hat sich die Gesamtnote
für das Radfahren in Hamburg weiter verschlechtert, von 4,19 auf 4,21
("ausreichend"). Das Fahrrad- und Verkehrsklima ist von der Note 3,7
im Jahre 2014 auf 4,0 in 2018 gesunken. Das Sicherheitsgefühl ist wie
2016 auch in 2018 mit 4,7 sehr schlecht bewertet.

"Die schlechten Ergebnisse sind der traurige Beleg, dass Radfahren in
Hamburg immer noch nicht vergnügungsteuerpflichtig ist", stellt Heike
Sudmann fest, die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. Der von den Grünen sich selbst
verliehene Titel 'Fahrradstadt Hamburg' sei eine reine
Schutzbehauptung. Damit solle von der unvermindert autofixierten
Politik des Senats abgelenkt werden. "Hamburg braucht endlich eine
Umverteilung des Straßenraums zugunsten der umweltfreundlichen
Verkehrsmittel und flächendeckend Tempo 30. Dann kann das Radfahren in
Hamburg auch Spaß machen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4722: Schulgeldfreiheit muss für alle Gesundheitsberufe gelten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. April 2019

Schulgeldfreiheit muss für alle Gesundheitsberufe gelten!



Der Senat hat heute in einer Pressemitteilung darauf hingewiesen, dass
seit 1. April in mehreren Gesundheitsberufen die Schulgeldfreiheit
gilt. Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, kritisiert, dass für einige
wichtige Gesundheitsberufe weiterhin Schulgeld gezahlt werden muss:
"Es ist ein Unding, dass die Gesundheitssenatorin angehenden
Podolog_innen und medizinischen Bademeister_innen die
Schulgeldfreiheit verwehrt. Die Ausbildungszahlen bei diesen
Mangelberufen sind bereits jetzt rückläufig, und die
Versorgungssituation wird sich weiter verschärfen. Dabei sind
Podolog_innen häufig unverzichtbar für die Therapie von
Diabetiker_innen. Sie tragen dazu bei, Amputationen zu verhindern.
Indem die Senatorin diese Mangelberufe von der Schulgeldfreiheit
ausschließt, handelt sie inkonsequent, unsozial und ungerecht."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4721: "Hamburg Commercial Bank"-, ehemals "HSH Nordbank"-Vorstand belohnt sich ... (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. April 2019

"Hamburg Commercial Bank"-, ehemals "HSH Nordbank"-Vorstand belohnt sich ...



Die Gerüchte gehen herum um eine Verdoppelung der schon jetzt üppigen
Einkommen der Vorstände der ehemaligen HSH Nordbank. Bestandteil der
neuen Vorstands-Anstellungsverträge ist ein höheres Festgehalt, 20 %
Beiträge zur Altersversorgung, Sachbezüge sowie ein neues variables
Vergütungssystem, 50 % cash sowie 50 % Aktienbezug. Dazu erklärt
Norbert Hackbusch, finanz- und haushaltspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft:

"Sie haben gut gearbeitet für ihre neuen Eigentümer,
den Cerberus-Höllenhunden aus den USA. Sowas honoriert Cerberus.
Sollte das Missmanagement bei der HSH Nordbank nach Aussagen des
Hamburger Senats im Jahre 2013 noch allerhöchstens 3,2 Mrd. Euro
kosten, wurden es am Ende zusätzlich doch mehr als 9 Mrd. Euro. Wurden
selbst bei der Privatisierung im letzten Jahr der Erhalt der
Arbeitsplätze in Aussicht gestellt, werden sie jetzt doch kräftig
abgebaut. Eine Ursache dafür ist ein Vorstandsvorsitzender Ermisch,
der - eigentlich - einen für die Stadt guten Verkauf mitorganisieren
sollte. Während des Verkaufsprozesses wurde aber zunehmend deutlich,
dass er bereits eher die Interessen der neuen Eigentümer vertrat.
Letztendlich hat ihm das wirtschaftlich nicht geschadet, ist er doch
nun üppig dotierter Vorstandsvorsitzender der privatisierten
HCOB-Bank."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. April 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3294: Bestattungsgesetz weiterhin ergebnisoffen beraten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. April 2019

Bestattungsgesetz weiterhin ergebnisoffen beraten



Zur heutigen Sitzung der Expertenkommission "Bestattungskultur in
Mecklenburg-Vorpommern" erklärt die Landtagsabgeordnete Martina
Tegtmeier:

"Die Kommission hat heute wichtige Zwischenergebnisse zur Leichenschau
beschlossen. Dabei geht es u. a. darum, wann und wie eine Leichenschau
zur erfolgen hat und wer die Kosten dafür trägt. Ebenso wurde heute
diskutiert, dass es wohl in einigen Fällen bei Bestattungsunternehmen
zu einem pietätlosen Umgang mit Verstorbenen gekommen ist. Es wird zu
klären sein, wie das in Zukunft abgestellt werden kann.

Außerdem wurden heute erstmals Themen wie z. B. die Bestattungspflicht
und das Bestattungsrecht erörtert. Die Beratungen dieser ethisch sehr
schwierigen Themen sind noch nicht abgeschlossen. Es macht daher
keinen Sinn, Ergebnisse jetzt vorwegzunehmen. Für die SPD-Fraktion
gilt weiterhin: Wir nehmen den Wunsch vieler Menschen nach einer
Veränderung des Bestattungsgesetzes sehr ernst. Aufgrund des komplexen
Themas werden wir aber an dem ergebnisoffenen Prozess festhalten.
Änderungen am Bestattungsgesetz dürfen nur aufgrund ethischer
Erwägungen, also des Gewissens vorgenommen werden und nicht aus
Gruppenzwang."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5115: Berlin kündigt Machbarkeitsstudie für Alternativtrasse Mittelrhein an (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.04.2019

Bundesregierung übt verschämt die Rolle rückwärts

Berlin kündigt Machbarkeitsstudie für Alternativtrasse Mittelrhein an



Zur Ankündigung der Bundesregierung, eine Machbarkeitsstudie für eine
alternative Güterverkehrstrasse Mittelrhein auf den Weg bringen zu
wollen, sagt der verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im
Landtag Rheinland-Pfalz, Steven Wink:

"Noch Anfang des Jahres hat CSU-Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer
der dringend benötigten Alternativtrasse eine Absage erteilt und damit
den lärmgeplagten Menschen im Mittelrheintal einen festen Schlag ins
Gesicht verpasst.

Auf Initiative der Koalitionsfraktionen hat der rheinland-pfälzische
Landtag im Februar einen Antrag beschlossen, der eine Entlastung der
massiv vom Bahnlärm betroffenen Menschen im Mittelrheintal fordert. Im
Kern sieht dieser Antrag die von der Bundesregierung bis dato
abgelehnte Planung einer alternativen Strecke für den Güterverkehr
abseits des Mittelrheintals vor. Nicht zuletzt hat der
rheinland-pfälzische Verkehrsminister Dr. Volker Wissing am 15. März
im Bundestag für die dringend benötigte Entlastungsstrecke geworben
und nachdrücklich die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger in Berlin
vertreten.

Der zuständige CDU-Staatssekretär Enak Ferlemann hat die
rheinland-pfälzischen Bemühungen um die Alternativtrasse daraufhin als
'Klamauk' bezeichnet. Einmal mehr hat sich die CDU-geführte
Bundesregierung damit selbst entblößt und auf der Bühne des
Bundestages demonstriert, wie wenig ihr die Interessen der vom
Bahnlärm geplagten Menschen im Mittelrheintal bedeuten.

Nachdem der Druck aus der Region, unterstützt von der Koalition im
rheinland-pfälzischen Landtag, nun doch zu groß geworden ist, übt die
Bundesregierung verschämt die Rolle rückwärts und denkt jetzt
zumindest über eine Machbarkeitsstudie nach. Dass sich allerdings die
CDU-Parteifreunde Peter Bleser und Enak Ferlemann dafür abfeiern
lassen wollen, ist unredlich. Schließlich waren es Unions-Politiker,
die eine alternative Streckenführung vor Kurzem noch abgelehnt haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. April 2019

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208-3019, Fax: 06131 / 208-4022

E-Mail: info@fdp.landtag.rlp.de

Internet: https://www.fdp-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5114: Die Pflege muss solidarisch organisiert sein (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.04.2019

Die Pflege muss solidarisch organisiert sein



Zur Debatte um Verbesserungen im Bereich der Pflege erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Eine der wichtigsten
Aufgaben in diesen Jahren ist die Sicherstellung von gleichwertigen
Lebensverhältnissen auf dem Land und in der Stadt. Für ältere Menschen
kommt es vor allem darauf an, dass Pflegedienste und Pflegheime
vorhanden und bezahlbar sind - auch die Perspektive der Angehörigen
und der Pflegerinnen und Pfleger müssen beachtet werden. Mit dem auf
Bundesebene heute vorgestellten "Konzept für die Pflege" werden die
genau richtigen Fragen angegangen: So soll der Anteil, den
Pflegebedürftige zahlen, gedeckelt und die weiteren Kostensteigerungen
von der Pflegeversicherung übernommen werden. Zudem soll auch im
Bereich der Pflege die Bürgerversicherung eingeführt und die
Pflegeversicherung von den Kosten für Pflege, die nur aus
medizinischen Gründen erfolgt, zu Lasten der Gesetzlichen
Krankenversicherung befreit werden. Schließlich sollte jede
Pflegekraft nach Tarif bezahlt werden: Ein allgemeinverbindlicher
Tarifvertrag für alle muss gelten. Die Pflege und Betreuung von
älteren Menschen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und muss
solidarisch organisiert und gegebenenfalls auch zusätzlich
steuerfinanziert sein. Die vorgeschlagenen Änderungen sind im Sinne
der Bürgerinnen und Bürger von Rheinland-Pfalz, der Pflegerinnen und
Pfleger sowie der Kommunen, die bei mittellosen Menschen zum Teil für
die hohen Pflegekosten aufkommen müssen."

Die gesundheitspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Kathrin
Anklam-Trapp, ergänzt: "In Rheinland-Pfalz ist ein umfangreiches
Konzepte für eine gute pflegerische Versorgung in Umsetzung: Im Rahmen
der rheinland-pfälzischen Pflegestrategie setzen wir unter anderem auf
die Fachkräfte- und Qualifizierungsinitiative 2.0, auf präventive
Ansätze wie das Projekt Gemeindeschwesterplus und das Projekt
"WohnPunkt RLP", im Rahmen dessen das Land Dörfer beim Aufbau von
Wohn-Pflege-Gemeinschaften für ältere Menschen mit Pflegebedarf
unterstützt. Rheinland-Pfalz ist auf einem guten Weg. Die pflegerische
Versorgung der Menschen im Land und in der Stadt wird gewährleistet.
Fest steht allerdings auch: Ohne bundespolitische Verbesserungen kann
es auf Dauer nicht gehen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2845: Deutsche Wirtschaft muss sich auch im Ausland zum Schutz von Menschenrechten bekennen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. April 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Deutsche Wirtschaft muss sich auch im Ausland zum Schutz von Menschenrechten bekennen



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die deutsche Wirtschaft ist bei der Produktion ihrer Erzeugnisse
verantwortlich für die Einhaltung menschenrechtlicher Standards - auch
durch ihre Zulieferer im In- wie im Ausland. Kinderarbeit und
Zwangsarbeit sind weder hier noch dort zu akzeptieren. Wer diese
Verantwortung ablehnt und Kontrollen seiner Zulieferer aus
Kostengründen für verzichtbar hält, macht sich mitschuldig an
menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen.

"Die Äußerungen des Präsidenten der Bundesvereinigung der
Arbeitgeberverbände (BDA), Ingo Kramer, der die Achtung der
Menschenrechte als 'Unsinn' abtut, zeigen, wie es um Bedeutung von
Selbstverpflichtungen der Wirtschaft oder Regelungen auf freiwilliger
Basis bestellt ist. Notwendig sind jetzt klare gesetzliche Regelungen,
die Unternehmen zur Kontrolle ihrer Lieferketten verpflichten und etwa
strikte Arbeitsschutzbestimmungen vorschreiben. Möglicherweise wäre
damit im September 2012 auch der Tod von mehr als 250 Arbeiterinnen
und Arbeitern, die beim Brand einer pakistanischen Textilfabrik
starben, die auch für den Textildiscounter KiK produzierte, zu
verhindern gewesen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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HOCHSCHULE/2277: Niedersachsen - Informationen zu Drittmittelprojekten veröffentlicht (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 08.04.2019

Hochschulen veröffentlichen zum vierten Mal Informationen zu
Drittmittelprojekten

Thümler: "Gesellschaftliche Verpflichtung zur Offenlegung von Projektdaten
vorbildlich umgesetzt"



Bereits zum vierten Mal geben die niedersächsischen Hochschulen zum
Stichtag 31. März im Internet Auskunft darüber, wer in wessen Auftrag zu
welchen Themen forscht. Damit ermöglichen die Universitäten und
Fachhochschulen einen Einblick in die Vielseitigkeit der niedersächsischen
Forschungslandschaft.

"Mehr als 8.000 laufende Drittmittelprojekte werden aktuell an den
Hochschulen bearbeitet - eine beachtliche Zahl", sagt der Niedersächsische
Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler. "Mit der
Veröffentlichung der Projektdaten kommen die Hochschulen auf vorbildliche
Weise ihrer gesellschaftlichen Verpflichtung nach, größtmögliche
Forschungstransparenz herzustellen."

Insbesondere bei den großen technischen Hochschulen wie der TU
Braunschweig und der Leibniz-Universität Hannover geht die Zahl abstrakter
Angaben weiter zurück, und viele Hochschulen können sogar immer öfter
vollständig auf die Anonymisierung von Daten verzichten. "Das ist eine
sehr erfreuliche Entwicklung, die zeigt, dass es auch ohne eine
entsprechende gesetzliche Regelung möglich ist, verlässliche Informationen
über laufende Drittmittelprojekte privater und öffentlicher Auftraggeber
zu erhalten", betont der Wissenschaftsminister.

Auf der Grundlage der 2015 vereinbarten Leitlinien zur Transparenz in der
Forschung veröffentlichen die niedersächsischen Hochschulen seit 2016
einmal jährlich Listen, in denen Auftraggeber, Projekttitel, Laufzeit und
Fördersumme von Drittmittelprojekten genannt werden. Insgesamt wurden zum
Stichtag 31. März 2019 Informationen zu 8.058 Projekten online gestellt.
Einige Hochschulen haben von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, zu
Industrieprojekten lediglich abstrakte Daten zu liefern, da aus Gründen
der Wettbewerbssituation mit dem Auftraggeber vertraglich Vertraulichkeit
vereinbart wurde. Dies war bei 7,4 Prozent der Projekte der Fall.

"Der Transfer von Wissenschaft und Forschung in die Gesellschaft wird auch
in den kommenden Jahren eine wichtige Rolle spielen. Dabei wird es darauf
ankommen, zeitgemäße Kommunikationswege zu nutzen, die einen lebendigen
Diskurs mit der Zivilgesellschaft zulassen", so Thümler.

Einen Link zu den Projektlisten der Hochschulen finden Sie hier:

http://www.mwk.niedersachsen.de/startseite/forschung/forschungspolitik/transparenz_forschung/transparenz-in-der-forschung-131173.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 08.04.2019
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FORSCHUNG/1198: Lebensmittelpräferenzen fest im Blick (idw)


Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 08.04.2019

Lebensmittelpräferenzen fest im Blick



Der Blick des Gegenübers beeinflusst die Nahrungsauswahl. So wird einem
Lebensmittel mehr Wert beigemessen, wenn es zuvor von einer anderen Person
angesehen wurde. Das hat ein Forscherteam unter Beteiligung des DIfE
herausgefunden. Die Ergebnisse der Studie wurden nun im Fachjournal
Scientific Reports publiziert.

Als soziale Wesen entnehmen wir sehr viele Information aus unserem Umfeld.
"Wenn andere Menschen ein Lebensmittel im Supermarkt anschauen, wird es
für uns attraktiver. Der Blick des Gegenübers vermittelt uns, dass dieses
Produkt potentiell wichtig und relevant für uns sein könnte", so
Professorin Soyoung Q Park, die im Dezember letzten Jahres von der
Universität zu Lübeck ans Deutsche Institut für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke (DIfE) wechselte.

Flüchtigen Blicken auf der Spur

Beim Onlinekauf ist Konsumenten meist wichtig, was für Bewertungen das
Produkt bekommen hat. So beeinflussen die Meinungen anderer die
Entscheidungen eines Individuums maßgeblich. Aber was können eigentlich
subtile soziale Informationen wie Blicke bewirken? Dieser Frage ging Park
gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen von der Universität zu Lübeck und
der Charité - Universitätsmedizin Berlin nach. Um herauszufinden, ob die
Blicke anderer Menschen Konsumentscheidungen beeinflussen können,
zeichneten sie die Augenbewegungen von Probandinnen und Probanden mit
einem Eyetracker auf. Nachdem sie verschiedene Lebensmittel gezeigt
bekamen, sollten die Teilnehmenden mitteilen, wieviel Geld sie dafür
jeweils ausgeben würden. Auf diese Weise konnten die Forschenden den
persönlichen Wert für jedes Produkt einschätzen.

Mehr Geld für Lebensmittel im Fokus

Danach wurden die Lebensmittel wiederholt zusammen mit Gesichtern gezeigt,
die entweder das Produkt ansahen oder es ignorierten. Zum Schluss gaben
die Teilnehmenden erneut an, wieviel sie nun bereit waren, für die
jeweiligen Produkte zu bezahlen. "Das Ergebnis des Experiments ist
verblüffend: Wenn die Lebensmittel gemeinsam mit Gesichtern gezeigt
wurden, die auf das Produkt schauten, waren die Probanden bereit, mehr
Geld dafür auszugeben. Andererseits wollten sie weniger Geld für ein
Produkt ausgeben, welches ignoriert wurde", freut sich Erstautorin
Madipakkam über die Beobachtungen.

Mit gutem Vorbild voran

Die Studie zeigt, dass der Wert von Essen nicht nur durch das Aussehen
oder den Geschmack beeinflusst wird, sondern auch durch die Blicke von
anderen Personen. Diese Erkenntnis könnte bedeutsam für die Erforschung
der Rolle von Vorbildfunktionen für eine gesundheitsförderliches
Essverhalten sein: Es ist naheliegend, dass die Reaktion von Eltern auf
bestimmte - gesunde oder ungesunde - Nahrungsmittel, deren Wert in den
Augen ihrer Kinder ändert. "Unsere Befunde geben klare Hinweise darauf,
wie Konsumentscheidungen entstehen und gesteuert werden. Soziale
Informationen, wie beispielsweise die Blicke anderer Menschen, könnten
künftig effektiv eingesetzt werden, um das Essverhalten hingehend zu einer
gesundheitsförderlichen Ernährungsweise zu verbessern", so Park.


Hintergrundinformation

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE)

Das DIfE ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Es erforscht die Ursachen
ernährungsassoziierter Erkrankungen, um neue Strategien für Prävention,
Therapie und Ernährungsempfehlungen zu entwickeln. Zu seinen
Forschungsschwerpunkten gehören die Ursachen und Folgen des metabolischen
Syndroms, einer Kombination aus Adipositas (Fettsucht), Hypertonie
(Bluthochdruck), Insulinresistenz und Fettstoffwechselstörung, die Rolle
der Ernährung für ein gesundes Altern sowie die biologischen Grundlagen
von Nahrungsauswahl und Ernährungsverhalten. Das DIfE ist zudem ein
Partner des 2009 vom BMBF geförderten Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD).


Literatur:

Original-Publikation

Madipakkam AR, Bellucci G, Rothkirch M, Park SQ.

The influence of gaze direction on food preferences".

Scientific Reports (2019) 9:5604 

https://www.nature.com/articles/s41598-019-41815-9

Ähnlicher Artikel

Pressemitteilung vom 25. März 2019:

Soyoung Q Park leitet neue Abteilung für Neurowissenschaften am DIfE

http://www.dife.de/presse/pressemitteilungen/?id=1425

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution166

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke, 08.04.2019
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E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1360: Abschiebungsbeobachtung am Hamburger Flughafen hat sich bewährt (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 9. April 2019

Zwischenbilanz nach einem Jahr:

Abschiebungsbeobachtung am Hamburger Flughafen hat sich bewährt



Nach dem ersten Jahr des Projekts "Abschiebungsbeobachtung am Hamburger
Flughafen" zieht das Diakonische Werk Hamburg eine positive Bilanz. Dirk
Hauer, Leiter des Fachbereiches Migration und Existenzsicherung: "Die
Abschiebungsbeobachtung erfüllt ihre unabhängige Kontrollfunktion.
Abschiebungen sind für alle Beteiligten immer eine Extremsituation. Die
Abschiebungsbeobachtung gewährleistet, dass Abschiebungen nicht mehr unter
Ausschluss der Öffentlichkeit stattfinden."

In 2018 hat der Abschiebungsbeobachter Felix Wieneke 183 Abschiebungen vom
Flughafen Hamburg beobachtet und davon 28 (15 Prozent) als besonders
problematisch dokumentiert. Diese Problemanzeigen werden regelmäßig im
Flughafenforum Hamburg zwischen Kirchen, Verbänden,
Menschenrechtsorganisationen und Behörden besprochen.

Dirk Hauer: "Abschiebungen, die unter humanitären Gesichtspunkten
grenzwertig sind, sind keine Einzelfälle. Das hat die
Abschiebungsbeobachtung leider bestätigt. Das ist auch die Folge einer
Politik, die sich nur noch an möglichst vielen und möglichst schnellen
Abschiebungen orientiert."

2018 immer wieder aufgetretene Probleme waren:

• fehlende Übersetzerinnen und Übersetzer am Flughafen; die
Betroffenen können daher vor Ort kaum kommunizieren

• die starke psychische Belastung von Kindern, etwa wenn sie Zeugen von
Zwangsmaßnahmen sind oder wenn Familien getrennt werden

• die unterschiedliche Bewertung der Reisefähigkeit von Kranken durch
verschiedene Behörden

• die mangelnde Kooperation und Informationsverweigerung einiger
Behörden, die im Forum nicht vertreten sind.

Dirk Hauer: "Als Diakonie Hamburg werden wir uns gegenüber Politik und
Verwaltung dafür einsetzen, dass die angezeigten Probleme behoben werden.
Unser Ziel ist es, dass wir in einem Jahr deutlich weniger schwierige
Situationen am Hamburger Flughafen besprechen müssen.

Forums-Moderator Hans-Peter Strenge, ehemaliger Bezirksamtsleiter in
Hamburg Altona und Staatsrat a.D. in der Justizbehörde, beschreibt die
Zusammenarbeit im Forum als vertrauensvoll: "Bei allen unterschiedlichen
Rollen und Perspektiven haben wir sehr offene und direkte Gespräche führen
können, die sich für alle Beteiligten als aufschlussreich und wertvoll
erwiesen haben. Dafür danke ich allen Beteiligten herzlich. Das ist auch
deshalb ein gutes Zeichen, weil Organisationen der Flüchtlingsunterstützung
immer öfter mit unverhohlenem Misstrauen begegnet wird."

Das Projekt "Abschiebungsbeobachtung am Hamburger Flughafen" ist ein
Projekt des Diakonischen Werks Hamburg und wird finanziert durch die
Behörde für Inneres und Sport in Hamburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2019

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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ASYL/1359: Niedersachsen soll Gerettete der Alan Kurdi aufnehmen (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 8. April 2019

Flüchtlingsrat fordert: Niedersachsen soll Gerettete der Alan Kurdi
aufnehmen



Zum wiederholten Male verweigern europäische Staaten einem Rettungsschiff
einen sicheren Hafen. Vor knapp einer Woche hat die Alan Kurdi 64 Menschen
aus akuter Seenot gerettet. Seither wartet das unter deutscher Flagge
fahrende Rettungsschiff der NGO Sea-Eye auf einen sicheren Hafen.
Angesichts dieser neuerlichen Hängepartie auf Hoher See, die das Leben von
Geretteten und Besatzung gefährdet, fordert der Flüchtlingsrat
Niedersachsen: Die niedersächsische Landesregierung soll gegenüber der
Bundesregierung zusagen, die von der Alan Kurdi aus Seenot geretteten
Menschen in Niedersachsen aufzunehmen.

Im Juni 2018 hatte der niedersächsische Innenminister Boris Pistorius
angeboten, Menschen in Niedersachsen aufzunehmen, die vom Rettungsschiff
Lifeline im Mittelmeer aus Seenot gerettet wurden. "Angesichts der
dramatischen Lage der Alan Kurdi fordern wir die niedersächsische
Landesregierung, ihre Aufnahmezusage zu erneuern und die sofortige Aufnahme
der Geretteten von der Alan Kurdi zu ermöglichen," erklärt Sascha Schießl
vom Flüchtlingsrat Niedersachsen. "Wenn Menschen in Not sind, darf
politisches Kalkül keine Rolle spielen. Vielmehr gilt es, menschlich und
solidarisch zu handeln. Die Landesregierung kann jetzt die europäische
Blockade durchbrechen und die von derr Alan Kurdi geretteten Menschen in
Sicherheit bringen."


Hintergrund

Die Alan Kurdi hatte am 3. April 2019 in internationalen Gewässern 64
Menschen aus Seenot gerettet, die aus den Folterlagern Libyens geflohen
waren. Unter den Geretteten an Bord sind 12 Frauen, ein Kind und ein Baby.
Italien und Malta verweigern der Alan Kurdi einen sicheren Hafen. Die
Verhandlungen der Europäischen Kommission ziehen sich in die Länge, weil
sich die EU-Staaten nicht auf eine Verteilung der Geretteten einigen
können. Derweil spitzt sich die Lage an Bord zu.

In Niedersachsen haben sich in den vergangenen Monaten bereits neun
Kommunen zu "Sicheren Häfen" erklärt und damit ihre Aufnahmebereitschaft
für Gerettete bekräftigt: die Städte Braunschweig, Cloppenburg, Hannover,
Hildesheim, Oldenburg und Osnabrück, die Region Hannover, der Landkreis
Hildesheim und die Samtgemeinde Thedinghausen. In der Bundesrepublik sind
seit vergangenen Sommer mehr als 50 Kommunen zu "Sicheren Häfen" geworden.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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HERRSCHAFT/1818: Europawahl - und dann wird Politik gemacht ... (SB)




Willkommen sind alle Parteien, für die Attribute wie
konservativ, freiheitlich und patriotisch mehr sind als leere
Worthülsen. Nicht willkommen sind uns Sozialisten, Kommunisten,
Ökofaschisten und Extremisten - und zwar aus dem linken wie aus dem
rechten Lager.

Jörg Meuthen wirbt für eine rechte Fraktion im EU-Parlament [1]

Rechtsgerichtete Bewegungen und Parteien sind in zahlreichen Ländern
Europas auf dem Vormarsch. Mit Viktor Orbáns Fidesz in Ungarn,
Jaroslaw Kaczynskis PiS in Polen, Matteo Salvinis Lega in Italien und
Heinz-Christian Straches FPÖ in Österreich stellen sie allein oder in
Koalition die Regierung, Marine Le Pen vom französischen Rassemblement
National, Geert Wilders' niederländische Partei der Freiheit, der
belgische Vlaams Belang oder die deutsche AfD verfügen über
beträchtlichen Einfluß, um nur einige zu nennen. Gelänge es ihnen,
ihre partiellen Interessengegensätze zurückzustellen und sich in
gemeinsamen Kernfragen zu verbünden, drohte eine Stärkung reaktionärer
Positionen auf breiter Front, die über ihre bislang ausgeübte Wirkung
weit hinausreichte. Angesichts ihrer Fixierung auf nationale Identität
und Stärkung des eigenen Staates wie auch einer mehr oder minder
weitgehenden Ablehnung supranationaler Administrationen wie die
Europäische Union scheint eine rechte Internationale zunächst ein
Widerspruch in sich zu sein. Das könnte sich jedoch schnell ändern,
weshalb derzeit kursierende Einschätzungen, dieses politische Lager
sei seit jeher zersplittert und werde auch künftig an seinen inneren
Widersprüchen scheitern, den Ernst der Lage fatal unterschätzt.

Nach den Europawahlen am 26. Mai will die sogenannte "Europäische
Allianz der Völker und Nationen" (European Alliance of Peoples and
Nations, EAPN) stärkste Fraktion im EU-Parlament werden. Unter Führung
des italienischen Innenministers und Vizepremiers Matteo Salvini soll
ein neues europäisches Bündnis der Nationalisten und Rechtspopulisten
geschmiedet werden, das als paneuropäische Sammlungsbewegung seinen
Einfluß geltend macht. Das ambitionierte Vorhaben sieht insbesondere
vor, die im Europäischen Parlament bislang auf verschiedene Fraktionen
verteilten rechten Parteien in einer einzigen zusammenzuführen. Diese
würde dann über einen beträchtlichen Stimmenanteil verfügen, der bei
diversen wichtigen Abstimmungen Weichen stellen oder Entscheidungen
blockieren könnte, während zugleich eine Reihe einflußreicher
Positionen in den Kommissionen besetzt würden. [2]

Wie stark diese Fraktion letzten Endes wird, hängt zum einen vom
Ausmaß des Stimmenzuwachses ab, der diesen Parteien bei der Europawahl
prognostiziert wird. Zum anderen ist vorerst noch offen, wie viele
Parteien sich von Salvinis Anschub inspirieren lassen, dem Ruf zum
Schulterschluß zu folgen. Stärkste Fraktion wird die EAPN eher nicht
werden, doch könnte sie es zur drittgrößten oder im Falle eines
dramatischen Absturzes der sozialdemokratischen Parteien sogar zur
zweitgrößten bringen, sofern alle adressierten Bündnispartner
mitziehen.

Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán, der als Leitfigur der Rechten
in Ostmitteleuropa sehr wichtig für den Zusammenschluß wäre, hat
Salvinis Vorhaben allerdings eine Absage erteilt. Nachdem die
Europäische Volkspartei die Fidesz nicht ausgeschlossen, sondern nur
suspendiert hat, will er seine Position innerhalb der immer noch
stärksten europäischen Fraktion halten. Im EU-Parlament bilden
Salvinis Lega, Straches FPÖ und Le Pens Nationale Sammlungsbewegung
bislang die Fraktion "Europa der Nationen und der Freiheit" (ENF), der
aktuell 37 Parlamentarier angehören. Im derzeitigen Parlament sitzen
bereits rund 150 Parlamentarier, die eine Gesetzgebung durch die EU
ablehnen. Neben den Abgeordneten der ENF sind dies auch Mitglieder der
Fraktion "Europa der Freiheit und der direkten Demokratie" (EFDD), in
der vor allem Brexit-Befürworter der britischen Ukip, aber auch
Italiener der Fünf-Sterne-Bewegung vertreten sind. Hinzu kommen 20
Fraktionslose, unter ihnen der NPD-Abgeordnete Udo Voigt, sowie
Vertreter der ungarischen Jobbik-Partei und der faschistischen
griechischen Goldenen Morgenröte. [3]

Die AfD war bei der Europawahl 2014, nur ein Jahr nach ihrer
Parteigründung, auf sieben Prozent gekommen und mit sieben
Abgeordneten in das EU-Parlament eingezogen. Wegen der 2015 erfolgten
Spaltung der Partei ist Jörg Meuthen aktuell der einzige
Europaabgeordnete der AfD und Mitglied der europafeindlichen Fraktion
"Europa der Freiheit und der direkten Demokratie". Der AfD, die unter
dem Motto "Freiheit statt Brüssel" ihren Europawahlkampf eröffnet hat,
werden nach jüngsten Umfragen neun bis elf Prozent zugetraut, etwas
weniger als bei den Umfragen zur Bundestagswahl.

Meuthen bildete gemeinsam mit Salvini das Führungsduo auf einer
Pressekonferenz zur Gründung des rechten Europabündnisses in einem
Mailänder Nobelhotel. Aus Finnland kam der EU-Kandidat Olli Kotro von
der rechtspopulistischen Kleinpartei Die Finnen, von der dänischen
Dansk Folkeparti setzte sich der EU-Abgeordnete Anders Vistisen auf
das Podium. Das Gesamtbild fiel mager aus, da Marine Le Pens
Rassemblement National, Geert Wilders' Freiheitspartei, die
österreichischen Freiheitlichen, die ultrarechte spanische Vox und
Vertreter der Visegrád-Staaten fehlten. Das ist jedoch nicht mit
grundsätzlichen Absagen an das Vorhaben gleichzusetzen, da der
eigentliche Startschuß am 18. Mai bei einem Großevent in Mailand
fallen soll, an dem dann auch all jene Parteien teilnehmen werden, die
sich der Rechtsallianz anschließen. Mindestens ein Dutzend Gruppen aus
weiteren Ländern sollten bis dahin dazustoßen, gab Jörg Meuthen als
optimistisches Ziel aus.

Die Inhalte der einstündigen Pressekonferenz blieben zwangsläufig rar,
um den angestrebten Pool offenzuhalten. Nach den Worten Salvinis werde
man einen "neuen Traum" für Europa stiften und dafür die Union
"radikal" reformieren, den Brüsseler Zentralismus eindämmen und die
Hoheit der Nationen etwa beim Staatshaushalt stärken. Die Sozialisten
und Konservativen, die Europa seit Jahrzehnten regierten, hätten nur
einen "Albtraum" produziert. "Die Europäer wurden betrogen von den
Bürokraten, den Bankern und den Gutmenschen", wetterte er. Seine
Allianz werde sich für ein Europa der Arbeit, der Sicherheit und des
Grenzschutzes einsetzen.

Um das zu erreichen, wolle man künftig nicht zersplittert, sondern
geeint auftreten. Willkommen seien alle Parteien, "für die Attribute
wie konservativ, freiheitlich und patriotisch mehr sind als leere
Worthülsen". "Nicht willkommen sind uns Sozialisten, Kommunisten,
Ökofaschisten und Extremisten - und zwar aus dem linken wie aus dem
rechten Lager." Meuthen plädierte zudem für einen "machtvollen Schutz"
an den EU-Außengrenzen und die Zurückdrängung der "illegalen
Migration". In die "Festung Europa" solle nur kommen, wer ausdrücklich
hereingelassen werde. Die italienische Lega zeige exemplarisch, wie
das geht.

Salvini räumte durchaus Differenzen zwischen den verschiedenen
Parteien ein, was aber angesichts des angestrebten Schutzes der
nationalen Identität kein Problem sei. Unerwähnt blieben denn auch die
Kontroversen in der Migrationsfrage, da Salvini beim Versuch,
Geflüchtete auf andere Länder weiterzuverteilen, bei der polnische PiS
und der ungarischen Fidesz auf Granit gebissen hatte. Den Polen
wiederum sind die guten Beziehungen zu Wladimir Putin, die Salvini und
Le Pen ebenso wie Österreichs Freiheitliche pflegen, ein Dorn im Auge.
Die FPÖ hat zwar keinerlei Berührungsängste mit der AfD, muß aber beim
Werben um Stimmen aus dem konservativen Lager Vorsicht walten lassen,
um dieses Segment der Wählerschaft nicht abzuschrecken. Marine Le Pen
bedient nicht selten die Ressentiments ihrer Landsleute gegenüber
Italien, dessen aktueller Umgang mit Staatsschulden von der AfD
keinesfalls gutgeheißen wird.

Insofern ist eigentlich nicht abzusehen, wie sich die potentiell an
einer gemeinsamen Fraktion beteiligten rechten Parteien in
inhaltlichen Fragen einigen sollten. Das ist vielleicht aber auch gar
nicht erforderlich, soweit sie sich auf die Ablehnung der EU in ihrer
bestehenden Form konzentrieren und ihren Entwurf einer radikalen
Reform schlichtweg nicht konkretisieren. Aufschlußreich ist in diesem
Zusammenhang eine Aussage Alexander Gaulands beim Wahlkampfauftakt in
Offenburg. Warum sich an der Wahl beteiligen, wenn das Europaparlament
nichts zu sagen hat? Die AfD wolle möglichst viele Vertreter in ein
Parlament schicken, das sie abschaffen möchte, klärte der
AfD-Vorsitzende sein Publikum über den offenkundigen Widerspruch auf.
"Da die EU kein Staat ist, braucht sie kein Parlament." Seiner Partei
schlägt Gauland vor, die Europawahl wie die letzte Volkskammerwahl in
der DDR anzusehen. Auch damals hätten Parteien in eine dem Untergang
geweihte Volksvertretung gestrebt, um die Zukunft mitzuprägen. [4]

Für die rechten Parteien ist Parlamentarismus kein Selbstzweck oder
Wert an sich, sondern vorübergehendes Mittel auf dem Weg zur
Machtübernahme. Sie machen davon Gebrauch, soweit es ihrem Vorteil
dient, setzen aber zugleich auf seinen Zusammenbruch oder seine
Zerschlagung. Eine starke "Europäische Allianz der Völker und
Nationen" käme daher ohne jeden konstruktiven Zukunftsentwurf samt
entsprechender Agenda aus, und ihr das als Schwäche anzulasten, zeugte
von der fundamentalen Verkennung seitens des bürgerlichen Lagers.


Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/vor-der-europawahl-afd-und-lega-bilden-gemeinsame-fraktion-im-eu-parlament-16130556.html

[2] www.sueddeutsche.de/politik/rechtspopulismus-europawahl-lega-afd-1.4401092

[3] www.welt.de/politik/ausland/article191527471/Europawahl-2019-AfD-und-Lega-bilden-neue-Fraktion-im-EU-Parlament.html

[4] www.faz.net/aktuell/politik/afd-und-europawahlkampf-gaulands-abflussbecken-16129238.html

9. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1658: Iran - dunkle Wolken über Nahost ... (SB)


Iran - dunkle Wolken über Nahost...



Wie befürchtet, weil drei Tage zuvor vom Wall Street Journal unter
Verweis auf Regierungsquellen in Washington angekündigt, hat
US-Präsident Donald Trump am 8. April die Revolutionsgarde des Irans
offiziell zur "terroristischen Organisation" erklärt. Was ähnlich der
"Anerkennung" der illegal besetzten syrischen Golanhöhen als Teil
Israels wie ein weiteres Wahlgeschenk Trumps an den amtierenden
israelischen Premierminister Benjamin Netanjahu anmutet, um diesem zum
Sieg bei der Knessetwahl am heutigen 9. April zu verhelfen, birgt
enorme Sprengkraft. Im Vergleich zu Syrien, dessen Streitkräfte mit
einem Aufstand dschihadistischer Gruppen vollauf beschäftigt sind, ist
der Iran militärisch durchaus in der Lage, auf den hingeworfenen
Fehdehandschuh der USA mit kinetischen Mitteln zu reagieren. Leider
ist die Eskalation der sich seit dem Amtsantritt Trumps 2017
zuspitzenden Konfrontation zwischen Washington und Teheran in den
offenen Krieg das, was die zionistischen Neokonservativen der
US-Regierung, allen voran der Nationale Sicherheitsberater John Bolton
und Außenminister Mike Pompeo, offenbar wollen.

Seit mehr als zwei Jahrzehnten versuchen Netanjahu und die Neocons nun
schon der Welt weiszumachen, das "Mullah-Regime" in Teheran sei der
"Hauptsponsor" des "internationalen Terrorismus". Im berüchtigten
Positionspapier "A Clean Break", mit dem 1996 eine Gruppe unter der
Leitung des ehemaligen US-Vizepentagonchefs Richard Perle für
Netanjahu die erwünschten Ziele der israelisch-amerikanischen Allianz
skizzierte, stand der Iran ganz oben auf der Liste jener Länder, in
denen der "Regimewechsel" herbeigeführt werden müsse. Nach den
Flugzeuganschlägen vom 11. September 2001, die das sunnitische
Al-Kaida-"Netzwerk" Osama Bin Ladens durchgeführt haben soll, gingen
die israelischen und amerikanischen Verfechter der These vom "Frieden
durch Stärke" ans Werk. Nach dem Blitzsieg gegen die Taliban Ende 2001
fabrizierten diese Kräfte unter dem Stichwort
"Massenvernichtungswaffen" einen Kriegsgrund, um im März 2003
einzumarschieren und Saddam Hussein zu stürzen.

Im ersten Rausch des angloamerikanischen Blitzsiegs, als im Mai jenes
Jahres George W. Bush vom Deck eines Flugzeugträgers "Mission
Accomplished" brüllte, gaben die Neokonservativen in den US-Medien die
Parole aus, die Einnahme Bagdads sei ein "Spaziergang" gewesen, "echte
Männer" wollten "nach Teheran". Zur anvisierten Verwendung des Iraks
als Brückenkopf für eine Invasion gen Westen nach Syrien oder nach
Osten in den Iran kam es aber nicht, weil sich die US-Streitkräfte im
Zweistromland schnell mit einem erbitterten Aufstand sunnitischer und
schiitischer Gruppen konfrontiert sahen, der sie schließlich 2011
wieder zum Abzug zwang. Hinzu kommt, daß 2007 die US-Geheimdienste
nach dem Irak-Fiasko die Bemühungen von George W. Bush und Dick
Cheney, mit Hilfe Netanjahus dem Iran den geheimen Atombombenbau
anzudichten, durchkreuzt haben.

2006 erlitt Israel einen herben Schock, als seine Streitkräfte trotz
unangefochtener Luftüberlegenheit beim Libanonkrieg in jenem Sommer
gegen die schiitische Hisb-Allah-Miliz nur ein Unentschieden
herausholen konnten. Für Israels Verlust des Nimbus der militärischen
Unbesiegbarkeit sollte später Syrien bezahlen, das als Transitland und
Verbündeter im "Bogen des Widerstands" zwischen dem Iran und den von
der Hisb Allah kontrollierten Teilen des Libanons fungiert. 2007
heckten US-Vizepräsident Cheney und der damalige Geheimdienstchef
Saudi-Arabiens, Prinz Bandar bin Sultan, einen Plan aus, mittels
sunnitischer Extremisten aus aller Herren Länder das "Regime" Bashar
Al Assads in Damaskus zu stürzen. Im selben Jahr wurde die rund 4000
Mann starke Al-Quds-Einheit der iranischen Revolutionsgarde auf die
US-Terrorliste gesetzt. Das Ergebnis ist der syrische Bürgerkrieg, der
2011 ausbrach, Hundertausende Menschen tötete, Millionen zu
Flüchtlingen machte und heute noch anhält.

2014 drohten die Glaubenskrieger den Konflikt in Syrien zu gewinnen.
Unter anderem mittels amerikanischer TOW-Antipanzerraketen, welche sie
von den Saudis in größerer Stückzahl erhalten hatten, waren die
militanten Assad-Gegner auf dem Vormarsch und trieben die Syrische
Arabische Armee (SAA) vor sich her. Die Wende leitete Qassem Soleimani
ein. Der legendäre Chef der Al-Quds-Einheit bei der iranischen
Revolutionsgarde flog persönlich nach Moskau und überredete den
russischen Präsidenten Wladimir Putin zur Intervention in den
Syrienkrieg. Während Rußland die nötige Luftwaffe zur Verfügung
stellte, organisierte Soleimani ein Heer aus iranischen
Revolutionsgardisten, Hisb-Allah-Milizionären aus dem Libanon sowie
schiitischen Freiwilligen aus dem Irak und Afghanistan, die zusammen
mit der SAA die Offensive der verschiedenen "Terrorgruppen" wie die
Al-Nusra-Front, Ahrar Al Sham oder den "Islamischen Staat" (IS)
stoppten und in sein Gegenteil verkehrten. Im selben Jahr war
Soleimani im Irak als Militärberater zugegen, als dort mittels einer
Massenerhebung aller wehrfähigen Männer die drohende Einnahme Bagdads
durch die IS-Kalifatsanhänger verhindert wurde.

Angesichts der Notwendigkeit, den Irak zu stabilisieren und Syrien
nicht völlig im Chaos versinken zu lassen, wie es 2011 nach dem von
der NATO unterstützten Sturz Muammar Gaddhafis passiert war, haben die
USA 2015 unter der Leitung von Präsident Barack Obama gegen den
ausdrücklichen Willen von Netanjahu und dessen Freunden im
Washingtoner Kongreß sowie den verschiedenen konservativen
Denkfabriken am Potomac, zusammen mit China, Rußland und den
EU-3 - Deutschland, Frankreich und Großbritannien - das Atomabkommen
mit den Iran unterzeichnet. Der Grundlagenvertrag sah den Verzicht des
Irans auf sämtliche Aspekte des zivilen Kernenergiekreislaufs, die
eventuell für eine militärische Nutzung zu gebrauchen sein könnten,
sowie umfassende und regelmäßige Kontrollen durch Inspekteure der
Internationalen Atomenergieagentur (IAEA) vor. Im Gegenzug sollten
alle Handelssanktionen gegen den Iran aufgehoben und die Islamische
Republik wieder in die "internationale Gemeinschaft" aufgenommen
werden.

Die Hoffnungen auf eine dauerhafte Détente zwischen Washington und
Teheran erlitten im November 2016 mit der Wahl von Trump, dessen
größter Einzelspender im monatelangen Ringen gegen Hillary Clinton
Netanjahus Freund, der schwerreiche Las-Vegas-Casino-Magnat Sheldon
Adelson, gewesen ist, Schiffbruch. Im Wahlkampf hatte der New Yorker
Baulöwe, der in Sachen internationale Politik seine Informationen
hauptsächlich vom Fernsehnachrichtensender Fox News des reaktionären
australo-amerikanischen Medienmoguls Rupert Murdoch bekommt, den
Atomvertrag mit dem Iran als "schlimmsten Deal aller Zeiten" in Grund
und Boden verdammt. Ohne den geringsten Beweis zu präsentieren, machte
Trump als Präsident im Oktober 2017 den Iran für die Anschläge 1998
auf die US-Botschaften in Nairobi und Daressalam verantwortlich. Bis
dahin gingen alle Geheimdienstexperten davon aus, daß dahinter Bin
Ladens Al Kaida steckte. Bei der Gelegenheit warf er Teheran zudem
vor, durch die Unterstützung der Taliban in Afghanistan und
verschiedener schiitischer Milizen im Irak für den Tod von "Hunderten
von amerikanischen Militärangehörigen" verantwortlich zu sein.

Im Mai 2018 kündigte Trump zum Entsetzen der anderen sechs
Unterzeichnerstaaten das Atomabkommen mit dem Iran einseitig auf und
reaktivierte die früheren Finanz- und Wirtschaftssanktionen der USA
gegen die Islamischen Republik. Dabei setzten sich Trump, Bolton und
Pompeo erklärtermaßen das Ziel, den Ölexport des Irans, auf dessen
Einnahmen die Menschen dort in hohem Maße angewiesen sind, "auf Null"
zu drosseln. Infolge des Kurswechsels stellten die meisten
europäischen Unternehmen ihre geschäftlichen Tätigkeiten im Iran ein.
Aufgrund des massiven Drucks stoppten viele Abnehmerstaaten wie
Südkorea und Indien den Import iranischen öls. Beide Entwicklungen
haben die iranische Wirtschaft in eine schwere Krise gestürzt, welche
die Führung in Teheran bislang gerade noch meistert. Bislang bekennen
sich Präsident Hassan Rohani und das geistliche Oberhaupt,
Großajatollah Ali Khamenei, zum Atomabkommen. Die Frage ist nur, wie
lange sich diese Position halten läßt.

Durch die jüngste Erklärung Trumps ist Irans 125.000 Mann starke
Revolutionsgarde die erste staatliche Institution weltweit, welche die
USA auf ihre Liste der "terroristischen Organisationen" gesetzt haben.
Gegen die Initiative sollen sich die zuständigen Experten bei der CIA
und im Pentagon ausgesprochen haben. Sie warnten offenbar, daß die
provozierende Einstufung den Iran zu Gegenmaßnahmen veranlassen
könnte, die das Leben amerikanischer Soldaten und Geheimdienstler im
Nahen Osten und Zentralasien gefährden. Und in der Tat, wenige Stunden
nach der Rede Trumps und den dazugehörigen Erläuterungen Pompeos hat
der Iran seinerseits CENTCOM, das für alle US-Militäreinheiten im
Nahen Osten zuständige Kommando mit Regionalsitz in Katar, zu einer
"Terrororganisation" vergleichbar dem IS erklärt. Wie der Nahost- und
Geheimdienstexperte Oberst a. D. Pat Lang bereits am 7. April auf
seinem Blog Sic Temper Tyrannis gewarnt hat, erklärt die Umdefinition
der iranischen Revolutionsgardisten zu "Terroristen" diese für
vogelfrei. In Verbindung mit der Antiterrorkriegsermächtigung des
Kongresses vom September 2001 können die US-Streitkräfte nicht nur
jedes Mitglied der iranischen Revolutionsgarden völlig legal töten,
sondern sind geradezu angehalten, dies zu tun.

Bekanntlich geraten seit Jahren regelmäßig US-Kriegsschiffe und
Schnellboote der iranischen Revolutionsgarde im Persischen Golf,
insbesondere an der extrem engen Straße von Hormus, aneinander.
Bislang konnte ein schwerer Zwischenfall durch das besonnene Handeln
der Kommandeure auf beiden Seiten vor Ort vermieden werden. Künftig
wird es schwierig bis unmöglich, in solchen Situationen eine
Eskalation bis hin zum Schußwechsel zu vermeiden. Es gibt triftige
Gründe anzunehmen, daß gerade dies der Zweck von Trumps
"Terror"-Bezeichnung für die iranische Revolutionsgarde gewesen ist.

9. April 2019
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ARBEIT/641: Verantwortung für weltweite Lieferketten gesetzlich regeln - gleiches Recht für Alle (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 8. April 2019

Verantwortung für weltweite Lieferketten gesetzlich regeln - gleiches
Recht für Alle



Berlin, 08.04.2019 Wenn die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) am 11.
April ihr 100jähriges Bestehen feiert, kann sie auf große Erfolge
zurückblicken. Seit Gründung hat die ILO 189 Übereinkommen verabschiedet,
um weltweit für menschenwürdige Arbeit und soziale Sicherheit zu sorgen. Es
gibt jedoch große regionale Unterschiede. "Dank starker Gewerkschaften und
Zivilgesellschaft haben sich die Arbeitsbedingungen hierzulande für die
meisten stetig verbessert. Dank Globalisierung können deutsche Unternehmen
von niedrigen Arbeitsstandards und Löhnen in Ländern des Südens oder
Osteuropa profitieren", sagt Cornelia Füllkrug-Weitzel, Präsidentin von
Brot für die Welt. 6400 Menschen sterben täglich infolge ihrer Arbeit, 152
Millionen Kinder arbeiten statt zur Schule zu gehen. "Von unseren
Partnerorganisationen wissen wir, dass die Verletzung grundlegender
Arbeitsstandards und Menschenrechte in globalen Produktionsketten weiterhin
an der Tagesordnung ist. Das wirft Fragen nach globaler Gerechtigkeit und
der Unteilbarkeit von Menschenrechten auf."

Die Rede ist dabei auch von Produkten für den deutschen Markt wie etwa Wein
oder Früchte aus Südafrika. Auf vielen Plantagen schuften Arbeiter und
Arbeiterinnen von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang unter harten
Wetterbedingungen, müssen ohne Schutzmaßnahmen mit giftigen Pestiziden
hantieren oder haben keinen Zugang zu Sanitäranlagen und Trinkwasser. Ihr
Lohn liegt unterhalb des Existenzminimums, einen Arbeitsvertrag hat kaum
jemand, genauso wenig wie eine soziale Absicherung im Fall von
Arbeitsunfällen, Krankheit, Mutterschaft oder im Alter. Die Liste weiterer
Produkte aus anderen Ländern ließe sich beliebig verlängern.

Ein Grund ist, dass Unternehmen bei Geschäften im Ausland nicht an die
gleichen Regeln gebunden sind wie im Inland. Während Unternehmen auf die
Sicherheit und das Wohlergehen von Beschäftigten aus dem eigenen Land
achten müssen, haben Beschäftigte bei ausländischen Zulieferern und
Tochterfirmen keine vergleichbaren Rechte. Arbeitsunfälle entlang der
Lieferkette, die auf mangelnde Sicherheitsvorkehrungen zurückgehen, haben
für die Unternehmen in der Regel keinerlei Konsequenzen. Die Geschädigten
und ihre Familien hingegen stehen vor hohen Behandlungskosten,
Einkommensverlust, Invalidität oder Tod eines Familienmitglieds.

Niedrige Arbeitsstandards im Ausland werden nach wie vor als
Wettbewerbsvorteil gehandelt und von Konsumenten und Gewerkschaften bei uns
um der eigenen Vorteile willen billigend oder zumindest schweigend in Kauf
genommen. Dadurch werden weltweit Ungleichheit und Armut zementiert - allen
Bekenntnissen zu den Nachhaltigen Entwicklungszielen zum Trotz. "Als ein
Land, das stark von Globalisierung profitiert, hat Deutschland eine
besondere Verantwortung zu deren fairer Gestaltung beizutragen", sagt
Cornelia Füllkrug-Weitzel. "Dazu gehört auch, die Verantwortung deutscher
Unternehmen für ihre Lieferketten gesetzlich zu regeln und Verstöße zu
ahnden, nachdem Unternehmen sich zu lange nicht freiwillig in diese
Richtung bewegt haben und Arbeitnehmer gegeneinander ausspielen. Gleiches
Recht und gleiche Standards für alle - dieser Grundsatz sollte nicht nur
für die eigene Gesellschaft, sondern weltweit gelten."

Die Staatengemeinschaft schuf die ILO nach dem Ersten Weltkrieg aus der
Erkenntnis, dass ungerechte Lebensverhältnisse den Weltfrieden gefährden.
Ihr Auftrag ist weiterhin aktuell: die Beseitigung von Zwangs- und
Kinderarbeit, Arbeitsschutz, angemessene Gehälter und Arbeitszeiten,
Gewerkschaftsfreiheit und die Formulierung und Durchsetzung internationaler
Sozialnormen überall auf der Welt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. April 2019

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str.1, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 65211 0

E-Mail: online-redaktion@brot-fuer-die-welt.de

Internet: http://www.brot-fuer-die-welt.de
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ORGANISATION/608: 175 Millionen Kinder von Vorschulbildung ausgeschlossen (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - New York/Köln, 09.
April 2019

175 Millionen Kinder von Vorschulbildung ausgeschlossen

Das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen ruft zu mehr Investitionen in
vorschulische Bildung auf



Weltweit haben laut UNICEF mehr als 175 Millionen Kinder - rund die Hälfte
der Mädchen und Jungen im Alter zwischen drei und sechs Jahren - keinen
Zugang zu vorschulischer Bildung. In den ärmsten Ländern der Erde erhält
sogar nur jedes fünfte Kind eine solche Förderung.


Die erste umfassende Bestandaufnahme von UNICEF zu vorschulischer
Bildung stellt weltweit unzureichende Investitionen in diesem Bereich fest,
insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern. UNICEF ruft die
Regierungen dazu auf, mindestens zehn Prozent ihrer nationalen
Bildungsetats für die vorschulische Förderung von Kindern einzusetzen.
Dabei müssen sie insbesondere in Pädagogen, Qualitätsstandards und einen
gerechten Zugang für alle Kinder im Vorschulalter investieren.

"Die vorschulische Förderung ist das Fundament für die Bildung unserer
Kinder. Alle weiteren Bildungsstufen bauen auf den Erfolgen auf, die in
diesem Bereich erzielt wurden", so UNICEF-Exekutivdirektorin Henrietta
Fore. "Noch immer werden weltweit zu viele Jungen und Mädchen in ihrer
frühen Kindheit nicht angemessen pädagogisch gefördert. Für sie besteht ein
höheres Risiko, Klassen wiederholen oder die Schule gänzlich abbrechen zu
müssen. Sie stehen damit im Schatten gleichaltriger Kinder mit besseren
Bildungschancen."

Gute Vorschulbildung ist die Grundlage für späteres erfolgreiches
Lernen 

Der Bericht unter dem Titel "A World ready to learn" zeigt, dass Kinder,
die mindestens ein Jahr lang vorschulische Bildungsangebote wahrnehmen,
eher die Schlüsselkompetenzen entwickeln, die sie für ihren Erfolg in der
Schule benötigen. Sie müssen zum Beispiel seltener Klassen wiederholen oder
die Schule abbrechen - und können im Erwachsenenalter eher einen Beitrag zu
friedlichen und stabilen Gesellschaften leisten.

Früh geförderte Kinder haben auch eine doppelt so hohe Chance, schneller
Lese- und Rechenkompetenzen zu entwickeln, als Kinder die von solchen
Angeboten ausgeschlossen sind. In Ländern, in denen mehr Kinder
vorschulische Bildungsmöglichkeiten wahrnehmen, schließen deutlich mehr
Jungen und Mädchen die Grundschule ab und erwerben Mindestkenntnisse sowohl
im Lesen als auch im Rechnen.

Ursachen für den Ausschluss von vorschulischer Bildung

Der Bericht macht deutlich, dass die finanzielle Situation der Familien,
das Bildungsniveau der Mutter und der Wohnort einen wesentlichen Einfluss
auf die Teilhabe an vorschulischen Bildungsangeboten haben. Armut ist dabei
der größte Einflussfaktor. Einige wichtige Erkenntnisse:

• Armut: In 64 Ländern ist die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder aus
armen Familien Zugang zu frühkindlichen Bildungsprogrammen haben, sieben
Mal geringer als bei ihren wohlhabenderen Altersgenossen. In einigen
Ländern ist die Kluft zwischen Arm und Reich sogar noch größer: In der
Republik Nord-Mazedonien ist die Wahrscheinlichkeit sogar fünfzig Mal so
gering.

• Konflikte und Katastrophen: In 33 von Konflikten oder Katastrophen
betroffenen Ländern haben mehr als zwei Drittel der Kinder im Vorschulalter
keinen Zugang zu frühkindlichen Bildungsprogrammen. Dabei würden gerade
solche Angebote ihnen helfen, die erlebten Traumata zu überwinden.

• Bildung der Mutter: Kinder, deren Mütter eine weiterführende Schule
abgeschlossen haben, nutzen fünfmal so häufig vorschulische Angebote wie
Mädchen und Jungen, deren Mütter nur die Grundschule oder gar keine Schule
abgeschlossen haben.

Investitionslücken im Bereich der Vorschulbildung

2017 waren weltweit durchschnittlich 6,6 Prozent der nationalen
Bildungsetats für den Bereich der Vorschulbildung vorgesehen. Fast 40
Prozent der Länder mit verfügbaren Daten sahen hierfür allerdings weniger
als 2 Prozent vor. Der höchste Anteil des Bildungsetats - mehr als elf
Prozent - wird in Europa und Zentralasien für die vorschulische Bildung
aufgebracht.

Grundlage für die Finanzierung der Vorschulbildung sind nationale
Bildungsetats. Für die ärmsten Länder der Welt sind deshalb gezielte
Investitionen im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit entscheidend. In
den Jahren 2012 bis 2016 wurden allerdings durchschnittlich nur 76
Millionen US-Dollar pro Jahr - oder deutlich unter 1 Prozent - der gesamten
internationalen Hilfe für den Bereich Bildung zur Unterstützung der
Vorschulbildung eingesetzt.

Der Mangel an weltweiten Investitionen im Bereich der Vorschulbildung wirkt
sich laut UNICEF negativ auf die Qualität der Angebote aus. Dazu trägt auch
ein weltweiter Mangel an ausgebildeten Vorschulpädagogen bei. In Ländern
mit niedrigem und niedrigem mittleren Einkommen leben zwar mehr als 60
Prozent der Kinder im Vorschulalter, aber nur knapp 32 Prozent aller
Vorschulpädagogen. Unter der Berücksichtigung des Bevölkerungswachstumes
und eines Schüler-Lehrer-Verhältnisses von 20 zu 1 werden weltweit 9,3
Millionen neue Vorschulpädagogen benötigt, um die Ziele für nachhaltige
Entwicklung in diesem Bereich bis 2030 zu erreichen.

"Wenn Regierungen wollen, dass die Arbeitnehmer in der Wirtschaft von
morgen wettbewerbsfähig sind, müssen sie die Grundlagen für eine frühe
Förderung schaffen", so Fore. "Wenn wir unseren Kindern das Beste im Leben
ermöglichen wollen, damit sie in einer globalisierten Wirtschaft bestehen
können, müssen Staats- und Regierungschefs Vorschulbildung zu einer
Priorität erklären und entsprechende Ressourcen bereitstellen."

Aktueller englischsprachigen UNICEF-Bericht "A world ready to learn":

https://www.unicef.de/informieren/materialien/a-world-ready-to-learn/189602

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 9. April 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln
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E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2928: Tarifpolitik - 5.000 neue Abkommen pro Jahr, steigende Reallöhne (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 08.04.2019

Tarifpolitik: 5.000 neue Abkommen pro Jahr, steigende Reallöhne - aber
stark gesunkene Reichweite

Vor 70 Jahren wurde das Tarifvertragsgesetz verabschiedet



Jedes Jahr werden in Deutschland mehr als 5.000 Tarifabkommen neu
abgeschlossen, zurzeit gibt es rund 77.000 gültige Tarifverträge.
Grundlage dafür ist eines der ältesten Arbeitsgesetze der Republik, das
morgen 70 Jahre alt wird: Am 9. April 1949, noch vor der Gründung der
Bundesrepublik, beschloss der Wirtschaftsrat des Vereinigten
Wirtschaftsgebietes der britischen und amerikanischen Zone das
Tarifvertragsgesetz (TVG).

Seit 1990 gilt es auch in den neuen Bundesländern. In anfangs nur elf und
heute in 13 Paragrafen regelt das Gesetz ein zentrales Gebiet der
Arbeitsbeziehungen, nämlich die kollektive Aushandlung von Arbeits- und
Einkommensbedingungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Das WSI-Tarifarchiv der Hans-Böckler-Stiftung skizziert in einer aktuellen
Auswertung die großen Trends der Tarifpolitik in den vergangenen 70
Jahren.* Außerdem dokumentieren die Tarifexperten, wie sich die
tariflichen Regelungen und Leistungen - etwa beim Lohn, Arbeitszeit und
Urlaubsanspruch - in 13 ausgewählten Branchen und Tarifbereichen seit 1949
entwickelt haben (ab S. 24 in der Publikation; Link unten). Die Auswertung
zeigt auch: In den vergangenen Jahren sind die Tarifvergütungen im Schnitt
spürbar gestiegen, und innovative tarifliche Regeln unterstützen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beispielsweise dabei, Erwerbsjob und
Familie besser unter einen Hut zu bekommen.

• In Lohn-, Gehalts- und Entgeltabkommen werden die Tarifvergütungen
und ihre Steigerungen festgelegt. In den vergangenen zehn Jahren sind die
Tarifvergütungen preisbereinigt um gut 14 Prozent gestiegen. Entgelte in
einigen sozialen Berufen wurden besonders angehoben.

• In den Manteltarifverträgen werden die allgemeinen Arbeitsbedingungen
geregelt wie Arbeitszeit Urlaub, Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung,
Altersversorgung, Kündigungsschutz u.a.m. In jüngster Zeit spielten vor
allem kürzere und flexiblere Arbeitszeiten und Wahloptionen zwischen Geld
und Zeit in vielen Tarifabschlüssen eine wichtige Rolle.

• In speziellen Tarifverträgen werden Fragen der Arbeits- und
Leistungsgestaltung geregelt, etwa zur Digitalisierung, Personalbemessung,
Arbeitsbelastung und Qualifizierung. Ein aktuelles Beispiel sind
Entlastungstarifverträge für das Pflegepersonal in Krankenhäusern.
"Verbesserte Arbeitsbedingungen wirken hier auch als wichtiger Beitrag
gegen den Fachkräftemangel", sagt Dr. Reinhard Bispinck, der Autor der
Analyse.

Trotz dieser positiven Ergebnisse ist der Zustand des Tarifvertragssystems
nach der WSI-Untersuchung aber nicht zufriedenstellend. Das liegt vor
allem daran, dass die Reichweite der Tarifverträge seit mehr als zwei
Jahrzehnten nahezu kontinuierlich zurückgeht. Mittlerweile sind nur noch
rund 55 Prozent der Beschäftigten und 27 Prozent der Betriebe
tarifgebunden. Insbesondere in kleineren Betrieben, in verschiedenen
Dienstleistungsbereichen und in den ostdeutschen Bundesländern liegt die
Tarifbindung erheblich unter dem Durchschnitt. Viele Unternehmen sind in
den vergangenen Jahren aus der tariflichen Bindung ausgestiegen und sind
allenfalls noch Mitglieder in sogenannten OT-Verbänden
(Arbeitgeberverbänden ohne Tarifbindung). "Die rückläufige Tarifbindung
untergräbt die bestehenden Tarifstandards und fördert niedrig bezahlte und
prekäre Beschäftigung", warnt Prof. Dr. Thorsten Schulten, der das
WSI-Tarifarchiv leitet.

Die zentrale Frage laute daher, wie der Trend gebrochen und dem
Tarifvertragssystem zu neuer Stärke verholfen werden kann, so Schulten.
Dazu seien verschiedene Ansatzpunkte geeignet und erforderlich: Einerseits
seien die Tarifvertragsparteien gefordert, ihre Bindungskraft zu erhöhen.
"Die Arbeitgeberstrategie zum Aufbau von OT-Verbänden hat sich als fataler
Irrweg erwiesen, der die Erosion des Tarifsystems verstärkt hat.
Tarifbindung muss hier Vorrang haben." Flankierend sei auch der
Gesetzgeber gefordert, so Schulten. "Tarifsenkungs- und
Vermeidungsstrategien müssen begrenzt werden, etwa durch die Nachwirkung
von Tarifverträgen bei Outsourcing." Zudem sollte die Geltungswirkung
durch erleichterte Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen
unterstützt und das Vetorecht der Arbeitgeber im Tarifausschuss
abgeschafft werden. Schließlich könnte das Vergaberecht bei öffentlichen
Aufträgen auf die konsequente Förderung von Tarifbindung ausgerichtet
werden.


Originalpublikation:

(*) Reinhard Bispinck/WSI-Tarifarchiv, 70 Jahre Tarifvertragsgesetz -
Stationen der Tarifpolitik von 1949 bis 2019, Elemente qualitativer
Tarifpolitik Nr. 85, Düsseldorf, April 2019.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_ta_elemente_85_2019.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 08.04.2019
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GEWERKSCHAFT/1806: Warnstreiks bei Banken werden bis zur nächsten Verhandlungsrunde fortgesetzt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. April 2019

Warnstreiks bei Banken werden bis zur nächsten Verhandlungsrunde
fortgesetzt - ver.di fordert verhandlungsfähiges Angebot



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert die
Arbeitgeber auf, in der nächsten Tarifrunde für die Beschäftigten bei
privaten und öffentlichen Banken ein verhandlungsfähiges Angebot
vorzulegen. In den bisherigen Runden haben die Arbeitgeber kein
Angebot vorgelegt. Stattdessen haben sie die Fortführung der
Verhandlungen davon abhängig gemacht, dass ver.di nahezu alle
Forderungen zurücknehmen soll.

"Die Arbeitgeber fordern, dass wir unsere Forderungen vom Tisch
nehmen. Das ist brüskierend und wertschätzt die Arbeit der
Beschäftigten nicht. Mit dieser Forderung haben die Arbeitgeber die
Warnstreiks der vergangenen Woche und dieser Woche provoziert",
betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied und Verhandlungsführer
Christoph Meister. "Wir haben eine erfolgreiche Streikwoche mit
mehreren tausend streikenden Bankangestellten hinter uns - eine
vielleicht noch eindrucksvollere Streikwoche vor uns", so der
Gewerkschafter. ver.di nehme wahr, dass die Arbeitsniederlegungen für
einen Gehaltstarifvertrag für viele Beschäftigte der Deutschen Bank
und der Commerzbank zugleich einen Anlass biete, um ihren
persönlichen Protest gegen eine mögliche Fusion beider Banken zum
Ausdruck bringen.

Bis zum nächsten Verhandlungstermin, der am kommenden Donnerstag (11.
April 2019) in Berlin stattfindet, werde es weitere Warnstreiks und
Aktionen geben. Nachdem es in der vergangenen Woche bereits
Warnstreiks in Hamburg, Berlin, Brandenburg, Baden-Württemberg,
Hessen, Bayern und Nordrhein-Westfalen gegeben habe, hat ver.di in
dieser Woche Beschäftigte unter anderem in Baden-Württemberg, in
Nordrhein-Westfalen und im Saarland zu Warnstreiks aufgerufen. Auch
in Berlin werde es zu Aktionen kommen. Durch die Warnstreiks sei es
zu Einschränkungen und Filialschließungen gekommen. Damit sei auch im
weiteren Verlauf der Woche zu rechnen.

ver.di fordert in der Tarifrunde für die rund 200.000 Beschäftigten
bei privaten und öffentlichen Banken 6 Prozent mehr Gehalt bei einer
Laufzeit von zwölf Monaten. Für Beschäftigte mit einer
übertariflichen Bezahlung will ver.di eine entsprechende
Dynamisierung der Gehälter durchsetzen. Für Auszubildende fordert die
Gewerkschaft eine Erhöhung der Vergütung um 100 Euro. Des Weiteren
will ver.di in der Tarifrunde neben einer deutlichen Gehaltserhöhung
vor allem über Arbeitsbelastung und Weiterbildung verhandeln. Die
Digitalisierung verändert die Arbeitswelt bei den Banken sehr rasch
und tiefgreifend, darum fordert ver.di einen verbindlichen Anspruch
der Beschäftigten auf Weiterbildung. Durch Rationalisierungen und
ständige Umstrukturierung ist die Arbeitsbelastung immer mehr
angestiegen. Aus diesem Grund fordert ver.di für alle Beschäftigten
sechs Gesundheits- und Entlastungstage. Um den unterschiedlichen
Bedarfen der Beschäftigten gerecht zu werden, sollen die
Bankbeschäftigten zwischen Gehaltssteigerung oder Freizeit wählen
können.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2763: Dankeskarte statt Gehaltserhöhung - Wie Mitarbeiter mit passendem Feedback kreativer werden (idw)


International School of Management (ISM) - 08.04.2019

Dankeskarte statt Gehaltserhöhung: Wie Mitarbeiter mit passendem Feedback
kreativer werden



Kreative Mitarbeiter, die mit ihren innovativen Ideen das Unternehmen
weiterbringen, sind gern gesehen. Doch Kreativität funktioniert nicht auf
Knopfdruck - oder doch? Mit dem passenden Belohnungssystem haben Chefs
durchaus die Möglichkeit, das Innovationspotenzial im Unternehmen aktiv zu
erhöhen. Wie genau Vorgesetzte und Personaler ihre Mitarbeiter für
kreative Prozesse motivieren können, hat ein Team der International School
of Management (ISM) erforscht.

Intrinsisch motivierte Mitarbeiter sind kreativer, darüber sind sich
Wissenschaftler einig. Mitarbeiter, die Spaß an ihrer Arbeit haben und sie
um ihrer selbst willen ausüben, zeigen mehr Kreativität und entwickeln
häufiger innovative Ideen. In der Realität geht jedoch nicht jeder
Mitarbeiter in seinen Aufgaben auf. Das bedeutet aber nicht, dass das
kreative Potenzial verschenkt werden muss.

"Als Arbeitgeber kann ich mich nicht allein auf die intrinsische
Motivation meiner Mitarbeiter verlassen, sondern sollte Kreativität und
Innovation gezielt fördern", sagt Prof. Dr. Charlotte Malycha, die an der
ISM im Bereich Wirtschaftspsychologie unterrichtet. Einfluss nehmen können
Chefs durch extrinsische Motivatoren - also Belohnungen wie Boni,
Fortbildungen oder Gehaltserhöhungen, aber auch Lob, konstruktives
Feedback und andere wertschätzende Rückmeldungen. "Bislang wurde
intrinsische Motivation oft als die gute, extrinsische dagegen als die
schlechte Motivation angesehen. Mit den richtigen extrinsischen
Motivatoren kann ich die kreative Arbeit meiner Mitarbeiter aber auch
unterstützen."

Persönliche Gesten wirken für die Kreativität sogar effektiver als
finanzielle Belohnungen. "Wenn sich intrinsische Motivation und
wertschätzendes Feedback verbinden, entsteht ein Kreativitäts-Boost",
erklärt Malycha. Das kann schon ein Lob oder eine Dankeskarte für eine
innovative Problemlösung sein. Die Anerkennung steht im direkten
Zusammenhang mit der kreativen Leistung und zeigt dem Mitarbeiter so den
hohen Stellenwert von Kreativität im Unternehmen. "Ich muss dabei die
Bedürfnisse der Mitarbeiter berücksichtigen. Dem einen gefällt ein Lob vor
der versammelten Abteilung, dem anderen ist es peinlich. Ob ich die Arbeit
eines Mitarbeiters im betrieblichen Newsletter oder in einer persönlichen
Dankeskarte wertschätze, hängt ganz von seiner Persönlichkeit und den
Beziehungen innerhalb des Unternehmens ab."

Diese Maßnahmen erfolgreich einzusetzen, erfordert Aufwand und
Sensibilität. Im Idealfall führt das Abwägen zwischen den Bedürfnissen der
Mitarbeiter und denen des Unternehmens aber zu einer Win-Win-Situation, in
der die Innovationskapazität der Organisation verbessert und mit den
Zielen der Mitarbeiter vereint werden.

"Extrinsische Motivatoren und intrinsische Motivation schließen sich nicht
aus und funktionieren zusammen umso besser. Dafür brauche ich aber ein
effektives Belohnungssystem", so Malycha. "Die Arbeit der
Personalabteilung endet nicht dabei, die richtigen Leute einzustellen. Es
ist ebenso wichtig, das vorhandene Potenzial zu fördern und Mitarbeiter
mit den richtigen Werkzeugen zu innovativen Ideen anzuregen."

Gemeinsam mit Prof. Dr. Ernestine Schafmann und ISM-Absolventin Carmen
Fischer hat die Diplompsychologin einen Artikel über die
Motivationsfaktoren für Kreativität und Innovation veröffentlicht, der auf
www.frontiersin.org frei abrufbar ist. Die zugrundeliegende Studie stammt
aus der Master-Thesis von Erstautorin Fischer, die an der ISM Psychology &
Management studiert hat.


Hintergrund:

Die International School of Management (ISM) zählt zu den führenden
privaten Wirtschaftshochschulen in Deutschland. In den einschlägigen
Hochschulrankings rangiert die ISM regelmäßig an vorderster Stelle.
Die ISM hat Standorte in Dortmund, Frankfurt/Main, München, Hamburg, Köln,
Stuttgart und Berlin. An der staatlich anerkannten, privaten Hochschule in
gemeinnütziger Trägerschaft wird der Führungsnachwuchs für international
orientierte Wirtschaftsunternehmen in kompakten, anwendungsbezogenen
Studiengängen ausgebildet. Alle Studiengänge der ISM zeichnen sich durch
Internationalität und hohe Lehrqualität aus. Projekte in Kleingruppen
gehören ebenso zum Hochschulalltag wie integrierte Auslandssemester und
-module an einer der über 180 Partneruniversitäten der ISM.

Originalpublikation:

Fischer C, Malycha CP and Schafmann E (2019)

The Influence of Intrinsic Motivation and Synergistic Extrinsic Motivators
on Creativity and Innovation.

Front. Psychol. 10:137.

doi: 10.3389/fpsyg.2019.00137

Weitere Informationen unter:

http://www.ism.de/hochschule/presse

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

International School of Management (ISM), 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06892: Dämonengleiches Aufblitzen (SB)




Verschieden sind die Gründe, aus denen heraus jemand zum Schachspiel
greift, und unterschiedlich die Motive, die ihn an diesem Spiel
festhalten lassen. Je nach eigener Veranlagung wird das Wesen des
Schachspiels spezifisch definiert. Das Interesse jedes einzelnen ist
bekanntlich sein Himmelreich. Niemand hat das Recht, ihm da
hineinzureden. Doch aus ebendiesem Grunde ist es auch zulässig, daß
bestimmte Charaktere im Schach deutlich mehr sehen als nur ein auf
Kurzweil gestutztes Vergnügen. Die schönste Lobeshymne sang wohl der
begnadete Wiener Meister Josef Krejcik: "Ist denn das Schach, o
Menschen, nur ein Spiel? Nur der, in dessen Seele ein Hauch von Kunst
lebt, kann Schach spielen, die vielen anderen spielen nur mit
Holzfiguren. Nur der von Gott begnadete Künstler schafft Werte auch
auf den 64 Feldern, die anderen, die Allzuvielen, ihnen ist es nicht
Kunst, nur Zerstreuung für müßige Stunden oder höchstens ein
Sorgenbrecher. Gar vielen aber bloßer Sport. Was kümmert sie der
göttliche Funke, der in der unsterblichen Partie dämonengleich blitzt,
sie wollen nur wissen: Wer wird Erster im Turniere, wer ist
Weltmeister?" Nun, Wanderer, im heutigen Rätsel der Sphinx ist eine
ganz andere Frage belangvoll, nämlich die nach dem kürzesten und
schlagfertigten Weg zum Gewinn für Schwarz.




[image: SCHACH-SPHINX/06892: Dämonengleiches Aufblitzen (SB)]



Fuderer - Gligoric

Zagreb 1949


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Mächte hinter allem Gespinst entschieden gegen ein Remis: 1.Td8-
e8+! Ke7-d6 2.e4-e5+ Kd6-c7 3.d5-d6+ Kc7-b7 4.Te8-e7+ Kb7-b8 - 4...Kb7-
c6 5.Te7-c7+ Kc6-b5 6.Tc7-c1 Sh5xf6 (6...Tb3-b1 7.Tc1-c5+) 7.g5xf6 Tb3-
b1 8.d6-d7! - 5.Sf6-d7+ Kb8-c8 - 5...Kb8-a8? 6.Te7-e8+ nebst 7.Sd7-c5+
- 6.Sd7-c5 Tb3xe3+ 7.Kf3xe3 Sh5-g7 8.Te7-c7+ und Schwarz gab
angesichts der erdrosselnden Mattschlinge auf.
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MELDUNG/246: Neue Publikation - Alltagsleben und Integrationsprozesse geflüchteter Menschen (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 08.04.2019

Neue Publikation: Alltagsleben und Integrationsprozesse geflüchteter
Menschen



"Gott sei Dank fühle ich mich jetzt nicht mehr als Flüchtling" - das BICC
Working Paper von Simone Christ analysiert Integrationsprozesse
geflüchteter Menschen in Deutschland und bezieht hierfür besonders die
Situation in Nordrhein- Westfalen mit ein.

Grundlage der Studie bildet eine fast zweijährige Feldforschung, die
Experteninterviews, Interviews mit Geflüchteten und teilnehmende
Beobachtung in einer Unterkunft für Geflüchtete einbezieht. Das Working
Paper dokumentiert dabei sowohl Erfahrungen von Menschen, die schon vor 20
bis 40 Jahren nach Nordrhein-Westfalen geflohen sind, als auch die von
Menschen, die seit 2014 ankamen. Beide Gruppen von Geflüchteten stimmten
überein, dass das Erlernen der deutschen Sprache, der Zugang zum
Arbeitsmarkt und eine eigene Wohnung wesentlich für ihr Leben und ihren
Alltag in Deutschland ist.

"Die gesellschaftliche Teilhabe geflüchteter Menschen hängt allerdings in
großem Maße von den Bedingungen der Asylgesetzgebung ab", lautet ein
Ergebnis von BICC Working Paper 5\2019. Zwar haben sich in den letzten
zwei Jahren einige rechtliche Grundlagen verbessert. Allerdings schaffen
bürokratische Kategorisierungen in "gute" und "schlechte
Bleibeperspektive" zwischen Asylbewerbern hierarchische Unterschiede, die
sowohl den Zugang zu Integrationsmaßnahmen (wie zum Beispiel Sprachkursen)
als auch den zum Arbeitsmarkt erheblich mitbestimmen.

Sozialwissenschaftliche Theorien zu Integration und Assimilation gehen von
einer stufenweisen und einseitigen Anpassungsleistung von Migranten an die
Aufnahmegesellschaft aus. Die Autorin Simone Christ betont hingegen, dass
Integrationsprozesse nicht einheitlich verlaufen: "Zum Beispiel machen
Geschlecht, Alter, Ethnizität, Nationalität, soziale Klasse bzw. Schicht
oder auch der rechtliche Status große Unterschiede aus." Dies ist häufig
an strukturelle Benachteiligung gekoppelt, die sich etwa auf den Zugang zu
Spracherwerb und Arbeitsmarkt auswirkt.

Integrationsprozesse beeinflusst zudem, dass die Lebenswelt geflüchteter
Menschen sowohl von lokalen als auch transnationalen Bezügen geprägt, z.
B. wenn Familien getrennt wurden. Auch das Gefühl von Zugehörigkeit und
Heimat folgt keinem Entweder-Oder-Schema - es kann mit dem Herkunftsland
ebenso verbunden sein, wie mit einer Stadt oder sozialen Beziehungen.
"Viele Geflüchtete sehen Heimat als den Ort an, wo sie Frieden und
Freiheit finden", erläutert die Autorin.

Gegründet auf ihre Feldforschung lautet das Fazit der Wissenschaftlerin:
"Die Alltagsrealitäten von Geflüchteten sind komplex. Gerade deshalb
bedeutet Integration nicht Anpassung, sondern Interaktion und Teilhabe."


Sie finden den Volltext von BICC Working Paper 5\2019 unter:

https://www.bicc.de/publications/publicationpage/publication/gott-sei-dank-fuehle-ich-mich-jetzt-nicht-mehr-als-fluechtling-alltagsleben-und-integratio/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bonn International Center for Conversion (BICC), 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESELLSCHAFT/345: Warum gesellschaftlicher Zusammenhalt nur mit guter Verwaltung gelingen kann (idw)


Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) - 08.04.2019

Lob der Bürokratie! Warum gesellschaftlicher Zusammenhalt nur mit guter
Verwaltung gelingen kann



Die Frage des gesellschaftlichen Zusammenhalts wird gegenwärtig oft
gestellt und als Krise wahrgenommen. Verunsicherte Bürgerinnen und Bürger
sehen ihren persönlichen Status, ihre soziale Teilhabe und ökonomischen
Chancen in Gefahr. Das Vertrauen in demokratische Institutionen und den
Staat ist fragiler geworden. In ihrer gemeinsamen und aktuell erschienenen
Studie "Politik des Zusammenhalts. Über Demokratie und Bürokratie" betonen
Berthold Vogel (Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen), Claudia Neu
(Universitäten Göttingen und Kassel) und Jens Kersten (LMU München) daher
die zentrale Rolle einer guten Verwaltung als Grundlage einer Politik des
Zusammenhalts.

Der Zusammenhalt unserer Gesellschaft wird als Krise beschrieben,
verunsicherte Bürgerinnen und Bürger scheinen das Vertrauen in den Staat
und dessen demokratische Institutionen verloren zu haben. Manche suchen
das eigene Glück im Privaten, den Zusammenhalt im heimatlichen Dorf, in
der Nachbarschaft. Andere haben sich autoritären Parteien und Bewegungen
angeschlossen, suchen die homogene Gemeinschaft und bekämpfen die
pluralistische Gesellschaft in der Bundesrepublik.

Wie der Zusammenhalt einer demokratischen Gesellschaft in Zeiten
gesellschaftlicher und sozialräumlicher Umbrüche gerade auch mit einer
professionellen Verwaltung gelingen kann, ist Thema der jüngst
erschienenen Studie "Politik des Zusammenhalts. Über Demokratie und
Bürokratie". Aus soziologischer und juristischer Perspektive wird hier die
zentrale Bedeutung der Bürokratie für eine lebendige Demokratie
analysiert. So erfolge die Gestaltung des sozialen Zusammenhalts nicht nur
durch den verfassungsrechtlichen Rahmen oder das bürgerschaftliche
Engagement, sondern vor allem auch durch die Verwaltung, wie Berthold
Vogel als Mit-Autor betont: "Um es vorweg zu nehmen: Dieser Politik des
Zusammenhalts geht es nicht um die Verwaltung der Heimat als heiler Welt.
Es geht vielmehr um die Frage, wie wir Verteilungsfragen lösen, zwischen
Stadt und Land, zwischen den Generationen, zwischen unterschiedlichen
Lebensformen. Eine solche Politik des Zusammenhalts - so lautet unsere
These - wird nur mit einer guten Verwaltung gelingen. Denn sie sichert
Daseinsvorsorge, technische Infrastrukturen und öffentliche Güter. Eine
professionelle und gute Verwaltung sorgt für Bildung und Gesundheit, für
Alterssicherung und Pflege, für Fragen von Wohnen und Verkehr. All dies
wird durch eine gute Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten
ermöglicht. Daher sind wir alle auf eine gute Verwaltung angewiesen."

Dass die Gewährleistung des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch eine
professionelle Bürokratie auch ihren Preis hat, hebt der Göttinger
Soziologe zudem hervor: "Wir müssen wissen, was uns eine gute Verwaltung
wert ist. Wir dürfen die Verwaltungen nicht idealisieren, sondern müssen
ihre Probleme sehen. Schulen, Polizei, Gerichte und Sozialverwaltungen
stehen unter Druck. Hier fehlt es an personellen und finanziellen
Ressourcen, so dass man diesen Beschäftigten mehr Aufmerksamkeit schenken
sollte. Wir müssen die engagierten Lehrerinnen, Polizisten, Pflegekräfte,
Busfahrer und Verwaltungsangestellte stärker unterstützen, da es vor allem
in diesen Arbeitsbereichen nicht um Dienst nach Vorschrift geht.
Angesichts der zentralen Funktion, die eine gute Verwaltung für die
soziale Demokratie mit der Gewährleistung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts entfaltet, ist es Zeit dafür, den Wert der Bürokratie und
Verwaltung für die Entwicklung und den Bestand einer demokratischen
Gesellschaft zu würdigen."

Originalpublikation:

Jens Kersten, Claudia Neu und Berthold Vogel (2019): 

Politik des Zusammenhalts. Über Demokratie und Bürokratie.

Hamburg: Hamburger Edition.

Weitere Informationen unter:

http://www.sofi.uni-goettingen.de

https://www.hamburger-edition.de/buecher-e-books/artikel-detail/d/2461/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1656

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Soziologisches Forschungsinstitut Göttingen (SOFI), 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/045: Internetportal zum Luhmann-Nachlass geht online (idw)


Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste -
08.04.2019

Internetportal zum Luhmann-Nachlass geht online



In dem von der Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften und
der Künste geförderten Langzeitprojekt "Niklas Luhmann - Theorie als
Passion. Wissenschaftliche Erschließung und Edition des Nachlasses"
(Laufzeit 2015-2030), bei dem die Fakultät für Soziologie in Verbindung mit
dem Archiv und der Bibliothek der Universität Bielefeld mit dem Cologne
Center for eHumanities (CCeH) der Universität zu Köln kooperiert, wird der
wissenschaftliche Nachlass Luhmanns erschlossen.

Heute ist das digitale Portal zum Luhmann-Nachlass online geschaltet
worden:

https://niklas-luhmann-archiv.de

Niklas Luhmann (1927-1998), der von 1968 bis 1993 an der Universität
Bielefeld forschte und lehrte, ist neben Max Weber der berühmteste und
wirkmächtigste deutsche Soziologe des 20. Jahrhunderts. Luhmanns
funktionalistisch orientierte Systemtheorie stellt den Versuch dar, auf
der Basis der philosophischen Tradition einerseits und der Rezeption der
unterschiedlichsten Konzepte der modernen Wissenschaften andererseits die
Grenzen der Soziologie so zu erweitern, dass eine angemessene Beschreibung
der modernen Gesellschaft möglich wird. Der umfangreiche wissenschaftliche
Nachlass Luhmanns, den die Universität Bielefeld 2010 erwerben konnte,
lässt den Autor und sein Theoriegebäude diesseits seiner publizierten
Werke sichtbar werden. Dieser Erkenntniswert gilt insbesondere für den
90.000 Notizzettel umfassenden Zettelkasten. Diese zwischen 1952 und 1997
entstandene Sammlung, die Luhmann als Denkwerkzeug verstand und die
zugleich eine ungeheuer erfolgreiche Publikationsmaschine mit über 600
Veröffentlichungen war, dokumentiert seine Theorieentwicklung auf eine
einzigartige Weise, so dass der Zettelkasten auch als seine intellektuelle
Autobiographie verstanden werden kann, die zugleich die Geschichte des
wissenschaftlichen Reflektierens über die Gesellschaft dokumentiert.

Seit 2015 wird der Nachlass im Rahmen des von der Nordrhein-Westfälischen
Akademie der Wissenschaften und der Künste geförderten Langzeitprojekts
"Niklas Luhmann - Theorie als Passion" an der Fakultät für Soziologie der
Universität Bielefeld in Kooperation mit dem Cologne Center for
eHumanities der Universität zu Köln erschlossen und ediert. Nachdem
bereits Ende 2017 mit dem mehr als tausendseitigen Band "Systemtheorie der
Gesellschaft" aus dem Jahr 1975 eine gewichtige Publikation aus dem
Nachlass im Druck publiziert werden konnte, geht das Projekt jetzt mit
seinem Forschungsportal online. Unter der Adresse
https://niklas-luhmann-archiv.de werden in den kommenden Jahren die
wissenschaftlich relevanten Bestandteile des Luhmannschen Nachlasses in
digitaler Form veröffentlicht werden. Ein Schwerpunkt des Online-Bestandes,
der kontinuierlich erweitert wird, ist die transkribierte und editorisch
bearbeitete Version des Zettelkastens. Durch die digitale Rekonstruktion der
für die Sammlung spezifischen Verweisungsstruktur sowie eine eigens
entwickelten Navigationsmöglichkeit wird eine Lesbarkeit der Sammlung
ermöglicht, die das analoge Material so nicht bieten kann.

Prof. André Kieserling, der Leiter des Projekts: "Man fühlt sich wie in
Luhmanns Kopf und ist beeindruckt von dem Ausmaß an Neugierde und an
Ordnung, das dort herrscht." Neben dem Zettelkasten werden auf dem Portal
zukünftig auch ausgewählte Typoskripte in faksimilierter Form
bereitgestellt. Ein Bestandsregister ermöglicht die Durchsuchbarkeit des
gesamten Datenbestands, so dass Querverbindungen zwischen den einzelnen
Nachlassbeständen hergestellt werden können. Darüber hinaus bietet das
Portal durch die Präsentation von Audio- und Videodokumenten sowie eines
umfassenden Schriftenverzeichnisses weitergehende Informationen zum Werk
und seinem Autor.


Weitere Informationen unter:

https://niklas-luhmann-archiv.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1302

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste, 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/348: Frankfurt - Diskriminierung von LGBTIQ* - Schnee von gestern?, 16.05.2019


Frankfurt University of Applied Sciences

IDAHOBITA 2019

Frankfurt UAS bietet Programm zum "Internationalen Tag gegen Homo-, Bi-,
Inter*-, Trans*- und Asexuellenfeindlichkeit"



Alljährlich am 17. Mai wird weltweit der Internationale Tag gegen Homo-,
Bi-, Inter*-, Trans*- & Asexuellenfeindlichkeit" (IDAHOBITA) begangen, um
auf die Missstände in der Behandlung von Menschen hinzuweisen, die nicht
dem heteronormativen Geschlechterverständnis entsprechen. Im Rahmen einer
Aktionswoche, die anlässlich dieses Tages an der Frankfurt University of
Applied Sciences (Frankfurt UAS) stattfindet, veranstaltet die
Hochschulinitiative CampusKultur am 16. Mai 2019 eine Podiumsdiskussion.
Sie findet unter dem Titel "'Jetzt is' doch mal gut!?' Diskriminierung von
LGBTIQ* - Schnee von gestern? Impulse und Diskussion zu Homo- und
Trans*Phobie in Medien und Alltag" statt. Die Veranstaltung richtet sich
an Studierende und Mitarbeitende der Frankfurt UAS sowie an die
interessierte Öffentlichkeit. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Teilnehmende des Podiums sind Johannes Kram, Autor und Aktivist, Dr.
Ulrich Klocke, Sozialpsychologe am Institut für Psychologie der
Humboldt-Universität zu Berlin, Jessica Purkhardt, LGBTIQ*-Aktivistin,
sowie Samirah Kenawi, Autorin und Mitarbeitende Deutsch-Iranische
Beratungsstelle für Frauen und Mädchen e.V. (DIB). Die Moderation
übernehmen Monika Schröder, Abteilungsleiterin Beratung und Strategie
Studium und Lehre (BeSt) an der Frankfurt UAS, und Prof. Dr. Hans-Reiner
Ludwig, Studiendekan des Fachbereichs Informatik und
Ingenieurwissenschaften der Frankfurt UAS.

Die Frankfurt UAS versteht sich als eine offene Hochschule, die sich der
Integration, Antidiskriminierung sowie der Respektierung von Diversität
verpflichtet fühlt - auch und gerade mit Blick auf andere Sexualitäten.
Seit 2009 wird deshalb der IDAHOBITA an der Frankfurt UAS begangen. Die
Organisation der Podiumsdiskussion wird unterstützt von der Stabsstelle
Diversity der Hochschule. Mehr Informationen zur Veranstaltung sowie
weiteren Aktivitäten rund um den IDAHOBITA an der Frankfurt UAS ab Mai
2019 unter

www.frankfurt-university.de/idahobita

Termin:

Podiumsdiskussion "'Jetzt is' doch mal gut!?' Diskriminierung von
LGBTIQ* - Schnee von gestern?"

16. Mai 2019, 18:00 Uhr

Veranstaltungsort: 

Frankfurt University of Applied Sciences,

Nibelungenplatz 1, Gebäude 1, Café 1, 60318 Frankfurt am Main

Weitere Informationen zum IDAHOBITA an der Frankfurt UAS unter 

https://www.frankfurt-university.de/idahobita; 

mehr zur Hochschulinitiative CampusKultur unter 

https://www.frankfurt-university.de/campuskultur.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 08.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/363: Kuckuck, wo bist du?! (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 8. April 2019

Kuckuck, wo bist du?!

Ab jetzt wieder ersten Kuckuck-Ruf des Jahres melden - 12 Jahre
erfolgreiche Mitmach-Aktion - ändert sich die Ankunftszeit?



Hilpoltstein, 08.04.2019 - Wenn der unverwechselbare Ruf des Kuckucks
erklingt, ist der Frühling endlich auch in Bayern angekommen. Die
ersten der beliebten Vögel sind bereits wieder im Freistaat zu hören.
Der LBV ruft deshalb bereits zum 12. Mal alle Bayern dazu auf, ihren
ersten Kuckuck des Jahres zu melden. "Mit den gesammelten Daten wollen
wir herausfinden, ob sich die Ankunftszeit des Kuckucks als Anpassung
an den Klimawandel langfristig verändert", erklärt die LBV-Biologin
Friederike Herzog. Da der Kuckuck-Bestand in Deutschland auf dem
Rückgang ist, sucht der LBV nach Ursachen und jeder kann an dem
Forschungsprojekt teilnehmen: einfach unter www.lbv.de/kuckuck melden,
wann und wo der erste Kuckuck gehört wurde. Auf der Live-Karte kann
außerdem die Ankunft des Kuckucks in Bayern mitverfolgt werden.




[image: Ein Kuckuck auf einem Kirschzweig - Foto: © Rosl Rößner / LBV Bildarchiv]
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Die LBV-Mitmachaktion zum ersten Kuckuck-Ruf des Jahres ist eine echte
Erfolgsgeschichte. "In den vergangenen zwölf Jahren beteiligten sich
bayernweit immer mehr Naturfreunde an der Mitmachaktion", sagt
Friederike Herzog. 2018 freute sich der LBV über knapp 6.500 Meldungen
von bayerischen Naturfreunden mit dem ersten Kuckuck-Ruf des Jahres.
Ab Ende März, waren im letzten Jahr die ersten charakteristischen Rufe
der Kuckuck-Männchen zu hören und zwar meist in Oberbayern,
Oberfranken und Mittelfranken. "Der große Kuckucks-Ansturm kam dann
Mitte bis Ende April nach Bayern", so Herzog.

"Im Jahresvergleich von 2008 bis 2018 zeigt sich, dass bis auf 2016
und 2017 die Mehrheit der Kuckuck-Meldungen immer in der zweiten
Aprilhälfte eingingen", sagt Herzog. Im Jahr 2016 erfolgte der
Großsteil der Meldungen mit 25 Prozent bereits ein bis zwei Wochen
früher als in den Vorjahren. Die Mehrheit der ersten Kuckuck-Rufe 2017
wurden dagegen ein bis zwei Wochen später, Anfang Mai gemeldet. Grund
für die Schwankungen kann die Witterung sein, da Kuckucke vor allem
bei gutem Wetter rufen. "Die Hauptankunftszeit des Kuckucks 2018 lag
den Meldungen zufolge nach zwei abweichenden Jahren wieder im selben
Zeitraum wie die Jahre davor", so Herzog weiter. Damit das Citizen-
Science-Projekt zur Ankunft der Zugvögel auch dieses Jahr viele
aufschlussreiche Daten erhält, rät sie: Jetzt beim Spazierengehen die
Ohren spitzen und gleich den ersten Kuckuck melden unter
www.lbv.de/kuckuck! Aber aufgepasst, es besteht Verwechslungsgefahr.
Der kurze, prägnante Kuckuck-Ruf kann manchmal mit dem ähnlich
klingenden, langgezogenen Balzruf der Türkentaube verwechselt werden.
Wer sich nicht sicher ist, ob der gehörte Kuckuck-Ruf vom Original
oder der "Fälschung" stammt kann auf der LBV-Homepage den "Ruf-Check"
mit Hörbeispielen machen.

Deutschlandweit geht der Bestand des Kuckucks zurück. Die Ursachen
dafür sind komplex. Der LBV untersucht und erforscht deshalb die
Biologie der Vogelart über ihren gesamten Lebenszyklus. "Wir sind der
Meinung, dass ein Bündel von unterschiedlichen Effekten im Brutgebiet,
auf dem Vogelzug und in den Rast- und Überwinterungsgebieten zum
Bestandsrückgang des Kuckucks führen kann", erklärt Herzog. Mit der
Sammlung langjähriger Datenreihen zur Kuckucksankunft im Brutgebiet
möchte der LBV untersuchen, inwieweit der Klimawandel
mitverantwortlich ist. Denn einige Wirtsvögel des Brutparasiten, die
im Mittelmeerraum überwintern, kehren früher in ihre Brutgebiete
zurück. Für die erfolgreiche Fortpflanzung muss sich der Kuckuck aber
genau auf das Brutgeschehen seiner Wirtsvögel abstimmen.

 * 

Quelle:

Presseinformation 22/19, 08.04.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





INITIATIVE/536: Konkrete Vorschläge für zusätzliche Maßnahmen vorgelegt (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt

Gemeinsame Pressemitteilung - 9. April 2019

Konkrete Vorschläge für zusätzliche Maßnahmen

Trägerkreis fordert von der Staatsregierung die Umsetzung der am
Runden Tisch entwickelten Ergänzungsvorschläge für das Begleitgesetz



München/Hilpoltstein, 08.04.2019 - Der Trägerkreis Volksbegehren
Artenvielfalt - "Rettet die Bienen!" fordert von der Bayerischen
Staatsregierung eine angemessene Berücksichtigung der
Verbesserungsvorschläge, die bei den von Alois Glück geleiteten
Arbeitsgruppen zum Runden Tisch Artenvielfalt entwickelt wurden. "Bei
den sich überschlagenden Ereignissen der letzten Wochen müssen Inhalte
vor Inszenierung gehen", so Agnes Becker, Beauftragte des
Volksbegehrens und Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP Bayern vor der
kurzfristig für Dienstag angesetzten Kabinetts-Pressekonferenz zum
Artenschutz. Der Trägerkreis hat deshalb heute eine Reihe von
Ergänzungsforderungen formuliert, die das von Umweltminister Thorsten
Glauber (Freie Wähler) angekündigte "Volksbegehren plus" ermöglichen
sollen. Exemplarisch nennen die vier Sprecher des Trägerkreises
Maßnahmen aus den Bereichen Waldschutz, Moorschutz, kommunaler
Umweltschutz und Vollzug des Naturschutzgesetzes.

Dr. Norbert Schäffer, Vorsitzender des LBV: "Für den Schutz unserer
biologischen Vielfalt im Wald sind vor allem auch nutzungsfrei Flächen
zwingend erforderlich. Im Koalitionsvertrag findet sich schon jetzt
die Verpflichtung 'dauerhaft rund 10% der staatlichen Waldflächen als
nutzungsfreie Naturschutzflächen und Naturwaldflächen von der
forstwirtschaftlichen Nutzung' auszunehmen. Als Fachverband fordert
der LBV, dass diese Flächen über die verschiedenen Naturräume in
Bayern verteilt ausgewiesen werden. Große, nutzungsfreie Schutzgebiete
im Auwald an der Donau sowie im Laubwald, insbesondere Steigerwald und
Spessart, müssen unbedingt Teil hiervon sein."

Ludwig Hartmann, Fraktionsvorsitzender der Landtags-Grünen: "Das
angekündigte 'Plus' für mehr Artenschutz fehlt bis jetzt noch. Es
bedeutet neben zusätzlichen Maßnahmen zwangsläufig ein Plus von 100
Stellen beim Personal an den Unteren und Höheren Naturschutzbehörden.
Damit wir das künftige Naturschutzgesetz erfolgreich vollziehen
können, brauchen wir kompetente Beratung der Akteure und Kontrolle bei
der Umsetzung.

Richard Mergner, Landesvorsitzender BUND Naturschutz in Bayern:
"Gemeinden und Landkreise müssen ihre Grünflächen im Sinne des
Artenschutzes bewirtschaften. Hierbei soll auf den Einsatz von
Pestiziden verzichtet und soweit nötig die Düngung auf ein die
natürliche Artenvielfalt erhaltendes Maß reduziert werden. Bei der
Neuanlage von Blühflächen ist regional spezifisches Saatgut zu
verwenden."

Agnes Becker, Beauftragte des Volksbegehrens und stellvertretende
ÖDP-Landesvorsitzende: "Die SchülerInnen rufen jeden Freitag nach
Zukunft und demonstrieren für mehr Klimaschutz. Das ist toll! Moore
sind immens wichtig für Klimaschutz und Artenvielfalt. Der Schutz der
letzten Moore, die wir in Bayern überhaupt noch haben, muss endlich
gewährleistet werden. Wir fordern: Keine weiteren
Grundwasserabsenkungen und keine ackerbauliche Nutzung mehr auf
Moorböden. Damit Zukunft bleibt."

Vorschläge des Trägerkreises "Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!" für weitere Maßnahmen und Initiativen zum Erhalt der
Biodiversität in Bayern finden Sie anbei.

Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Am 3. April hat die Bayerische Staatsregierung
angekündigt, den Gesetzentwurf anzunehmen. Zum Trägerkreis des
Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen! gehören die
Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der LBV (Landesbund für
Vogelschutz in Bayern), Bündnis 90/Die Grünen Bayern und die Gregor
Louisoder Umweltstiftung. Ein breites gesellschaftliches Bündnis von
über 200 Organisationen, Unternehmen, Verbänden und Parteien
unterstützt diese direktdemokratische Initiative für ein neues
Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.
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Vorschläge des Trägerkreises Volksbegehren Artenvielfalt und
Naturschönheit in Bayern "Rettet die Bienen" für weitere
Maßnahmen und Initiativen zum Erhalt der Biodiversität in Bayern.

Die Bayerische Staatsregierung sowie die Fraktionsspitzen von CSU und
Freien Wähler haben am Mittwoch den 03. April bekannt gegeben, dass
sie gewillt sind den Gesetzesentwurf des Volksbegehrens im Bayerischen
Landtag anzunehmen. Darüber hinaus möchten sie in weiteren Gesetzen,
Verordnungen und Initiativen den Schutz der Artenvielfalt in Bayern
stärken. Nach dem Willen des Ministerpräsidenten sollen hierzu auch
die Ergebnisse des Runden Tisches, geleitet von Herrn
Landtagspräsidenten a.D. Glück einfließen. Der Trägerkreis des
Volksbegehrens bedankt sich hierfür und bietet weiterhin seine
konstruktive Mitarbeit an. Unsere ersten Vorschläge hierzu sind für
den Bereich

1 Biotopverbund


	Ausschließlich Berücksichtigung von kartierten Biotopen im Biotopverbund.

	Freihalten von Korridoren für den Biotopverbund durch verbindliche planerische Sicherung

	Aktualisierung der Biotopkartierung alle 10 Jahre.



2 Landwirtschaft

Programm zur klimaangepassten Nutzung von Niedermooren und deren
Resten

Degradierte Niedermoore sind ein sehr bedeutender Emittent von
Klimagasen. Mit einem Schutzprogramm für die letzten verbliebenen
Niedermoore und deren Reste würde ein großer Beitrag zum Klimaschutz
und zugleich zum Erhalt vieler bedrohter Arten geleistet.

Erhöhung der Fördermittel und Flächenumfang VNP

10% der LW-Fläche als Ziel. VNP ist unstrittig das erfolgreichste und
wirksamste Programm-Paket für den Natur- und Artenschutz. Es braucht
u.a. eine wirksame Beratungsinitiative für VNP-Verträge zu
artenreichen Wiesen um die Vorgabe des Volksbegehrens zu artenreichem
Grünland innerhalb dieser Legislaturperiode umzusetzen.

Gesetzlicher Rechtsanspruch auf das VNP

Dies soll Planungssicherheit für Landwirte zu schaffen und den
einseitigen Finanzierungsvorbehalt des Staates ersetzen.

Erhöhung der Beweidungsprämie und Beweidungsprogramm

Die Beweidungsprämie soll nach Aufwand differenziert und insgesamt
erhöht werden. Es sollen Anreize zur verstärkten Umsetzung von
großflächig extensiven Weidelandschaften geschaffen werden, in denen
die Förderung der Artenvielfalt und insbesondere der Erhalt
gefährdeter Arten das vorrangige Ziel ist.

Verpflichtende Kontrolle und Monitoring der naturschutzfachlichen
Ausgleichs- und Ersatzflächen

Ausgleichflächen sind ein wichtiger Baustein für den Erhalt der
Artenvielfalt. Es bedarf allerdings analog z.B. zum Monitoring in
Schutzgebieten einer Qualitätssicherung. Im BayNatSchG ist die
Zuständigkeit für die Kontrolle der Maßnahmen festzuschreiben.

3 Moore

Verbot der Grundwasserabsenkung auch in allen Moor- und
Anmoorstandorten. Beendigung der ackerbaulichen Nutzung von
Moorstandorten (vornehmlich zur Vermeidung der Freisetzung von
Treibhausgasen) durch gesetzliches Verbot und Einführung eines
wirksamen Förderprogramms (s.o. bei Landwirtschaft).

4 Wald

10% der Staatswaldfläche aus der Nutzung nehmen und
naturschutzrechtlich sichern

Entsprechende nutzungsfreie Flächen sollen ein über den Freistaat
verteiltes Netzwerk bilden.

Einrichtung nutzungsfreier Großschutzgebiete im Laubwald und Auwald
(Nationalpark)

Die beiden bestehenden Nationalparke haben sich als Hort der
Biodiversität etabliert.
Im Laubwald und im Auwald fehlen große nutzungsfreie Schutzgebiete
bisher.

Erhöhung Totholzanteil

Totholz ist unter Biodiversitätsgesichtspunkten der wichtigste
Bestandteil der Wälder.
Für den Staatswald sollte daher das von der BaySF festgelegte Ziel für
Totholz um
mindestens 10 fm/ha erhöht werden. Für sonstige Wälder sollte ein
Förderprogramm
für die Erhöhung des Totoholzanteils aufgelegt werden.

Überführung von Waldbeständen in Kategorie 1 Wälder

Alte Wälder sind für die Artenvielfalt besonders wichtig und sind
deshalb bei den BaySF bereits aus der Nutzung genommen. Da aber ihr
Bestand dennoch nicht garantiert werden kann (Sturmschäden etc.)
sollten kontinuierlich weitere Wälder im Staatswald in Kategorie 1
Wälder überführt werden. Für kommunalen und privaten Wald sind
entsprechende Programme zu etablieren.

Walddynamik

Für besonders dynamische Waldgesellschaften, wie zum Beispiel den
Auwald sollten natürlich ablaufende Prozesse als Ziel der
Waldbewirtschaftung im Staatswald festgelegt werden.

5 Gewässer

Verpflichtende Gewässerrandstreifen von beidseitig je 10 Meter
Breite an Gewässern 2. Ordnung im Außenbereich

Gewässerrandstreifen vermindern den Eintrag und Fördern den Austrag
von Feinsedimenten an Gewässern. Sie bieten Schutz vor Eintrag von
Pestiziden und sind für die Biodiversität wichtige Verbundstrukturen.
Während an Gewässern I. Ordnung bereits durchgehend 10 m breite
Gewässerrandstreifen vorhanden sind, fehlen sie an Gewässern II.
Ordnung häufig. Gerade hier sind sie notwendig - auch im Hinblick auf
die Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie - da sie eine
dynamische Gewässerentwicklung erst ermöglichen.

Referenzgewässer für Flussdynamik

Fließgewässer sind natürlicherweise von einer außerordentlichen
Dynamik geprägt. Zahlreiche Tier und Pflanzenarten sind auf diese
Dynamik angewiesen, diese sollte daher Ziel der
Fließgewässerbewirtschaftung sein. Zusätzlich sollten Wildflüsse als
Referenzgewässer erhalten und entwickelt werden.

4. Reinigungsstufe bei Kläranlagen, Verminderung von
Mischwassereinleitungen

Der Einfluss von Toxinen, hormonwirksamen Stoffen und Mikroplastik auf
Mensch und Natur gerät zunehmend in den Fokus. Über
Forschungsprogramme sollten die Wirkmechanismen dieser Stoffe und
deren Eintragswege identifiziert werden um entsprechend reagieren zu
können.

Mindestwasserleitfaden

Fehlendes Wasser in Ausleitungsstrecken stellt in vielen Fällen eine
Unterbrechung des Biotopnetzes für aquatische Lebewesen dar. Im Zuge
der Klimaerwärmung kommt es zudem in mit wenig Wasser dotierten
Gewässerabschnitten häufiger zu lebensbedrohlichen Situationen für die
heimischen Arten. Vom Runden Tisch sollte ein klares Bekenntnis zu
einer baldigen Verabschiedung eines fachlich anspruchsvollen
Mindestwasserleitfadens ausgehen.

6 Siedlungen

Ökologisierung der staatlichen Flächen und Gebäude durch ein
Biodiversitätsprogramm

Fortschreitende Klimaschutzbemühungen und die Preissteigerungen auf
dem Immobilienmarkt führen zur Modernisierung zahlreicher Gebäude.
Dabei gehen Lebensräume z.B. für Gebäudebrüter oder
Überwinterungsstätten verloren. Dem sollte durch ein Förderprogram für
Ökologisches Bauen entgegengewirkt werden.

Vogelschlag an Glasfassaden abstellen

Verpflichtendes Grünflächenmanagement für Kommunen

Die Gemeinden sollen Konzepte für die Pflege ihrer Grünflächen und
Straßen- und Wegränder erstellen, bei denen Turnusmahd und
biodiversitätsschonende Mahdtechniken festgelegt werden.

Verbot von Mulchen im Grünland, Rasen, Straßenbegleitgrün
etc.

Mulchen ist eine besonders schädliche Form der Bewirtschaftung von
Grünland. Zahlreiche Kleintiere werden dabei unnötigerweise getötet.
Dabei könnte durch Mähen das gleiche Ergebnis erzielt werden. Mulchen
könnte auf staatlichen Flächen sofort, auf kommunalen und privaten
Flächen nach einer angemessenen Übergangsfrist verboten werden.

Pestizidverbot im privaten Bereich.

Der Einsatz von Pestiziden im Privaten und Kommunalen Bereich ist in
den meisten Fällen unnötig und wenn er durch ungeschulte Personen
stattfindet auch besonders schädlich. Die Staatsregierung sollte ihren
Einfluss geltend machen, um z.B. durch Satzungsänderungen in Kommunen
und Anpassung von Verordnungen der EU den Pestizideinsatz hier rasch
zu beenden.

Verwendung von heimischen Pflanzen in privaten und kommunalen
Gärten und Grünanlagen

Fremdländische Arten sind für die Artenvielfalt meist wertlos. Zudem
gibt es meist einen gleichwertigen Ersatz durch heimische Arten. Im
Kommunalrecht sind Regelungen zu schaffen, um heimische Arten hier
Vorrang einzuräumen. Dies ist mit Aufklärungskampagnen und
Förderprogrammen zu begleiten.

Beleuchtung reduzieren

Unternehmenswerbung im Emissionsschutzgesetz regeln. Beleuchtung in
und von öffentlichen Gebäuden ab 00:00 abschalten

7 Flächenverbrauch: Ziel von max. 5 ha/Tag

Der Flächenverbrauch stellt ein riesiges Problem für das Kleinklima,
das Landschaftsbild und die Biodiversität da. Die Koalition von Freien
Wählern und CSU hat eine Begrenzung des Flächenverbrauches vereinbart.
Vom Runden Tisch Volksbegehren Artenvielfalt sollte ein klares
Statement für die Begrenzung des Flächenverbrauches ausgehen.

8 Sonstiges

150 zusätzliche Stellen an UNBs, HNBs und dem Landesamt für
Umwelt 

Zur Umsetzung der Ziele und Maßnahmen, die nötig sind für eine
Trendwende im Arten- und Naturschutz, ist eine Aufstockung des
Personals an den Unteren und Höheren Naturschutz-Behörden um
mindestens 150 Stellen nötig. Diese Behörden sind für den Vollzug des
Naturschutzgesetzes, die Umsetzung der Fachprogramme des
Naturschutzes, die Initiierung und Abwicklung von VNP, von
Biodiversitätsprojekten, Moorschutzprojekten und zahlreichen anderen
Projekten verantwortlich. Jede UNB braucht zwei zusätzliche Stellen.

Umweltbildungsstationen Bayern

Die bisher existierenden 57 Umweltstationen in Bayern machen eine
hervorragende Arbeit in Sachen Umweltbildung. Damit in Zukunft
möglichst jedes Schulkind und möglichst auch alle Erwachsenen die
Möglichkeit haben solche Umweltstationen zu besuchen ist ihre Zahl auf
mindestens 100 zu erhöhen.

Biodiversitätsbeauftragte für alle staatlichen Einrichtungen


Die Umsetzung von Maßnahmen des Artenschutzes vor Ort kann nur
gelingen, wenn ausreichend geschulte und motivierte Personen vor Ort
tätig sind. Analog zu den Umweltbeauftragten sollten daher in
öffentlichen Einrichtungen Biodiversitätsbeauftragte geschaffen
werden.

Stärkung des Thema Arten- und Naturschutz im Rundfunk

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat einen gesetzlich festgelegten
Bildungsauftrag. Der Artenschutz sollte hier entsprechend seiner
Bedeutung berücksichtigt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.04.2019

Volksbegehren Artenvielfalt

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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POLITIK/1171: Schulze und de Rugy bekräftigen enge Zusammenarbeit (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Presseerklärung der Minister François de Rugy und Svenja
Schulze - 9. April 2019

Schulze und de Rugy bekräftigen enge Zusammenarbeit beim Schutz des
Klimas und der biologischen Vielfalt

Deutsch-französische Anstrengungen für ökologisch und sozial gerechte
Transformation



Bundesumweltministerin Svenja Schulze und der französische
Umweltminister François de Rugy haben die Fortführung der engen
deutsch-französischen Zusammenarbeit beim Klima- und Artenschutz
vereinbart. Beim gestrigen Besuch in Berlin betonten Schulze und de
Rugy, dass die deutsch-französische Partnerschaft für die
Ausgestaltung eines gerechten ökologischen Wandels in Europa
grundlegend sei. Sie verpflichteten sich, bei der Gestaltung der
europäischen Agenda in den kommenden Jahren eng zusammenzuarbeiten,
insbesondere während der EU-Ratspräsidentschaften der beiden Länder.
Frankreich hat derzeit die G7-Präsidentschaft inne; Deutschland wird
in der zweiten Jahreshälfte 2020 die EU-Ratspräsidentschaft
übernehmen, die Frankreich wiederum während des ersten Halbjahres 2022
übernehmen wird.

Svenja Schulze: "Klimaschutz und biologische Vielfalt sind die
Überlebensthemen unserer Zeit. Das sehen viele insbesondere jüngere
Menschen in unseren beiden Ländern ebenso. Wohlstand und Sicherheit
können wir nur durch entschlossenes Handeln erreichen und erhalten.
Klimaschutz und Nachhaltigkeit sind daher integrale Bestandteile des
von Frankreich und Deutschlands unterzeichneten Aachener Vertrags."

Die Minister sprachen in offener Atmosphäre auch die Herausforderungen
an, denen sich Frankreich und Deutschland auf ihrem Weg zur
Klimaneutralität stellen müssen.

Minister de Rugy: "Wir können und werden nicht leugnen, dass die
bevorstehenden Klimaveränderungen unsere Art zu leben, uns
fortzubewegen und zu ernähren massiv beeinflussen werden. Unsere
Aufgabe als Regierungsmitglieder ist es, intelligente Instrumente zu
schaffen, um diese Veränderungen gerecht, akzeptabel und vorhersagbar
zu gestalten. Wir sind einer Meinung, dass ein Preis auf CO2-
Emissionen, wenn er gut durchdacht ist, ein solches Instrument
darstellen kann.

Im letzten Jahr beschlossen Präsident Emmanuel Macron und
Bundeskanzlerin Angela Merkel die Einsetzung einer
ressortübergreifenden Deutsch-Französischen Arbeitsgruppe zum
Klimaschutz, der "Meseberger Klima-AG", um so gemeinsam Fortschritte
bei Ansätzen und Maßnahmen im dringlichen und ehrgeizigen Kampf gegen
den Klimawandel zu ermöglichen. Dies schließt einen Austausch zu
institutionellen Ansätzen und Gremien wie der deutschen
Kohlekommission, dem französischen, hochrangig besetzten Klimarat, dem
deutschen Klimakabinett sowie der französischen "Grand Débat National"
ein.

Schulze und de Rugy wollen sich bei den derzeit laufenden
Verhandlungen über den zukünftigen mehrjährigen Finanzrahmen für die
Verwendung eines wesentlichen Anteils des Haushalts für Klima- und
Umweltschutz einzusetzen. So sollten wichtige Politikfelder der EU,
insbesondere die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), ausreichend große
Beiträge leisten.

Beide Minister sind der Überzeugung, dass die neue GAP gemeinsame,
ehrgeizige Ziele verfolgen muss, vornehmlich bei der Verringerung des
Einsatzes von Pestiziden. Mittel für auf EU-Ebene beschlossene
Umweltschutzmaßnahmen sollten zweckgebunden werden. Diese Elemente,
ebenso wie klare Umweltauflagen und ehrgeizige nationale
Strategiepläne, sind notwendig, um etwaige Verzerrungen innerhalb der
EU zu vermeiden. Nur so wird eine sozial gerechte Agrarwende
befördert, die Landwirte bei den wirtschaftlichen und klimabedingten
Herausforderungen unterstützt.

Einig sind sich Schulze und de Rugy auch darin, den Verlust von
Biodiversität zu stoppen. Hier werden auf der nächsten Sitzung der 
G7-Umweltminister Koalitionen gebildet bzw. gestärkt. Des Weiteren
unterstützen beide Länder einen ambitionierten globalen Rahmen für die
biologische Vielfalt für die Zeit nach 2020 im Rahmen der 
UN-Biodiversitätskonvention (CBD), der auf der nächsten
Vertragsstaatenkonferenz der CBD 2020 in Kunming verabschiedet werden
soll.

Schließlich blickten die Minister noch auf die Europa-Wahlen Ende Mai:
"Etwa 80% der Klima- und Umweltpolitik wird auf EU-Ebene gestaltet.
Abgeordnete des Europäischen Parlaments entscheiden bei all dieser
Gesetzgebung vollumfänglich mit. Die Teilnahme an der Wahl ist daher
von höchster Wichtigkeit, um langfristige Entscheidungen zu
beeinflussen. Wir hoffen auf einen starken, pro-europäischen
Rückenwind."

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 47/19, 09.04.2019
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VERBAND/629: NABU-Landesvorsitzender wechselt ins Bundesumweltministerium (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 8. April 2019

NABU-Landesvorsitzender wechselt ins Bundesumweltministerium

Josef Tumbrinck verlässt nach 23 Jahren Vorsitz den NABU NRW



Düsseldorf - Der NABU-Landesvorsitzende Josef Tumbrinck wechselt ins
Bundesumweltministerium (BMU) nach Bonn. Im Namen des
NABU-Landesverbands dankt ihm der stellvertretende Landesvorsitzende
Heinz Kowalski: "Für sein außergewöhnliches Engagement für den NABU
sind wir Josef Tumbrinck von ganzem Herzen sehr dankbar. Er hat 23
Jahre lang als Landesvorsitzender maßgeblich das Gesicht des Verbandes
geprägt und war unermüdlich und erfolgreich als Anwalt der Natur im
Einsatz. Bei seiner neuen Aufgabe wünschen wir ihm alles erdenklich
Gute."

Tumbrinck hat am Sonntagabend alle Ämter im NABU niedergelegt und
übernimmt ab sofort die Aufgabe als Unterabteilungsleiter Naturschutz
im BMU. Die Geschäfte des NABU NRW liegen nun kommissarisch in den
Händen des erfahrenen geschäftsführenden Vorstandes, der sich
zuversichtlich zeigt, dass die Nachfolge zügig geregelt wird.

Seit seiner Wahl zum Landesvorsitzenden im Jahr 1996 hat sich der
Mitgliederbestand des NABU verdreifacht und geht inzwischen auf die
100.000 zu. Josef Tumbrinck hat den NABU NRW zu dem starken
Naturschutzverband in NRW entwickelt, der als Ansprechpartner zum
Natur- und Umweltschutz geschätzt wird. Während Tumbrincks Amtszeit
hat sich der NABU in NRW unter anderem erfolgreich für die Einrichtung
des Nationalparks Eifel und den Fortbestand der Biologischen Stationen
im Land eingesetzt. In den vergangenen Jahren lagen die Schwerpunkte
im Einsatz für eine naturverträglichere Landwirtschaft und den damit
eng verknüpften Schutz der Insekten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 16/2019, 08.04.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de
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VERBRAUCHER/123: Umweltschutz im Haushalt (Securvital)


Securvital 2/2019 - April-Juni

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Umweltschutz im Haushalt

Neu gegen alt? 

von Norbert Schnorbach



Je älter Kühlschränke, Staubsauger und Wäschetrockner werden, desto
teurer sind sie im Unterhalt, weil der Energiebedarf hoch ist. Lohnt
sich der Kauf neuer Geräte - oder sind Reparaturen umweltfreundlicher?



Bei Lampen ist die Sache eindeutig: Unter Kosten- und
Energiespar-Gesichtspunkten lohnt es sich praktisch immer, ältere
Glühbirnen gegen neue LED- oder Stromsparleuchten auszutauschen. Aber
wie ist es bei größeren Haushaltsgeräten? So manche
Kühl-Gefrier-Kombination funktioniert auch nach 20 Jahren noch immer
tadellos. Aber der Stromverbrauch ist hoch: 360 Kilowattstunden (kWh)
im Jahr, umgerechnet etwa 120 Euro jährlich. Ein neues Gerät gleicher
Größe wäre deutlich sparsamer mit nur 95 kWh im Jahr (knapp 30 Euro).
Die Anschaffung einer neuen Kühl-Gefrier-Kombi würde also die
Stromrechnung um 90 Euro pro Jahr senken.

Was diese Differenz unter Umweltgesichtspunkten bedeutet, hat die
gemeinnützige Beratungsgesellschaft co2online ausgerechnet: Der Ersatz
der alten Kühl-Kombi würde pro Jahr 135 Kilogramm CO2 sparen. Diese
Rechnung führt zu einer Frage, die sich in vielen Haushalten stellt.
Lohnt es sich, ein altes Haushaltsgerät weiter zu behalten? Oder ist
es sinnvoller, es durch ein neues zu ersetzen?

Nach Einschätzung von co2online gibt es für Kühlschränke eine klare
Regel: Die Ökobilanz neuer Kühlschränke hat sich in den vergangenen
Jahren so stark verbessert, dass sich eine Neuanschaffung fast immer
rechnet, wenn Geräte älter als zehn Jahre sind. Das gilt sogar dann,
wenn das Gerät noch voll funktionsfähig ist. "Ein effizienter
Kühlschrank lohnt sich nicht nur für die Haushaltskasse", betont
co2online. "Kühlschränke mit einer guten Energieeffizienzklasse
vermeiden durch den geringeren Stromverbrauch auch viel CO2 und tragen
so zum Klimaschutz bei."

Alte Stromfresser

Das Institut für angewandte Ökologie (Öko-Institut e.V.) hat den
Energieverbrauch verschiedener Haushaltsgeräte untersucht. Der früher
oft gehörte Ratschlag ("Kaufen Sie gleich ein neues Gerät, wenn das
alte ein paar Jahre auf dem Buckel hat!") sei durchaus richtig gewesen
zu einer Zeit, als der Stromverbrauch durch technische Verbesserungen
innerhalb weniger Jahre stark verringert werden konnte. Mittlerweile
aber hat sich nach Meinung der Umweltexperten der Energieverbrauch von
zahlreichen Geräten so deutlich reduziert, dass keine weiteren großen
Effizienzsteigerungen zu erwarten sind. Deshalb lauten die aktuellen
Empfehlungen:

• Kühlschränke, Wäschetrockner und Geschirrspüler, die 20 Jahre
oder älter sind und Effizienzklasse B, C oder D haben, sind
Energiefresser. Hier lohnt es sich, stromsparende Neugeräte mit
A+++-Auszeichnung zu kaufen.

• Neuere Gerät mit Effizienzklasse A+ und besser sollte man so
lange wie möglich nutzen. Das gilt auch für Bildschirme, Computer,
Laptops und Mobiltelefone.

• Bei Waschmaschinen fällt die Energieeinsparung durch Neugeräte
nicht so sehr ins Gewicht. Funktionsfähige Waschmaschinen - egal
welchen Alters - kann man deshalb unter Umweltgesichtspunkten so lange
nutzen, bis sich eine Reparatur nicht mehr lohnt.

Neben dem laufenden Energieverbrauch der Haushaltsgeräte bezieht das
Öko-Institut auch die benötigten Ressourcen für Herstellung, Lieferung
und Entsorgung mit ein. "Konsumenten tragen zum Klima- und
Ressourcenschutz bei, wenn sie in hochwertige und langlebige Geräte
investieren", meint Siddharth Prakash, Experte für nachhaltigen Konsum
am Öko-Institut in Freiburg. Er empfiehlt, auch die
Reparaturmöglichkeiten auszuschöpfen, um die Nutzungsdauer zu
verlängern. "Aus ökologischen Gründen ist es in den meisten Fällen
ratsam, defekte Geräte reparieren zu lassen und sie so lang wie
möglich zu nutzen. Das spart Energie und Ressourcen."

Recht auf Reparatur

Das Öko-Institut fordert daher, die gesetzlichen Regeln für
Reparaturen und Garantien zu verbessern. Die Verbraucher bevorzugten
laut Umfragen langlebige und reparaturfreundliche Produkte. Dazu seien
aber auch verständlichere Informationen darüber notwendig, wie lange
die Geräte halten, wie sie repariert werden können und wie lange
Ersatzteile verfügbar sind.

Die europäische Umweltpolitik ist nach Einschätzung des Bundesverbands
der Verbraucherzentralen auf dem Weg, mit neuen Standards dafür zu
sorgen, dass Elektrogeräte in Zukunft leichter zu reparieren und
länger nutzbar sind sowie besser recycelt werden können. Das "Recht
auf Reparatur" sollte aus Umwelt- und Verbraucherschutzgründen stärker
verankert werden, fordert auch die Umweltorganisation BUND. Doch die
gesetzlichen Vorgaben seien bislang noch nicht konsequent genug, um
den "Trend zum Wegwerfen" wirkungsvoll zu stoppen.

 * 

Quelle:
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STIMMEN/117: Leipzig muss Klimanotstand ausrufen (Ende Gelände Leipzig)


Ende Gelände Leipzig - Pressemitteilung von 8. April 2019

Leipzig muss Klimanotstand ausrufen 

Unterstützung der Forderung von Fridays for Future



In der letzten Woche haben Aktivist*innen von Fridays for Future
Leipzig und Mitglieder des Jugendparlaments einen Antrag beschlossen,
der die Stadt Leipzig dazu auffordert, den Klimanotstand auszurufen.
Damit soll der historisch einmaligen Gefahr des Klimawandels mehr
Gewicht in der städtischen Politik eingeräumt werden. Der Antrag wird
zeitnah den Stadtrat beschäftigen. Dazu erklärt Maximilian Becker,
Mitglied bei Ende Gelände Leipzig:

"Ende Gelände Leipzig unterstützt die Initiative von Fridays for
Future den Klimanotstand für die Stadt Leipzig zu verhängen.
Angesichts der drohenden Gefahren des Klimawandels ist es dafür
höchste Zeit. Die Zeit des Nichthandelns ist vorbei.
Klimagerechtigkeit muss endlich auch in der Kommunalpolitik stärker
Beachtung finden. Der Leipziger Stadtrat muss nun Farbe bekennen:
steht er für eine lebenswerte Zukunft aller Menschen und überall oder
geht er sehenden Auges den Weg in die Klimakatastrophe.

Die ältere Generation darf nicht länger die Zukunft der jungen
Generation verspielen und muss endlich handeln. Dies fordert Fridays
for Future seit Wochen. Die Stadträt*innen können nun zeigen, ob sie
diese Botschaft verstanden haben. Wir werden die Abstimmung zum Antrag
genau verfolgen und gemeinsam mit Fridays for Future dafür kämpfen,
dass Leipzig den Klimanotstand verhängt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.04.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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MASSNAHMEN/174: So kann die Artenvielfalt auf Äckern und Wiesen gerettet werden (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 9. April 2019

Neue NABU-Studie: 

So kann die Artenvielfalt auf Äckern und Wiesen gerettet werden

Tschimpke: Agrarminister müssen mehr Geld für Naturschutz
bereitstellen / bisherige EU-Pläne unzureichend



Berlin/Landau - Auf Deutschlands Äckern und Wiesen wird es immer
stiller. Doch das Artensterben kann gestoppt werden, sofern die
EU-Agrarpolitik deutlich mehr Geld für den Naturschutz bereitstellt.
Dies ist das Ergebnis einer Studie, die der NABU beim Institut für
Agrarökologe und Biodiversität (ifab Mannheim) in Auftrag gegeben hat.

Die Agrarökologen kommen zu dem Schluss, dass 50 Prozent der Gelder,
die Landwirte aktuell als Direktzahlungen pro Hektar von der EU
erhalten, künftig in die konkrete naturverträgliche Bewirtschaftung
von Lebensräumen fließen müssen. Nur so werden Feldlerchen und
Wildbienen ausreichend Platz finden. Für Deutschland bedeutet dies
einen Finanzbedarf von etwa 2,4 Milliarden Euro jährlich.

Der NABU fordert Bundesagrarministerin Julia Klöckner und ihre
Kollegen in den Ländern auf, sich bei ihrem morgen beginnenden Treffen
in Landau auf einen naturverträglicheren Kurs in der Agrarpolitik zu
verständigen. Bereits kommende Woche muss Frau Klöckner Pläne mit nach
Luxemburg bringen, wie sie die EU-Agrarförderung nachhaltiger
gestalten will. Bislang blieb sie dazu jeden Vorschlag schuldig. Und
längst schlugen andere ihre Pflöcke ein: Vergangene Woche erst stimmte
der EU-Agrarausschuss dafür, ab 2021 noch weniger Geld für nachhaltig
arbeitende Landwirte bereitzustellen als bisher.

"Nochmal zehn Jahre eine solch zerstörerische Agrarpolitik und
Insektensterben können wir uns nicht erlauben. Wir brauchen jetzt
einen Kurswechsel. Für Landwirte muss es sich lohnen, unsere
Lebensgrundlagen zu schützen", so NABU-Präsident Olaf Tschimpke. Er
warnte die Agrarminister davor, Fehler zu wiederholen und Probleme auf
die lange Bank zu schieben - wie bei der Düngeverordnung. Die Quittung
komme in Form von teuren Vertragsverletzungsverfahren und wachsendem
Unmut der Bevölkerung.

Die Studienautoren unterstreichen, dass in den vergangenen Jahrzehnten
deutlich zu wenig für die Artenvielfalt in der Landwirtschaft getan
wurde. Für ihre Untersuchung stellten sie nun die Anforderungen
zusammen, wie typische Arten der Agrarlandschaft, wie Kiebitz,
Feldlerche, Rebhuhn, Wiesenpieper sowie Acker- und
Grünland-Wildkräuter, in ihrem Bestand gesichert und gefördert werden
können. Daraus leiteten sie die erforderlichen Maßnahmen sowie deren
Flächenumfang und das notwendige Budget ab.

Besonderes Augenmerk richteten sie dabei auf ein neues Instrument der
EU-Agrarpolitik, die "Eco-Schemes". Diese sind nach Ansicht der
Studienautoren besonders geeignet, die Artenvielfalt flächendeckend zu
erhöhen - und nicht nur punktuell. Nach den Plänen der EU-Kommission
soll jeder Mitgliedstaat diese Maßnahmen anbieten. Für Betriebe sollen
sie freiwillig sein, einfach umsetzbar und zudem attraktiv entlohnt.
Sie sind als Teil der sogenanten "Ersten Säule" geplant und demnach
vollständig von der EU finanziert.

Damit das neue Instrument auch tatsächlich zum Überleben von
Agrarvögeln und Insekten beitragen kann, müssen wirksame Maßnahmen auf
einem entsprechend hohen Flächenanteil umgesetzt werden - und zudem
finanziell attraktiv sein. Laut Studie sollten mit den Eco-Schemes
hocheffektive Maßnahmen auf mindestens 18 Prozent der Fläche im
Ackerland und auf 28 Prozent der Wiesen und Weiden umgesetzt werden -
zusammen genommen auf rund 3,5 Millionen Hektar in Deutschland.
Darüber hinaus sollte der Ökolandbau auf 1,7 Millionen Hektar
gefördert werden.

Konkret empfehlen die Studienautoren für das Ackerland, auf 15 Prozent
der Fläche Extensivgetreide oder Lichtäcker anzulegen und diese mit
400 Euro pro Hektar zu fördern. Auf weiteren drei Prozent sollten über-
 oder mehrjährige Blüh- und Brachestreifen entstehen, für die ein
Landwirt eine attraktive Förderung von bis zu 750 Euro pro Hektar
erhalten kann. Im Grünland sollten artenreiche und extensiv
bewirtschaftete Wiesen und Weiden sowie Streuobstwiesen mit 350 bis
500 Euro pro Hektar unterstützt werden. Der Ökolandbau sollte 300 Euro
erhalten.

Insgesamt ergibt sich daraus ein Finanzbedarf von rund 2,4 Milliarden
Euro pro Jahr für die Eco-Schemes. Dies entspricht rund der Hälfte der
Gelder, die derzeit als Direktzahlungen nach Deutschland fließen.
Darüber hinaus müsse verpflichtend sein, dass alle Landwirte, die von
Direktzahlungen profitieren, Landschaftselemente wie Hecken,
Pufferstreifen und Brachflächen erhalten oder neu anlegen. Sollten all
diese Maßnahmen umgesetzt werden, könnte Deutschland seine
Biodiversitätsziele in der Agrarlandschaft erreichen.

Der NABU sieht sich durch die Studienergebnisse in seiner Forderung
bestätigt, dass im künftigen EU-Agrarhaushalt insgesamt mindestens 15
Milliarden Euro für den Naturschutz zur Verfügung stehen müssen und
dass mindestens 50 Prozent der Ersten Säule dieses Ziel verfolgen. So
könnten die ökonomisch, sozial wie ökologisch unsinnigen pauschalen
Flächenprämien schnell in gute Anreize für mehr Umweltschutz
umgewandelt werden.

Die ausführliche Studie zum Download:

www.NABU.de/gap-studie

Weitere Informationen zu den Forderungen des NABU:

www.neueagrarpolitik.eu

 * 
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VERBAND/377: Novelle der Düngeverordnung - Umsetzung wichtiger Ziele der Ackerbaustrategie erschwert (DBV)


Deutscher Bauernverband - Gemeinsame Pressemitteilung vom 9. April
2019

Umsetzung wichtiger Ziele der Ackerbaustrategie der deutschen
Landwirtschaft erschwert

Zentralausschuss der Deutschen Landwirtschaft zur Novelle der
Düngeverordnung



Der Zentralausschuss der Deutschen Landwirtschaft (ZDL) setzt sich
nachdrücklich für den Gewässerschutz ein. Dies betonen die Verbände
des ZDL in einer Stellungnahme zu der laufenden Diskussion über eine
erneute Novelle der Düngeverordnung. Danach greifen die strengen
Regelungen der Düngeverordnung 2017 schon, bisher konnten sie aber
ihre volle Wirkung noch nicht erzielen. Maßstab eines nachhaltigen
Acker- und Gemüsebaus muss eine standortangepasste und am Bedarf der
Kulturpflanzen orientierte Düngung sein. Die Anforderungen für
nitratsensible Gebiete müssen künftig differenzierter für die
Teilgebiete vorgesehen werden, in denen noch Handlungsbedarf zur
Erreichung der Gewässerschutzziele besteht. Der ZDL vermisst in der
Diskussion über Verschärfungen des Düngerechts die klare Benennung von
Zielkonflikten und von Wirkungszusammenhängen auf Basis gesicherter
wissenschaftlicher Erkenntnis. Die Umsetzung strengerer Regelungen zum
Gewässerschutz darf nicht anderen Umweltzielen zuwiderlaufen. Für den
Deutschen Bauernverband, die Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft,
den Deutschen Raiffeisenverband, den Verband der
Landwirtschaftskammern und den Zentralverband Gartenbau werden die in
der aktuell geführten Diskussion über eine erneute Novelle der
Düngeverordnung vorgeschlagenen Maßnahmen diesen Zielen nicht gerecht.

Die Zukunftsstrategie Ackerbau wurde im Jahr 2018 gemeinsam von den
Verbänden Deutscher Bauernverband (DBV), Deutsche
Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG), Verband der Landwirtschaftskammern
(VLK), Deutscher Raiffeisenverband (DRV) und Zentralverband Gartenbau
(ZVG) entwickelt.



Zukunftsstrategie Ackerbau mit Stellungnahme zur Novelle der
Düngeverordnung

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=719574

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. April 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 0, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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KLIMA/699: Globale Erwärmung - Scheingewinne ... (SB)




Die Nordostpassage entlang der nordsibirischen Küste wird in den
nächsten Jahren häufiger im Sommer eisfrei sein und deshalb von der
Handelsschiffahrt intensiver genutzt werden. Zugleich bereitet sich
die russische Regierung darauf vor, in der Arktis noch mehr Erdgas
und Erdöl zu fördern als bisher. Rußland stehen zwar Probleme durch
die globale Erwärmung ins Haus - beispielsweise aufgrund des
auftauenden Permafrosts -, aber sieht sich als Gewinner des
Klimawandels. Das geht unmißverständlich aus der Themenauswahl
hervor, die auf dem 5. Internationalen Arktisforum vom 9. bis 10.
April 2019 in St. Petersburg behandelt wurden. [1]

Solche Vorteilserwägungen, nach denen die Arktis zugänglicher wird
und besser ausgebeutet werden kann - vor allem hinsichtlich fossiler
Energieträger -, wirken angesichts des hohen Risikos kurzsichtig.
Denn spätestens wenn der Meeresspiegel im Laufe dieses und des
nächsten Jahrhunderts Meter für Meter steigt, der Lebensraum von zig
Millionen Menschen verlorengeht, werden heftige Konflikte um Land und
Ressourcen ausbrechen. Die werden vor der russischen Grenze nicht
haltmachen, um es vorsichtig zu formulieren. Im Gegenteil: Der
auffällige NATO-Aufmarsch in West-, Nord- und Südosteuropa entlang
der russischen Grenze, die Sanktionen gegen das Land, die
Aufkündigung des INF-Vertrags über den Bau und das Aufstellen
von Mittelstreckenraketen seitens der USA und auch die vielen Hinweise auf die
Feinbildproduktion sowie umgekehrt die Bereitschaft Rußlands, in
seiner Peripherie militärisch zu intervenieren, lassen eher früher
als später einen größeren Krieg erwarten. Die globale Erwärmung mit
ihren verschiedenen Konsequenzen für die Natursysteme wird diese
und weitere politische Spannungen in der Welt noch verstärken. Der
Gewinn, den Rußland daraus erzielt, daß es fossile Energieträger
fördert, deren Verbrennung hauptverantwortlich für die gegenwärtige
Erderwärmung ist, könnte sich als Bumerang erweisen.

Rußlands Präsident Wladimir Putin schwärmt, daß im Jahr 2050 rund 30
Prozent aller Kohlenwasserstoffe wie Erdöl und Erdgas in der Arktis
gefördert werden und diese Region deshalb wirtschaftlich extrem
wichtig ist. [2]

Das sehen die Mitgliedsländer des Arktischen Rats - Kanada, USA,
Norwegen, Dänemark, Island, Finnland und Schweden - durchaus ähnlich.
Die Europäische Union beispielsweise umkleidet ihre wirtschaftlichen
Erschließungsinteressen in der Arktis - Stichwort Blue Growth - mit
wohlfeilen Worten, daß dies für die Umwelt so schonend wie möglich
geschehen soll, aber auf "Entwicklung" will auch sie nicht
verzichten. [3]

Die US-Regierung unter Donald Trump wiederum hat ein Moratorium
seines Vorgängers Obama zur Förderung von Erdöl und Erdgas an der
Nordküste Alaskas aufgehoben. Auch wenn Shell und andere
Ölgesellschaften gar nicht so erpicht darauf sind, in dieses
Risikogeschäft einzusteigen, solange Alternativen wie zum Beispiel
Fracking auf dem Festland der USA bestehen, bedeutet das nicht das
endgültige Aus für Bohrinseln und andere Infrastrukturen der fossilen
Energiewirtschaft, die den Arktischen Ozean kontaminieren können.

Eine Zunahme der wirtschaftlichen Aktivitäten in der Arktis bedeutet
bildlich gesprochen, daß man nahe am Herzen des globalen Klimas
operiert. Denn wenn erst die Meereisfläche rund um den Nordpol
sommers verschwindet, was beim gegenwärtigen Trend schon in wenigen
Jahrzehnten der Fall sein kann, lädt sich das Meer kräftig mit Wärme
auf, nagt an den grönländischen Gletschern, die um so schneller ins
Meer gleiten, und könnte die nordsibirische Permafrostküste über
weite Strecken zerrütten. Falls es dazu kommt, wird nicht nur eine
rege biologische Aktivität einsetzen und das bis dahin im
Dauerfrostboden gebundene pflanzliche Material von Bakterien zu
Methan und Kohlenstoffdioxid zersetzt werden. Es droht auch die
Freisetzung von Methanhydraten im Ostsibirischen Schelf. Wenngleich
die Idee von einer plötzlichen Freisetzung des Methans
("Methanbombe") von vielen Forscherinnen und Forschern nicht geteilt
wird, bergen beide Effekte zusammen ein Treibhausgaspotential, das
die gegenwärtige Geschwindigkeit der globalen Erwärmung zumindest
erheblich beschleunigen könnte.

Das wird durch eine Reihe von Studien gewissermaßen angekündigt.
Aktuelle Untersuchungen haben gezeigt, daß die Transpolardrift
schwächelt. Jedes Jahr lösen sich Eisschollen von ihrer "Kinderstube"
an der nordsibirischen Küste und treiben in Richtung Zentrum des
Arktischen Ozeans, wo sie sich der Transpolardrift anschließen und
eine relativ geschlossene Meereisdecke bilden. Auf dem Weg dahin
lösen sich inzwischen 80 Prozent des Meereises auf, im Jahr 2000
dagegen kam noch die Hälfte an.

Schon länger ist bekannt, daß die Zeit, an der die nordsibirische
Küste im Sommer eisfrei ist, früher im Jahr einsetzt und später
endet. Jenes Eis jedoch bildete ein natürliches Bollwerk gegen Wind
und Wellen. Die greifen im Jahresverlauf immer länger die Küste an
und beschleunigen die Erosion. Dadurch wird unter anderem Methan
freigesetzt, das auf einen Zeitraum von zwanzig Jahren gerechnet das
bis zu 87fache Treibhausgaspotential von Kohlenstoffdioxid hat.

Die Meereisfläche der Arktis ist in den letzten Jahrzehnten
dramatisch geschrumpft. Mehr noch, wie erst kürzlich noch einmal
wissenschaftliche bestätigt wurde, wächst der Anteil des dünnen,
einjährigen Meereises an, wohingegen das dickere, mehrjährige Meereis
verschwindet. Diese Entwicklung läuft unter anderem darauf hinaus,
daß die Handelsschiffahrt zunehmend weniger auf Eisbrecher angewiesen
sein wird, die eine Fahrrinne durch das Eis freihalten. Nimmt aber
der Seeverkehr zu, wird das auf Dauer ein nicht zu unterschätzender
Faktor dabei sein, der das Meereis zerkleinert und noch anfälliger
für klimatische Einflüsse macht.

Um zehn Tage verkürzt sich der Schiffahrtsweg von West nach Ost
entlang der Nordostpassage gegenüber dem bisher üblichen Weg durch
den Suezkanal. Die Strecke von Westeuropa nach Japan und den Fernen
Osten über den Arktischen Ozean verkürzt sich um die Hälfte.
Ebenfalls verkürzt sich voraussichtlich die Hochphase der
menschlichen Zivilisation, sollte das wirtschaftliche
Verwertungsmodell Rußlands und seiner Konkurrenten in der
internationalen Gemeinschaft ungebremst auf die Erschließung der
Arktis angewendet werden. Was in der Arktis geschieht, ist
brandgefährlich für das gesamte Leben auf dem Planeten Erde.


Fußnoten:

[1] https://forumarctica.ru/en/programme/business-programme/

[2]
https://www.deutschlandfunkkultur.de/forum-zur-zukunft-der-arktis-die-grosse-sorge-um-das.1008.de.html?dram:article_id=445763

[3]
https://ec.europa.eu/maritimeaffairs/sites/maritimeaffairs/files/2018-09-17-1st-arctic-stakeholder-conference-report_en.pdf

9. April 2019
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AKTION/249: AKW Brokdorf - die Bedrohung endlich beenden! 7. Protest- und Kulturmeile am 28.4.


AKW Brokdorf - die Bedrohung endlich beenden!

Sonntag, 28. April 2019

7. Protest- und Kulturmeile

12 Uhr Mittags am AKW Brokdorf

Aufruf zur Demonstration am AKW Brokdorf

Am Sonntag, dem 28. April 2019, 12 Uhr mittags

33 Jahre Tschernobyl - Gegen das Vergessen -
Aus der Geschichte lernen - Alle Atomanlagen abschalten



• Nach 32 Jahren Betrieb wird das Material des KBR immer
störungsanfälliger - z. B. Absturz der Brennelementwechselmaschine am
27.02.2019. 

• Die Produktion von Atommüll geht weiter und die Bedrohung
durch einen Kernschmelzunfall. 

• Im atomaren Zwischenlager sollen 7 Castoren mit hoch 
radioaktivem Müll aus der Wiederaufarbeitung abgestellt werden - 
für wie lange? 

• Für die tödlich strahlenden Hinterlassenschaften wird es noch 
für Jahrzehnte keine Endlagermöglichkeit geben. 

• Der Rückbau des KBR soll schon beginnen,
obwohl sich noch Brennelemente zum Abklingen der Strahlung im
Nasslager befinden. Beim Rückbau muss die Strahlenminimierung oberste
Priorität haben. 

Wenn Ihnen Ihre Zukunft etwas bedeutet: Kommen Sie
zur Demonstration. Wenn wir viele sind, haben wir eine größere Chance,
die Bedrohung durch das AKW Brokdorf vor Ende 2021 zu beenden.

www.akw-brokdorf-abschalten.de - Aufruf bitte online unterzeichnen!

Initiatoren: Initiative Brokdorf-akut, BUND Kreisgruppen
Steinburg und Dithmarschen

Unterstützer des Aufrufes: AG Schacht Konrad,
Anti-AKW Initiative im Kreis Pinneberg, Anti-AKW-Video-Gruppe
"Altonaer Museum bleibt", Anti-Atom-Gruppe Dithmarschen, attac
Hamburg, attac Itzehoe, Arbeitskreis Umwelt Gronau, Basisgemeinde
Wulfshagener Hütten, BI Frackingfreies Auenland, BI Gesundheit und
Klimaschutz Unterelbe, BI kein Atommüll in Schönwohld, BI Kiel gegen
Atomanlagen, BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, BI Atommüll
Einlagerung Stopp Harrislee, BUND Landesverbände Hamburg und
Schleswig-Holstein, BUND-Kreisverband Pinneberg, Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), COMM e. V., Fukushima Mahnwache
Schönberg, Die Grünen Kreisverband Steinburg, Die LINKE -
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein, Die LINKE -
Kreisverband Steinburg, Mahnwache für den Atomausstieg Buxtehude,
Mahnwachengruppe vor dem AKW Brokdorf am 6. eines jeden Monats, MAUS
e. V., Schümannhof, IG Metall Unterelbe, IPPNW - Internationale Ärzte
gegen den Atomkrieg, Landesverband des Bundesverbandes Windenergie
(BWE-SH), NABU Ortsgruppen Glückstadt, Itzehoe, Schenefeld,
Kellinghusen und Wilster, ROBIN WOOD Hamburg, SAND, Südschleswigscher
Wählerverband, Umweltgewerkschaft, X-tausendmal quer Regionalgruppe
Hamburg

Mehr Infos unter: www.akw-brokdorf-abschalten.de

 * 

Quelle:

Aktionsflyer Brokdorf 2019

Initiative Brokdorf-akut

BUND Kreisgruppen Steinburg und Dithmarschen

www.akw-brokdorf-abschalten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





FILM/096: Die Wiese - ein Paradies nebenan, Kinopremiere 4.4.19 (DeWiSt)


Deutsche Wildtier Stiftung - 4. April 2019

Seit 4. April 2019 im Kino:

Die Wiese - ein Paradies nebenan



Liebe Naturfreundin, lieber Naturfreund,

bunte Blumenwiesen, Insektendramen, Pflanzenpower und eine
Reh-Zwillingsgeburt - der Weg auf die Wiese führt ins Kino.
Artenreiche Wiesen - Lebensräume für zahlreiche heimische Arten -
werden bald verschwunden sein. Das muss sich ändern! Leider ist diese
Problematik vielen Menschen unbekannt. Deshalb hat die Deutsche
Wildtier Stiftung den bekannten Naturfilmer Jan Haft beauftragt, mit
den Mitteln eines modernen Dokumentarfilms auf dieses brennende
ökologische Thema aufmerksam zu machen. Lassen Sie sich inspirieren
von Naturszenen, die selbst ein Tierfilmer selten zu Gesicht und vor
die Kamera bekommt.



DIE WIESE - EIN PARADIES NEBENAN. Ab heute im Kino! Der Film läuft
deutschlandweit in ausgewählten Kinos, die Sie hier einsehen können:


https://www.deutschewildtierstiftung.de/content/6-aktuelles/215-der-weg-auf-die-wiese-fuehrt-ins-kino/film_die-wiese_aktueller_schaltplan_woche-1_deutschland.pdf

weitere Informationen:

www.DeutscheWildtierStiftung.de

 * 

Quelle:

Deutsche Wildtier Stiftung

Mitteilung, 04.04.2019

Christoph-Probst-Weg 4, 20251 Hamburg

Telefon: 040/9707869-0, Fax: 040/9707869-99

E-Mail: Info@DeWiSt.de

Internet: www.DeutscheWildtierStiftung.de
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TOUR/553: Kassel - "Kobolde der Nacht", Fledermausexkursionen am 12.4. und 3.5., mit Voranmeldung


Stadt Kassel

Kobolde der Nacht - Fledermausexkursion für Erwachsene und
Familien



Nächtliche Spaziergänger in unseren Kasseler Parks merken nicht, dass
um sie herum ein verborgenes, quirliges Leben existiert. Gemeinsam mit
einer Expertin des Naturkundemuseums wird mit Hilfe von Scheinwerfern
und Ultraschalldetektoren Licht in dieses dunkle Treiben gebracht.

Eine Voranmeldung unter der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags
bis sonntags von 10.30 bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten
betragen drei Euro.

Termine: 

Freitag, 12. April, 20.15 bis 21.45 Uhr

Freitag, 3. Mai, 20.45 bis 22.15 Uhr im Kasseler Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter 

www.naturkundemuseum-kassel.de

durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TOUR/552: Ringelganstage mit Zugvogelspektakel, Poetry Slam & Extratouren, Biosphäre Halligen, 27.4.-12.5.


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 4. April 2019

Zugvogelspektakel, Poetry Slam und Extratouren

22. Ringelganstage in der Biosphäre Halligen



Anfang März sind die ersten Ringelgänse aus ihren
Überwinterungsgebieten auf die Halligen und an die nordfriesische
Küste gekommen, um sich auf den Salzwiesen Fettreserven für die
Brutsaison an der Eismeerküste anzufressen. "Die Gänse lassen sich
bereits jetzt ohne Fernglas sehr gut von den Wegen aus beobachten,"
berichtet Michael Klisch, Hausleiter der Schutzstation Wattenmeer auf
Hallig Hooge. Die Fluchtdistanz der Tiere sei in den vergangenen 30
Jahren immer geringer geworden. "Früher waren vernünftige
Beobachtungen ohne Spektiv kaum denkbar, heute reichen für
Ringelgans-Aufnahmen bereits einfache Digitalkameras", so der
Seminarhausleiter.




[image: Foto: © Klaus Günther, Schutzstation Wattenmeer]

Die Ringelgänse lassen sich sehr gut von den Wegen aus beobachten.

Foto: © Klaus Günther, Schutzstation Wattenmeer



Dem Vogelzugspektakel, das seinen Höhepunkt Ende April mit
zehntausenden Vögeln finden wird, widmen Halliggemeinden,
Nationalparkverwaltung und Naturschutzverbände vom 27. April bis 12.
Mai 2019 die 22. Ringelganstage in der Biosphäre Halligen.

"Neu im diesjährigen Programm der Ringelganstage sind eintägige
Extratouren, die ein intensives Erlebnis der gefiederten Gäste im
Weltnaturerbe bieten", berichtet Mitorganisator Klisch. Per Schiff
werden die Halligen Langeneß, Hooge und Oland zur Gänsebeobachtung
bequem angesteuert und der Rücktransport zum Festland am gleichen Tag
ist ebenfalls gewährleistet. Wer gut auf den Beinen ist, den führen
Extratouren 15 Kilometer von Pellworm zu Fuß (Gesamtstrecke) durch das
Watt zu den Gänsen nach Süderoog oder von Nordstrand nach Südfall.

Ein Höhepunkt der Ringelganstage ist die eintägige Extratour von
Schlüttsiel nach Hooge am 04.05.19: "Die Fahrt bietet eine besondere
Kombination von Kultur und Natur im Weltnaturerbe Wattenmeer", wirbt
Klisch. Bereits während der Anreise lernen die Teilnehmer beim
Seetierfang die Unterwasserbewohner des Watts kennen. Später stehe
nach ausgiebigem Gänsegucken auch das Halligleben der ungefiederten
Bewohner auf dem Programm. Highlight sei aber der Ringelgans-Poetry
Slam auf der Hanswarft. Auf Grund der begrenzten Kapazität der
Veranstaltungsorte empfiehlt der Hausleiter für alle Extratouren eine
rechtzeitige Anmeldung. Das komplette Programm der Ringelganstage bis
zum 12.5.19 ist unter www.ringelganstage.de verfügbar.

Weitere Infos:

www.ringelganstage.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 04.04.2019

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.

Pressestelle

Grafenstraße 23, 24768 Rendsburg

Tel.: 04331/23 6 22, Fax:04331/25 24 6

Internet: http://www.schutzstation-wattenmeer.de
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KURSUS/1252: Bielefeld - Nähkurs für Jung und Alt, 24.-26. April 2019


Stadt Bielefeld

Nähkurs in den Osterferien



Bielefeld (bi). Von Mittwoch, 24., bis Freitag, 26. April, bietet die
Volkshochschule im Ravensberger Park einen Grundlagen-Nähkurs für Jung
und Alt an. Jeweils von 10.30 bis 14.30 Uhr können Taschen, Loops oder
Kissen hergestellt oder bereits vorhandene Kleidung aufgewertet
werden. 

Der Kurs ist geeignet für Interessierte, die keine oder nur
geringe Vorkenntnisse haben. Nähmaschinen sind vorhanden. 

Infos zum Material und Anmeldung unter 

www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 /51-6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. April 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





MARKT/4176: Wertheim - Ostermarkt lockt mit vielen Attraktionen am 13. und 14.4.2019


Stadt Wertheim

Ostermarkt lockt mit vielen Attraktionen

Autoausstellung und verkaufsoffener Sonntag



Wertheim. Traditionell findet am Wochenende vor Ostern wieder der
Wertheimer Ostermarkt statt. Die Besucher erwartet am Samstag und
Sonntag, 13. und 14. April, jeweils von 11 bis 18 Uhr eine Mischung
aus Unterhaltung, Information und Einkaufserlebnis in der Innenstadt.
Der Ostermarkt ist auch in diesem Jahr mit einer zweitägigen Neu- und
Gebrauchtwagenausstellung und einem Spezialitätenmarkt kombiniert.
Ebenfalls wieder dabei ist das "Wertheimer Saatgutfestival" am
verkaufsoffenen Sonntag in der Main-Tauber-Halle. Eine
Oldtimerausstellung in der Altstadt rundet das Erlebnispaket ab.

Neu- und Gebrauchtwagenausstellung

Auf rund 4.000 Quadratmetern Ausstellungsfläche präsentiert an beiden
Tagen die Sparkasse Tauberfranken gemeinsam mit fünf Wertheimer
Autohändlern die Neu- und Gebrauchtwagenausstellung auf dem
Mainparkplatz. Die Sparkassenversicherung ist mit ihrem Aktionsmobil
vertreten. Für die Kinder steht eine Hüpfburg bereit.

Am Stand des "Autohaus Szabo" können Interessierte die Vorzüge des
Hybridantriebs im Rahmen einer Probefahrt des neuen Toyota Corolla
erleben. Auf Wunsch erhalten sie ihr persönliches Fahrprofil mit
Auswertung des elektrisch gefahrenen Streckenanteils. Außerdem können
Besucher alkoholfreie "Pre-Season Cocktails" des Wertheimer
Stadtstrands genießen, Erinnerungsfotos zum Mitnehmen schießen und mit
Glück unter anderem ein neues Auto gewinnen.

Marktstände

Der vom Verein Stadtmarketing Wertheim (STMV) in Kooperation mit der
Stadtverwaltung veranstaltete Ostermarkt lädt mit einer großen
Produktpalette zum gemütlichen Bummeln ein. An rund 30 Ständen, die
überwiegend am Maintor und in der Brückengasse stehen, gibt es
hauptsächlich handwerkliche Artikel und Dekoratives. Mit dabei ist
auch wieder der Spezialitätenmarkt "Euromarché". Er bietet auf dem
Mainplatz kulinarische Spezialitäten aus verschiedenen europäischen
Ländern an. An jedem Stand wird die Landessprache gesprochen, was dem
bunten Markttreiben ein besonderes Flair verleiht.

Verkaufsoffener Sonntag

Einkaufen nach Lust und Laune kann man am Sonntag, 14. April, von 13
bis 18 Uhr. Die Geschäfte in der Wertheimer Innenstadt sowie das
Wertheim Village und die Erwin Hymer World laden zum Sonntags-Shopping
ein.

Zwischen der Haltestelle "Altstadt" und dem Wertheim Village
beziehungsweise der Erwin Hymer World gibt es wieder kostenlosen
Buspendelverkehr mit Stopp an der Haltestelle "Schlösschen im
Hofgarten". Ein besonderes Ticket ist an diesem Tag nicht
erforderlich. Die Erwin Hymer World veranstaltet vom 8. bis 14. April
eine große Frühlingsmesse mit verschiedenen attraktiven Angeboten und
Attraktionen für Freizeit- und Caravaninteressierte.

Oldtimerausstellung

Ein besonderer Anziehungspunkt des Wertheimer Ostermarktes wird wieder
die große Oldtimerausstellung sein. Sie findet am Sonntag, 14. April,
von 13 bis 16.30 Uhr, statt. Fans von Young- und Oldtimern können die
Liebhaberstücke auf sämtlichen Plätzen und Gassen der Wertheimer
Altstadt bewundern.

Oldtimer-Fans, die ihre Fahrzeuge vor der historischen Kulisse der
Wertheimer Altstadt präsentieren möchten, sind willkommen.

Angebote der Museen

Kunst- und Kulturinteressierte kommen in den Wertheimer Museen auf
ihre Kosten. Sie laden am Ostermarktwochenende mit besonderen
Angeboten zum Besuch ein.

Das Glasmuseum hat am Veranstaltungswochenende täglich ab 13 Uhr
geöffnet und präsentiert sich am Samstag, 13. April, mit einem Tag der
offenen Tür. Bei freiem Eintritt können die Besucher den Werkstoff
Glas spielerisch an rund 35 Stationen entdecken. Gezeigt werden
außerdem die Ausstellungen "50 Kostbarkeiten aus Glas" sowie "Die
Entwicklung des historischen Christbaumschmucks in Thüringen -
Grundlage der Wertheimer Laborglasindustrie". Zwischen 13 und 18 Uhr
lädt das Glasmuseum am Samstag zum Gewinnspiel "Finde den Osterhasen!"
ein. Mit dem Museumsglasbläser Ostereier vor der heißen Flamme blasen
können die Besucher am Samstag und Sonntag zwischen 14 und 16 Uhr.

Auch das Grafschaftsmuseum öffnet seine Tore. Die Sonderausstellung
"Mechanische Tierwelt" ist für Besucher besonders empfehlenswert: Die
Berliner Künstler Sebastian Köpcke und Volker Weinhold haben
historische Blechtiere internationaler Hersteller aus der Zeit von
1900 bis 1970 gesammelt, um sie in inszenierten Fotografien in ihre
scheinbar natürliche Umwelt zu versetzen. Es ist die erste Ausstellung
ihrer Art, die sich mit diesen Blechtieren beschäftigt und diese
klackernd, ratternd, springend und watschelnd zum Leben erweckt. Das
Grafschaftsmuseum hat am Samstag ab 14.30 Uhr sowie am Sonntag ab 14
Uhr geöffnet und bietet den Eintritt zu ermäßigten Preisen an.

Das Museum "Schlösschen im Hofgarten" hat am Samstag ab 14 Uhr und am
Sonntag ab 12 Uhr geöffnet. Zu besichtigen sind die museumseigene
Sammlung zur Berliner Secession, verschiedene Ausstellungen zur Kunst
um 1900 sowie Gemälde und Porzellan der Zeit um 1800. Zusätzlich läuft
aktuell die Sonderausstellung "Verfemt und vergessen - Maler des
Expressiven Realismus".

Weitere Programmpunkte

Freuen dürfen sich große und kleine Besucher auf eine Vorführung der
Voltigiergruppe des Reit- und Fahrvereins Wertheim-Maintaubereck am
Samstag um 14 Uhr am Mainpavillon auf den Auftrieb der "Wertheimer
Burgziegen" zur Burg am Sonntag um 16 Uhr. Startpunkt ist der Platz
vor der Stiftskirche, wo die Tiere bereits gestreichelt und gefüttert
werden können.

Auf dem Busparkplatz am Spitzen Turm ermöglicht ein Bungee-Trampolin
eine Sprunghöhe von bis zu acht Metern und macht kleinen wie großen
"Tieffliegern" Spaß. Alle Kinder dürfen sich außerdem auf ein
Karussell und den Besuch vom Osterhasen freuen.

Der Grüne Markt bleibt am Veranstaltungswochenende an seinem
angestammten Platz. Er findet am Samstag, 13. April, etwas länger als
gewohnt ab 8 Uhr auf dem Marktplatz statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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MARKT/4175: Magdeburg - Versteigerung von Fundfahrrädern, Gebote bis 23.4.2019


Stadt Magdeburg

Verkauf von Fundfahrrädern - Gebote bis zum 23. April möglich



Das städtische Fundbüro veräußert in einem freihändigen Verkauf 18
Fundfahrräder, ein Pocket-Bike und einen Roller. Die Veräußerung
erfolgt an diejenigen, die bis zum Ablauf der Gebotsfrist das höchste
Gebot für das jeweilige Fahrrad abgeben. Sofern mehrere gleichlautende
Höchstgebote vorliegen, erhält derjenige den Zuschlag, dessen Gebot
zuerst eingegangen ist.

Gebote können bis zum 23. April 2018 schriftlich in einem
verschlossenen Umschlag im Ordnungsamt, Neues Rathaus, Bei der
Hauptwache 4, 39104 Magdeburg abgegeben werden. Die Räder können am 9.
und 16. April von 16.30 bis 17.30 Uhr in der 2. Etage des Neuen
Rathauses angeschaut werden.

Das Mindestgebot beträgt 5 Euro. Die 18 Fahrräder, das Pocket Bike und
der Roller werden im augenscheinlichen Zustand und unter Ausschluss
jeder Gewährleistung veräußert. Zum Zustand, der Funktionsfähigkeit
und sonstigen Eigenschaften kann keine verbindliche Aussage getroffen
werden.


Fotos und weitere Informationen gibt es auf den Internetseiten des
Fundbüros unter:

www.magdeburg.de/Start/Bürger-Stadt/Verwaltung-Service/BürgerService 

und im Eingangsbereich des Neuen Rathauses.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. April 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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